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a) Maßnahmen der Landesregierung 5551
gegen häusliche Gewalt
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2427 -
dazu: Entschließungsantrag der

Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2523 -

b) Maßnahmen der Thüringer Landes- 5551
regierung gegen häusliche Gewalt
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 3/2480 -

c) Kompetenzen und Aufgaben der 5551
Lenkungsgruppe der KOST-G bei
der Umsetzung der Maßnahmen
gegen häusliche Gewalt
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/2499 -

Nach Begründung des Antrags der Fraktion der PDS - Drucksache 3/2427 - erstattet
Staatssekretärin Dr. Meier einen Sofortbericht zu den Anträgen in Drucksache 3/2427,
3/2480 und 3/2499. Auf Verlangen aller Fraktionen findet eine Aussprache zu dem
Bericht der Landesregierung statt.

Der Antrag der Fraktion der PDS auf Fortsetzung der Beratung des Berichts der Lan-
desregierung im Gleichstellungsausschuss wird ohne Widerspruch derjenigen, die
eine Beratung im Landtag verlangt haben, einstimmig angenommen.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens wird gemäß § 106 Abs. 2 GO festgestellt.

Eine beantragte Überweisung des Entschließungsantrags der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2523 - an den Gleichstellungsausschuss wird mit Mehrheit abgelehnt.

Der Entschließungsantrag der Fraktion der PDS - Drucksache 3/2523 - wird mit
Mehrheit abgelehnt.

a) Neuregelungen zu Schulabschlüssen 5563
an Regelschulen und Gymnasien
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/2430 - Neufassung -
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b) Neuregelungen des Erwerbs 5563
von Abschlüssen im Realschul-
bildungsgang und im gymnasialen
Bildungsgang
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2487 -
dazu: Entschließungsantrag der

Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2518 -

c) Maßnahmen zur verbesserten beruf- 5563
lichen Orientierung und Berufsvorbe-
reitung junger Menschen
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/2501 -

Ohne Begründung des Antrags der Fraktion der SPD - Drucksache 3/2430 - Neu-
fassung - und nach Begründung des Antrags der Fraktion der PDS - Drucksa-
che 3/2487 - und des Antrags der Fraktion der SPD - Drucksache 3/2501 - sowie
gemeinsamer Aussprache werden der Antrag der Fraktion der SPD - Drucksa-
che 3/2430 - Neufassung - und der Antrag der Fraktion der PDS - Drucksache
3/2487 - jeweils an den Ausschuss für Bildung und Medien überwiesen.

Der Entschließungsantrag der Fraktion der PDS - Drucksache 3/2518 - wird mit
Mehrheit abgelehnt.

Der Antrag der Fraktion der SPD - Drucksache 3/2501 - wird an den Ausschuss für
Bildung und Medien - federführend - und an den Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit
und Strukturpolitik überweisen.

Während der Aussprache erhält der Abgeordnete Ramelow (PDS) einen Ordnungs-
ruf.

Information der Eltern volljähriger 5598
Schüler über schulische Angele-
genheiten
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/2491 -

Nach Begründung und Aussprache wird der Antrag der Fraktion der SPD - Druck-
sache 3/2491 - an den Ausschuss für Bildung und Medien - federführend - und an den
Justizausschuss überwiesen.

Fragestunde 5601

a) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Sedlacik (PDS) 5602
    Mögliche Auswirkungen der Haushaltssperre für die Bereit-
    stellung von Landesmitteln für das Bund-Länder-Programm
    "Stadtumbau Ost"
    - Drucksache 3/2508 -

wird von Minister Trautvetter beantwortet. Zusatzfragen.

b) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Sonntag (CDU) 5602
    Es stinkt nach Teer in Rositz, denn es wird Sommer
    - Drucksache 3/2512 -

wird von Minister Dr. Sklenar beantwortet. Zusatzfragen.
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c) Die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Nothnagel (PDS) 5604
    Zertifizierung nach ISO 9001/9002
    - Drucksache 3/2459 -

wird von Minister Dr. Pietzsch beantwortet.

d) Die Mündliche Anfrage der Abgeordneten Sojka (PDS) 5605
    Haushaltssperre Kultusministerium
    - Drucksache 3/2489 -

wird von Minister Dr. Krapp beantwortet.

a) Enquetekommission "Schul- 5605
entwicklung in Thüringen"
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/2431 -

b) Enquetekommission "Schul- 5605
reform im Freistaat Thüringen"
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2494 -

Ohne Begründungen und nach gemeinsamer Aussprache wird der Antrag der Frak-
tion der SPD - Drucksache 3/2431 - in namentlicher Abstimmung bei 62 abgegebenen
Stimmen mit 23 Jastimmen, 38 Neinstimmen und 1 Enthaltung abgelehnt (Anlage 1).

Der Antrag der Fraktion der PDS - Drucksache 3/2494 - wird in namentlicher Ab-
stimmung bei 67 abgegebenen Stimmen mit 23 Jastimmen, 43 Neinstimmen und 1 Ent-
haltung abgelehnt (Anlage 2).

Thüringen - eine bürgernahe Region 5609
im Zentrum einer erweiterten Euro-
päischen Union
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 3/1878 -
dazu: Beschlussempfehlung des Ausschusses

für Bundes- und Europaangelegenheiten
- Drucksache 3/2511 -

Nach Berichterstattung und während der Aussprache erstattet die Landesregierung
einen Bericht zu dem Antrag der Fraktion der CDU - Drucksache 3/1878 -.

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten
- Drucksache 3/2511 - wird mit Mehrheit angenommen, wobei das Berichtsersuchen
in Absatz 4 aufgrund der Berichterstattung während der Beratung bereits erfüllt ist.

Bericht zur Situation des öffent- 5620
lichen Gesundheitsdienstes in
Thüringen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2481 -

Ohne Begründung durch den Antragsteller erstattet Minister Dr. Pietzsch einen Sofort-
bericht zu dem Antrag der Fraktion der PDS - Drucksache 3/2481 -. Auf Verlangen
aller Fraktionen findet gemäß § 106 Abs. 1 GO eine Aussprache zu dem Bericht der
Landesregierung statt.
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Der Antrag der Fraktionen der PDS und SPD auf Fortsetzung der Beratung zu dem
Bericht der Landesregierung im Ausschuss für Soziales, Familie und Gesundheit wird
mit Mehrheit abgelehnt.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu dem Antrag der Fraktion der PDS - Druck-
sache 3/2481 - wird gemäß § 106 Abs. 2 GO festgestellt.

Berichtsvorlage der Enquete- 5628
kommission 3/1 "Wahrung der
Würde des menschlichen Le-
bens in Grenzsituationen"
Antrag der Abgeordneten Aren-
hövel, Bechthum, Braasch,
Dr. Fischer, Prof. Dr. Goebel,
Nothnagel, Pelke, Sonntag,
Tasch, Zitzmann
- Drucksache 3/2482 -

Ohne Begründung durch die Antragsteller und ohne Aussprache wird der Antrag der
Abgeordneten Arenhövel, Bechthum, Braasch, Dr. Fischer, Prof. Dr. Goebel, Noth-
nagel, Pelke, Sonntag Tasch, Zitzmann - Drucksache 3/2482 - einstimmig angenommen.

Benachteiligungen und Über- 5628
führungslücken im Renten-
recht beseitigen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2485 - korrigierte Neufassung -

Ohne Begründung durch den Antragsteller erstattet Minister Dr. Pietzsch einen So-
fortbericht zu dem Antrag der Fraktion der PDS - Drucksache 3/2485 - korrigierte
Neufassung -.

Auf Verlangen der Fraktionen der PDS und SPD findet gemäß § 106 Abs. 1 GO
eine Aussprache zu dem Bericht der Landesregierung statt.

Die Erfüllung des Berichtsersuchens zu dem Antrag der PDS - Drucksache 3/2485 -
korrigierte Neufassung - wird gemäß § 106 Abs. 2 GO festgestellt.

Entschuldung des Fernwasser- 5634
zweckverbandes Südthüringen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2490 -

Nach Begründung und Aussprache wird der Antrag der Fraktion der PDS - Druck-
sache 3/2490 - in namentlicher Abstimmung bei 66 abgegebenen Stimmen mit
23 Jastimmen, 42 Neinstimmen und 1 Enthaltung abgelehnt (Anlage 3).

Der Abgeordnete Schwäblein (CDU) erhält während der Aussprache einen Ord-
nungsruf.
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Die Sitzung wird um 9.05 Uhr von der Präsidentin des
Landtags eröffnet.

Präsidentin Lieberknecht:

Ich begrüße die Damen und Herren Abgeordneten, die
Vertreter der Landesregierung, die Vertreter der Medien
und die Besucher auf der Besuchertribüne und eröffne un-
sere heutige 66. Plenarsitzung des Thüringer Landtags am
14. Juni 2002. Ich begrüße Sie dazu alle sehr herzlich. Als
Schriftführer haben an meiner Seite Frau Abgeordnete
Dr. Wildauer und Frau Abgeordnete Zitzmann Platz ge-
nommen. Frau Abgeordnete Zitzmann wird die Rednerliste
führen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist offensichtlich einen besonderen Applaus wert, au-
ßergewöhnlich. Für die heutige Sitzung haben sich ent-
schuldigt Herr Minister Dr. Birkmann, Herr Abgeordneter
Dr. Hahnemann, Herr Abgeordneter Otto Kretschmer, Herr
Abgeordneter Scheringer - zeitweise, steht hier -, Herr Mi-
nister Schuster, Herr Abgeordneter Schugens und Herr Ab-
geordneter Professor Dr. Goebel bis zum Mittag. Das ist
das, was mir hier angekündigt ist.

Dann kommen wir unmittelbar wieder zum Einstieg in die
Tagesordnung, und zwar zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 9

a) Maßnahmen der Landesregierung
gegen häusliche Gewalt
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2427 -
dazu: Entschließungsantrag der

Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2523 -

b) Maßnahmen der Thüringer Landes-
regierung gegen häusliche Gewalt
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 3/2480 -

c) Kompetenzen und Aufgaben der
Lenkungsgruppe der KOST-G bei
der Umsetzung der Maßnahmen
gegen häusliche Gewalt
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/2499 -

Wünscht irgendeine Seite Begründung der Anträge? Frau
Dr. Klaubert für den Teil 9 a, Antrag der PDS. Bitte, Frau
Dr. Klaubert.

Abgeordnete Dr. Klaubert, PDS:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, ich kann
natürlich nur den Antrag der PDS-Fraktion begründen,
wenngleich ich mich natürlich freue, dass zu diesem frü-
hen Zeitpunkt so sehr viele Abgeordnete ganz aufmerksam
dem folgenden Berichtsersuchen lauschen wollen und sich
in die Debatte einbringen wollen.

(Zwischenruf Abg. Seela, CDU)

Herr Seela hat schon wieder einen Zwischenruf parat, der
hat sich gestern schon disqualifiziert mit seinen Zwischen-
rufen.

(Beifall bei der PDS)

Herr Seela, ich begründe jetzt noch einmal, warum wir
den Antrag auf Berichtsersuchen gestellt haben, und Sie
können sich dann in die Debatte einklinken.

(Zwischenruf Abg. Seela, CDU)

(Unruhe bei der CDU)

Die Debatte zum Problem der häuslichen Gewalt hat ei-
gentlich gestern schon in Teilen stattgefunden. Ich möchte
trotzdem einige Worte zur Begründung unseres Antrags
auf Berichtsersuchen nennen, denn zum einen fordern
wir die Thüringer Landesregierung auf, sich eindeutiger
zu diesem Problem zu verhalten, will heißen, mehr als ver-
bale Akrobatik hier vorzuführen, sondern tatsächlich auch
zu handeln.

(Beifall Abg. K. Wolf, PDS)

Zum Zweiten haben wir auch konkrete Kritik am vorlie-
genden Maßnahmeplan und diese Kritik muss ausgespro-
chen werden. Zum Dritten möchten wir unsere fachlichen
Ideen in die Debatte einfließen lassen, wobei wir natür-
lich hoffen, dass Sie diese Intention auch haben.

Das Problem häusliche Gewalt, das ist gestern angedeutet
worden, ist ein sehr komplexes Problem, demzufolge muss
man komplex dagegen vorgehen. Wir vertreten die Auf-
fassung, dass nur konzentrierte und konzertierte Interven-
tionen, die umfassend auf Erfordernisse häuslicher Gewalt-
situationen eingehen, Erfolg haben und dass nur im kon-
zentrierten Vorgehen dagegen Aussicht auf Erfolg besteht.
Wir denken, dass es in diesem Zusammenhang ein In-
terventionsprojekt auf Landesebene geben muss; meine
Kollegin wird dann darauf noch eingehen.

Wir haben auch gestern schon angemerkt, dass in das
neue Polizeirecht nach unserer Auffassung wirksame Maß-
nahmen wie Wegweisungs- und Rückkehrverbotsrege-
lungen aufgenommen werden müssten. Ich denke auch,
wir müssten einmal darüber sprechen, in welchem Zusam-
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menhang der Kostenfaktor zu betrachten ist. Die Landes-
regierung formuliert letzten Endes, dass das alles nichts
kosten dürfte, aber wir verweisen darauf, dass die Finan-
zierung von Frauenhäusern und Beratungsstellen letzten
Endes nur einen Bruchteil der Gesamtkosten darstellt, die
der Gesellschaft durch die Verursacher, nämlich durch die
Gewalttäter, aufgebürdet wird.

Maßnahmen zur Reduzierung häuslicher Gewalt würden
in der Folge tatsächlich zu Kosteneinsparungen führen,
und ich verweise darauf, dass das "Ersparen" des physi-
schen und des psychischen Leides auf keinen Fall ver-
nachlässigt werden darf.

(Beifall bei der PDS)

Im Übrigen wollen wir, dass die Landesregierung auch in
der Debatte zum heutigen Berichtsersuchen Zeichen setzt.
Wir denken, dass das Level, auf dem im Moment disku-
tiert wird, seitens der Landesregierung zu niedrig ange-
setzt ist. Wenn der Ausgangspunkt für weitere Entwick-
lungen aber am untersten Level angesiedelt wird und die
Forderungen in diesem Zusammenhang zu sanft und zu
zaghaft gestellt sind, dann werden wir recht wenig errei-
chen. In diesem Sinne hoffe ich auf eine konstruktive De-
batte und vor allem auf Handlungen, die die Landesre-
gierung und das Parlament gemeinsam initiieren.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Begründungswünsche sehe ich nicht. Dann gebe
ich jetzt Frau Staatssekretärin Dr. Meier für den Bericht
der Landesregierung das Wort.

Dr. Meier, Staatssekretärin:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, in den
vergangenen Jahren hat im Umgang mit häuslicher Gewalt
ein grundlegender Paradigmenwechsel stattgefunden. Die
Opfer häuslicher Gewalt - überwiegend Frauen und Kinder
- sind stärker ins Blickfeld gerückt. Das Verständnis für die
Thematik hat zugenommen, die Öffentlichkeit sieht das
Thema anders als noch vor ein paar Jahren. Das belegen
Beschlüsse und Konzeptionen der EU, der verschiedenen
europäischen Länder sowie eine Vielzahl der deutschen
Länder. Auch die Tatsache, dass wir heute im Plenum über
häusliche Gewalt diskutieren, zeigt das. Trotzdem bedarf
es noch erheblicher Anstrengungen, um die gesellschaft-
liche Situation nachhaltig zu verändern. Häusliche Gewalt
kommt in allen Kulturen, in allen gesellschaftlichen Schich-
ten und Altersgruppen vor. Manche Betroffene erleben sie
ihr Leben lang. Häusliche Gewalt wird definiert als Ge-
waltstraftat zwischen Erwachsenen, die in einer verwandt-
schaftlichen Beziehung zueinander stehen, in einer häus-
lichen Gemeinschaft leben oder gelebt haben. Häusliche
Gewalt zeigt sich in vielfältigen Formen, wie Verfolgung,
Nötigung, Bedrohung, einfacher und schwerer Körperver-

letzung, bis hin zu Tötungsdelikten. Gewalthandlungen im
häuslichen Bereich sind nur selten Einzelfälle. Häusliche
Gewalt ist vielfach ein Seriendelikt. Familien, in denen
ein Mitglied gewalttätig ist, sind durch eine Wiederholung
der Gewalthandlungen in immer kürzeren Abständen ge-
kennzeichnet. In der Regel nimmt die Schwere der Gewalt
gegenüber dem Opfer zu. Häusliche Gewalt, wie wir sie
verstehen, ist nicht allein ein Frauenproblem, auch Män-
ner können Opfer sein. In der überwiegenden Mehrheit sind
zudem Kinder und Jugendliche direkte Opfer von Eltern-
gewalt oder sie sind indirekte Opfer, weil sie Gewalt mit-
erleben müssen. Kinder und Jugendliche sind nicht nur Zu-
schauer der elterlichen Gewalt, sondern auch Beurteiler
elterlicher Gewalt. Sie sorgen sich um ihre Familie, viel-
leicht sogar um ihr eigenes Leben und das eines Eltern-
teils, meist der Mutter. Wissenschaftliche Untersuchungen
- und hier beziehe ich mich besonders auf die von Herrn
Prof. Frindte von der Friedrich-Schiller-Universität in Jena
- zeigen die wichtige Rolle der Familie als primäre So-
zialisationsinstanz und ihren Einfluss auf die Entwick-
lung von Kindern und Jugendlichen. Sie belegen eindrucks-
voll die Auswirkungen, die sowohl Elterngewalt gegen
Kinder als auch miterlebte partnerschaftliche Gewalt auf
spätere eigene Gewalttätigkeit hat.

Bedeutend ist die familiäre Sozialisation für die Gewalt-
bereitschaft und für das tatsächliche Gewalthandeln. Ge-
walttätigkeiten zwischen den Eltern können sich auf die
Kinder übertragen.

Wir stellen also fest, das Miterleben von Gewalt, Miss-
handlung, Demütigung und Einschüchterung in der Fa-
milie, also eine gewaltbesetzte familiäre Situation, hat eine
nachhaltige negative Auswirkung auf die Kinder. Aus-
gehend von diesen Erkenntnissen ergibt sich die Notwen-
digkeit, möglichst früh bereits in der Familie mit der Prä-
ventionsarbeit zu beginnen, sie im Kindergartenalter, da-
nach in der Schule und später auch für Jugendliche fort-
zuführen. Kinder und Jugendliche müssen Gewalt als unzu-
lässige Handlung begreifen. Sie müssen lernen, mit alter-
nativen Konfliktlösungsinstrumenten umzugehen. Maßnah-
men gegen häusliche Gewalt zu ergreifen bedeutet primär
präventiv zu wirken und damit frühzeitig Alternativen
zu gewalttätigem Verhalten aufzubauen. Staatliche Maß-
nahmen müssen als vorrangige Ziele haben, häusliche Ge-
walt zu ächten, die Opfer häuslicher Gewalt vor weiteren
Gewaltandrohungen und -anwendungen zu schützen, die
Täter zur Rechenschaft zu ziehen und zu beraten, um Wie-
derholungstaten zu vermeiden. Deshalb sind die Maßnah-
men der Thüringer Landesregierung gegen häusliche Ge-
walt ein richtiger Schritt.

An deren Erarbeitung haben das Thüringer Ministerium
für Soziales, Familie und Gesundheit, das Innenministe-
rium, die Koordinierungsstelle Gewalt, das Kultusministe-
rium und das Justizministerium mitgewirkt. Eine Ab-
stimmung mit verschiedenen Landesarbeitsgemeinschaften,
Vereinen und Verbänden ist erfolgt. So wurden die LAG
Kinder- und Jugendschutz, die Landeselternvertretungen,
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der Landesfrauenrat, die LAG Frauenzentren, der Arbeits-
kreis der Thüringer Familienorganisationen, die Liga der
Freien Wohlfahrtspflege, das Landeskirchenamt evange-
lisch-lutherische Kirche in Thüringen, die evangelische Kir-
che der Kirchenprovinz Sachsen, das Kommissariat der
Bischöfe in Thüringen, das Seelsorgeamt, die LAG der
kommunalen Gleichstellungsbeauftragten, die Frauenbe-
auftragte der Thüringer Polizei, die LAG Mädchenpolitik,
die LAG der Erziehungs-, Ehe-, Familien-  und Lebensbe-
ratung sowie die LAG der Thüringer Frauenhäuser und -
schutzwohnungen beteiligt. An dieser Stelle möchte ich
mich bei all denen, die an der Erarbeitung dieser Maßnah-
men gegen häusliche Gewalt mitgewirkt haben, ganz herz-
lich bedanken. Die Maßnahmen werden also von einer
breiten Basis akzeptiert und gestützt.

Meine Damen und Herren, aber auch im Vorfeld konnten
im Freistaat Thüringen gezielte Maßnahmen zur Gewalt-
prävention flächendeckend etabliert werden. In Koopera-
tion mit den kommunalen Gebietskörperschaften und den
Frauenvereinen und -verbänden konnte seit 1991 der Auf-
bau von 26 Frauenhäusern und -schutzwohnungen als
zentrale Einrichtungen der Opferhilfe bei Gewalt in der
Familie über im Bundesvergleich beachtliche finanzielle
Zuschüsse realisiert werden. Thüringen verfügt damit heute
über ein flächendeckendes Netz dieser Einrichtungen.

(Beifall bei der CDU)

Die anfänglich häufig über den zweiten Arbeitsmarkt fi-
nanzierten Mitarbeiterinnen konnten zum Großteil in ein
reguläres Arbeitsverhältnis übernommen werden. Darüber
hinaus wurde ab 1993 ein entsprechendes berufsbegleiten-
des Ausbildungsprogramm entwickelt. Seit dem Jahr 2000
wird in Zusammenarbeit mit der Landeszentrale für poli-
tische Bildung ein Fortbildungsprogramm für Frauenhaus-
mitarbeiterinnen angeboten. Mit diesen Angeboten doku-
mentierte die Landesregierung den besonderen Stellenwert
der Opferbetreuung bei Gewalt in der Familie. Seit 1993
unterstützt die Landesregierung den Aufbau der Kinder-
schutzdienste. Darüber hinaus gibt es in allen Landkrei-
sen und kreisfreien Städten Kinderschutzwohnungen oder
sonstige Inobhutnahme-Einrichtungen, die insbesondere
von von Gewalt betroffenen Kindern und Jugendlichen
in Notfällen aufgesucht werden können. Die Frauenhäu-
ser und -schutzwohnungen arbeiten mit diesen Einrichtun-
gen im Bedarfsfall eng zusammen. Außerdem stehen Kin-
dern und Jugendlichen und Familien in Thüringen 41 Erzie-
hungs-, Ehe-, Familien- und Lebensberatungsstellen als An-
sprechpartner in allen Fragen der Erziehung und Entwick-
lung junger Menschen zur Verfügung.

In den Kriminalpolizeiinspektionen existieren seit 1991
spezielle Kommissariate, die Sexualdelikte bearbeiten und
in denen eigens geschulte und befähigte Beamtinnen und
Beamte zum Einsatz kommen, die auch die Betreuung der
betroffenen Frauen sicherstellen. Seit dem Jahr 2000 ist
die Koordinierungsstelle Gewaltprävention im Thüringer
Innenministerium angesiedelt. Ihr vorrangiges Ziel ist es,

die unterschiedlichen Erscheinungsformen der Gewalt, bis
hin zur häuslichen Gewalt, einzudämmen. Mit der Koor-
dinierungsstelle werden Synergieeffekte besser genutzt und
eine notwendige engere Vernetzung der vorhandenen Prä-
ventionsstrukturen erzielt.

(Beifall bei der CDU)

Parallel dazu hat das Thüringer Justizministerium seit 1995
Sonderdezernate für Strafsachen gegen sexuelle Selbstbe-
stimmung der Frau und gegen Gewalt im sozialen Nah-
raum bei allen vier Staatsanwaltschaften eingerichtet. Sie
sind ausschließlich von Staatsanwältinnen besetzt. Diese
Sonderdezernate stellen sicher, dass Erfahrungen bei der
Bearbeitung dieser Delikte, besondere Sensibilität im Um-
gang mit dem Opfer und Sachkompetenz konzentriert wer-
den. Seit September 1996 führt das Thüringer Justizmi-
nisterium am Landgericht Erfurt ein Zeugenbetreuungs-
projekt durch. Besonders den weiblichen Opferzeugen wird
durch eine zu diesem Zweck eingesetzte Gerichtshelferin
eine geeignete Betreuung und Schutz zuteil. Dieses Zeugen-
betreuungsprojekt wurde auf andere Landgerichte ausge-
dehnt. Weiterhin hat sich eine Arbeitsgruppe auf Initiative
der Strafrechtsabteilung des Thüringer Justizministeriums
in Erfurt getroffen, um der gerichtlichen und staatsanwalt-
schaftlichen Praxis eine Orientierungshilfe zum Schutz
kindlicher Opferzeugen im Strafverfahren anzubieten. Da-
bei wurden Regelungen für Ermittlungsverfahren erarbeitet.
Eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat daraus eine Handrei-
chung zum Schutz kindlicher Zeugen im Strafverfahren
formuliert.

Eine vergleichbare Arbeitsgruppe hat zwischenzeitlich ei-
nen Rechtswegweiser für Opfer einer Straftat, die so ge-
nannte Opferfiebel, erarbeitet. Im Geschäftsbereich des
Thüringer Kultusministeriums ist die Weiterbildung der
Beratungslehrer, die an allen Thüringer Schulen tätig sind,
besonders hervorzuheben.

(Beifall bei der CDU)

Zu den Aufgabenfeldern der Beratungslehrer gehört auch
pädagogisch-psychologische Einzelfallhilfe. Die Aus- und
Fortbildung der Thüringer Polizei erfolgt unter Berück-
sichtigung der seit 1995 erstellten Schulungskonzeption
"Männliche Gewalt gegen Frauen" vom Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Bei den
unter Federführung des Fortbildungsinstitutes der Thü-
ringer Polizei durchgeführten Trainingsmaßnahmen zur
häuslichen Gewalt handelt es sich um eine für alle Poli-
zistinnen und Polizisten verbindliche integrierte Fortbil-
dung. Ab September 2002 werden in einer neuartigen Mo-
dulausbildung für den mittleren Polizeidienst im vierwöchi-
gen Leitthema "Streife 2" die bereits vermittelten Rechts-
grundlagen der Thematik "Häusliche Gewalt" reaktiviert
und im Rahmen praktischer Trainings, z.B. Rollenspie-
le, überprüft und vertieft. In der Ausbildung des gehobenen
Polizeidienstes wird häusliche Gewalt unter expliziter Ein-
beziehung der Leitlinien in den Fächern Eingriffsrecht und
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Kriminologie thematisiert. Mit Blick auf die seit dem 1. Ja-
nuar 2002 veränderte Rechtslage, damit meine ich das In-
Kraft-Treten des Gewaltschutzgesetzes, wurden vom Thü-
ringer Innenministerium die Leitlinien für die Thüringer
Polizei "Polizeiliche Maßnahmen in Fällen häuslicher Ge-
walt" im Februar dieses Jahres erlassen. Diese geben den
Polizistinnen und Polizisten einen Handlungsrahmen für
Einsätze bei häuslicher Gewalt und verdeutlichen, dass
häusliche Gewalt vom Staat als kriminelles Unrecht ver-
folgt und sanktioniert wird.

Ich will auch nicht unerwähnt lassen, dass in den vergan-
genen Jahren kontinuierlich Veranstaltungen, Seminare und
Maßnahmen zur Thematik "Gewalt im sozialen Nahraum"
über die Richtlinien zur Förderung von frauenpolitischen
Maßnahmen für die Verwirklichung der Gleichstellung von
Frauen und Männern in der Gesellschaft gefördert wurden.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, die Maßnahmen der Thüringer
Landesregierung gegen häusliche Gewalt stützen sich auf
diese geschilderten vorhandenen Strukturen und Aktivi-
täten sowie auf deren Vernetzung. So soll bei der Betreu-
ung der Opfer von häuslicher Gewalt das bestehende Netz
an Hilfsangeboten gesichert werden. Ausgewählte Frauen-
häuser und -schutzwohnungen sowie Frauenkommuni-
kationszentren sollen künftig als Interventionsstellen ar-
beiten. Die Maßnahmen sehen unter dem Kapitel Kinder
und Jugendliche eine stärkere Zusammenarbeit und Koor-
dinierung der beteiligten Institutionen und Einrichtungen
vor. So werden Polizei, Justiz, Hilfeeinrichtungen, Sozial-
und Gesundheitswesen auch unter dem Aspekt kindlicher
Opfer von häuslicher Gewalt eine gemeinsame Philosophie
bei der Opferhilfe entwickeln.

(Beifall bei der CDU)

Zur Unterstützung dieses Prozesses wird das Angebot an
gemeinsamen Fachveranstaltungen, Foren und Fortbil-
dungsmaßnahmen ausgebaut. Im Zusammenhang mit dem
polizeilichen Opferschutz sind eine kontinuierliche Fortbil-
dung der Beauftragten für den Opferschutz in den sieben
Polizeidirektionen und die schrittweise Überführung der
Beauftragten für den Opferschutz in ein Hauptamt vorgese-
hen.

(Beifall bei der CDU)

Darüber hinaus ist vorgesehen, die Informationen für Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamte weiter zu verbessern und
ihnen für die konkrete Einsatzsituation eine Handlungs-
orientierung in Form eines Faltblatts an die Hand zu geben.
Wichtig ist allerdings auch eine gute Opferinformation.

(Beifall bei der CDU)

Allen Betroffenen muss immer wieder vor Augen geführt
werden, dass sie nicht allein sind und dass es professio-

nelle Hilfe sowie Schutz gibt. Entsprechende Check-Karten
und Faltblätter sind bereits entworfen. Weiterhin sind wir
dabei, die schulischen Präventionsmaßnahmen weiter aus-
zubauen und über die Intensivierung der Präventionsmaß-
nahmen an den Kindergärten möglichst früh für die The-
matik zu sensibilisieren.

Meine Damen und Herren, auch die Täterarbeit wird neu
konzipiert. Ab dem Haushaltsjahr 2003 sollen soziale Trai-
ningskurse für gewaltbereite und gewalttätige Männer zum
Beispiel über eine mobile Beratungsstelle angeboten wer-
den.

(Beifall bei der CDU)

In die Aus- und Fortbildung aller Berufsgruppen wird das
Thema häusliche Gewalt noch gezielter eingebunden wer-
den. Insbesondere die gezielte Fortbildung der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter von Polizei, Justiz, Sozial- und
Jugendämtern, den sozialen Einrichtungen im Bildungs-
bereich sowie im Gesundheitswesen seien hier genannt.
Im Rahmen der Statistiken wird die polizeiliche Kriminal-
statistik bundeseinheitlich bis zum Jahr 2004 um das
Deliktfeld häusliche Gewalt erweitert. Mit Erlass vom
15.02.2002 hat das Thüringer Innenministerium die Ein-
richtung eines Schlagworts häusliche Gewalt in der po-
lizeilichen Vorgangsverwaltung aller Polizeidirektionen
geregelt, um schon jetzt auf Datenmaterial zurückgreifen zu
können. Das Maßnahmepapier hat eine Vernetzung im po-
lizeilichen, straf- und zivilrechtlichen sowie im sozialen Be-
reich zum Ziel und soll ein abgestimmtes und effektives
Vorgehen bei häuslicher Gewalt gewährleisten. Wichtig ist
in diesem Zusammenhang auch der Aus- und Aufbau von
neuen regionalen Netzwerken. Die Umsetzung der aufge-
führten Maßnahmen muss in den Bereichen Bildung, Justiz,
Polizei, Soziales und Gesundheit erfolgen. Eine nachhalti-
ge Bekämpfung häuslicher Gewalt ist nur mit einem brei-
ten gesellschaftlichen Konsens möglich und bedarf eines
abgestimmten Vorgehens aller mit dieser Thematik befass-
ten Institutionen und Organisationen.

(Beifall bei der CDU; Abg. K. Wolf, PDS)

Wie bereits mehrfach gesagt, stellt die Vernetzung einen
wichtigen Punkt in diesem Maßnahmepaket dar. Diesem
Sachverhalt tragen auch die Lenkungsgruppe und die Ar-
beitsgruppen Rechnung. Bereits im Mai 2001 hat sich auf
Initiative der Koordinierungsstelle Gewaltprävention diese
Lenkungsgruppe mit dem Titel "Wege aus der häuslichen
Gewalt" gebildet. Die Betreuung und Organisation der
Lenkungsgruppe obliegt der Koordinierungsstelle Gewalt-
prävention in enger Zusammenarbeit mit meinem Büro.
Beteiligt sind die landesweiten Gremien, die sich mit
häuslicher Gewalt als Schwerpunktthema beschäftigen.
Diese sind konkret die Landesarbeitsgemeinschaft Frauen-
häuser und -schutzwohnungen, Frauenzentren, Kinder-
und Jugendschutz, Mädchenpolitik, Kommunale Gleich-
stellungsbeauftragte sowie die Liga der Freien Wohlfahrts-
verbände und der Landesverband der Pflege- und Adop-
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tivfamilien. Im Dezember 2001 wurde eine gemeinsam
erarbeitete Kooperationsvereinbarung für die nächsten
drei Jahre geschlossen. Die Lenkungsgruppe hat zwischen-
zeitlich Arbeitsinhalte zu bestimmten Schwerpunktthemen
erarbeitet, Ziele definiert, Abläufe festgelegt und Mitglieder
für die Arbeitsgruppen vorgeschlagen. Ab Juni 2002 wer-
den Arbeitsgruppen eingesetzt, die sich den einzelnen sach-
lichen Aspekten widmen und sich mit folgenden The-
men beschäftigen: "Statistik", "Gewaltschutzgesetz", "Kin-
der als Betroffene", "Täterarbeit", "Aus- und Fortbildung"
und "Gewaltbetroffene Frauen". Diese Arbeitsgruppen be-
stehen aus Experten, deren langjährige praktische Erfah-
rungen unverzichtbar sind. Es handelt sich also nicht um
Verwaltungsstrukturen. Die Ergebnisse dieser Arbeitsgrup-
pen werden den zuständigen Fachressorts und den entsen-
denden Institutionen als Handlungsempfehlungen unter-
breitet. Es ist vorgesehen, Wissenschaftlerinnen für die Be-
ratung der Arbeitsgruppen zu gewinnen.

Meine Damen und Herren, die Maßnahmen der Thüringer
Landesregierung gegen häusliche Gewalt werden keines-
wegs als statisch angesehen, vielmehr verstehe ich sie als
laufenden Prozess, den es zu untersetzen gilt und der lau-
fend aktualisiert und konkretisiert wird. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Vielen Dank für den Bericht. Es wird Aussprache ge-
wünscht, Frau Abgeordnete Nitzpon?

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Die PDS beantragt die Aussprache.

Präsidentin Lieberknecht:

Gut. SPD auch? Gut. CDU auch. Es beantragen offensicht-
lich alle Fraktionen die Aussprache, dann hat Frau Ab-
geordnete Bechthum, SPD-Fraktion, als Erste das Wort.

Abgeordnete Bechthum, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, parteienüber-
greifend sind wir uns einig, dass die Gewalt im häuslichen
Bereich ansteigt und dass Politik gefordert ist, dieser Ent-
wicklung mit gesetzlichen Maßnahmen entgegenzuwirken.
Dabei beinhaltet häusliche Gewalt nicht allein Gewalt ge-
gen Frauen, sondern Gewalt in der Familie, vor allem Ge-
walt gegen Kinder. Kinder sind am meisten schutzbedürftig
und müssen deshalb besonders geschützt werden. Die Thü-
ringer Landesregierung hat drei Jahre nach dem "Aktions-
plan zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen" der Bun-
desregierung endlich gehandelt und Maßnahmen gegen
häusliche Gewalt festgeschrieben. Die Grundlage dafür
sollten Forderungen an einen Thüringen Aktionsplan, die in
einer Anhörung am 1. Dezember 2000 vor dem Gleichstel-
lungsausschuss hier in diesem Saal genannt wurden, sein.

Ich möchte Ihnen die Forderungen mal nennen, die wa-
ren auch für uns eigentlich entscheidend für einen Ak-
tionsplan oder Maßnahmeplan, wie man das sagte: Grün-
dung eines Landesbeirats in der Koordinierungsstelle für
Gewaltprävention, in dem z.B. Basisorganisationen wie
Frauenhäuser und Institutionen, Wohlfahrtsverbände mitar-
beiten; Einsatz hauptamtlicher Opferschutzbeauftragter;
Verbesserung zivilrechtlicher Schutzmöglichkeiten für Op-
fer; Vernetzung der Hilfs- und Beratungsangebote von
Frauenhäusern, Polizei und Justiz auf allen Ebenen; pra-
xisorentierte Handlungsaufträge; Intensivierung der Tä-
terarbeit - hat einen ganz großen Stellenwert, weil wir da
noch am meisten hinten anstehen -; Sensibilisierung der Öf-
fentlichkeit gegen häusliche Gewalt; spezielle Weiterbil-
dung und Fortbildung der Polizei- und Justizbeamten. Das
waren die Hauptforderungen an einen Thüringer Aktions-
plan.

Das im Kabinett verabschiedete Papier hat sich gegenüber
dem Entwurf wenig verändert, d.h., die von den verschie-
denen Gremien eingegangenen Vorschläge - Frau Dr. Meier
hat die Gremien genannt, z.B. die Stellungnahme des Lan-
desfrauenrats und dessen Forderungen - wurden wenig be-
rücksichtigt. Es wurde etwas berücksichtigt, aber sehr we-
nig. Das betrifft auch die Stellungnahme der Liga der Freien
Wohlfahrtspflege. Worum geht es konkret? Der Entwurf
und die verabschiedeten Maßnahmen sind nicht präzise
genug dargestellt. Schon der Titel "Maßnahmen" und nicht
wie es gewollt war, entweder "Aktionsplan" oder zumin-
dest dann "Maßnahmeplan", deutet darauf hin, dass dieses
Papier nicht konkret genug ist. Man kann es nicht packen.
"Es stellt keine Handlungsgrundlage dar, weil inhaltliche
Darstellung und eigentliche Maßnahmen vermischt sind"
(aus der Stellungnahme des Landesfrauenrats). Es fehlt eine
klare Gliederung. Die fehlende Berücksichtigung von Vor-
schlägen aus der Praxis, die der Landesfrauenrat und auch
die Liga der Freien Wohlfahrtspflege gemacht haben, zeigt
sich hier besonders. Das Papier ist meines Erachtens ei-
ne Aneinanderreihung von Willenserklärungen, Erkennt-
nissen, vorgesehenen Maßnahmen und Aufgaben ohne de-
taillierte konkrete Festlegungen. Alles ist richtig, aber
nichts ist einforderbar. In den Maßnahmen ist zum Bei-
spiel als ausreichend der § 18 des Polizeiaufgabengesetzes
"Platzverweis" enthalten. Plätze sind öffentlich. Wie ist es
aber mit der Privatsphäre, der Wohnung, dürfen da die-
selben Maßnahmen wie auf Plätzen, in Parks usw. durchge-
führt werden? Verständlicherweise sind viele Beamtinnen
und Beamte unsicher, wie sie damit umzugehen haben.
Das alles enthält der § 18 a, der zwar vom Landesfrauenrat
gefordert, aber von der CDU-Mehrheit abgelehnt wurde,
wozu ich bereits gestern Stellung genommen habe. Es gibt
in der Auffassung und Anforderung an einen Maßnah-
meplan gegen häusliche Gewalt ein grundsätzliches Miss-
verständnis von Frau Dr. Meier und, glaube ich, nicht nur
mir, auch den Auffassungen, die von Frauenverbänden
auch mit geäußert wurden. Für die Landesfrauenbeauf-
tragte steht der Schutz von Frauen nach ihren Aussagen an
erster Stelle. Sind die Kinder denn keine Schutzbedürf-
tigen? Wenn wir hier nicht sensibilisiert hätten, dass häus-
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liche Gewalt sich vor allem auch gegen Kinder richtet und
die Kinder betroffen sind, dann hätte auch dieser Landtag
sich nie so intensiv damit befasst. Da wollen wir doch auch
ehrlich sein. Es ging darum, wir wollen die Frauenhäuser,
wir wollen Frauenschutz, da sagen Sie, jetzt fangen die
schon wieder mit ihren Frauen an. Deshalb war es so
wichtig zu sagen, häusliche Gewalt oder Gewalt im so-
zialen Nahraum. Betroffene bei häuslicher Gewalt sind
eben Frauen und vor allem auch Kinder. Dass wir hier
seit dem 02.11.2000 ein Gewaltächtungsgesetz haben, das
Kinder vor Gewalt schützen soll, ist mit keiner Silbe er-
wähnt, obwohl in dem Papier auf Seite 9 darauf hinge-
wiesen wird, dass auch eine Weiterbildung für Eltern an-
gedacht ist, um gewaltfreie Erziehung einzufordern. Wa-
rum bringt man es dann nicht fertig zu sagen, es gibt dieses
Gewaltächtungsgesetz. Wir fordern die Landesregierung
zum wiederholten Mal auf, dieses Gesetz mit seinem In-
halt bekannt zu machen.

(Beifall bei der SPD)

An der Aktion "Mehr Respekt vor Kindern" hat sich Thü-
ringen im Grunde überhaupt nicht beteiligt. In anderen Län-
dern hat man da sehr viel gemacht. Im Jahr 2001 gab es in
Thüringen 853 schutzbedürftige Kinder, das sind 9,1 Pro-
zent mehr als im Jahr 2000 und bei 19,0 Prozent waren die
Eltern einfach überfordert, das heißt, man weiß, ungefähr
20 Prozent der Eltern sind erziehungsunfähig. Zerrüttete
Familienverhältnisse, häusliche Gewalt machen Kinder
schon in frühesten Jahren besonders anfällig für spätere,
auch fremdenfeindliche Gewalt. Frau Meier, Sie haben
Professor Frindte genannt, das stimmt genau überein. Des-
halb sagt er, dass es vor allem für Kinder entscheidend sein
muss, Gewalt in der Familie zu verhindern. Das sind die
Ergebnisse dieser Studien einmal des Deutschen Jugend-
instituts und der Universitäten in Jena und München. Wie
gehen wir damit um? Ich war gestern nun bei dieser De-
batte leider nicht dabei. Ich denke aber, Sie haben eine gan-
ze Menge dazu gesagt, auch zum Jugendschutz und was
hier erfolgen soll.

Wie richtig unsere Auffassung im Gleichstellungsausschuss
zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt war und ist, zeigt
die jüngste Entwicklung. In der Presse war am 8. Juni die-
ses Jahres zu lesen - Herr Minister Pietzsch hatte sich dazu
geäußert -, die Jugendminister von Bund und Ländern ha-
ben sich für eine verstärkte Anwendung des Gewaltschutz-
gesetzes im Interesse der Kinder ausgesprochen. Also, das
ist keine fröhliche Meinung, die wir so haben, es geht vor
allem - und mir auch ganz besonders - um die Kinder.
Frauen können sich trotzdem helfen, die können anrufen,
die können die Hilfsangebote annehmen, die Kinder sind
aber den Familien ausgeliefert. Deshalb ist mein Interesse,
bei häuslicher Gewalt vor allem den Kindern zu helfen.

(Beifall bei der SPD)

Es sei - Sie haben das selbst auch gesagt, Herr Dr. Pietzsch
- zu wenig bekannt, dass nicht nur schlagende Lebens-

partner, sondern auch gewalttätige Elternteile der Wohnung
verwiesen werden können.

(Zwischenruf Dr. Pietzsch, Minister für So-
ziales, Familie und Gesundheit: Selbstver-
ständlich tun wir das.)

Sie können doch dann sprechen, Frau Tasch. Moment, das
ist ganz wichtig, das Gewaltschutzgesetz vor allem auch
anzuwenden, um Kinder mit zu schützen. Frau Arenhövel,
regen Sie sich doch nicht so auf, Sie können doch dann
auch sprechen.

Zugleich sprachen sich die Minister für eine Verbesserung
der elterlichen Erziehungskompetenz vor allem in puncto
Mediennutzung durch Schulungen aus. Doch nicht nur
Frauen und Kinder sind hilfsbedürftig. Den Tätern selbst,
meist Männern, muss geholfen werden. Seit Jahren sagen
wir, wer Frauen, die von Gewalt betroffen sind oder Ge-
walt ausgesetzt sind, helfen will, der muss sich mit denen
beschäftigen, die im Grunde die Gewalt ausüben. Das sa-
gen wir seit Jahren. Mir gefällt der Ausdruck "therapiert"
nicht besonders, sondern besser, dass man sagt, man sollte
soziale Trainingskurse einleiten und die mit denen durch-
führen. Ich denke, das ist eigentlich die richtige Formulie-
rung dafür. Sie müssen "therapiert" werden. In dem betref-
fenden Punkt 3.5 "Täterarbeit" sind Trainingskurse für ge-
waltbereite und gewalttätige Männer vorgesehen, ein Ge-
samtkonzept liegt jedoch nicht vor. Die Initiierung eines
Projekts "Täterarbeit" - in Zahlen: 1 - und die Überprüfung
der Wirksamkeit eines solchen Angebots ist vorgesehen.
Also, das ist eine Lachnummer, muss ich Ihnen sagen.
Wir stehen doch nicht am Punkt Null.

(Zwischenruf Abg. Arenhövel, CDU:
Das ist es ja.)

Haben wir überhaupt dafür die geeigneten Fachkräfte in
Thüringen? Seit der Anhörung, auf die ich schon hinge-
wiesen hatte, besteht das konkrete Angebot der Fachhoch-
schule Erfurt zur Vorbereitung von Projekten zur Täter-
arbeit und Männerberatung. Die Vorgängerin der Lan-
desfrauenbeauftragten, hat das ja alles schmählichst über-
gangen, sie hat es nicht ernst genommen

(Zwischenruf Köckert, Innenminister: Na, na!)

und wir stehen jetzt an dem Punkt ... Ja, das stimmt so,
natürlich. Sie haben es ja leider erst zu spät erkannt und
sie entlassen.

In Nordhausen arbeitete Thüringens einzige verbliebene
Beratungsstelle für gewalttätige Männer. Dort wurden
im Jahr 2000 75 Männer und Familien beraten. Ich habe
die große Pressemitteilung von dem einzigen Mann, der das
dort noch macht. Er sagt, meistens waren es Arbeitslose,
materiell in Not geratene Männer, es gibt aber auch viele
materiell besser gestellte Männer, aber an die kommt man
nicht heran, so wie das jetzt bei uns in Thüringen läuft. Es



Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 66. Sitzung, 14. Juni 2002 5557

ist alles irgendwie nicht geplant, nicht gezielt in diese Rich-
tung bei uns ausgerichtet. Ich frage deshalb auch: Gibt es
diese Beratungsstelle noch oder wird es sie geben? Sie wis-
sen selbst, noch vor Jahren gab es einen Haushaltstitel für
Männerberatung. Herr Sonntag hatte sich viel Prügel dafür
eingeholt.

(Zwischenruf Köckert, Innenminister:
Auch von Ihnen!)

Weil kaum in Anspruch genommen und diese Richtlinie
dazu ... Nein, ich habe auch die Prügel dafür bekommen,
weil ich das richtig fand. Ich habe meine Pressemittei-
lungen dazu noch, die kann ich Ihnen zeigen. Sie wissen
selbst, die autonomen Frauenhäuser haben uns mächtig be-
schimpft, aber wir haben damals gesagt, wir müssen an-
fangen, um diese Männer zu erreichen. Jetzt bestätigt es
sich, dass es richtig war, aber es ist zu wenig unternommen
worden. Wir könnten ganz anders dastehen.

Er wurde, weil er eben kaum in Anspruch genommen wur-
de und die Richtlinien im Grunde genommen unpraktika-
bel waren, kaum angewendet. Frau Dr. Meier hat ja schon
angekündigt, einige Richtlinien zu ändern, vielleicht wird
sich damit etwas mehr tun. Deshalb kann ich Sie eigent-
lich auch nur auffordern, sich mit um die Betreuung von
Tätern zu kümmern und dass hier auch etwas geschieht und
dass auch ganz schnell, schnellstens, Projekte zur Aufarbei-
tung von Gewalt und soziale Trainingskurse geschaffen
werden.

Wir fordern klare Richtlinien für die Thüringer Polizisten
bei der Konfrontation mit häuslicher Gewalt. Ich habe dazu
gestern einiges gesagt. Die Beamten müssen auf den Um-
gang mit Gewalttätern vorbereitet sein, das heißt, sie müs-
sen auch psychologisch gut ausgebildet sein. Eine stän-
dige Fortbildung geeigneter Polizistinnen und Polizisten
speziell für den Einsatz bei häuslicher Gewalt muss ge-
währleistet werden. Ein junger Beamter, er hat extra sei-
nen Namen nicht genannt, sagte - ich zitiere ihn wörtlich:
"Wir wurden 13 Monate mit Gesetzen zugeschüttet, haben
aber nicht gelernt zu reden, mit Stresssituationen umzuge-
hen." Vielleicht ist das auch ein Indiz, sagte mir eine Psy-
chologin, dass so viele Selbstmorde geschehen. Wenn ein
junger Polizist irgendwie durch eine beendete Liebschaft
oder Liebe sich auf einmal das Leben nimmt, dann ist er
irgendwie nicht ausgebildet als Polizist, um auch mit Ge-
walt umgehen zu können. Das sind schon mit Ursachen.
Die Leitlinien für die Thüringer Polizei sind eine begrü-
ßenswerte Arbeitsgrundlage, aber sie ersetzen in keiner
Form die ständige Fortbildung der Polizistinnen und Po-
lizisten beim Umgang mit häuslicher Gewalt.

Meine Damen und Herren, nun noch einmal speziell zum
Antrag der SPD, zu den Kompetenzen und Aufgaben der
Lenkungsgruppe, der KOST, bei der Umsetzung von Maß-
nahmen gegen häusliche Gewalt. In einer Pressemitteilung
vom 15. März dieses Jahres konnte man lesen, dass das
Berliner Interventionsprojekt gegen häusliche Gewalt

(BIG) eine erfolgreiche Bilanz seiner Arbeit gezogen hat.
Sie können sich noch erinnern, ich habe das mehrfach be-
tont, Frau Nolte als Ministerin, das haben wir damals sehr,
sehr geschätzt, hat dieses Projekt 1995 ins Leben gerufen.

(Beifall bei der CDU)

Dabei hat sie sich etwas gedacht. Thüringen hatte sich auch
beworben, aber Berlin hatte den Zuschlag bekommen. Es
ist also auch mit ihr Kind. Es wurde in Berlin dann noch
einmal verlängert, weil es so gut war. Es ist den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern von BIG gelungen, neue Kon-
zepte zur wirksamen Bekämpfung von häuslicher Gewalt
zu entwickeln und bundesweit Maßstäbe zu setzen. Maß-
nahmen im polizeilichen, straf- und zivilrechtlichen sowie
im sozialen Bereich sind vernetzt worden und ermöglichen
ein abgestimmtes und effektives Vorgehen. Die ständige
Fortbildung von Polizei- und Justizbeamten, aber auch der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendämter wur-
de beschlossen. Beschlossen wurde auch die Erstellung
von weiteren Handlungsleitfäden, z.B. für die Betreuung
von Kindern oder von Gewalt betroffenen ausländischen
Frauen. Lernt Thüringen aus diesen Erfahrungen? Wir müs-
sen doch hier nicht alles neu erfinden. Ich möchte noch et-
was zu diesem Berliner Interventionsprojekt sagen. Als
es darum ging, dass hier Maßnahmen verabschiedet werden
sollten, da hat man uns eindringlich aufgefordert, ihr müsst
für eine Umsetzung erst einmal ein Interventionsprojekt
fordern, wie das in allen Bundesländern geschehen ist. Alle
diese Länder oder auch Städte nennen diese ersten Schritte
Interventionsprojekt. Ja, Thüringen will es nicht so nennen.
Warum? Ich weiß es nicht. Ganz eindeutig sind diese Inter-
ventionsprojekte die Grundlage für einen tatsächlichen Ak-
tionsplan. Die Länder oder die Städte, die das gemacht ha-
ben, Kiel, Hannover und jetzt Berlin, haben erst einmal
dieses Interventionsprojekt erstellt. Vielleicht wird das jetzt
die Lenkungsgruppe mit den Arbeitsgruppen. Wir erfinden
hier in Thüringen immer neue Begriffe. Warum, weiß ich
auch nicht. Es könnte ja vielleicht irgendetwas mit rotgrü-
ner Bundesregierung zu tun haben,

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Das ist doch bald vorbei.)

dass man sich davon unbedingt abschotten will. Man hat
also hier auch ganz eindeutig festgestellt, dass dieser Ak-
tionsplan als umfassendes Konzept zur Bekämpfung und
zum Abbau von häuslicher Gewalt eine sehr gute Grundla-
ge ist, dass diese Maßnahmen gegen häusliche Gewalt, wie
sie hier nun in Thüringen so festgehalten sind, im Grunde
weder ein Interventionsprojekt, auch kein Aktionsplan oder
Maßnahmeplan sind. Nach dem erfolgreichen Abschluss
dieser Projekte werden erst jetzt Aktionspläne oder Maß-
nahmepläne in den Ländern geschaffen. So hat Berlin am
5. März, nachdem sie feststellen konnten, unser Interven-
tionsprojekt hat sich bewährt, es ist gut gelaufen, einen Ber-
liner Aktionsplan verabschiedet zur Bekämpfung von häus-
licher Gewalt. Und wir bringen hier alles fröhlich durchei-
nander; das ist leider so.
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Deshalb interessiert meine Fraktion sehr, welchen Stellen-
wert die Koordinierungsstelle Gewaltprävention KOST-G
und ihre Lenkungsgruppe hat. Seit Mai 2001 gibt es sie,
initiiert durch die Koordinierungsstelle Gewalt, eine Ar-
beitsgruppe "Wege aus der häuslichen Gewalt". Diese Ar-
beitsgruppe wird von der Koordinierungsstelle und der Be-
auftragten für die Gleichstellung von Frau und Mann der
Landesregierung geleitet; das hatten Sie schon gesagt.

Meine Frage lautet: Welche Kompetenzen haben die Mit-
glieder der Lenkungsgruppe? Sie kommen von der Basis -
einige Forderungen sind ja hier erfüllt worden -, haben also
jahrelange praktische Erfahrungen - das wollten wir auch -
und arbeiten ehrenamtlich. Das will ich dick hervorheben.

Zweite Frage: Was machen eigentlich die 11 hauptamt-
lichen Mitarbeiter der Koordinierungsstelle? Wie sind die
mit eingebunden? Wie soll das eigentlich funktionieren,
dass Ehrenamtliche im Grunde diese Lenkungsgruppe dar-
stellen? Die Koordinierungsstelle hat keinen eigenen Haus-
haltstitel, was sie auch ständig betont. Sie wissen, wir ha-
ben darüber gesprochen, die der Frauen, die dort mitar-
beiten durch diese Kooperationsvereinbarung, die haben
das sehr beklagt. Sie sollen sich jetzt kümmern, sollen dort
irgendwie Fachleute heranholen, sollen dort irgendwie ...
Wie können die das machen, frage ich mich? Wer eigent-
lich das Gebaren so kennt von den Häusern und den obers-
ten Dienstherrn, der eigentlich hier tätig sein müsste - ich
frage mich, wenn eine Frau von der LAG, vielleicht
Frauenhäuser, den Minister oder den Professor dort anru-
fen will oder einladen will zu Gesprächen, wie soll das
funktionieren? Das ist mir irgendwie unklar. Werden die
Erwartungen vielleicht auch an diese Koordinierungsstelle
KOST-G zu hoch geschraubt? Uns ist bewusst, sie kann
nur die Symptome, aber selten die Ursachen bekämpfen.
Im Grunde müsste Thüringen wie die anderen Bundes-
länder wirklich ein Interventionsprojekt gegen häusliche
Gewalt initiieren, so, wie das in anderen Ländern auch ge-
schehen ist.

Abschließend möchte ich noch sagen, das Bestreben der
Landesregierung, häusliche Gewalt einzudämmen und sie
zu bekämpfen, das ist zu erkennen. Es fehlt allerdings der
Wille, Vorschläge und Anträge von anderen Parteien als
der CDU aufzunehmen und umzusetzen und selber kreativ
zu werden, wie wir es im Gleichstellungsausschuss im
Mai dieses Jahres erlebt haben. Es war formal, es wurde
uns dieser Maßnahmeplan vorgelegt. Dann konnten wir
zwar unsere Meinung sagen, aber im Grunde ist da schon
alles gelaufen gewesen. Wir haben ja auch festgestellt,
es war im Grunde unsinnig, hier noch groß Erklärungen
einbringen zu wollen. Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Es hat jetzt das Wort Frau Abgeordnete Wackernagel,
CDU-Fraktion.

Abgeordnete Wackernagel, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
ich bin froh, dass wir heute zu dieser Stunde in diesem ho-
hen Haus über so ein Thema sprechen und auf die Tages-
ordnung genommen haben, welches Frauen und Männer
sowie Mütter und Väter betrifft. Ein Thema, über das wir
zum wiederholten Male im Landtag reden, nämlich über
häusliche Gewalt oder Gewalt im sozialen Nahraum. Ein
Thema, das lange Zeit ein Tabuthema war und das wir
auch zum Großteil immer noch als Tabu behandeln.

Es kann nicht oft genug gesagt werden, dass häusliche
Gewalt die in unserer Gesellschaft am häufigsten auf-
tretende Form von Gewalt ist. Eine Form von Gewalt, die
Quelle neuer Gewalt ist. Ich muss das einfach noch mal so
betonen, denn die Gewalttätigkeit zwischen Eltern geht
nicht spurlos an den Kindern vorüber. Die Wahrschein-
lichkeit, dass Kinder, die Gewalt in der Familie erlebt ha-
ben, später versuchen ihre Probleme ebenfalls mit Gewalt
zu lösen, egal gegen wen, ist hoch. Häusliche Gewalt ist
Gewalt, bei der oft weggeschaut oder weggehört wird.
Auch die Opfer, die nun mal in den meisten Fällen Frauen
sind, melden diese Taten häufig nicht oder zumindest sehr
lange nicht. Bei den Tätern handelt es sich um Partner, Be-
kannte oder Verwandte. Die Gründe des Schweigens der
Opfer sind bestimmt unterschiedlich und reichen von
Furcht vor dem Partner bis Unkenntnis über die prakti-
schen und rechtlichen Möglichkeiten aus der Situation
auszubrechen.

Bereits im Jahre 1991 wurden in Thüringen Frauenhäuser
und Frauenschutzwohnungen gebaut. Wir haben gehört,
was Schritt für Schritt hinzukam, über die Aus- und Fort-
bildung der Polizei, die Weiterbildung von Beratungs-
lehrern, die Errichtung von Sonderdezernaten, sogar ein
Zeugenbetreuungsprojekt bis hin zur Koordinierungs-
stelle Gewaltprävention im Jahr 2000.

Am 14. November 2000 haben wir im Landtag eine An-
hörung zur Gewalt im sozialen Nahraum durchgeführt. Es
wurde schon des Öfteren darauf hingewiesen. Die 16 Ver-
bände, die wir eingeladen hatten, haben auch dazu Stel-
lung genommen und die Fachkompetenz der Anzuhören-
den, auch wenn das hier nicht so rübergekommen ist, ist
in das Maßnahmepaket eingeflossen. Das muss man ein-
fach noch mal sagen.

(Beifall bei der CDU)

Wir sehen, dass es sich um einen laufenden Prozess handelt
und die von der Landesregierung vorgelegten Maßnahmen
sind ein Teil dieses Prozesses. Wir stehen nämlich nicht
am Anfang oder am Ende dieses Prozesses, sondern wir
stehen mittendrin und wir müssen ihn weiterführen.

(Beifall bei der CDU)
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Meine Damen und Herren, es sind wesentlich neue Be-
standteile hinzugekommen, die eben aus den Dingen der
Anhörung und aus den Arbeiten in der breiten Basis, die
wir vor Ort getätigt haben, aufgenommen wurden.

Was mir besonders am Herzen liegt, möchte ich hier noch
einmal kurz benennen. Ein Ziel ist es, und das haben wir
heute auch schon gehört und es ist auch ein Ziel der CDU,
dahinter stehen wir, dass die Opferschutzbeauftragten in
den Polizeidirektionen aus dem Nebenamt in ein Haupt-
amt verändert werden. Das ist unser Ziel und dafür kämp-
fen wir auch.

(Beifall bei der CDU; Abg. K. Wolf, PDS)

Von der Täterarbeit haben wir auch schon einiges gehört.
Sie muss auf jeden Fall gestärkt werden, denn ich habe aus
den ganzen Gesprächen, die wir geführt haben, einen Slo-
gan herausgehört, der so heißen könnte: Schlage nicht, aber
rede. Es ist wirklich so, dass man über die Dinge reden
muss und es ist ganz wichtig, dass die Täter die Chance
bekommen, sich zu öffnen. Dazu benötigen wir die Bera-
tungsstellen. Frau Staatssekretärin hat in ihrem Bericht
schon darauf hingewiesen, dass sie sich mit dem Gedan-
ken trägt, den ich nur unterstützen kann, mobile Beratungs-
stellen einzurichten. Wie das sein wird, müssen wir noch im
Einzelnen sehen. Aber ich kann das nur ausdrücklich un-
terstützen und ich kann mir das auch so vorstellen, dass es
erst mal ein Einstieg ist in die Dinge, auf die wir zugehen
müssen. Von der Opferinformation haben wir auch schon
gesprochen, die müssen wir stärken. Viele Opfer fragen
sich: Wo wende ich mich hin, wie gehe ich damit um, an
wen kann ich mich wenden? Dafür sind die Faltblätter und
die Checkkarten gedacht. Die weisen darauf hin, wo ich
mich hinwenden kann. Es ist natürlich jetzt noch eine Fra-
ge, wo legt man sie aus, wie komme ich da ran. Die Mög-
lichkeit besteht, die Bereiche des öffentlichen Lebens zu
nutzen und in Arztpraxen z.B. oder beim Friseur oder an
anderen öffentlichen Einrichtungen, da, wo man die Chance
hat, zuzugreifen, ohne dass man beobachtet wird, sich die
Hilfe da zu holen.

Eine weitere wichtige Forderung ist die Weiterbildung der
verschiedenen Berufsgruppen; dazu haben wir auch schon
einiges gehört. Die Polizei, Beamtinnen und Beamten müs-
sen unbedingt weiter qualifiziert werden, die Mitarbeite-
rinnen von Frauenhäusern, Lehrerinnen und Lehrer, auch
die Kindergärtnerinnen, vor allen Dingen auch Jugend-
und Sozialarbeiter bis eben auch hin zu Mitarbeitern in
Arzt- oder Kinderarztpraxen, da ja da der Zugang für Kin-
der da ist und dort auch die Dinge von Gewalt festge-
stellt werden können.

Was für mich ganz wichtig über die neuen Maßnahmen
hinaus ist, ist die Vernetzung; dazu haben wir heute auch
schon einiges gehört. Sie muss erfolgen und es muss wirk-
lich Grundlage für das Papier sein, dass alle miteinander
reden und arbeiten und die Landesregierung auch beim
Wort genommen wird.

Es sind alle Bausteine, die wir heute hier zusammenge-
tragen haben, die wir von Frau Staatssekretärin gehört ha-
ben, sehr hilfreich. Eine verbesserte Rechtsgrundlage ist
hilfreich und das allein reicht eben nicht aus, um gegen
die häusliche Gewalt vorzugehen. Es muss vielfältige Akti-
vitäten geben, die wir miteinander verzahnen müssen und
vor allen Dingen, darauf weise ich immer wieder hin, die
vor Ort gewonnenen Erkenntnisse, die wir, wie fraktions-
übergreifend sie auch sind, Frau Bechthum, alle einge-
bracht. Es liegt an uns, wie wir sie umsetzen und wie wir
mit der Landesregierung unsere Forderungen verdichten
und untersetzen.

(Beifall bei der CDU)

Wir wissen das alle, wie wir hier sitzen, dass das Thema
heute und morgen nicht abgeschlossen sein kann; wir
müssen noch einige Aktionen starten. Es dauert sicher noch
einige Jahre, bis sich das Problem häusliche Gewalt etwas
verändert hat. Wir müssen stetig daran arbeiten und die
Wege, die aus der häuslichen Gewalt führen, mit Dingen
begleiten, wir müssen sehr flexibel sein, um immer wieder
auf die Sachen einzugehen, die uns jeden Tag erreichen.
Ich bin sehr zuversichtlich, dass dieses Thema enttabuisiert
wird, weil eben die bereits eingeleiteten Maßnahmen ein
Grundstein dafür sind, dass wir schneller Hilfe bieten für
die Opfer, dass Täter nicht unbedingt zu Wiederholungs-
tätern werden, das muss unser Anliegen sein, und dass es
weniger Gewalt geben wird.

(Beifall bei der CDU)

Aus den Dingen, die wir in der Diskussion gehört haben,
möchte ich einfach sagen, ich sehe den Antrag als erfüllt
an, den Arbeitsauftrag, den wir der Staatssekretärin und der
Landesregierung gegeben haben. Wir haben im Gleich-
stellungsausschuss darüber diskutiert. Es hatte jeder eine
Möglichkeit, seine Dinge einzubringen. Frau Bechthum,
den Kinderschutz, schade, dass Sie gestern nicht da waren,
wir haben hier eine Stunde diskutiert darüber und ich
denke, wir sind einen Schritt weitergekommen und der
Zusatzrechtsanspruch auf Hilfe und Beratung für die
Kinder, ich denke, wir sind einen Schritt weiter. Es ist eben
schade, dass Sie immer alles, und das erlebe ich halt auch
im Ausschuss, in einen Topf werfen, mal drin rumrühren
und dann haben wir alles vermischt und wir haben  eine
Suppe und wissen nicht einmal, wie wir da rauskommen.
Das ist natürlich nicht so sehr gut. Das Thema wird da-
durch immer wieder verändert und Sie sagen zu uns zwar
Wischiwaschi, aber ich denke, Sie tragen auch dazu bei.

(Beifall bei der CDU)

Für meine Fraktion kann ich nur sagen, dass der Entschlie-
ßungsantrag der PDS abzulehnen ist. Ich sehe also die
Punkte, die da aufgeführt sind, nicht unbedingt so an, dass
wir die jetzt noch so konkretisieren müssen oder einflie-
ßen lassen müssen. Frau Staatssekretärin hat zu den ein-
zelnen Punkten Hinweise gegeben, die Benennung der Ar-
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beitsgruppenmitglieder im Lenkungsausschuss, die erfolgt.
Wir haben das Papier, wir wissen davon, wir kennen das.
Gestern haben wir sehr ausführlich über die speziellen Re-
gelungen, die im Polizeiaufgabengesetz enthalten sind ...
brauchen wir nicht, wie von Ihnen gewünscht. Die Inter-
ventionsstellen, die wir auch als CDU sehr wünschen, die
müssen nicht unbedingt in das Maßnahmepaket, darüber
hatten wir uns ja auch im Ausschuss verständigt. Und die
vom PDS-Antrag unter Punkt 4 gewünschte spezifische
Zielgruppenarbeit, da kann ich nur sagen, es ist schön, wenn
wir an Behinderte denken, wenn wir an Asylbewerber den-
ken, ich weiß schon, in welche Richtung das geht, oder an
gleichgeschlechtliche Partnerschaften, aber wir müssen
sehr flexibel sein und wir können das einfach nicht so
hineinschreiben.

(Zwischenruf Abg. Nothnagel, PDS:
Warum denn nicht?)

Ich denke, wir sollten für alle offen sein.

(Beifall bei der CDU)

Wenn wir die Zielgruppen so benennen, wird das nichts.
Unter Punkt 5 die Umsetzung der hauptamtlichen Opfer-
schutzbeauftragten, das ist ein Ziel von uns, das verfolgen
wir und ich denke auch, dass die CDU daran gut getan hat,
das als eine ihrer ersten und vordersten Ziele in diesem
Maßnahmepaket einzubringen. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat jetzt Frau Abgeordnete Wolf, PDS-Fraktion.

Abgeordnete K. Wolf, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, nun liegt auf
dem Tisch der lange angemahnte und eingeforderte Maß-
nahmeplan der Landesregierung gegen häusliche Gewalt.
Der entsprechende Bundesaktionsplan wird, wie Frau
Bechthum schon ausführte, fast drei Jahre diskutiert. In
Thüringen laufen die Uhren scheinbar ein bisschen lang-
samer; muss aber nicht immer negativ sein.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Präziser.)

(Zwischenruf Abg. Seela, CDU: Anders.)

Auf jeden Fall hat Mann und Frau in der Landesregierung
sich dem Druck der Notwendigkeit gebeugt. Das ist, ge-
be ich zu, für mich wirklich positiv zu bewerten. Nach dem
Plan, Katalog oder wie auch immer man das nennt, ich den-
ke, daraus sollte man keine Glaubensfrage machen, wird
in Thüringen jetzt gehandelt und agiert mit dem Vorrang,
Opfer zu schützen, aber auch die Täter nicht aus den Augen
zu verlieren. An dieser Stelle möchte ich auf Frau Bech-

thum reagieren. Ich denke, der Vorrang in dem Maßnahme-
plan, speziell sich auf Frauen zu konzentrieren, ist der rich-
tige Weg.

(Beifall bei der PDS; Abg. Wackernagel, CDU)

Denn nur in dem Moment, wenn ich die Frauen stärke,
kann ich auch die Kinder stärken.

(Beifall bei der PDS; Abg. Wackernagel, CDU)

Gewalt gegen Kinder ist natürlich - also speziell Gewalt
gegen Kinder und nicht Gewalt, die Kinder miterleben
müssen - ein anderes Thema und da muss man natürlich
auch der Ehrlichkeit halber dazusagen, dass es vor allem
die Frauen sind, die schlagen. Deswegen, denke ich, sind
hier auch ganz spezielle Ansätze notwendig. Der Plan sollte
genau das nicht mit leisten, die Kinder an der Stelle oder
Gewalt gegen Kinder mit zu betrachten.

Es stellt sich zwangsläufig die Frage, ob denn der Plan ge-
eignet ist, um genau das zu erreichen, nämlich die Frauen
zu stärken und häuslicher Gewalt damit wirklich zu be-
gegnen.

Meine Damen und Herren, hier sehen wir als PDS-Frak-
tion die Notwendigkeit, über inhaltliche Schwerpunkte und
Ansätze zu reden. Der Maßnahmeplan der Landesregierung
ist aus meiner Sicht recht dünn und an vielen Stellen auch
unkonkret. Vielleicht steht an dieser Stelle auch die Ab-
sicht dahinter, wie das Frau Meier bekundete und ich hoffe,
das bleibt dabei, das Ganze im Laufe der Zeit mit Inhalt zu
füllen. Ich hoffe es und ich versuche daran zu glauben.
Auch wir von der PDS können noch glauben, aber, bitte
verstehen Sie mein Misstrauen, die Landesregierung hat
sich in den letzten zweieinhalb Jahren nicht dadurch aus-
gezeichnet, offen zu sein für neue Ansätze, Probleme zu
erkennen und zu benennen, gemeinsam mit Expertinnen
und Experten, Betroffenen oder gar der Opposition Lö-
sungsansätze zu suchen. Beispiele dafür ließen sich viele
finden.

Die PDS-Fraktion fordert von der Landesregierung, wie
in der Einbringung bereits erwähnt, eine klare parteiliche
und eindeutige Positionierung gegen häusliche Gewalt.
Diese Position einzunehmen, bedeutet eben auch, kon-
krete Maßnahmen vorzulegen. Die Betonung liegt hier auf
Maßnahmen. Ich denke, man sollte einen solchen Maßnah-
meplan nicht mit einem Rechenschaftsbericht verwech-
seln.

(Beifall bei der PDS)

Der Plan stellt aus unserer Sicht den Problemaufriss klar
dar und das ziemlich umfassend und genau - an dieser
Stelle lobe ich Sie ausdrücklich -, aber es sind eben wenig
neue Ansätze erkennbar. Im Thüringer Maßnahmeplan
mangelt es an der Konzeption eines Projekts zur Interven-
tion. Deshalb erfolgt der Versuch, bestehenden Angeboten
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und Projekten zusätzliche Aufgaben zu übertragen. Zwei-
fellos innerhalb von Frauenhäusern und -schutzwohnun-
gen keine Frage der Kompetenz, aber aus politischer Sicht
der Versuch, mit wenig konzeptionellem und eben auch
finanziellem Aufwand Lücken zu schließen. Die Stärkung
der Frauenhäuser und Frauenzentren geht für mich jedoch
nur, wenn man sich gemeinsam über Konzeptionen,
Schwerpunkte und Spezialisierungen, aber auch gerade
über Rahmenbedingungen verständigt. Das geht nicht
einfach mit der Änderung einer Richtlinie.

Der Plan der Landesregierung enthält kein explizites Kon-
zept für Aus- und Fortbildung der verschiedenen Berufs-
gruppen. Auch hier werden keine Verbesserungen oder
Veränderungen gegen bisherige Fortbildungsangebote vor-
gesehen, nicht einmal angedeutet.

Zum letzten Punkt - die Aussagen zu den Finanzierungen:
Sie implizieren, dass die Maßnahmen gegen häusliche Ge-
walt eigentlich nichts kosten dürfen. Mir scheint, dass die
Landesregierung dies nicht bis zum Ende denkt. Oder tref-
fen wir an dieser Stelle vielleicht kleinkariertes Ressort-
denken an? Wenn wir die finanziellen Folgen von Männer-
gewalt realistisch betrachten, wird die Notwendigkeit einer
tatsächlichen Prävention sichtbar. Folgekosten von Männer-
gewalt entstehen unter anderem in den Bereichen Gesund-
heit, Soziales, Bildung und Justiz. Es entstehen Verluste in
den Bereichen der Produktivität und bei Steuereinnahmen.
Einer Schätzung der Arbeitsgemeinschaft "Männer- und
Geschlechterforschung" aus Berlin zufolge, belaufen sich
die jährlichen Kosten von Männergewalt auf etwa 2,9 Mrd.
DM. Ich denke, das ist eine gigantische Zahl. Wenn diese
Folgekosten bedacht würden, wäre es lohnenswert im
wahrsten Sinne des Wortes, präventiv tätig zu werden und
häusliche Gewalt auf breiter Ebene gesellschaftlich zu äch-
ten.

Meine Damen und Herren, die PDS-Fraktion will sich in
die Qualifizierung des Maßnahmeplans der Landesregie-
rung einbringen. Dies ist ja auch ausdrücklich im Bericht
erwünscht und eingefordert. Mit der Einbringung des Ent-
schließungsantrags wollen wir die Landesregierung veran-
lassen, eine weiter gehende fachliche Debatte zum Prob-
lembereich der häuslichen Gewalt zu führen.

(Beifall bei der PDS)

Wir fordern als Grundlage, dass alle Statistiken geschlechts-
spezifisch aussagekräftig und vergleichbar zu führen sind.
Wir fordern, ein landesweites Interventionsprogramm im
Maßnahmeplan festzuschreiben. Dieses soll insbesondere
auf die Vernetzung in den Regionen und die Realisierung
der Kooperation zwischen Institutionen hinwirken.

Ich möchte Ihnen das Modell kurz vorstellen: Es ist eine
landesweit agierende Kooperationsstelle zu konzeptionie-
ren. Diese sollte den Aufbau regionaler Interventionsstellen
befördern, diese vernetzen und mit Informationen versor-
gen, mit den verschiedenen Ministerien kooperieren, Fort-

bildung leisten, Konzepte entwickeln, Dokumentationen
und Statistiken zusammenführen, Öffentlichkeitsarbeit auf
Landesebene machen, für eine bundesweite Vernetzung
sorgen und auch als Ressourcenzentrum fungieren. Und,
meine Damen und Herren, sie ist an dieser Stelle eben
einfach mehr als die KOST, die wir bisher haben, und
vor allem ist sie in unserem Konzept unabhängiger.

(Beifall bei der PDS)

Weiterhin sollen in den Regionen agierende Interventions-
stellen eingerichtet werden. Diese regionalen Stellen ar-
beiten selbständig mit den von Gewalt betroffenen Frauen
und Kindern, vernetzen die kommunal Agierenden und
tragen die Informationen von unten nach oben. Dieses
Modell, das gebe ich an dieser Stelle ehrlich zu, ist nicht
auf unserem Mist gewachsen, es ist einfach inzwischen
wissenschaftlich evaluiert und absolut bewährt in vielen
Bundesländern.

Meine Damen und Herren, wir denken, mit einer bloßen
Vernetzung vorhandener Einrichtungen und einer Anbin-
dung an die Koordinierungsstelle Gewalt kann den Bedürf-
nissen und Bedarfen von betroffenen Frauen nicht aus-
reichend entsprochen werden.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Die KOST kann aus unserer Sicht die anstehenden spezi-
fischen Aufgaben in diesem Bereich nicht erfüllen. In der
Debatte im Februar haben wir uns bereits dazu verständigt
und haben gesagt, es ist in unseren Augen nicht sachdien-
lich, die KOST mit so vielen Aufgabenbereichen zuzu-
schütten, die alle irgendwie den Namen und den Bereich
"Gewalt" in sich tragen. Es ist unseres Erachtens nicht sinn-
voll, alle Formen von Gewalt in einen Topf zu werfen,
dann einmal kräftig umzurühren und gerade das rauszu-
nehmen, was gesellschaftlich am Kochen ist oder den me-
dialen Nerv trifft. Ich denke, an dieser Stelle werden Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der KOST auch einfach ver-
braten, denn es kann ihnen faktisch gar nicht gelingen, ihre
Aufgabenbereiche effektiv zu bearbeiten, ohne dafür stän-
dig von irgendeiner Seite Prügel zu bekommen, dass sie
einen Bereich vergessen hätten.

An dieser Stelle widerspreche ich auch Frau Bechthum,
die die Lenkungsgruppe doch recht kritisch bewertet hat.
Ich denke, das ist ein Punkt, auch wenn ich mit der Ge-
samtangliederung der KOST nicht zufrieden bin, die Len-
kungsgruppe ist genau das, was die Frauen und die Exper-
ten gefordert haben und sie sind auch mit der Arbeit trotz
aller Kritikpunkte, die Sie natürlich anzubringen haben,
zufrieden.

(Beifall bei der PDS; Abg. Wackernagel, CDU)

Von daher, das sage ich an dieser Stelle auch, wünsche ich
der Lenkungsgruppe und den Arbeitsgruppen natürlich
auch viel Erfolg und hoffe, dass sich ihre Arbeit auch in
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Ergebnissen niederschlägt.

Meine Damen und Herren, die PDS-Fraktion fordert auch
den Einsatz hauptamtlicher Opferschützer bei der Polizei.
Sie haben darauf alle schon hingedeutet. Ich gebe zu, wie
schon gesagt, das Hoffen geben wir nicht auf, aber das geht
mir einfach zu langsam. Wir reden seit zwei Jahren da-
rüber, dass wir den hauptamtlichen Opferschutz brauchen,
richtig viel bewegt hat sich in meinen Augen nicht, aber
vielleicht werden ja mit dem nächsten Haushalt die Wei-
chen an der Stelle gestellt.

Meine Damen und Herren, nicht zuletzt wollen wir im
Maßnahmeplan Ausführungen zu zielgruppenspezifischen
Arbeiten und eben gerade zu zielgruppenspezifischen An-
geboten festschreiben. Ich denke, darüber sollte keine Glau-
bensfrage hier entbrennen, aber wir sollten uns einfach da-
rüber beraten, ob so etwas sinnvoll ist. Ich denke, breit ge-
tragen von der wissenschaftlichen Basis wird das bestä-
tigt werden. Ich kenne die Argumentation, dass man den
genannten Gruppen nicht durch eine Extranennung so-
zusagen wieder Diskriminierung zukommen lassen will
oder sie eben selektieren oder ausgrenzen möchte. Man
würde sie ja auch so mitdenken. Aber, meine Damen und
Herren, ich glaube, gerade das passiert nicht. Nur ein klares
Benennen der unterschiedlichen Lebenssituation und der
daraus schlussfolgernden Erkenntnis, dass man andere An-
sätze für diese Gruppe braucht, wird ihren Bedürfnissen ge-
recht. Eine behinderte Frau ist eben anders von Gewalt
betroffen und sie hat auch vielleicht eine höhere Hemm-
schwelle, eine Beratungsstelle zu besuchen oder sie er-
reicht diese gar nicht erst. Ich denke, an dieser Stelle müs-
sen wir ganz klar das Bekenntnis dazu liefern, uns eben
auch dieser Gruppe speziell zu widmen.

(Beifall bei der PDS)

Genauso verhält es sich mit ausländischen Frauen. Die
haben einen ganz anderen, und das finde ich gut, kultu-
rellen, sozialen und eben nicht zuletzt sprachlichen Hin-
tergrund. Diesen speziellen Fragen wird die tägliche Ar-
beit oftmals nicht gerecht. Das wird von Wissenschaft
bestätigt.

Meine Damen und Herren von der Landesregierung, seien
Sie an dieser Stelle einfach einmal nicht beratungsre-
sistent, verständigen Sie sich noch einmal, es gibt genug
Fachfrauen an den Fachhochschulen und Universitäten.
Ich denke, an der Stelle sollten wir einfach weiter beraten.

(Beifall bei der PDS)

Wir hoffen, dass wir mit unserem Entschließungsantrag
zumindest die fachliche Diskussion vorantreiben können.
Und, das sage ich an der Stelle, ich denke, die Diskussion
ist auch im Ausschuss nicht abgeschlossen. Wir sollten
auch den heutigen Bericht, den ich sehr weit reichend und
zum Teil auch sehr gut fand, im Gleichstellungsausschuss
noch einmal beraten können. Ich bitte damit um die Über-

weisung des Berichts. Danke.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Doch, Frau Bech-
thum noch einmal, bitte.

Abgeordnete Bechthum, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ganz so möch-
te ich doch Frau Wackernagels Aussagen nicht stehen las-
sen. Frau Wackernagel, ich bin seit 1994 hier im Land-
tag. Wir haben Ende des Jahres bereits ein Faltblatt formu-
liert. Wir haben uns da genau angeschaut, was wir wol-
len. Da war ganz groß Gewaltbekämpfung, Gewalt in der
Familie, Probleme in der Familie. Und diese Ziele sind heu-
te noch genauso entsprechend, deshalb seien Sie bitte vor-
sichtig, es wäre ein Tabuthema. Wir haben das hier im-
mer gehabt, Sie können alle Protokolle nachschauen. Es
war sehr schwer, diesen Landtag dafür zu sensibilisieren,
deshalb ist man auch zum Teil ungeduldig. Da kann ich
Frau Wolf Recht geben, es geht zu langsam, es hat sich zu
wenig in dieser Richtung bewegt. Das ist einfach so. Es
ärgert einen, dass allein - ich habe wie oft das Modell-
projekt "Berliner Interventionsmodell gegen Gewalt" be-
tont, das von Ihrer damaligen Ministerin initiiert wurde,
Sie wollten es nicht mehr wahrhaben. Ich sagte, warum
nehmen Sie das nicht auf, das ist als Modellprojekt ge-
plant gewesen, damit man davon lernt. Man hat es nicht ge-
tan. Wenn Frau Dr. Meier schon vor zwei Jahren die Stelle
eingenommen hätte, wären wir vielleicht ein Stückchen
weiter. Aber mit dieser Landesfrauenbeauftragten hat sich
absolut nichts bewegt. Deshalb bin ich dann manchmal
auch ungehalten, das stimmt. Ich sehe es auch gar nicht ein,
dass wir immer wieder nur geduldig sein sollen und warten
und uns freuen sollen, dass uns die Männer so ein Stück-
chen abgeben. Es sind Willensbekundungen in diesen Maß-
nahmen. Wenn da steht zu dem hauptamtlichen Opfer-
schutz, hier wird angestrebt, schrittweise ins Hauptamt zu
überführen. Es ist doch Ihre Regierung. Sie können das
doch festlegen. Sie können alles bestimmen. Sie können
uns auch im Haushalt überstimmen, wenn Sie sagen, wir
wollen das jetzt. Ich bin gespannt, ob Sie es jetzt im neuen
Haushalt fordern?

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Wir
können aber keine Geldscheine drucken.)

Eine große Forderung - das ist so. Warum hat man das
nicht übernommen von dem Berliner Interventionspro-
jekt? Ich will noch ganz kurz etwas zu diesem Aktions-
plan sagen. Dieser ist von 1995, wie viele Jahre ist der
gelaufen? Jetzt sagt man, macht einen Plan. Da hätte man
sich danach auch mit richten können, ein umfassendes
Konzept zur Bekämpfung, zum Abbau von häuslicher Ge-
walt. Es bündelt die Maßnahmen aller Arbeitsbereiche. Es
geht um den Ausbau und die Verbesserung gesetzlicher
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Rahmenbedingungen, die Fortführung begonnener Daten-
erhebungen. Das wollen wir jetzt hier auch machen bei
Gewaltdelikten. Außerdem wichtig ist die Aus- und Fortbil-
dung von Mitarbeitern betroffener Berufsbereiche und ge-
rade - ganz groß - soziale Trainingskurse für gewalttätige
Männer, Maßnahmen in der Kinder- und Jugendarbeit. Es
gehört alles zusammen zu einem umfassenden Plan. Ganz
besonders wichtig ist auch die gesundheitliche Versorgung
von Opfern häuslicher Gewalt, Angebote für Migrantinnen,
gerade auch für ausländische Bürgerinnen. Nicht umsonst
haben der Landesfrauenrat und die Liga, die stimmen da
überein, gesagt, es fehlt eine klare Gliederung, es wird
durcheinander gewürfelt, was es schon gibt - Bestandsauf-
nahme oder auch Zielvorstellungen - das ist hier nicht ge-
lungen und dass man auch vorschlägt, dass man doch ei-
ne andere Struktur überlegen müsste. Das waren deshalb
auch die Forderungen. Deshalb, denke ich schon, ist das be-
rechtigt, dass man Kritik übt. Danke.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Wortmeldungen sehe ich jetzt nicht. Es war Fort-
beratung im Gleichstellungsausschuss beantragt. Das ist
richtig. Gibt es dagegen Widerspruch? Das ist nicht der
Fall. Dann stimmen wir darüber ab. Wer für Forberatung
im Gleichstellungsausschuss ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. Das ist sehr einmütig. Gegenstimmen? Keine.
Enthaltungen? Auch keine. Dann ist das so beschlossen.

Das betrifft aber noch nicht den Entschließungsantrag der
Fraktion der PDS. Bitte, Frau Abgeordnete Nitzpon.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Wir beantragen die Überweisung an den Gleichstellungs-
ausschuss.

Präsidentin Lieberknecht:

Wir stimmen darüber ab. Wer mit der Überweisung des
Entschließungsantrags der PDS-Fraktion an den Gleich-
stellungsausschuss einverstanden ist, den bitte ich um das
Handzeichen. Gegenstimmen? Eine Anzahl von Gegen-
stimmen. Enthaltungen? Mehrere Enthaltungen. Dann kom-
men wir nicht drumherum, das zu zählen.

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS:
Das war eindeutig angenommen.)

Dann frage ich noch einmal nach den Jastimmen. Wer für
die Überweisung an den Gleichstellungsausschuss ist, bitte
deutlich melden. 25 zähle ich. Wer ist nicht für die Über-
weisung, also die Gegenstimmen?

(Unruhe bei der PDS)

Gegenstimmen 26. Enthaltungen? Eine Enthaltung. Dann
mit knapper Mehrheit abgelehnt.

Dann müssen wir endgültig über den Antrag direkt ab-
stimmen. Wer dem Antrag seine Zustimmung gibt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind dann vermutlich
auch 25. Jetzt die Gegenstimmen. Das sind sogar noch
mehr Gegenstimmen. Es ist eindeutig. Enthaltungen? Eine
Enthaltung. Der Entschließungsantrag ist abgelehnt. Der
Tagesordnungspunkt ist beendet. Das Berichtsersuchen
ist damit erfüllt.

Wir kommen jetzt zum Aufruf des Tagesordnungs-
punkts 10  in den Teilen

a) Neuregelungen zu Schulabschlüssen
an Regelschulen und Gymnasien
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/2430 - Neufassung -

b) Neuregelungen des Erwerbs von
Abschlüssen im Realschulbildungsgang
und im gymnasialen Bildungsgang
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2487 -
dazu: Entschließungsantrag der

Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2518 -

c) Maßnahmen zur verbesserten beruf-
lichen Orientierung und Berufsvorbe-
reitung junger Menschen
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/2501 -

Ich frage zunächst nach den Antragsbegründungen. Da
habe ich zum Antrag 10 a keinen Begründungswunsch,
zum Teil 10 b den Begründungswunsch von Seiten der
PDS von Frau Kollegin Sojka - dann darf ich Frau Kol-
legin Sojka aufrufen - und zu 10 c dann Frau Pelke,
SPD-Fraktion.

Abgeordnete Sojka, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordneten,
mit dem Entschließungsantrag der drei Fraktionen zu der
Regierungserklärung "Der 26. April 2002 und die Konse-
quenzen"  hat der Landtag in Punkt 7 beschlossen, dass es
mit einer Novellierung des Schulgesetzes weitere Möglich-
keiten für Schulabschlüsse auch an Gymnasien geben soll.

(Beifall bei der PDS)

Der Entschluss impliziert, dass eine Regelung nur für
Gymnasien zu kurz greift und Realschüler weiter benach-
teiligt. Es sind daher rechtliche Regelungen im Realschul-
bildungsgang als auch im gymnasialen Bildungsgang er-
forderlich. Da die Novellierung des Schulgesetzes für den
Herbst dieses Jahres zwar angekündigt ist, wäre aber nach
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erster und zweiter Lesung für das kommende Schuljahr
keine rechtliche Regelung mehr umsetzbar. Zur Schüler-
demo in Erfurt und in vielen Gesprächen und Veranstal-
tungen war aber anderes versprochen worden. Daher ist
für die Schülerinnen und Schüler des kommenden Schul-
jahres von der Landesregierung zumindest eine Übergangs-
regelung anzubieten. Berechtigte Forderungen der Öffent-
lichkeit nach weiteren Abschlussmöglichkeiten für Real-
schüler und Gymnasiasten finden im vorliegenden Antrag
der PDS-Fraktion zum wiederholten Male ihren Ausdruck.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Lieberknecht:

Dann rufe ich die Begründung zum Teil 10 c auf, Frau
Abgeordnete Pelke.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, vor kurzem
hat der Verein "Jugendberufshilfe" seine alljährliche Po-
tenzialanalyse für das Ausbildungsjahr 2001/2002 vor-
gestellt. Die dort erhobenen Daten basieren im Wesent-
lichen auf Angaben des Landesarbeitsamts und der Thürin-
ger Ministerien. Sie weisen im Bereich der Berufsvorbe-
reitung, insbesondere beim Berufsvorbereitungsjahr, be-
ängstigende Entwicklungen auf. Ich möchte dies voranstel-
len, weil mit dem Ihnen jetzt vorliegenden Antrag kurz-
fristig und auch dauerhaft die Möglichkeit besteht, hier in
diesem Bereich Abhilfe zu schaffen. Abhilfe eines Notstan-
des, der zunehmend Tausende junger Menschen in das be-
rufliche Aus treibt und offenbar in vielen Fällen, nach eini-
gen Jahren des erfolglosen Besuchs von Berufsvorberei-
tungsjahren, direkt leider in die Sozialhilfe führt. Abhil-
fe zu schaffen, aber auch bei dem von der Landesregie-
rung selbst immer wieder beklagten Mangel an Berufs-
schullehrern für die Beschulung während der Berufsausbil-
dung und Abhilfe zu schaffen bei der völlig unbefriedi-
genden Situation der beruflichen Orientierung von Jugend-
lichen in den Abgangsklassen und hier vor allen Dingen
in den Hauptschulen und Förderschulen.

Wenn Sie, meine Damen und Herren, diesem Antrag zu-
stimmen und bis zum Jahre 2006 die gegebenen Mög-
lichkeiten des Europäischen Sozialfonds nutzen, dann ha-
ben wir die Chance, einen wichtigen Beitrag zu leisten
für Schüler und natürlich auch für deren Familien. Wir
können die Lehrkräfte an den Schulen und die Mitarbei-
ter der Berufsberatung während der Phase der beruflichen
Orientierung so unterstützen, dass die katastrophale Zahl
angeblich nicht ausbildungsreifer Jugendlicher am Ende
der Pflichtschulzeit erheblich reduziert wird sowie den
Jugendlichen und ihren Familien dann auch eine realistische
Perspektive aufgezeigt wird. Wir haben aber auch die pä-
dagogische Verpflichtung, benachteiligten Jugendlichen
nach vielen und aus welchen Gründen auch immer mitunter
sehr belastenden Schuljahren endlich eine Möglichkeit zu
geben, ihre praktischen Kompetenzen zu entwickeln.

Meine Damen und Herren, insbesondere von der Regie-
rungsfraktion, wer die Diskussion um die Abwanderung
junger Menschen ernst nimmt, wer den Wunsch von Eltern
und Schülern zum Abbau bürokratischer Strukturen inner-
halb der Schulen sehr ernst nimmt, wer junge Menschen
nicht sehenden Auges in Perspektivlosigkeit entlassen will,
der müsste eigentlich diesem Antrag zustimmen.

Lassen Sie mich deshalb zum Schluss nochmals auf die
Potenzialanalyse der Jugendberufshilfe verweisen. Eine
Wiederholerquote von mittlerweile 37 Prozent im Berufs-
vorbereitungsjahr, die Tatsache, dass Jugendliche mittler-
weile zum dritten und vierten Mal das Berufsvorberei-
tungsjahr besuchen, und die Tatsache, dass das seit einigen
Jahren erfolgreich mit Trägern der Jugendberufshilfe prak-
tizierte Projekt "IMPULS" eine wesentlich bessere Erfolgs-
quote aufweist als das Berufsvorbereitungsjahr, sollten
wirklich Anlass genug sein, um auch hier nicht länger
wegzuschauen. Es gilt an diesem Punkt, und das haben wir
auch diskutiert im Rahmen des Antrags um Abwanderung
junger Menschen, endlich Entscheidungen zu treffen, zu-
mal wir hier Handlungsmöglichkeiten und auch Finan-
zierungsmöglichkeiten hätten. Ich kann mich bei dieser
Gelegenheit ausdrücklich auf Minister Schuster berufen,
der im Wirtschaftsausschuss die katastrophalen Rahmenbe-
dingungen des Berufsvorbereitungsjahres an den Berufs-
schulen sehr eindrucksvoll geschildert und in diesem Rah-
men betont hat, dass man sich dennoch mit Veränderungen
schwer tue. Wer "man" ist und wer verändern muss, ist al-
lerdings nicht gesagt worden und deswegen ist heute der
Landtag gefragt, nicht irgendjemand und keiner, der hier
"man" heißt, sondern heute geht es darum, dass die Re-
gierungsfraktion gefragt ist, ob sie sich nicht schwer tut bei
längst überfälligen Veränderungen oder ob sie diesem
längst überfälligen Antrag vor allem auch im Interesse von
Jugendlichen und deren Eltern folgen kann. Ich wünsche
mir deshalb hier im Haus eine sachliche Diskussion und
dann auch in den zuständigen Ausschüssen. Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

So, damit kommen wir jetzt zur gemeinsamen Aussprache
über alle drei Anträge, die uns vorliegen, und zwar zu-
nächst Frau Abgeordnete Dr. Stangner, PDS-Fraktion.

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordneten,
ohne Beruf und ohne eigenes Einkommen für betroffene
Menschen ist die Lebensqualität in unserer Gesellschaft
sehr niedrig. Ohne Beruf und ohne eigenes Einkommen ist
eine Teilhabe am gesellschaftlichen Leben überdurch-
schnittlich eingeschränkt. Eine wichtige Voraussetzung,
wenn auch nicht Garantie für eine berufliche Entwicklung
und gute Lebensperspektiven ist ein Schulabschluss. Unter
den Sozialhilfeempfängern hatten in den Jahren 1999 und
2000 in Thüringen, das ist in den statistischen Berichten
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Sozialhilfe nachzulesen, von den 18- bis 21-Jährigen
11 Prozent keinen Schulabschluss. Nicht nur diese Pro-
zentzahl ist erschreckend, auch die Absolutzahlen sind es.
Absolut sind das um die 3.000 18- bis 21-Jährige pro Jahr-
gang. Das sind Menschenschicksale, das sind Menschen,
die sehr wohl im Berufsleben stehen könnten. Warum das
nicht so ist, dafür gibt es sicherlich viele Gründe. Aber die
Zahlen sollten auch Anlass dafür sein, über das System,
über Inhalt und Struktur von Schule, von Bildung in Thü-
ringen nachzudenken. Etwa jeder siebente Schüler eines
Jahrgangs, Schülerinnen einbegriffen, verlässt seit Jahren
die Thüringer Schule ohne Hauptschulabschluss. Bekannt-
lich ist das der niedrigste Abschluss, der in der allgemein
bildenden Thüringer Schule erworben werden kann.

Nachdem dieses Problem etwa zu Beginn der laufenden
Legislatur von mir aufgedeckt wurde, bemühte man sich
seither um die unterschiedlichsten Interpretationen dieses
Ergebnisses. Selbst Qualität des Thüringer Schulsystems
wollte der Thüringer Kultusminister damit nachweisen.
Aber damit steht das Thüringer Schulsystem eben nicht für
Qualität, sondern es steht für Einschränkung von Lebens-
perspektiven.

(Beifall bei der PDS; Abg. Pelke, SPD)

Dass unter diesen ca. 13 Prozent Schülerinnen und Schüler
sind, denen durch rechtswidrige Auslegung eines Paragra-
phen in der Thüringer Schulordnung Chancen genommen
wurden, ist und bleibt skandalös.

(Beifall bei der PDS)

Der entstandene Schaden ist kaum gutzumachen. Der tiefe-
re Hintergrund der vielen Schülerinnen und Schüler oh-
ne Abschlüsse ist aber systembedingt und heißt auslesen
statt fördern. Ich habe gestern schon einmal darauf hinge-
wiesen. Wer keine Leistung bringt, hat eben Pech gehabt,
so könnte die Lesart auch heißen. Die meisten Schülerinnen
und Schüler wollen Leistungen erbringen. Dies hat die De-
monstration der jungen Leute "Schrei nach Veränderungen"
in Erfurt eindrucksvoll gezeigt. Aber sie brauchen dafür
auch Bedingungen, die ihnen Leistungen und den Erwerb
eines Abschlusses gestatten. Dass sie dafür Anstrengun-
gen erbringen müssen, versteht sich von selbst. Die meis-
ten wissen und wollen das auch. Was der Einzelne, was
die Gesellschaft braucht, ist fördern statt auslesen,

(Beifall bei der PDS)

ist Leistung auf der Basis der individuellen Fähigkeiten und
Begabungen durch Förderung zu ermöglichen, um jedem
Schüler, jeder Schülerin die Chance auf den Erwerb eines
Abschlusses zu geben.

(Beifall bei der PDS)

In diesem Zusammenhang ist auch über andere strukturelle
und inhaltliche Veränderungen nachzudenken. Ich will an
dieser Stelle nur die viel zu frühe Entscheidung, wie die
meisten Eltern, Schülerinnen und Schüler und viele Wis-
senschaftler meinen, zur Schullaufbahn in Klasse 4 an-
sprechen.

(Beifall bei der PDS)

Hier zu verändern könnte neben einer zu verstärkenden
individuellen Förderung eine weitere Schlüsselstelle sein,
um eben jedem Schüler, jeder Schülerin einen Abschluss
zu ermöglichen.

Meine Damen und Herren, bislang ist es in der Thüringer
Schule nur möglich, den in dem Bildungsgang eigenen
Schulabschluss zu erwerben. Jugendliche können im gym-
nasialen Bildungsgang das Abitur erwerben, im Realschul-
bildungsgang kann nur der Realschulabschluss erworben
werden. Das endgültige Nichtbestehen dieser Abschluss-
prüfungen hat zur Folge, dass die Schülerinnen und Schüler
ohne jeglichen Abschluss die Schule verlassen müssen. Mit
dieser Regelung nimmt Thüringen ganz klar eine Außen-
seiterposition in den Bundesländern ein und benachteiligt
Schülerinnen und Schüler eklatant.

(Beifall bei der PDS)

Forderungen nach Veränderungen sind nicht neu. Wir
wollen seit Jahren den Erwerb von Abschlüssen in den
Realschulbildungsgängen und den gymnasialen Bildungs-
gängen durch zusätzliche Möglichkeit erweitern und somit
gestufte Abschlüsse ermöglichen. Bislang wurde dies aller-
dings immer abgeblockt. Nun wurde die Möglichkeit für
weitere Schulabschlüsse, meine Kollegin Frau Sojka hat
darauf hingewiesen, auch im Beschluss des Landtags zur
Regierungserklärung "Der 26. April und die Konsequen-
zen" unterstrichen. Ebenso spiegelt sie sich in zahlreichen
und eindeutigen Stellungnahmen einer breiten Öffent-
lichkeit bis hin in den Wissenschaftsbereich wider.

Meine Damen und Herren, Möglichkeiten der externen
Prüfung, wie wir sie haben, lösen das Problem nicht.

(Beifall bei der PDS)

Wer schon einmal genauer hingesehen hat, unter welchen
Bedingungen der externe Realschulabschluss erworben
wird, weiß von den Problemen und Belastungen der
Schülerinnen und Schüler. Daneben gibt es auch noch
die schlechten Beratungen der Schülerinnen und Schüler,
warum man das eigentlich wolle. Wer diese Probleme ne-
giert oder verschweigt, hat nicht hingesehen oder wollte
dies bewusst nicht, weil er Auslesen und als pädagogisches,
nein, ich muss sagen als politisches Prinzip das Ausle-
sen bevorzugt.

(Beifall bei der PDS)
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Meine Damen und Herren, eine vernünftige, praktikable,
die Chancengleichheit und Leistungsmotivation Thüringer
Schülerinnen und Schüler befördernde Lösung in Sachen
Abschlüsse muss her. Dem haben alle Fraktionen schon
einmal zugestimmt. Ich erinnere noch einmal an den ge-
meinsam getragenen Beschluss zur Regierungserklärung
"Der 26. April und die Konsequenzen". Sinn des heute
vorliegenden Antrags meiner Fraktion ist es, dass die Lan-
desregierung dem Landtag Entwürfe für rechtliche Re-
gelungen unterbreitet, die es erlauben, in den Realschulbil-
dungsgängen und den gymnasialen Bildungsgängen zusätz-
liche Abschlüsse zu den bisher möglichen zu erwerben.
Im gymnasialen Bildungsgang einen mittleren und einen
dem Hauptschulabschluss vergleichbaren Abschluss und im
Realschulbildungsgang einen dem Hauptschulabschluss
vergleichbaren Abschluss. Die entsprechenden Bildungs-
gänge an den Förderschulen müssen inbegriffen sein. Das
lese ich so im Antrag der SPD nicht. Die rechtlichen Klä-
rungen müssen nach unserer Auffassung umgehend getrof-
fen werden.

(Beifall bei der PDS)

Das ist notwendig, damit für das Schuljahr 2002/03 ent-
sprechende Regelungen Geltung erlangen können und Ver-
lässlichkeit für Schülerinnen und Schüler vorhanden ist.

(Beifall bei der PDS)

Auch Sie, meine Damen und Herren von der CDU, fordern
neuerdings Regelungen. Ich bedaure es ja unendlich, dass
Herr Althaus, nachdem er schon an der gestrigen Aktuellen
Stunde nicht teilgenommen hat, auch heute offensicht-
lich wieder anderen Verpflichtungen nachgeht,

(Beifall bei der PDS)

statt als ehemaliger Kultusminister, der für viele Rege-
lungen mit verantwortlich ist, und jetziger Fraktionsvor-
sitzender der CDU  hier anwesend zu sein.

(Beifall bei der PDS; Abg. Pelke, SPD)

Auch Sie, meine Damen und Herren von der CDU, for-
dern neuerdings Regelungen. Ob diese auch der realen
Problemlage entsprechen und wirkliche Lösungen für
Chancengleichheit bringen, bleibt abzuwarten. Zu mög-
lichen Ursachen Ihres Sinneswandels, mit einem Mal auch
etwas zu wollen, will ich mich an dieser Stelle nicht äu-
ßern, weil ich auf keinen Fall zynisch wirken will. Aller-
dings, so haben Sie es angekündigt, wollen Sie Regelungen
nicht umgehend, wie es der Erwartungslage vieler Bürge-
rinnen und Bürger, vor allem Schülern und Eltern, ent-
spricht, sondern Sie verschieben wieder einmal. Sie ver-
schieben die Klärung auf den Herbst und die für diesen
Zeitpunkt von der Landesregierung angekündigte Geset-
zesnovelle. Die Novellierung des Thüringer Schulgeset-
zes war eigentlich bereits für das Frühjahr vorgesehen. Vor
allem mit dem Blick auf PISA und die Regionalergebnisse

wurde sie verschoben. Die Novellierung soll auch unter Be-
rücksichtigung der Länderergebnisse erfolgen, so ließ es der
Kultusminister im Mai noch einmal mitteilen. Diese Er-
gebnisse kommen am 27. Juni, also in zwei Wochen. Es
wird Zeit brauchen, sie gründlich auszuwerten und das
muss man auch tun, wenn man gute Reformen angehen
will. Darüber hinaus ließ der Kultusminister im Mai verlau-
ten, dass alle Vorschläge zur Novellierung des Thürin-
ger Schulgesetzes in die Auswertung der Anhörung ein-
bezogen werden. Er stellte damit auf die vielfältigen Vor-
schläge zur Bildungspolitik ab, die eingegangen sind. Das
finde ich einen vernünftigen Weg. Ich sage aber, die Zu-
schriften halten weiter an.

Meine Damen und Herren, wie aber will man mit diesen
umfangreichen und schwierigen Arbeiten bis zum Herbst
in Solidität fertig werden, wie will man sie bewältigt
haben? Ist das bis zum Herbst, der Oktober wurde be-
nannt, überhaupt machbar? Ich glaube nein, Herr Seela,
auch wenn Sie nicken. Meine Sorge gilt dem Aufschie-
ben oder deutlicher gesagt, dem Verschleppen der Rege-
lung. Diese Sorge wird nicht kleiner, sie wird größer, wenn
ich Folgendes, völlig Unverbindliches in einem Brief aus
dem Kultusministerium lese, das, so glaube ich, berechtig-
te Zweifel weiter nährt. Frau Präsidentin, mit Ihrer Ge-
nehmigung zitiere ich aus diesem Brief, der datiert ist vom
6. Juni 2002, also eine große Aktualität hat. Es geht um die
Frage Schulabschluss mittlere Reife, die Antwort heißt:
"Diese Frage wird im Rahmen der Novellierung des Thü-
ringer Schulgesetzes breit diskutiert. Eine definitive Lö-
sung kann es daher im Moment noch nicht geben, sondern
erst nach Abschluss des Verfahrens. Dann ist es im Üb-
rigen der Thüringer Landtag als gesetzgebendes Organ,
dem die Entscheidung in dieser Frage obliegt." Da drängt
sich doch mindestens die Frage nach dem Abschluss des
Verfahrens auf, wann soll denn das sein? Dann möchte
ich schon noch darauf hinweisen, Herr Althaus, an die-
ser Stelle haben Sie womöglich den schwarzen Peter in
der Hand, den Sie so gern an andere verteilen.

(Beifall bei der PDS)

Ein weiteres Aufschieben der Abschlussproblematik kön-
nen wir uns nicht leisten, wenn wir den Schülerinnen und
Schülern schon für das Schuljahr 2002/03 Rechtssicherheit
bieten und den Gesamtablauf des Schuljahres garantieren
wollen. Sie kennen außerdem alle die Zeiträume, die für
Gesetzesänderungen im Parlament gebraucht werden. Ein
weiteres Hinauszögern ist nicht zu verantworten, wenn
man Lösungen will.

(Beifall bei der PDS)

Deshalb kann ich Sie nur auffordern, unseren Anträgen
zuzustimmen. Die Schülerinnen und Schüler, ihre Eltern
erwarten eine Lösung für das nächste Schuljahr und sie
haben auch Ansprüche darauf.

(Beifall bei der PDS)
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Deshalb muss die Lösung jetzt angegangen werden, wenn
Regelungen wirksam werden sollen. Politik ist nicht zum
Selbstzweck für Parteien zu gestalten, sondern hat sich um
das Wohl der Bürgerinnen und Bürger zu kümmern. Alles
andere ist Arroganz der Macht.

(Beifall bei der PDS)

Andere Fragen, wie die Entscheidung zur Schullaufbahn,
sind zu einem späteren Zeitpunkt, sind im Zuge weiterer
Reformen gründlich zu diskutieren. Die Abschlussrege-
lungen erlauben jedoch keine Zeitverzögerung mehr, wenn
sie im Parlament gründlich diskutiert und im Schuljahr
2002/03 Geltung erlangen können sollen.

Meine Damen und Herren von der CDU, Schülerinnen und
Schüler haben in Erfurt zu Tausenden unter dem Motto
"Schrei nach Veränderung" demonstriert. Hören Sie auf
die jungen Leute, verweigern Sie sich nicht noch länger.
Danke.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Lieberknecht:

Es hat jetzt das Wort der Abgeordnete Döring, SPD-
Fraktion.

Abgeordneter Döring, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, das Dilemma
der katastrophalen Abschlussregelung in Thüringen gleicht
einer unendlichen Geschichte. Dieses Dilemma hat einen
Namen: "Exkultusminister Dieter Althaus".

(Unruhe bei der CDU)

(Beifall bei der PDS, SPD)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Da wissen
wir wenigstens gleich, wo es hingeht.)

Meine Damen und Herren! Herr Althaus, vielleicht kann
ich Ihrer Erinnerung etwas nachhelfen. Beginnend mit der
Diskussion über das Schulgesetz im Jahre 1993, haben wir
wieder und wieder auf diesen einmaligen pädagogischen
Nonsens hingewiesen. Heute - und ich sage es eindeutig -
muss Kultusminister Krapp das auslöffeln, was einst Kul-
tusminister Althaus eingebrockt hat.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Von Ihnen, Herr Kollege Althaus, haben wir gebetsmüh-
lenartig immer wieder den billigen Spruch zu hören be-
kommen "Kein Abschluss durch Absitzen",

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU:
Das bleibt auch so.)

als gebe es keine kontinuierliche Leistungsbewertung in
unseren Schulen, als würden Schülerinnen und Schüler an
Gymnasien und den Regelschulen einzig ihre Zeit ab-
sitzen. Meine damalige Kritik, Herr Minister Althaus, gilt
noch heute. Sie hatten und haben, Herr Althaus, nicht das
Recht, Thüringer Schülerinnen und Schüler bundesweit
einmalig zu benachteiligen und

(Beifall bei der PDS, SPD)

durch parteiideologische Hürden Lebenschancen zu ver-
wehren. Ich habe Ihnen das 1993 gesagt und das gilt heute
genauso.

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU:
Das hat Ihnen aber nichts gebracht.)

Meine Damen und Herren, bundesweit sind die Thüringer
Regelungen in die Kritik geraten. Kein einziger Bildungs-
experte oder Bildungspolitiker außerhalb Thüringens

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU:
Sie sind ja der einzigste Experte.)

hat diese Regelung auch nur im Ansatz verteidigt. Die
Bürger in Thüringen haben ein klares Signal erwartet. Wir
haben verstanden, wir werden verändern in einem über-
schaubaren Zeitrahmen. Sie, meine Damen und Herren von
der CDU, zelebrieren stattdessen das traurige Schauspiel
des Verzögerns. Ministerpräsident Vogel verkündet aller-
orten: "Über alles kann man reden."

(Zwischenruf aus der CDU-Fraktion: Da hat
er ja Recht.)

Als es allerdings um konkrete Vorstellungen ging, hatte er
nichts zu sagen. Die Haltung des Kultusministers um-
schrieb eine Thüringer Tageszeitung als "ein öffentliches
Umfallen im Zeitlupentempo" und der Kollege Althaus hat
verkündet, er wolle bei zwei Problemen weiterdenken.
Jetzt wollen wir mal das Weiterdenken analysieren - ich
zitiere: "Das eine ist diese von der Wirtschaft kritisierte
Grauzone des angeblichen Nichtabschlusses". Zum Pro-
blem des mittleren Abschlusses: "Deshalb müssen wir
das Instrument der schon bestehenden externen Abschlüsse
weiterentwickeln."

Meine Damen und Herren, wenn ich so etwas lese, werde
ich den Eindruck nicht los, dass Sie eine Änderung gar
nicht wollen, sondern nur dem öffentlichen Druck nach-
geben.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Für mich stellt sich dabei die Frage, ob Sie die Realität
nicht zur Kenntnis nehmen können ober ob Sie die Realität
nicht zur Kenntnis nehmen wollen. Im Bundesdurchschnitt
bleiben 9,3 Prozent der Schüler ohne Abschluss. In Thü-
ringen dagegen sind es 13,5 Prozent. Damit nimmt Thü-
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ringen trotz eines geringen Anteils von Migranten-
kindern einen unrühmlichen zweiten Platz in der Länder-
reihung ein. Für die Stadt Erfurt bedeutet dies z.B., dass
im vergangenen Jahr von rund 2.500 Schülern 242 ohne
Abschluss blieben, insgesamt hatte damit fast jeder zehnte
Schulabgänger keinen Abschluss. Der Kollege Althaus
hat in einer Pressekonferenz am 5. Juni diese Tatsachen fol-
gendermaßen interpretiert: "Die angeblich hohe Zahl von
Schülern ohne Abschluss ist völlig falsch, es geht nur um
Einzelfälle, ein dringender Regelungsbedarf ist daher vor
Verabschiedung des Schulgesetzes nicht gegeben." Für
mich erübrigt sich dazu jeglicher Kommentar.

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU: Sehr gut.)

Meine Damen und Herren von der CDU, wenn Sie schon
Probleme haben, die Argumente der Opposition anzuer-
kennen, die Argumente der Wissenschaft sollten Sie nicht
so einfach ignorieren. Es wurde Professor Lüdgert, Direktor
des zukünftigen Zentrums für Didaktik an der Friedrich-
Schiller-Universität Jena, von einer Thüringer Tageszeitung
befragt, warum sich trotz intensiver Suche kein Kollege fin-
den ließ, der das gegenwärtige Thüringer Bildungssystem
verteidigen möchte. Lüdgerts Antwort: "Wenn es um die
Frage der Abschlussregelung geht, werden Sie kaum einen
Wissenschaftler finden, der das gegenwärtige Thüringer
System verteidigt."

(Beifall bei der PDS, SPD)

Und weiter: "Thüringen ist im Hinblick auf Schülerinnen
und Schüler, die keinen Abschluss bekommen, in den deut-
schen Flächenstaaten einsame Spitze. Das ist ein Skandal.
Natürlich sind der Abiturdruck und die genannten Ab-
schlussregelungen nicht allein daran Schuld, aber sie be-
einflussen die Statistik. Wir brauchen gestufte Abschlüsse,
wer sie nicht einführt, der geht an der Realität der gesell-
schaftlichen Wertigkeit von Schulabschlüssen vorbei. Die-
se wird nicht von der Regierung definiert, sondern vom
Arbeits- und vom Ausbildungsmarkt." Ich denke, dem ist
auch nichts hinzuzufügen.

Meine Damen und Herren der CDU, hören Sie mit Ihrer
Eierei auf. Wir haben uns in der gemeinsamen Entschlie-
ßung zur Regierungserklärung darauf verständigt, weitere
Möglichkeiten zu Schulabschlüssen vorzusehen. Lassen Sie
uns deshalb gemeinsam dies auch in die Tat umsetzen. Wer
nur in Sonntagsreden den Wertekonsens beschwört, aber
notwendige konkrete Veränderungen hinauszögert, weil er
seine bildungspolitischen Scheuklappen nicht ablegen kann
oder will, der ist nicht regierungsfähig, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Wenn die Regelungen zu den Abschlüssen im nächsten
Schuljahr greifen, dann brauchen wir einen Vorlauf, um
die organisatorischen und personellen Vorbereitungen tref-
fen zu können. Jeder, der den Schulalltag kennt, weiß das.

Die Schulen stellen sich gern dieser neuen Herausforde-
rung, aber sie brauchen ein klares, ein eindeutiges Sig-
nal und, ich denke, noch ist es nicht zu spät.

(Beifall bei der PDS)

Abschließend ein Wort zu den Regelschulen: Ich nehme
sehr wohl die Anmerkungen von Regelschullehrern, Eltern
und Schülern ernst. Deshalb sage ich eindeutig, die Dis-
kussion um die Abschlüsse muss auch einhergehen mit der
Stärkung der Regelschule. Aber eine starke Regelschule
erhalte ich nicht, indem ich das Gymnasium sozusagen
abschließe. Erfahrungen der anderen Bundesländer zeigen
eindeutig, die Ängste sind unbegründet. Man muss Regel-
schulen inhaltlich und strukturell stärken.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Ich will nur einige Stichworte nennen: Größere Durch-
lässigkeit, die integrierte Form stärken, zurzeit lässt die
Globalisierung der Lehrerstundenzuweisung das gar nicht
zu, integrierte Formen sind eindeutig benachteiligt,

(Beifall bei der PDS, SPD)

ich rede von nachmittäglichen Angeboten, Klassenleiter-
stunde, z.B. Wirtschaft/Technik auch für den Realschul-
abschluss und es geht auch um die Verbesserung der
Diagnosefähigkeit und Beratungskompetenz von Grund-
schulenlehrern. Ich denke, nur wenn wir in diesem Sinne
die Regelschule stärken, werden wir einem Bildungsbe-
griff gerecht, wie ihn uns Ernst Bloch ins Stammbuch
geschrieben hat und das sollten wir alle bedenken: "Bil-
dung ist Leben im aufrechten Gang." Danke.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Emde, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeordnete, ich denke,
Herr Döring, den aufrechten Gang, den können wir durch-
aus haben. Ich werde Ihnen das auch noch mal darlegen,
weil ich denke, dass die schulgesetzlichen Regelungen zu
dem Thema "Abschlüsse" immer vernünftig waren und ent-
sprechend entwickelt wurden und dass wir auch heute im
Gespräch sind, diese Dinge vernünftig weiterzuentwi-
ckeln.

(Beifall bei der CDU)

Zunächst einmal zu dem Antrag: Es gab die gemeinsame
Entschließung aller drei Fraktionen hier in diesem Landtag
und dort wurde die Landesregierung gemeinsam aufge-
fordert, im Rahmen einer Schulgesetznovelle Möglich-
keiten von Abschlüssen auch am Gymnasium vorzusehen.
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Die Landesregierung hat sich dazu auch ausdrücklich
erklärt, auch die CDU-Fraktion, dass wir dieses vorhaben
und dass diese Dinge im Herbst, also nach der Sommer-
pause, geschehen sollen. Insofern ist es nun nicht einzu-
sehen, dass drei Wochen danach SPD und PDS einen er-
neuten Antrag vorlegen und die Landesregierung zusätzlich
auffordern wollen. Ich muss dazu sagen, inhaltlich ist
der Antrag nicht weiter untersetzt. Einiges kam hier we-
nigstens in Reden, aber in den Antragsformulierungen ist
inhaltlich nichts untersetzt. Da fragt man sich, will man
es nicht inhaltlich untersetzen? Ich habe auch hier keine
konkreten Vorschläge gehört, vielleicht scheuen Sie sich
auch davor, eigene Vorschläge zu unterbreiten, die dann
in der Öffentlichkeit diskutiert werden.

(Beifall bei der CDU)

Frau Dr. Stangner, Sie grinsen.

Kommt es wirklich darauf an, noch vor der ohnehin im
Herbst dieses Jahres zu beschließenden Schulgesetznovelle
eine frühere Regelung nur für diese Frage der Abschlüs-
se zu treffen?

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:
Die Schulen müssen das umsetzen.)

An die Opposition muss ich sagen: Sie wissen ganz genau,
dass sich das Verfahren zur Erstellung von Gesetzent-
würfen durch die Landesregierung bis zur fertigen Vorlage
in den Landtag über Wochen hinzieht. Wenn Sie Ihr An-
liegen heute ehrlich gemeint hätten, dann hätten Sie einen
konkreten Vorschlag darlegen müssen, wie Sie Prüfungen
regeln wollen und Sie hätten auch eine Sondersitzung in
den Parlamentsferien beantragen müssen heute, sonst wäre
es gar nicht machbar gewesen. Da muss ich einfach sagen,
Frau Dr. Stangner, statt zu lamentieren, müssten Sie heute
hier konstruktiv sein.

(Beifall bei der CDU)

Die Landesregierung wird nach der Sommerpause einen
Vorschlag zu den Regelungen für die Abschlüsse in die
schon existierende Schulgesetznovelle einbringen, und die
zeitliche Vorgabe ist eben so, dass die Regelungen noch
für die Absolventen des nächsten Schuljahrs zutreffen wer-
den, auch wenn Sie das hier anzweifeln wollen. Auch wir
haben diese Zielstellung. Ich muss Ihnen sagen, auf die
Auseinandersetzung mit Ihren konkreten Vorstellungen von
SPD und PDS im Ausschuss für Bildung und Medien freue
ich mich. Die Überweisung der Anträge sei hiermit bean-
tragt. Wir warten erfreut darauf und ich darf Herrn Dö-
ring zitieren. Herr Döring sagt: "Wir müssen dieses Prob-
lem endlich konkret angehen." Ich warte darauf, Herr Dö-
ring.

(Beifall bei der CDU)

Für uns gelten in der ganzen Sache zwei Prämissen: Ers-
tens, es soll kein Abschluss an Schüler des Gymnasiums
verschenkt werden und zweitens,

(Beifall bei der CDU)

und das ist eigentlich erstens, die Belange der Regelschulen
müssen mindestens genauso stark im Blickfeld sein. Ich
freue mich, Herr Döring, dass Sie wenigstens zum Ende
Ihrer Rede genau dieses Thema vorgebracht haben, denn
das ist das zentrale Thema, die Stärkung der Regelschule.

(Beifall bei der CDU)

Die Regelung mit externem Abschluss zur mittleren Reife
war seinerseits der Versuch, den Zustrom zum Gymnasium
in vernünftige Bahnen zu lenken und zu halten und eben
auch die Regelschule dadurch zu stärken, auch mit dem
Hinblick auf zusätzliche juristische Stärkung des Eltern-
wunsches für die Entscheidung für die gymnasiale Schul-
laufbahn. Die Situation hat sich für meine Begriffe in den
letzten zwei Jahren doch entscheidend geändert. Jetzt sind
es nicht nur wenige Schüler, die diesen externen Real-
schulabschluss anstreben, sondern die Zahl ist sehr stark
gewachsen, es sind sehr viele Schüler, und das ist natür-
lich auch eine sehr starke Belastung für die Regelschule
und diese Belastung wächst derzeit. Die Regelung hat
außerdem aus meiner Sicht in den letzten Jahren nicht dazu
geführt, dass die Übertrittsquoten niedrig gehalten werden
konnten, die Übertrittsquoten steigen. Dazu kommt natür-
lich auch die Situation der Schulnetzplanung, der Kampf
um das Kind, die Gymnasien kämpfen auch um jedes Kind.
Die tatsächliche Eignung für die gymnasiale Schullaufbahn
steht oftmals nicht im Vordergrund, insofern gibt es durch-
aus auch von unserer Seite schon länger Gedanken darü-
ber, wie man diese Sache angehen kann.

Ich würde auch einmal einen Vorschlag unterbreiten, wie
man einen mittleren Abschluss am Gymnasium erreichen
kann, der nicht einfach verschenkt wird, denn wir müssen
sehen, es muss auch eine Gleichheit bestehen zwischen
dem, was Realschüler zu absolvieren haben,

(Beifall bei der CDU)

und dem, was Gymnasiasten zu absolvieren haben. Es gibt
dabei Probleme zu beachten: Das sind einfach schulor-
ganisatorischer und personeller Aufwand, den man am
Gymnasium sehen muss. Wir müssen ja dort auch sehen,
dass eine Prüfung, so, wie sie vielleicht herkömmlich ver-
standen wird, gar nicht umzusetzen ist, nicht sinnge-
recht ist und auch mit Hinblick auf ein 12-jähriges Abi-
tur, das von der SPD nach wie vor oder jetzt wieder mit
gewollt wird, dort gar nicht hinkommen mit so einer
langen Prüfung. Insofern könnte ich mir vorstellen,

(Zwischenruf Abg. Dr. Stangner, PDS: Des-
halb brauchen wir auch jetzt diese Regelung,
Herr Emde.)
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dass wir diese Prüfung in Form von Klausuren schreiben,
das könnte in Pflichtfächern und in Wahlfächern sein. Na-
türlich muss die Jahrgangsfortgangsnote auch entsprechend
eingefügt werden und das mit einem etwas erhöhten Grad.
Das wäre eine Möglichkeit, wie wir vielleicht der Sache
nachkommen, wie wir die Sache befördern könnten. Ich
wollte nur einmal so eine Idee mit einfügen, damit die Dis-
kussion im Ausschuss dann auch Frucht bringend wird und
vielleicht hilft Ihnen das ja auch bei Ihren Überlegungen
über die Sommerpause.

Einen Punkt möchte ich in diesem Zusammenhang auch
unbedingt ansprechen, das ist für mich die Frage der Schul-
laufbahnberatung, denn hier liegt ein gravierendes Pro-
blem. Schulleiter von Regelschulen aus dem Altkreis Mei-
ningen haben uns geschrieben: "Die falsche Wahl der
Schulform ist die Hauptursache für das Scheitern mancher
Gymnasiasten." Da liegt natürlich viel Wahrheit drin. Des-
wegen denke ich, wir müssen uns auch darüber Gedanken
machen, wie man zum Beispiel nach der Klasse 3 oder
auch in 5 und 6, aber auch nach dieser Prüfung zur mitt-
leren Reife am Gymnasium konkret Schüler und Eltern für
diese Schullaufbahn berät, damit klar ist, dass der richti-
ge Weg für das Kind gewählt wird.

Forderungen nach schärferen Übertrittsbestimmungen, wie
sie sehr häufig in der Diskussion, die wir zurzeit führen,
geäußert werden, sind natürlich zum Scheitern verurteilt,
denn das Elternrecht auf die Wahl der Schulform ist nun
einmal stärker, als das Recht des Staats, in diese Dinge ein-
zugreifen und das haben wir ganz einfach zu akzeptieren.

(Beifall bei der CDU)

Trotzdem muss es uns gelingen, durch eine inhaltliche und
strukturelle Stärkung der Regelschulen deren Image in der
Bevölkerung zu verbessern. Wir müssen erreichen, dass
von der Wirtschaft und den Eltern anerkannt wird, dass
man auch mit diesen Abschlüssen einen vernünftigen und
sehr guten Berufsweg beschreiten kann und dass auch mit
dem Realschulabschluss zum Beispiel alle Möglichkeiten,
sogar bis hin zu einer Hochschullaufbahn, einem univer-
sitären Studium, möglich sind. Das müssen wir mit un-
seren Regelungen noch besser rüberbringen.

Durch die derzeit wachsenden Übertrittszahlen werden die
Probleme auch noch größer, denn es ist ganz einfach so, es
werden dann in den nächsten Jahren noch mehr Schüler in
den Jahrgängen 5 bis 9 vom Gymnasium zur Regelschule
wechseln, und das bringt natürlich sehr viel Unruhe in die
Schulen hinein und erschwert den Unterricht zusätzlich.
Insofern ist es wichtig, dass wir möglichst von vornherein
die Schullaufbahnen gut bestimmen und wir werden si-
cherlich auch eine höhere Quote des Versagens beim Abi-
tur haben, denn wir haben zurzeit nur 1 Prozent der Schü-
ler, die das Abitur nicht schaffen, und die dann von uns
keinen attestierten Abschluss bekommen. Ich möchte dazu
auch anmerken, diese Schüler haben durchaus eine Berufs-
reife

(Beifall bei der CDU)

und müssen nicht ins BVJ. Es geht nur um die Frage des
attestierten Hauptschulabschlusses. Ich denke, das dürf-
te kein Problem sein, diese Dinge ganz schnell zu ändern,
damit dieser Nachweis kommt.

Da möchte ich auch noch einmal auf Herrn Döring und
Frau Dr. Stangner eingehen, was diese Zahlen der Schüler
ohne Abschluss angeht. Ich denke, hier wird völlig über-
zogen.

(Beifall bei der CDU)

Jawohl, wir haben in Thüringen laut Statistik eine der
höchsten Zahlen, was Schulabgänger ohne Abschluss an-
geht, man muss sich diese Zahlen aber auch einmal genau
anschauen. Ich habe gerade gesagt, 1 Prozent sind es, das
sind die Leute, die das Abitur nicht schaffen, die haben aber
eine Berufsreife. Das ist eigentlich nicht unser Problem. 99
schaffen die ganze Sache, einer nicht, und denen müssen
wir nur den Hauptschulabschluss wenigstens attestieren,
dann haben die auch etwas in der Hand.

(Zwischenruf Abg. Dr. Stangner, PDS: Das
ist zynisch, was Sie jetzt machen.)

Nein, das ist nicht zynisch. Bei den Regelschulen sind es
null Komma noch etwas Schüler, die am Ende die 10.
Klasse nicht schaffen, die den mittleren Abschluss nicht
schaffen. Das heißt, das Problem liegt eigentlich dort,
dass Schüler in den Klassen bis zur Klasse 9 ihren Haupt-
schulabschluss nicht schaffen,

(Beifall bei der CDU)

dass sie diesen Hauptschulabschluss nicht schaffen und das
hat nichts damit zu tun, Frau Dr. Stangner, dass, wer bei
uns keine Leistungen bringt, einfach Pech gehabt hat,
darum kann es überhaupt nicht gehen. Das finde ich schon
infam, wenn Sie in einer Pressemitteilung formulieren:
"Die konservative Bildungspolitik der Vogel-Regierung
heißt auslesen statt fördern, so werden Bildungschancen
von vornherein ungleich verteilt."

(Beifall bei der PDS)

Das ist überhaupt nicht unser Ziel, das ist dann eine in-
fame Unterstellung.

(Beifall bei der CDU)

Und ich bin mit Ihnen einer Meinung -

(Unruhe bei der CDU, PDS)

und deswegen sollten wir im Ausschuss darüber konkret
diskutieren und ich freue mich auf Ihre Vorschläge - wie
wir nämlich diese Schüler besser fördern können. Das
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sind ja auch diese Schüler, die zur 25-Prozent-Risikogruppe
gehören, die uns die PISA-Studie sagt, 25 Prozent Schüler,
die ganz schlechte Lesefähigkeiten haben. Wie wir diese
Schüler besser fördern können, dass sie möglichst doch
noch zu einem Abschluss kommen, darüber sollen wir re-
den, aber nicht darüber, dass wir jedem Schüler einfach ei-
nen Hauptschulabschluss schenken, das geht nicht.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Buse, PDS: Die Ohren
aufmachen.)

(Zwischenruf Abg. Gerstenberger, PDS: Sie
sollen das Problem lösen und nicht die Stati-
stik verbessern.)

Herr Gerstenberger, reden Sie über den Haushalt? Von
Schule haben Sie gar keine Ahnung. Es ist besser so, wenn
Sie sich dann raushalten.

(Unruhe bei der CDU, PDS)

Fazit noch einmal zu diesem Antrag: Es darf keine Schnell-
schüsse geben, natürlich gibt es berechtigte Forderungen,
trotzdem muss man möglichst in Ruhe im Herbst diskutie-
ren und dann die Regelung bis zum nächsten Schuljahr
finden. Vor allem müssen wir auch alle Folgen einer Rege-
lung, die wir treffen, bedenken.

(Beifall bei der CDU)

Was wichtig ist, wir müssen auch die intensive Debatte
führen mit den Menschen draußen, vor allen Dingen mit
den Schulpraktikern, denn man kann nicht sagen, wir dre-
hen ein Rad und dann läuft alles. Wenn Sie ein Rad in die-
sem Getriebe drehen, drehen sich nämlich alle anderen Rä-
der auch. Dann müssen wir aufpassen, dass die sich nicht
in die falsche Richtung drehen, deswegen das Gespräch
mit den Bildungspraktikern draußen im Land. Ich halte den
Vorschlag des Kultusministers, zu sagen, man geht über die
Schulamtsbereiche hinaus, macht die breite Debatte und
bündelt das dann in einem Symposium, für einen sehr gu-
ten, und dann werden wir, glaube ich, auch im Herbst zu
vernünftigen Regelungen in dieser Frage kommen. Dan-
ke.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat jetzt Herr Kultusminister Dr. Krapp.

Dr. Krapp, Kultusminister:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordnete, sehr geehrte Gäste, in der Sitzung
des Landtags am 25. Januar dieses Jahres konnte ich erfreut
feststellen, dass PISA das Thema "Bildung" endlich dorthin

gerückt hat, wo es hingehört, in das Zentrum der ge-
sellschaftlichen Diskussion.

(Beifall bei der CDU)

Dieses Zentrum hat es in der Tat seither nicht wieder
verlassen und das freut mich nachhaltig.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bitte aber
darum, die mit der Gesetzesnovelle begonnene Sachdebatte
mit dem Ziel einer kontinuierlichen, systematischen Schul-
entwicklung sehr besonnen weiterzuführen und die not-
wendige Ernsthaftigkeit der Auseinandersetzung nicht
durch die in diesen Tagen leicht erreichbare Schlagzeile zu
ersetzen. Im Mittelpunkt unseres gemeinsamen Handelns
muss doch Folgendes stehen: Wir brauchen ein Bildungs-
system, das Schülern mit unterschiedlichen Talenten und
Leistungsmöglichkeiten Chancengerechtigkeit bietet,

(Beifall bei der CDU)

ein Bildungssystem, das Leistung fördert und fordert, das
für jeden Schüler die Verbindung zwischen Anstrengung
und Erfolg herstellt, das die Partnerschaft zwischen Schü-
lern, Lehrern und Eltern fördert und das Schulentwicklung
auf den Weg zwischen wünschenswerter Kontinuität und
notwendiger beständiger Erneuerung begreift und begeht.

Auf diesem Weg sind uns auch die vorliegenden und die
anstehenden Ergebnisse der PISA-Studie wichtige Meilen-
steine. Man sollte es sich nicht zu einfach machen mit
schnellen Vorschlägen, die einer veröffentlichten Meinung
Genüge tun, aber oftmals gleichrangige, zu schützende
Interessen und die Auffassung einer eher schweigenden
Mehrheit außer Acht lassen. So sehe ich teilweise auch
die hitzige Debatte über Möglichkeiten zur Erreichung
eines mittleren Schulabschlusses auch an Gymnasien. Die-
se Debatte ist gut und richtig, aber sie sollte mit Bedacht
geführt werden.

(Beifall bei der CDU)

Und diese Debatte ist übrigens auch nicht erst nach dem
26. April dieses Jahres von mir aufgegriffen worden.

(Beifall bei der CDU)

Zuletzt am 20. April 2002 habe ich in der Landeseltern-
vertretung in einem Wochenendseminar in Dittrichshütte
versprochen, mich dieses Problems im Rahmen der No-
velle des Thüringer Schulgesetzes intensiv anzunehmen.
Selbstverständlich gehört zu diesem Komplex aber auch
die Klärung der Frage des Hauptschulabschlusses für in
die 10. Klasse versetzte Schüler.

(Beifall bei der CDU)
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Ich beabsichtige eine Regelung einzuführen, die diesen
Schülern den Hauptschulabschluss zuerkennt. Den qua-
lifizierenden Hauptschulabschluss sollen auch Schüler des
Realschulzweigs der Regelschule erwerben können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in diesen Wochen
erreichten mich eine Vielzahl von Briefen, geschrieben von
Menschen, Interessenverbänden, Gewerkschaften aus Thü-
ringen und anderen Ländern, die sich an der bildungspo-
litischen Diskussion mit sehr konstruktiven Beiträgen betei-
ligen. Dabei gibt es zur Frage der Schulabschlüsse ein sehr
differenziertes Meinungsbild, das legitime, aber unter-
schiedliche Interessen widerspiegelt. Als Kultusminister
habe ich die Pflicht, die vorgelegten Vorschläge sehr genau
abzuwägen. Immer deutlicher sichtbar wird in der argu-
mentativen Auseinandersetzung eine Tendenz, die eine
in das Gymnasium integrierte Prüfung in Klasse 10, etwa
in Form zentraler Klausuren, in Verbindung mit einem
Versetzungszeugnis als Grundlage für den Erwerb eines
mittleren Schulabschlusses macht. Diese Variante wird
im Ministerium zurzeit besonders intensiv bearbeitet. Aber
ich betone hier ganz ausdrücklich: Es darf keine Lösung
in dieser Frage geben, die die Regelschule schwächt.

(Beifall bei der CDU)

Ein Realschulabschluss mit Prüfung an der Regelschule
stellt bekanntermaßen in Thüringen hohe Qualitätsanforde-
rungen.

(Beifall bei der CDU)

Ein mittlerer Abschluss am Gymnasium kann und darf
nicht dahinter zurückfallen.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, natürlich ist es populär, was
die SPD-Fraktion in ihrem Antrag fordert. Am Gymnasium
wird ein interner mittlerer Schulabschluss - ich zitiere -
"eingeführt". Welch verkehrte Welt? Die Grundlage für
das Erreichen eines Abschlusses kann doch nicht in erster
Linie durch eine gesetzliche Regelung geschaffen werden,
diese Grundlage zu schaffen, liegt in der Verantwortung
jeder einzelnen Schülerin und jedes einzelnen Schülers.

(Beifall bei der CDU)

Es sind doch zunächst einmal die schulischen Leistungen,
die darüber entscheiden, mit welchem Abschluss eine
Schullaufbahn beendet werden kann.

(Beifall bei der CDU)

Unsere Schulen vergeben keine Abschlüsse, unsere Schüler
erwerben sie.

(Beifall bei der CDU)

Und wir befinden uns mit dieser Auffassung übrigens
völlig in Übereinstimmung mit der Beschlusslage in der
Kultusministerkonferenz,

(Beifall bei der CDU)

die in ihrer Vereinbarung über die Schularten und Bil-
dungsgänge im Sekundarbereich I vom 3. Dezember 1993
festlegt - ich zitiere mit Erlaubnis der Präsidentin: "Am
Gymnasium kann am Ende der Jahrgangstufe 10 nach den
Bestimmungen der Länder der mittlere Schulabschluss oder
ein ihm gleichgestellter Abschluss erworben werden."

(Beifall bei der CDU)

Wenn wir nicht wollen, dass zwischen unseren Gymna-
sien und den Regelschulen eine erhebliche Schieflage ent-
steht und Schülerinnen und Schüler bzw. deren Eltern in
weit größerer Zahl, als dies durch die individuelle Neigung
und Leistungsfähigkeit gerechtfertigt wäre, eine Schullauf-
bahn am Gymnasium wählen, dürfen wir nicht zulassen,
dass der mittlere Schulabschluss der Beliebigkeit unter-
fällt oder gar am Gymnasium einfacher zu erlangen ist als
an der Regelschule.

(Beifall bei der CDU)

Und ich darf an dieser Stelle - mit Erlaubnis der Präsi-
dentin - aus einem Brief von Regelschulleitern zitieren.
Sie fragen in aller Deutlichkeit: "Ist das gegenwärtige Ge-
schrei nach Realschulabschlüssen an Gymnasien nicht nur
der Schrei derer, die die falsche Laufbahnentscheidung ge-
troffen haben?"

(Beifall bei der CDU)

Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben von der PDS
einen zweiten Antrag zum gleichen Thema und mit ver-
gleichbarer Zielrichtung auf der Tagesordnung. Auch er
verweist auf die Notwendigkeit, dass den Schülerinnen und
Schülern, die zum Ende des Schuljahres 2002/2003 ihren
Abschluss anstreben, Rechtssicherheit hinsichtlich der ge-
setzlichen Regelungen gegeben werden muss. Ich glaube,
es besteht Einigkeit in diesem Haus, dass wir bereits diesen
Schülern diese Möglichkeit zum Erwerb von Abschlüssen
einräumen wollen. Unsere Bemühungen müssen deshalb
darauf zielen, notwendige Regelungen zu schaffen, bevor
die Zeit der Prüfungsvorbereitungen und der Prüfungen
gekommen ist. Wie diese Regelungen im Einzelnen aus-
sehen könnten, wird unter anderem im Kultusministerium
bereits geprüft und über den Sommer sorgfältig auszu-
arbeiten sein, so dass Eltern, Schüler und Lehrer sich recht-
zeitig auf die neuen Bedingungen einstellen können. Zu
der notwendigen Detailarbeit liefern die vorliegenden An-
träge von SPD und PDS keinen einzigen Beitrag.

(Beifall bei der CDU)
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Schnelle Lösungen zu fordern und gleichzeitig nur im
Allgemeinen zu bleiben, das passt schlecht zusammen.

(Beifall bei der CDU)

Das Kultusministerium plant für den August und den Sep-
tember die Durchführung von Regionalkonferenzen in den
Schulamtsbereichen und die Durchführung eines Bildungs-
symposiums Ende September. Die laufende Auswertung
der Anhörung zur Novelle des Thüringer Schulgesetzes
wird auch auf diesem Weg erheblich an Qualität gewinnen.
Eine Notwendigkeit zum Abkoppeln der Diskussion um
die Abschlüsse an Gymnasien und Regelschulen von der
umfassenden Überarbeitung des Schulgesetzes besteht
nicht. Sie wird auch der Bedeutung der im Zusammen-
hang stehenden Änderungen im Gesetz nicht gerecht.

Wenn wir die veränderte Schuleingangsphase wollen, den
Fremdsprachenunterricht an den Grundschulen obligato-
risch machen und Praxisklassen sowie freiwillige 10. Klas-
sen für Schüler mit Hauptschulabschluss an der Regelschu-
le einführen wollen, wenn wir die einjährige Berufsfach-
schule für Schüler mit Hauptschulabschluss und ohne Aus-
bildungsverhältnis neu einführen, die Regelungen zur Fest-
legung der Schulbezirke öffnen, die Selbständigkeit der
Schulen erhöhen wollen und die Partnerschaft zwischen
Schule sowie Kinder- und Jugendhilfe fördern wollen - ich
nennen hier nur einige Beispiele aus dem anstehenden Ge-
setzesvorhaben -, so geht es uns um ein ganzes Maßnah-
mebündel, mit dem die Zukunftsfähigkeit des Thüringer
Bildungswesens auch weiterhin gesichert werden soll. Es
muss uns um den bildungspolitischen und vor allem bil-
dungsplanerischen Zusammenhang gehen und wir dürfen
die Komplexität und Sensibilität des Schulsystems in seiner
Gesamtheit nicht aus den Augen verlieren,

(Beifall bei der CDU)

indem wir uns auf das Bedienen von einzelnen Gruppen-
interessen beschränken. Deshalb ist es mir wichtig, gerade
anlässlich zweier Anträge der Opposition zum mittleren
Schulabschluss am Gymnasium ausdrücklich auf notwen-
dige Maßnahmen zur weiteren Stärkung unserer Regel-
schulen hinzuweisen.

(Beifall bei der CDU)

Die überwiegende Mehrheit unserer Schülerinnen und
Schüler besucht diese Schulart, die deswegen, aber auch
wegen ihrer innovativen und zukunftsfähigen inhaltlichen
Ausrichtung und Struktur zu Recht als das Herzstück unse-
res Schulwesens bezeichnet wird. Hier Weiterentwick-
lung in den Blick zu nehmen muss über gesetzliche Re-
gelungen hinaus z.B. auch die Überprüfung der Stunden-
tafeln und des Systems der Wahlpflichtfächer sowie die
Intensivierung des Förderunterrichts umfassen.

Auch wird zu überlegen sein, wie die Bedingungen für
additive und integrative Organisationsformen des Unter-
richts zukünftig gestaltet werden sollten.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:
Das walte Hugo.)

Es sind Fragen zu stellen hinsichtlich der Verbesserung der
Zusammenarbeit der Regelschulen mit unterschiedlichen
Kooperationspartnern, insbesondere den Berufsschulen und
der regionalen Wirtschaft. Hier müssen wir an den iden-
tifizierten Stärken unserer Schüler ansetzen, wie sie im ver-
gangenen Winter in der vom Kultusministerium in Auftrag
gegebenen Studie zur Ausbildungsfähigkeit der Regel-
schüler deutlich zu Tage getreten sind. Das vorhandene
Lern- und Leistungspotenzial in den Bereichen Kreativi-
tät, Kommunikations- und Teamfähigkeit ist bei der not-
wendigen Verbesserung der Sachkompetenzen vorrangig zu
nutzen, sowohl von Regelschulen als auch von Ausbil-
dungseinrichtungen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Qualitätssiche-
rung und -entwicklung sind auch der Maßstab zur Wei-
terentwicklung der gymnasialen Oberstufe. Ich möchte in
diesem Zusammenhang noch einmal die Frage des mitt-
leren Abschlusses am Gymnasium aufgreifen, birgt sie
doch in der Qualitätsdebatte die Gefahr in sich, dass wir
das Pferd von hinten aufzäumen und über Auffangnetze
sprechen, wo doch in der weit überwiegenden Mehrzahl
Schüler das Bild des Gymnasiums prägen, die den Leis-
tungsanforderungen der gymnasialen Oberstufe sehr wohl
entsprechen.

(Beifall bei der CDU)

Auch deren Interesse an einer verbindlichen Zwischenbi-
lanz am Ende der Klassenstufe 10 sollte geweckt werden.
Das setzt voraus, dass auch für diese Mehrheit der Schü-
ler eine solche Regelung einen Mehrwert darstellt, einen
Gewinn im Sinne einer Stufe der Qualifizierung auf dem
Weg zum Abitur, im Sinne einer allgemeinbildungsorien-
tierten Zwischenbilanz.

Das ist auch und gerade deshalb sinnvoll, weil mit dem
Übergang zur Kursstufe auch der Übergang zur Spezia-
lisierung der Schüler vollzogen wird. Hier können ent-
scheidende Hinweise für die individuelle Planung der
Oberstufe erwartet werden, die auch unter dem Aspekt der
notwendigen Überprüfung des Kurssystems insgesamt von
Bedeutung sind. Hat doch die von der Universität Erfurt
kürzlich für uns erarbeitete Studie zum Kurswahlverhalten
unserer Abiturienten gezeigt, dass eine Profilierung des
Kurssystems hinsichtlich der Belegungspflichten und
Abwahlmöglichkeiten anzustreben ist. Auch daran wird
gearbeitet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Fragen der Wei-
terentwicklung des Bildungswesens stellen sich nicht nur
im Kontext unseres Landes. So sind die soeben disku-
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tierten Fragen auch im Zusammenhang mit dem jüngsten
Beschluss der Kultusministerkonferenz zu sehen, in dem
Bildungsstandards und Vergleichstests vereinbart wurden.
Der von Thüringen bereits vorbereitete Weg, Kompetenz-
tests in den Klassenstufen 3 und 6 einzuführen, ist Teil
einer Qualitätssicherungs- und -entwicklungskonzeption,
in die sich der hier thematisierte mittlere Abschluss am
Gymnasium auch einfügen muss.

Die Fragen, die uns bewegen, erfordern abgestimmte Ant-
worten. Wir sollten uns die Zeit nehmen, diesen Fragen in
der gebotenen Tiefe nachzugehen. Es wird der Thüringer
Schule nicht gerecht, wenn sie schlechtgeredet und der
Beliebigkeit unterworfen wird.

(Beifall bei der CDU)

Es wird der hervorragenden Arbeit der weit überwiegenden
Mehrheit der Lehrerinnen und Lehrer genauso wenig ge-
recht

(Beifall bei der CDU)

wie der motivierten, leistungsbereiten Mehrzahl unserer
Schüler und der konstruktiven Einstellung der meisten
Eltern.

(Beifall bei der CDU)

Schnelle Lösungen mögen populär sein,

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:)

sie bieten jedoch kaum die Gewähr für langfristig tragbare
Konzepte, Herr Döring. Genau diese sind es jedoch, die
wir in erster Linie unseren Schülern, aber auch allen an-
deren an Schule Beteiligten schuldig sind. Ich danke Ih-
nen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die PDS-Fraktion hat sich der Abgeordnete Ramelow
zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Verehrte Damen und Herren, warum hörte sich der Schluss-
applaus wie das Trommeln im Walde an oder das Pfei-
fen im Walde?

(Zwischenruf Abg. Dr. Zeh, CDU:
Wieso, wir fanden das anders.)

Verehrter Herr Minister, warum wirkte das auf mich so sehr
aufgesagt, so wenig glaubwürdig, so viel abgelesen, so vor-
getragen, als wenn es gar nicht von Ihnen mit persön-
licher Überzeugung hier vertreten wird?

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren Abgeordneten, ich habe mich zu Wort gemel-
det zu unserem Entschließungsantrag Drucksache 3/2487.

(Zwischenruf Abg. Schwäblein, CDU:
Warum lesen Sie das ab?)

Lassen Sie mich ablesen, damit Sie es verstehen.

(Heiterkeit bei der CDU)

Weil das Ergebnis, wenn man hier vorn steht und jetzt
schon Ihre Zufriedenheit sieht, weil Sie schon wissen, wie
das Ergebnis sein wird. Es macht es nur so traurig und so
zynisch, weil es über die Menschen hinweggeht, meine
Damen und Herren.

(Zwischenruf Abg. Dr. Zeh, CDU:
Das sind Unterstellungen!)

Das mögen Unterstellungen sein, Herr Zeh. Die Lehrer, die
Eltern und die Schüler sehen es anders.

(Zwischenruf Abg. Dr. Zeh, CDU: Sie
sprechen doch nicht für alle Lehrer?)

Die Lehrer, ja. Eine große Anzahl von Lehrerinnen und
Lehrern fühlt sich nicht wohl und sich in diesem Land-
tag, in der Mehrheit des Landtags, zurzeit nicht gerecht
behandelt.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Obwohl sich unser Entschließungsantrag auf einen Antrag
zum Erwerb von Abschlüssen im Realschulbildungsgang
und im gymnasialen Bildungsgang bezieht, ist das Pro-
blem der Schulabschlüsse nicht ausschlaggebend für den
Entschließungsantrag über die Entlassung des Kultusmi-
nisters. Auch die Verletzung der Rechte von Schülerinnen
und Schülern im Schulamtsbezirk Weimar ist nicht der
Hauptgrund für unsere Entschließung. Unabhängig davon,
ob ich Herrn Dr. Krapp als Mensch sympathisch finde

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU: Och!)

oder ob ich ihn nicht sympathisch finde, ob ich mit ihm gut
klarkomme oder auch nicht, nein, darum geht es nicht.
Vielmehr geht es darum, dass Herr Dr. Krapp seine Mi-
nisterverantwortung insgesamt nicht wahrzunehmen in
der Lage ist und deshalb entlassen werden muss.

(Beifall bei der PDS)

Das ist der Kern unseres Antrags.

Am 1. Oktober 1999 gab der Ministerpräsident auf der kon-
stituierenden Plenarsitzung die Ernennung von Dr. Michael
Krapp zum Kultusminister von Thüringen bekannt. Er
leistete dann seinen Amtseid und heute müssen wir die
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Amtsausübung analysieren. Ohne mich in Einzelheiten
verlieren zu wollen, nur im Sinne der Bitte von Dr. Vogel
auf der ersten Sitzung des Landtags: Die Opposition bitte
ich um kritische Begleitung. Nicht berücksichtigen will
ich bei dieser Analyse die Medienpolitik, denn für uns ver-
sagt der Minister mit seiner Verantwortung für die Bil-
dungspolitik. Als Minister für Kultus debütierte Dr. Krapp
in der Haushaltsdebatte für das Haushaltsjahr 2000. Er
ging davon aus, Thüringen habe ein leistungsstarkes ge-
gliedertes Schulsystem und stabile strukturelle Rahmen-
bedingungen, also eine solide Ausgangsbasis.

(Zwischenruf Abg. Schwäblein, CDU: Richtig.)

Das war ein Irrtum, der heute keinem Thüringer mehr ver-
borgen geblieben ist und den die Opposition schon damals
ansprach. Das hier zu erwähnen, ist aber deshalb notwen-
dig, weil das von Herrn Krapp übernommene Erbe sei-
nes Vorgängers Althaus erhebliche Mängel aufwies.

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD: Richtig.)

Für diese Mängel trägt natürlich Althaus und nicht Krapp
die Verantwortung und insoweit wäre Krapp entlastet.
Dr. Krapp kann und muss aber vorgeworfen werden, diese
Mängel nicht rechtzeitig und teilweise bis heute nicht
erkannt zu haben.

(Beifall bei der PDS)

Es erfolgte kein Umsteuern in der Bildungspolitik und
bezogen auf die damalige Haushaltsdebatte für das Jahr
2000 ist Herrn Krapp vorzuwerfen, er beugte sich hier
erstmals dem Sparkurs von Ministerpräsident Dr. Vogel
und Minister Trautvetter.

(Zwischenruf Ministerpräsident Dr. Vogel:
Unerhört.)

Das finde ich auch, Herr Dr. Vogel, dass er sich dem unter-
geordnet hat, denn vor den Schülern hat er etwas anderes
behauptet: Die Opposition sei Schuld gewesen. In Wirk-
lichkeit waren das die Vorgaben von Ihnen und Herrn
Trautvetter. Sie haben aber noch damals in Ihrer Regie-
rungserklärung von 700 Neueinstellungen von Lehrkräften
gesprochen. Das kann man nachlesen, Herr Ministerpräsi-
dent. Das mag Ihnen unangenehm sein, dass Sie mal so et-
was vor diesem hohen Haus versprochen haben und dass
dann anschließend von Herrn Krapp gesagt worden ist, man
habe nicht genügend Bewerbungen gefunden. Auf der Sit-
zung im Mai 2000 musste dann die Zusage auf 700 Neu-
einstellungen wieder aus der Welt geschaffen werden.

(Zwischenruf Abg. Krauße, CDU: Was redet
der denn für einen Schmarren?)

(Zwischenruf Abg. Böck, CDU: Wie immer.)

Wir können es gern nachlesen, ob 700 Neueinstellungen
zugesagt waren. Der Einstellungskorridor - Herr Traut-
vetter hat es begriffen. Also, statt 700 Neueinstellungen
organisierte er den Personalabbau bei Pädagogen über
einen kontraproduktiven Stellenabbaupfad. Überhaupt
unterlag Krapp der Illusion, man schafft mehr Computer in
die Schulen und besorgt Internetanschlüsse und in Bil-
dung und Erziehung der Schülerinnen und Schüler wird
alles gut - ein konzeptioneller und folgenreicher Irrtum.

Wenn in der 3. Legislaturperiode im Landtag Bildungs-
politik zur Debatte stand, dann auf Initiative der Oppo-
sition. Es gab nur eine Ausnahme, auf die komme ich noch
zurück. Seitens der Landesregierung wurde nicht ein ein-
ziger Gesetzesantrag eingebracht. Das bedeutet, man sah
keinen Reform- bzw. Verbesserungsbedarf. Es herrschte
Reformstau oder, anders gesagt, reale Stagnation. Die
Opposition, ob PDS oder SPD, brachte zahlreiche schrift-
liche oder mündliche Anfragen zur Bildungspolitik ein.
Sie stellte Anträge und setzte Aktuelle Stunden auf die
Tagesordnung. So wurden ständig bildungspolitische De-
batten ausgelöst, die den Unwillen der Regierungsfrak-
tion erregten und diese oft genervt reagieren ließ. Man
sah sich, wie der Minister, gestört beim Verharren in der
Meinung, alles ist gut. Nur einmal ergriff die Landesre-
gierung die Initiative, sie gab am 26. Januar 2001 die
Regierungserklärung "Zukunft durch Bildung - Bildung
der Zukunft" ab.

Entgegen dem der Überschrift nahe liegenden Anschein
wurden die wirklichen Probleme in der Thüringer Bil-
dungslandschaft kaum angesprochen. Selbstzufrieden wur-
de ausgeführt, pro Schüler geben wir in Thüringen jähr-
lich 10.000 DM aus und damit seien wir die Spitze bei
den neuen Bundesländern. Von Realismus war wenig
erkennbar und zutreffend sprach der SPD-Abgeordnete
Döring das Wort vom Wolkenkuckucksheim aus. Noch
konnte keiner ahnen, dass die Realitätsferne eine solch
große Dimension aufwies, wie sie später sichtbar wurde.
Ich nenne nur die Stichworte: Überstunden in der Berufs-
schule, Schulausfall in der Berufsschule, PISA-Studie,
Gutenberg-Gymnasium usw. Unkritisch, fast blind, ver-
folgte man den einmal eingeschlagenen Weg. Man redete
sich selbst einen Bildungsstandortvorteil ein. Das Denken
wurde nicht auf bessere Varianten oder Alternativen orien-
tiert. Dafür trägt natürlich der Minister nicht die alleinige
Verantwortung, aber als Minister eben die Hauptverant-
wortung.

Was muss eigentlich in Thüringen noch passieren, damit
das Bildungssystem verbessert wird? Es gab die Ka-
tastrophe am Gutenberg-Gymnasium, die sicherlich nicht
kausal ...

(Unruhe bei der CDU)

Schreien Sie nur rum, nennen Sie das nur "schamlos", aber
erlauben Sie mir, den Satz zu Ende zu führen, dann könn-
ten Sie sich wieder abregen. Aber Sie sitzen hier so-
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wieso nur als Verteidigung der Regierung, nicht als mit-
diskutierende Abgeordnete.

(Beifall bei der PDS, SPD)

(Zwischenruf Abg. Jaschke, CDU:
So ein Flegel.)

(Unruhe bei der CDU)

Sie sind wirklich zwischendrin mit Schreihälsen versetzt,
das ist unglaublich.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:
Meine Herren!)

Es gab die Katastrophe am Gutenberg-Gymnasium, die
sicherlich nicht kausal aus Mängeln der Schulpolitik er-
klärt werden kann, die aber solche Mängel deutlich her-
vorhob. Ich denke dabei an das Problem der Schulabschlüs-
se, über das wir gerade intensiv geredet haben und das auch
eingeräumt wurde, an den Umgang mit Schülern an den
Schulen, an unzureichende Förderung der Schüler usw.
Übrigens fiel der Minister ob seines Führungsstils, denn
ein Lavieren und Durchmogeln ist eben kein Führungs-
stil, im Zusammenhang mit der genannten Katastrophe äu-
ßerst unangenehm auf. Er verlor dann in der einsetzenden
Bildungsdebatte das Vertrauen von Schülern, Eltern und
Pädagogen,

(Zwischenruf Abg. Groß, CDU:
Da biegen sich die Balken.)

weil seine Antworten auf die dringenden Fragen nur als
zynisches "weiter so" zu verstehen waren und verstanden
wurden. Eben haben wir gerade wieder so einen Vortrag
hier gehalten bekommen. Warum glauben das die Men-
schen draußen nur einfach nicht, was er sagt?

Meine Damen und Herren Abgeordneten, in den drei
Wahlperioden des Thüringer Landtags gab es bisher noch
nie eine solche Flut von Briefen, Zuschriften, Protesten und
Kritiken aller Art, wie in der letzten Zeit und noch jetzt.
Die Bildungspolitik der Landesregierung wird nicht nur
kritisch betrachtet, sie wird auch abgelehnt. Es wird ent-
schieden eine Änderung eingefordert. Ich erinnere auch an
die Demonstration Tausender Schüler in Erfurt am 7. Mai
unter dem Motto "Schrei nach Veränderung". Die Thü-
ringer fragen: Wo bleibt die Veränderung?

(Beifall bei der PDS)

Da wurde im Januar der Antrag auf eine Enquetekom-
mission zur Bildung abgelehnt, was die CDU heute zu wie-
derholen angekündigt hat. Das, Herr Minister und Herr
Ministerpräsident, bedeutet Stillstand, Warten, Nichtstun.
Man vertrödelt trotz dringendem Handlungsbedarf die Zeit.
Auch dafür trägt der Kultusminister eine große Verantwor-
tung. Niemand in Thüringen traut ihm zu, dass er eine

Reform von Bildung und Erziehung in Gang setzt. Er
hat keine Ideen, er hat keine Durchsetzungsfähigkeit und er
hat kein Vertrauen der Schüler, Eltern und Pädagogen.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Sie
können frei reden.)

Wenn das so ist, wie es ist, dann muss das Ministeramt neu
besetzt werden.

(Beifall bei der PDS)

Herr Ministerpräsident, handeln Sie endlich. Die Thüringer
Schülerinnen und Schüler, Lehrerinnen und Lehrer und
Eltern haben etwas Besseres verdient, einen Neuanfang,
der auch personell zu spüren sein muss.

Meine Damen und Herren in der mittleren Sitzreihe, Recht-
haberei kann warten, unsere Kinder nicht.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat sich der Abgeordnete Döring zu
Wort gemeldet.

Abgeordneter Döring, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, in seinem
offenen Brief an den Ministerpräsidenten schreibt Chris-
toph Matschie, der Landesvorsitzende der SPD Thüringen:

(Unruhe bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU:
Lesestunde oder was?)

(Zwischenruf Abg. Seela, CDU:
Der ist doch uninteressant.)

"Die Thüringer SPD hat sich nach dem 26. April zunächst
sehr zurückhaltend zur oftmals - lassen Sie mich zurück-
haltend formulieren - nicht gerade glücklichen Rolle des
Thüringer Kultusministers verhalten. Ich war und bin über-
zeugt, dass die im Thüringer Landtag vertretenen Parteien
das brennende gesellschaftliche Problem von Bildung und
Erziehung gemeinsam in konstruktiver Weise lösen kön-
nen. Ich habe auch geglaubt, dass dieses gemeinsam mit
Ihrem Kultusminister Herrn Krapp geschehen kann."

Doch nach einem Rückblick auf die letzten Ereignisse und
Vorfälle in Thüringer Schulen kommt der Landesvor-
sitzende ebenso wie meine Fraktion zu dem Schluss: "Ich
bin überzeugt, dass es einen Neuanfang in der Thüringer
Bildungspolitik geben muss. Ein solcher Neuanfang ist
aber mit Minister Krapp nicht mehr glaubhaft möglich."
Diese Auffassung teilen mittlerweile, wie uns eine große
Anzahl von Zuschriften zeigt, neben vielen Pädagogen und
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Eltern auch breite Kreise der Öffentlichkeit, Verbände und
Organisationen. Wenn Presseberichte zutreffen, so be-
wegen Herrn Krapp selbst Rücktrittsüberlegungen, das
respektieren und achten wir.

(Unruhe bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Döring, wir warten erst einmal, bis
sich die Mitglieder des hohen Hauses beruhigt haben,
damit man Ihnen zuhören kann.

Abgeordneter Döring, SPD:

Meine Damen und Herren, Sie haben es wohl noch gar
nicht gemerkt, ich habe Herrn Matschie mit einem Satz
zitiert, soll ich dann sagen, Anführungsstriche oben oder
was, ehe Sie das mitbekommen? Meine Damen und Herren,
wenn Presseberichte zutreffen, so bewegen Herrn Krapp
selbst Rücktrittsüberlegungen und das respektieren und
achten wir. Wir geben uns aber keinen Illusionen hin,
der Ministerpräsident hat bereits im Vorhinein in einer
Äußerung im Fernsehen ohne jede sachliche Argumenta-
tion Rücktrittsforderungen als oppositionelles Ritual dis-
kreditiert. Mit keinem Wort ist er dabei auf die berech-
tigten Sorgen breiter Kreise der Bürgerinnen und Bürger
über die Schulkrise in Thüringen eingegangen. Offensicht-
lich befürchtet er, dass die Fehlleistungen anderer Minis-
ter dann zu ähnlich berechtigten Forderungen nach perso-
nellen Veränderungen führen könnten.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Was
ist mit einem Antrag bezüglich Scharping?)

Deshalb breitet er ein Schutzschild über seine Ministerriege
aus und wird sicher auch kritische Stimmen in der CDU-
Fraktion zur Raison bringen. Wir müssen uns schon die
Frage stellen, was denn im Thüringer Schulwesen noch al-
les passieren muss, bevor umgesteuert wird. Das fragen sich
mit uns nicht nur Lehrer, Schüler, sondern auch eine breite
Öffentlichkeit. Ich erspare mir an dieser Stelle die Aufzäh-
lung der langen Liste von Fehlleistungen des Kultusminis-
ters. Wir werden den vorliegenden Entschließungsantrag
unterstützen.

Noch wichtiger ist uns allerdings die aus seinem Rücktritt
erwachsenden Chancen für einen Kurswechsel in der Thü-
ringer Bildungspolitik. Dementsprechend appelliert un-
ser Landesvorsitzender in seinem offenen Brief, ich zi-
tiere: "Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, ich möchte Ih-
nen im Namen der SPD anbieten, gemeinsam vorurteilsfrei
über notwendige Neuorientierungen der Thüringer Bil-
dungslandschaft zu reden. Lassen Sie uns versuchen, ei-
nen Bildungskonsens der Demokraten in Thüringen herzu-
stellen, ein Konsens, der ungeachtet der jeweiligen Mehr-
heitsverhältnisse im Thüringer Landtag tragfähig bleibt.
Herr Krapp tut gut daran, dafür den Weg frei zu machen."

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die PDS-Fraktion hat sich zu dem Thema Entschlie-
ßungsantrag noch einmal Frau Abgeordnete Sojka ge-
meldet.

Abgeordnete Sojka, PDS:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren,
Herr Althaus, ich freue mich, dass Sie das Thema doch
noch zu interessieren scheint. Herr Emde, für Sie ganz spe-
ziell noch einmal die erste Zeile unseres Antrags, sie heißt:
"Die Landesregierung wird aufgefordert, dem Landtag
Entwürfe rechtlicher Regelungen zu unterbreiten, die es
erlauben ..." usw. usf. Ich bin übrigens auch Kommunal-
politikerin und deswegen auch ganz pragmatisch. Wenn
wir das heute beschließen, können wir im August inhalt-
lich darüber reden.

(Zwischenruf Abg. Zitzmann, CDU:
Ach, hört auf.)

Gerade wegen der Notwendigkeit eines überfraktionellen
Konsens haben wir keine konkreten Vorschläge, die wir
durchaus haben, in den Antrag hineinformuliert, um eben
hier kein parteipolitisches Hickhack zu veranstalten, son-
dern um den Fachausschuss inhaltlich arbeiten zu lassen
und es dann dem Landtag vorzulegen.

(Unruhe bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Abgeordnete, einen Moment bitte. Ich habe vorhin
schon darauf hingewiesen, dass die Zuhörer im Hause auch
zuhören sollten, das hat übrigens auch etwas mit Bildung
zu tun. Das könnte ich auch mit einem Zitat belegen.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Abgeordnete Sojka, PDS:

Die berühmte Werteerziehung.

Um eben hier kein parteipolitisches Hickhack zu veran-
stalten, sondern um den Fachausschuss inhaltlich arbeiten
zu lassen und es dann dem Landtag vorzulegen, genau des-
halb haben wir den Antrag so formuliert. Noch einmal:
"Die Landesregierung wird aufgefordert, dem Landtag
Entwürfe rechtlicher Regelungen zu unterbreiten." Wenn
Ihrem Antrag auf Ausschussüberweisung gefolgt würde,
hieße das, im August darüber zu reden, ob gearbeitet wer-
den soll. Welch Unsinn! Seit April spielt das Thema PISA-
Abschlüsse in unserem Ausschuss Bildung und Medien
überhaupt keine Rolle. Es wird Zeit!
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(Zwischenruf Dr. Krapp, Kultusminister: Wer
ist denn Ausschussvorsitzende?)

Drittens: Auf die Novelle zu warten, Herr Krapp, das wie-
derum heißt, im September in die ersten und meist einzi-
gen Elternversammlungen eines Schuljahres in die Klassen
hineinzugehen und wieder als Lehrer keine Aussagen tref-
fen zu können über das, was die älteren Schüler am Jahres-
ende erwartet.

(Beifall bei der PDS)

Welche Auswirkungen das haben kann, habe ich gestern,
glaube ich, plastisch beschrieben. Also, Herr Krapp, schafft
es die Landesregierung trotz Urlaub eine Vorlage bis Au-
gust vorzulegen, über die wir im Ausschuss reden können
oder nicht? Lassen Sie uns ohne parteipolitisches Geplänkel
zügig arbeiten. Wir fordern namentliche Abstimmung!
Oder machen Sie den Stuhl frei!

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Althaus, Sie hatten sich jetzt zu Wort
gemeldet? Dann ist Ihre Redemeldung jetzt dran.

Abgeordneter Althaus, CDU:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, sehr geehrte
Frau Präsidentin, mein Eindruck in den letzten Wochen hat
sich am heutigen Tag weiter verfestigt. Dass Sie Ihre bil-
dungspolitischen Ideologien in Thüringen nicht durchset-
zen konnten und können, hat Sie immer schwer getrof-
fen und deswegen suchen Sie jede Möglichkeit, um die
Thüringer Bildungspolitik schlecht zu reden.

(Beifall bei der CDU)

Thüringen hat unter den jungen Ländern und in Deutsch-
land eines der anerkanntesten Bildungssysteme

(Beifall bei der CDU)

und unsere jungen Menschen werden mit großer Freude an
deutschen Universitäten, z.B. als Absolventen der Gym-
nasien, aufgenommen und sie studieren erfolgreich.

(Beifall bei der CDU)

Sie werden in wenigen Tagen, so hoffe ich, über PISA-E
erfahren, dass Sie guten Grund hätten, in den Ländern
etwas zu tun, wo Sie mitregieren.

(Zwischenruf Abg. Groß, CDU: Sehr gut.)

(Beifall bei der CDU)

Zur SPD-Fraktion sage ich: Wir haben eine Krise in diesem
Land; das ist aber keine Schulkrise, das ist eine SPD-
Krise. Sie sollten inhaltlich wieder arbeiten, statt sich zu
unsinnigen Anträgen zu versteifen.

(Beifall bei der CDU)

Ich finde es abenteuerlich und gefährlich, dass Sie, Herr
Ramelow, in der Rede zu diesem Entschließungsantrag
allein schon das Wort Gutenberg-Gymnasium mit auf-
nehmen, weil es in fataler Weise deutlich macht, was ich
von Anfang an befürchtet habe, dass Sie diese schlimme
Bluttat ebenfalls instrumentalisieren und ein politisches
Süppchen kochen.

(Zwischenruf Abg. Arenhövel, CDU: Jawohl.)

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS: Unfass-
bar!)

(Beifall bei der CDU)

Lesen Sie sich bitte noch einmal die Reden der Bischöfe
durch und bleiben Sie bitte auf dem Boden der Realität und
instrumentalisieren Sie nicht eine so schlimme Tat, weil
damit weder den Opfern noch den Angehörigen, noch
den Lehrerinnen und Lehrern ein Recht angetan wird.

(Beifall bei der CDU)

Ich will auch gern noch einen ganz deutlichen Satz sa-
gen: Die Lehrerinnen und Lehrer in diesem Land, die in ei-
ner schwierigen Situation, wo sie stark angefragt wurden,
wo sie auch viel Neues zu bewältigen hatten, dieses neue
Bildungssystem vom ersten Tag an inhaltlich getragen und
aufgebaut haben, die sich in schwierigen Zeiten auf Neues
eingestellt haben, die in einer schwierigen demographi-
schen Situation, in der wir uns befinden, solidarisch wa-
ren, haben mehr Solidarität aus diesem Haus verdient als zu
sagen, wir wären in einer Bildungskrise. Wir sind in einer
ganz anderen Krise, nämlich in einer Schlechtredekrise.
Sie reden das Land schlecht, die Lehrerinnen und Lehrer
und damit die Thüringer Schulen.

(Beifall bei der CDU)

Sehr geehrter Herr Ramelow, Sie können sich ja drehen
und wenden, wie Sie wollen, aber im Entschließungsantrag
stehen nun einmal all die Inhalte und das können Sie dann
nicht überhöhen durch irgendeinen Satz, sondern Sie
müssen schon die Begründung Satz für Satz auch hier
vortragen oder zumindest respektieren, dass wir diesen
Satz, der in der Begründung steht, jeden Einzelnen ernst
nehmen. Da ist all das aufgeführt, was in der derzeitigen
aktuellen politischen Debatte auch im Land sehr zu Recht
diskutiert wird. Nur, mein Eindruck war nach der Dis-
kussion im letzten Plenum, dass es in Deutschland und
konkret in Thüringen doch darum geht, eine ganz grund-
sätzliche Debatte um den Wert von Erziehung und Bil-
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dung zu führen. Das ist weit mehr als Schule, das betrifft
die Familien, das betrifft die Kindertagesstätten, das betrifft
die Lehrerausbildung, das betrifft die Medien, das betrifft
die Schule, das betrifft die Ausbildung und auch das le-
benslange Lernen. Da Sie alle Ihre Anträge nur auf Schule
verengen einschließlich der Enquetekommissionsanträge ist
es ganz deutlich, dass Sie ein parteipolitisches Süppchen
kochen und eben nicht diese grundsätzliche Debatte beför-
dern wollen.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen bleiben wir auch mit unserem Antrag zur En-
quetekommission, der im August eingereicht wird, bei
dieser grundsätzlichen Debatte, weil wir glauben, dass
Schule seine Aufgabe nur gut erfüllen kann, wenn auch in
der Gesellschaft der Konsens existiert, dass Erziehung und
Bildung Vorleistungen und Mitleistungen braucht. Diese
Vor- und Mitleistung kann nicht durch Schule allein ge-
leistet werden, sondern sie wird durch die vielen geleistet,
die in dieser Gesellschaft für junge Menschen mit die Ver-
antwortung tragen, das sind die Eltern, das sind die
Medien, das sind alle gesellschaftlichen Gruppen, die sich
in diesem Land um Erziehung, Bildung und Jugendarbeit
bemühen. Deswegen werden wir diese Grundsatzdebatte
führen. Wir werden es nicht zulassen, dass in den nächsten
anderthalb Jahren immer wieder auf Schule verengt wird,
weil Thüringen ein hervorragendes, ein leistungsfähiges
und beispielgebendes Schulsystem in Deutschland auf-
gebaut hat.

(Beifall bei der CDU)

Nehmen Sie doch bitte zur Kenntnis, bei allen Problemen,
die ich sehe, die ich kenne, auch um den Schulausfall,
Thüringen hat, wenn es um die Frage der Stundentafel geht,
nach Bayern die höchste Unterrichtsstundenzahl in ganz
Deutschland. Das ist Einsatz für Bildung, der kostet Geld,
den haben wir immer gewollt und den wollen wir auch
in Zukunft.

(Beifall bei der CDU)

Trotzdem ist jede Stunde, die ausfällt, zu viel. Das weiß
ich. Aber gehen Sie doch in die Länder, wo von vorn-
herein 5 Prozent Ausfall mit geplant wird und dort die
Statistik anfängt und fangen Sie nicht bei uns an. Wenn
wir eine der höchsten Stundentafeln haben, dann hat das
auch seinen Preis. Gerade in einer schwierigen demogra-
phischen Entwicklung müssten Sie mithelfen, dass wir
diese Probleme meistern, statt Salz in eine Wunde zu
streuen, die abheilen muss.

Ich will ein ganz deutliches Wort auch an Sie als Vorsit-
zender und ehemaligen Gewerkschaftler sagen: Unter die-
ser neuen Bundesregierung ist zum ersten Mal ein Tarif-
abschluss zustande gekommen, der keine Angleichung zwi-
schen Ost und West im öffentlichen Dienst zur Folge hatte.
Das ist eine Fehlentwicklung, weil dadurch unser Problem

im Blick auf Lehrer, auf Polizisten und all die anderen
öffentlich Bediensteten in Deutschland noch erhöht wurde.
Da hätten Sie stärker kämpfen sollen.

(Beifall bei der CDU)

Nun noch einmal, weil es hier wieder steht, 13 Prozent
Schüler ohne Hauptschulabschluss. Ich weiß, dass Sta-
tistiken natürlich auch interpretiert werden müssen, jede
Statistik, gerade auch Statistiken, die die Kultusminister-
konferenz sehr zu Recht erhebt. Man kann nicht Äpfel
mit Birnen vergleichen. Deswegen sage ich hier noch
einmal: Wir liegen genau auf dem deutschlandweiten Ni-
veau mit gut 9 Prozent, wenn man die Schülerinnen und
Schüler betrachtet, die wirklich ohne Hauptschulabschluss,
sprich die Hauptschule vor der Klasse 9 verlassen. Wir sind
da auf dem normalen Level. Dass Sie immer wieder z.B.
die Schülerinnen und Schüler, die die Lernbehinderten-
schulen verlassen, die nach Klasse 10 oder 11 das Gym-
nasium verlassen, mit in den Nichtabschluss hineindefi-
nieren, macht für mich deutlich, dass Sie keine Ahnung
von der konkreten Materie haben.

(Beifall bei der CDU)

Oder Sie wollen es nicht.

(Unruhe bei der PDS)

(Zwischenruf Abg. Böck, CDU: Das liegt
doch an euch.)

Ich kann Ihnen gern sagen, wie viele unsere Lernbehin-
dertenschulen verlassen, 2,6 Prozent und um die müssen
wir uns mühen, um viel mehr mühen mit der Wirtschaft.

(Beifall bei der CDU)

(Unruhe bei der PDS)

Wer das Gymnasium in Klasse 10 oder 11 verlässt, der hat
natürlich die Berufsreife, kann jeden dualen Beruf an-
streben und ihn auch ausführen und kann seine Ausbil-
dung erfolgreich in Thüringen absolvieren. Das ist auch
gängige Praxis in Thüringen.

(Beifall bei der CDU)

Ich will gern auch den großen Komplex, den Sie hier
aufgeführt haben, zum Personal, ganz kurz aufgreifen,
weil das nun wirklich an die Substanz geht. Es ist ja heute
vom Bildungsexperten sehr deutlich geworden, wo das
eigentliche Ziel Ihrer Bestrebungen liegt.

Herr Döring, dass weniger Bildungsexperten mitreden,
ist vollkommen klar, es gibt nur einen Bildungsexperten
in Thüringen, das sind selbstverständlich Sie. Diese Ehre
müssen Sie auch in Zukunft bei sich behalten.
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(Heiterkeit bei der CDU, SPD)

Aber dass die PDS in ihrem Antrag unter der Begründung
schreibt: "Es fehlt an Kapazität für die Lehrerbildung,
Massenkündigungen von Pädagogen sind unbegründet und
wegen Kündigungsschutzklagen nicht durchsetzbar aber
teuer, das herrschende Floatingsystem demotiviert die Pä-
dagogen und senkt das Unterrichtsniveau", macht für mich
fatalerweise deutlich, dass Sie nichts von der Dramatik ver-
standen haben, die mit unserer demographischen Entwick-
lung zusammenhängt.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben einen Schülerrückgang in wenigen Jahren  von
60 Prozent, der innerhalb von vier Jahren in den Schulen
zu bewältigen ist. In dieser Situation habe ich in großem
Einvernehmen mit Gewerkschaften in diesem Land ein
Floatingsystem vereinbart, das den Lehrerinnen und Leh-
rern ein solidarisches Modell anbieten wollte, das uns diese
schwierigen Probleme gemeinsam überbrücken hilft. Ich
bin dankbar, dass die Gewerkschaften mitgetragen haben
und dass über 70 Prozent der Thüringer Lehrerinnen und
Lehrer auf dieses solidarische Modell eingegangen sind.

(Beifall bei der CDU)

Ich weiß sehr wohl, wovon ich rede, wenn ich sage, na-
türlich bringt das auch Demotivation. Aber sehr geehrte
Frau Sojka, erklären Sie einmal, wie Sie das Problem lösen
würden, wenn Sie regieren wollten, was Gott verhindern
möge.

(Beifall bei der CDU)

Erklären Sie das einmal - Sprüche, nichts als Sprüche.
Schauen Sie sich Mecklenburg-Vorpommern an, Bran-
denburg, Sachsen-Anhalt, selbst Sachsen, kein einziges
Land hat ein so langfristiges, solidarisches und am Ende
auch für jeden Einzelnen, der dieses Modell unterschreibt,
wieder zur Vollbeschäftigung sicher führendes Modell er-
folgreich absolviert. Kein einziges der eben genannten
Länder, sondern sie haben alle nur auf Legislaturperioden
geschaut und sich das Problem vom Hals geschafft, indem
sie Zwei- oder Dreijahresverträge absolviert haben, z.B.
50 plus x und 60 plus x und im Jahr 2002, 2003 oder
2004 wird neu verhandelt.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich habe 1996
die Verhandlung mit dem Ziel aufgenommen, kein Le-
gislaturproblem daraus zu machen, sondern ein Problem
zu lösen, das für die Lehrer positiv gelöst wird. Ich erwarte
dafür Respekt von Ihnen. Von den Lehrerinnen und Leh-
rern wird es nämlich mitgetragen, aber Sie demotivieren
die Lehrerinnen und Lehrer, indem Sie ihnen einreden, es
gäbe auch andere Möglichkeiten. Nach meiner festen Über-
zeugung gibt es keine anderen Möglichkeiten und ich bin
dankbar, dass so viele Floating unterschrieben haben.

(Beifall bei der CDU)

Nun will ich Ihnen auch ganz klar sagen, die nicht unter-
schrieben haben, da habe ich auch Respekt. Trotzdem, es
gibt einen kleinen Teil der Lehrer, die haben über Jahre den
Rücken an die Wand gestellt, die haben weder das erste
Teilzeitmodell für sich überlegt noch das zweite Teilzeit-
modell, noch das Floatingmodell. Manche hatten gute
Gründe, aber manche haben auch schlicht abgewartet und
sich auf dem Rücken der anderen Lehrerinnen und Lehrer
ausgeruht. Dass da der Kultusminister handelt, halte ich
für hoch verantwortlich.

(Beifall bei der CDU)

Lassen Sie uns doch lieber darum streiten, wie wir junge
Menschen in einem Land motivieren, wo Erziehung und
Bildung selten diskutiert - und wenn, dann meist auf
Stammtischniveau - wird, sich für den Beruf der Lehre-
rinnen und Lehrer zu entscheiden und wieder zu studieren.

(Beifall bei der CDU)

Das ist unser Problem. Wenn ein Ministerpräsident in die-
sen deutschen Landen Lehrer als faule Säcke bezeichnet
hat und das die Biertischebene befruchtet hat, dann ent-
scheiden sich eben immer weniger junge Menschen für
diesen Beruf, der so wichtig ist.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben in ganz Deutschland das Problem, dass zu
wenig Bewerber da sind.

(Heiterkeit Abg. Döring, SPD)

Herr Döring, Ihr Gelache verstehe ich überhaupt nicht, weil
Sie es besser wissen sollten. Wir haben einen echten Stand-
ortnachteil, nicht nur Thüringen, sondern in allen jungen
Ländern. Deswegen hat die Union als einzige Partei, ein
Vierteljahr später dann auch die SPD, schon im letzten
Jahr beschlossen, wir wollen die Tarifangleichung bis
2006, weil wir wissen, das ist für die Polizei, für die Lehrer
und für eine gut funktionierende Verwaltung notwendig.

(Beifall bei der CDU)

Auch wenn es schwer zu tragen ist, auch das will ich
deutlich sagen, und die jetzige Bundesregierung macht es
uns ja nun wahrlich nicht leichter, wie wir gestern wieder
umfassend beraten konnten. Ja, was wahr ist, muss auch
wahr bleiben und muss auch gesagt werden.

(Unruhe bei der SPD)

(Zwischenruf aus der Fraktion der SPD)

Dass uns Rotgrün Fortschritte in Deutschland gebracht hat,
kann man ja nun wirklich nicht behaupten.
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(Beifall bei der CDU)

Wenn Sie den letzten Platz in der europäischen Entwick-
lung als Fortschritt bezeichnen, dann mag das Ihrer Philo-
sophie entsprechen - unserer nicht. Wir würden gern weiter
vorn mitspielen in Europa.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe das gestern schon alles verstanden, auch die Nach-
hilfe in Sachen Steuerrecht. Ich glaube nur, dass die Reali-
täten anders sind, als sie Herr Höhn hier dargestellt hat.

Ich will den letzten Punkt noch aufnehmen, der ebenfalls
nach meiner Auffassung fatal ist, dass er sich in dieser Be-
gründung wiederfindet. Aber er drückt eben auch den Geist
aus, aus dem Sie diesen Antrag geschrieben haben.

Schulamtsbezirk Weimar - gestern wurde darüber gespro-
chen. Ich sage hier ganz klar, ein ärgerlicher unentschuld-
barer Vorgang, unverantwortlich von denen, die so etwas
verantwortet haben.

(Beifall bei der CDU)

Aber ich sage auch ganz klar, meine sehr verehrten Damen
und Herren, dialogische Schulaufsicht heißt, und dabei
bleiben wir, Verantwortung ist von dem zu tragen, der sie
übertragen bekommt. Wenn er keine Frage stellt, kann man
auch keine Antwort geben, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU)

(Unruhe bei der PDS)

Wir werden nicht das Pendel in die andere Richtung
schwingen lassen und plötzlich von der dialogischen Schul-
aufsicht weg zu einem rein inspektorischen Betrieb kom-
men. Wir sind froh, dass die Verantwortung vom Lehrer,
vom Schulleiter, vom Referenten, vom Schulamt getragen
wird. Wenn ein Fehler passiert, muss alles getan werden,
damit den Schülern Gerechtigkeit widerfährt. Aber wir
schütten nicht das Kind mit dem Bade aus.

(Beifall bei der CDU)

Es bleibt dabei, und die Sonntagsreden von Ihnen hören
sich sonst auch so an, die Eigenständigkeit der Schule ist zu
stärken. Dann muss man auch die Entscheidung in der
Schule fällen und tragen. Das Schulgesetz ist seit 1991 ein-
deutig, sowohl das Vorläufige Bildungsgesetz als auch das
Schulgesetz, sehr geehrte Frau Sojka. Es mag sein, dass Sie
das vor Ort anders wahrgenommen haben. Es ist für mich
außerdem eine fatale

(Zwischenruf Abg. Sojka, PDS: ... Einladung
austragen dürfen ...)

Verdrehung der Tatsachen. Sagen Sie mir ein Land in
Deutschland und sagen Sie mir eine historische Zeit, in der
es Realität war, dass eine Klasse nicht wiederholt werden
konnte. Das ist eine abenteuerliche Philosophie und ich
kann keinen dieser Schulleiter verstehen, dass er auch nur
eine Stunde an so eine Idee gedacht und sie auch noch
vollzogen hat.

(Zwischenruf Abg. Nitzpon, PDS: Nicht mal
das wissen Sie.)

(Beifall bei der CDU)

Jede Klasse kann man wiederholen, mindestens einmal, das
ist alte deutsche Schultradition, die gehört auch heute zum
Bestand. Dass man daran zweifelt, macht für mich ein an-
deres Problem deutlich, dass nämlich die Eltern den Ein-
druck gewinnen mussten, als wenn die Aussage eines
Schulleiters immer bindend und das letzte Wort ist und
auch immer der Wahrheit entspricht. Da ermuntere ich
geradezu die Eltern, dass sie stärker Mitverantwortung
übernehmen und auch kritische Fragen stellen, denn das
heißt auch dialogische Schulaufsicht, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Althaus, gestatten Sie eine Anfrage?

Abgeordneter Althaus, CDU:

Ja, sehr gern.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Bitte, Frau Abgeordnete Sojka.

Abgeordnete Sojka, PDS:

Herr Althaus, können Sie mir erklären, wie es möglich sein
kann, dass verschlossene Briefumschläge an Schülerver-
treter und Elternvertreter zu einer Veranstaltung, die unsere
Fraktion zur Bildungspolitik gemacht hat, nicht ausge-
tragen werden können oder sollen bzw. ein Anruf in Ih-
rem Ministerium erst erfolgt, ob man das denn darf?

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Die
weiß noch nicht mal, wer Minister ist.)

Ich werte das als Angst haben und nichts anderes.

Abgeordneter Althaus, CDU:

Jetzt muss ich die Frage noch einmal nachvollziehen. Also,
dass das Ministerium ablehnt, parteipolitische Veranstal-
tungen zu popularisieren, das ist sogar ihre Pflicht, das
steht im Gesetz.
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(Beifall bei der CDU)

Das betrifft die CDU ganz genauso. Da lesen Sie einmal
das Schulgesetz, da können Sie das nachlesen. Das ist auch
gute Praxis und ich glaube, das sollten wir auch beibe-
halten.

(Beifall bei der CDU)

Nein, meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser
Entschließungsantrag, der ist substanzlos, der ist popu-
listisch, der ist kurzsichtig und nach meiner Auffassung
nur Ausfluss einer ganz kurzfristig gedachten und mög-
licherweise auch parteipolitisch durchdachten Analyse,
nämlich die Bildungspolitik, die Schwierigkeiten aber auch
die Stärken noch bevor PISA-E veröffentlicht wird und
Sie möglicherweise Ihr Bild etwas revidieren müssen,
zu nutzen, um dem ...

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS:
Da reden Sie doch nicht so.)

Nein, nein, Frau Thierbach, wissen Sie, im Gegensatz zu
Ihnen war ich einer derjenigen, der die Idee hatte, eine
solche Studie in Auftrag zu geben, weil ich wusste, dass die
A-Länder zwar seit langem darüber reden, dass sie auch
Qualität in ihrem Bildungssystem liefern, aber sich immer
vor Vergleichen gescheut haben. Dann haben wir von der
B-Seite gesagt, wir brauchen endlich valide Aussagen. Wir
wollen eine Studie, die uns diese Aussagen auch bietet.

(Beifall bei der CDU)

Was jetzt auf den Tisch des Hauses kommt, ist gewollt,

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS: Das ist
doch in Ordnung.)

sowohl in den positiven Ergebnissen als auch in den ne-
gativen Ergebnissen. Deshalb freue ich mich darauf, wenn
PISA-E veröffentlicht wird, weil sich sicher auch zeigt,
wo wir Schwächen haben, aber ich bin fest davon über-
zeugt, es wird uns auch sagen, wir haben Stärken, wir ha-
ben ein gutes Bildungssystem aufgebaut.

(Beifall bei der CDU)

Es ist eine Binsenweisheit, trotzdem will ich es sagen,
selbstverständlich lehnt die CDU-Fraktion in Geschlos-
senheit und in großer inhaltlicher Klarheit diesen unsin-
nigen Entschließungsantrag ab.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die PDS-Fraktion hat sich der Abgeordnete Ramelow
noch einmal zu Wort gemeldet.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Der hat
doch schon die rote Karte, der ist doch ei-
gentlich raus.)

Abgeordneter Ramelow, PDS:

In diesem Punkt muss ich Ihnen Recht geben, da hat der
Falsche die rote Karte bekommen. Für Rot in der Familie
Ramelow bin ich zuständig, leider ist der vom Platz ge-
stellt worden. Mir wäre es lieber, er würde da mitspielen
und Sie würden begreifen, dass ich für Rot zuständig bin.

(Abgeordneter Lippmann, SPD: Das dumme
Geschwätz.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, werter Herr Alt-
haus, ich bedauere, Herr Althaus, und deswegen sage ich,
Wahrheit muss Wahrheit bleiben und Sie sollten auch
wahrhaftig bleiben, ich bedaure, dass das eben Wahlkampf
pur war.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Ich sage das deswegen, weil ich sehr mitgestritten habe,
dass der Geist der gemeinsamen Erklärung weiter auf-
recht erhalten bleiben soll.

(Beifall bei der PDS, SPD)

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU)

Verzeihen Sie, Herr Kretschmer, wenn Sie so zeigen, Sie
wissen ja, mit den drei Fingern, die zurück zeigen, warten
Sie einfach mal ab, ich lese ja im Moment gar nicht vor.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU:
Das müssen Sie mir überlassen.)

Sind wir denn jetzt hier im Kindergarten oder sind wir in
einer ernst zu nehmenden Parlamentsdebatte? Ich habe
keine Lust, mir dieses Gequatsche dauernd anhören zu
müssen, ob ich nun vorlese oder nicht. Wenn hier vorn
teilweise Abgeordnete stehen, die meinen, sie müssten auch
sonst wie ihren Kram vorlesen, Entschuldigung.

(Zwischenruf Fraktion der CDU: Ihre Frauen
schreien rum.)

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Nur
die Präsidentin schweigt zu diesem Geschrei.)

Also, meine Frau schreit nicht.

(Heiterkeit im Hause)

(Zwischenruf Dr. Vogel, Ministerpräsident:
Noch nicht.)
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Herr Ministerpräsident, es gibt Dinge, von denen Sie wirk-
lich nichts wissen.

(Beifall und Heiterkeit im Hause)

Ich habe mich zu Wort gemeldet, weil ich es bedauere und
weil ich daran appellieren wollte. Der Geist der gemein-
samen Erklärung hat uns aufgelegt, auf die Schultern ge-
geben, etwas zu ändern, was draußen die Menschen er-
warten. Insoweit, Herr Kretschmer, irren Sie sich, dass
wir als PDS-Fraktion diesen gemeinsamen Geist verlassen
haben. Ich sage das jetzt hier, weil wir in den Ältestenrat
gegangen sind, ohne einen Enquetekommissionsantrag,
weil wir mit einem Text reingegangen sind, der neutral
formuliert war, mit der Hoffnung, dass alle drei Fraktionen
gemeinsam einen Antrag einbringen. Herr Althaus, das hät-
ten Sie hier ansprechen können. Sie waren es, der sich
zurückgelehnt hat in der Ältestenratssitzung und gesagt hat,
mal sehen, was kommt. An der Stelle waren wir gewillt,
tatsächlich einen gemeinsamen Weg zu gehen und keinen
eigenen Antrag einzubringen, sondern zu hoffen, die Ver-
abredung zu treffen, die Sie, Herr Gentzel, und ich draußen
in der Landtagskantine getroffen haben, eine Enquetekom-
mission gemeinsam einzubringen. Unsere Bildungspoli-
tiker sollten es verabreden und die Enquetekommission
sollte so angelegt sein - da habe ich Sie noch gut in Er-
innerung mit Ihren Worten, Ihren Beitrag fand ich richtig
gut -, dass man dann regionale Hearings machen sollte,
bei denen Lehrer, Eltern und Schüler beteiligt werden, um
nicht nur die Enquetekommission hier im Landtag allein
tagen zu lassen, sondern um wirklich die gesamte Breite
der Debatte einzubeziehen. Ich bedaure es, dass Sie im
Ältestenrat dann nicht mehr die Kraft hatten oder anschlie-
ßend in der Fraktion nicht mehr die Kraft hatten, einen
solchen Weg gemeinsam zu gehen. Das war der Grund,
dass wir einen eigenen Antrag eingebracht haben.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Ramelow, erstens möchte ich darauf
verweisen, dass aus den Sitzungen des Ältestenrats nur
nach Geschäftsordnung zitiert werden kann. Zweitens
möchte ich Sie fragen, gestatten Sie eine Anfrage durch
den Abgeordneten Althaus?

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Ich danke für den Hinweis und entschuldige mich, dass ich
das gemacht habe. Dann zitiere ich aus unserem gemein-
samen Gespräch draußen in der Kantine, denn das unter-
liegt nicht der Geschäftsordnung und dann kann der Ab-
geordnete Gentzel etwas beitragen, ob wir in die Richtung
miteinander geredet haben und selbstverständlich kann
Herr Althaus eine Frage stellen.

Abgeordneter Althaus, CDU:

Herr Abgeordneter Ramelow, geben Sie mir Recht, dass
die Voraussetzung zu einem gemeinsamen Enquetekom-
missionsantrag gewesen wäre, dass die SPD ihren Enquete-
kommissionsantrag zurückgezogen hätte?

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Das stand in der Diskussion miteinander in der Verabre-
dung.

Abgeordneter Althaus, CDU:

Haben Sie ein solches erlebt, dass sie zurückgezogen hat?

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Verzeihen Sie, Herr Abgeordneter Althaus, an dieser Stelle
haben wir schon bei der gemeinsamen Erklärung die SPD
gemeinsam dazu bewegt, ihre Anträge zurückzunehmen
und noch einmal auf die Seite zu legen und auch in die-
sem Fall war Bereitschaft signalisiert, ein gemeinsames
Vorgehen zu verabreden. Das war das gemeinsame Ge-
spräch auf Wunsch von Herrn Gentzel, das dann stattge-
funden hat und an dieses war ich gewillt, mich mit meiner
Fraktion zu halten.

Abgeordneter Althaus, CDU:

Manchmal ist es so, dass lange Antworten auch vortäu-
schen, dass man nicht die Wahrheit sagen will.

(Beifall bei der CDU)

(Unruhe bei der CDU)

Abgeordneter Ramelow, PDS:

Sie können noch so sehr grinsen, Herr Althaus, das mit
der Wahrheit, das fällt jetzt auf Sie zurück.

(Beifall bei der PDS)

Ich habe mich bemüht, nun wirklich fair und sachlich den
Geist, den wir miteinander besprochen hatten, durchzu-
halten. Ich bedaure, dass jetzt ...

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Ramelow, Sie haben eben den Geist
beschworen, der dieses gemeinsame Agieren möglich ge-
macht hat. Hier ist im Moment nicht einmal der Geist des
gemeinsamen Zuhörens, des Hörens von Argumenten zu
spüren. Ich bitte alle Abgeordneten dieses hohen Hauses,
sich in ihren Äußerungen auch in Respekt vor dem Redner
zurückzuhalten.

(Beifall bei der PDS)
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Abgeordneter Ramelow, PDS:

Ich möchte noch einen Hinweis geben, weil es vorhin bei
meiner Rede Hinweise gegeben hat, der Herr Minister-
präsident habe nicht von der Einstellung von 700 neuen
Lehrkräften gesprochen. Ich habe mir zwischenzeitlich die
Regierungserklärung bringen lassen, Mittwoch, 13. Ok-
tober 1999, die Regierungserklärung. Ich zitiere, Frau Prä-
sidentin: "Dabei sollen die in Thüringen ausgebildeten
Lehrerinnen und Lehrer eine gute berufliche Perspektive
haben. Deswegen haben wir für das Schuljahr 1999/2000
die Voraussetzungen für die Einstellung von über 700
neuen Lehrkräften geschaffen." Diese 700 neuen Lehrkräf-
te sind nicht eingestellt worden, trotz der dramatischen
erkennbaren Schülerzahlen. Nein, es sind in der Amts-
zeit von Herrn Dr. Krapp ca. 400 bis 500 Grundschullehrer
gekündigt worden und wir hatten hier im Landtag die Dis-
kussion und verzeihen Sie, Herr Althaus, Sie mögen gern
von Kultur- und Schulpolitik mehr Ahnung haben als ich,
aber von Arbeitsrecht haben Sie keine und Herr Dr. Krapp
auch nicht, denn die Klagen sind alle gewonnen worden
von den Lehrern und sie haben zum größten Teil mit Ver-
gleichen geendet.

(Zwischenruf Abg. Vopel, CDU: Hört, hört.)

Das hat alles der Steuerzahler bezahlen müssen und
insoweit klafft zwischen den

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU: Verglei-
chen.)

700 ...

(Zwischenruf Dr. Krapp, Kultusminister: Ein
Vergleich wird doch nicht gewonnen.)

Ja, ja, da bezahlen Sie lieber, nur damit niemand merkt,
dass das Kultusministerium verloren hat, indem es falsch
arbeitsrechtlich ...

(Zwischenrufe bei der CDU-Fraktion)

Ja, meine Damen und Herren, die Lehrerinnen und Lehrer
haben nicht gearbeitet, sie haben Geld bekommen, sie ha-
ben hinterher Abfindungen bekommen und sind nicht ein-
gesetzt worden. Aber sie haben natürlich das Gesicht ge-
wahrt, dass das Land, die CDU-Landesregierung, keinen
Fehler gemacht hat. Zwischen den 700 Einstellungen und
den 500 Gekündigten ist eine Differenz von 1.200 Lehre-
rinnen und Lehrern, die wir in dem Pfad gebraucht hätten,
um eine Verjüngung des Lehrkörpers zu organisieren

(Beifall bei der PDS)

und um Überstunden und Schulausfall absichern zu helfen.
Eine Bemerkung, Herr Althaus, Ihre Bemerkung eben auf
meine vorherige Tätigkeit als Gewerkschafter geht auch
fehl. Für Tarifverhandlungen, ich sage Ihnen das gern,

gibt es zwei Partner und es war nicht nur die rotgrüne
Bundesregierung, die Tarifpartner war, es waren auch die
Finanzminister. Der zweite Partner sitzt hier, Sie können
Ihn gern ansprechen, warum er sich da nicht durchgesetzt
hat, dass für die neuen Bundesländer ein entsprechender
Anpassungspfad der Lohnerhöhung in BAT-Ost gemacht
wird. Er ist nämlich das Sparschwein hier, der ansonsten
immer dafür sorgt, dass die Personalkosten immer auf dem
Rücken der Beschäftigten reduziert werden.

(Beifall bei der PDS)

(Unruhe im Hause)

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, sagen wir, der
Kultusminister ist in seiner Gesamtverantwortung ge-
scheitert. Er hat bei Floating das weiter fortgeführt, was
Sie gemacht haben, nämlich ein Zwangssystem, das mit
Solidarität überhaupt nichts zu tun hat und das, was Sie,
werter Herr Althaus, hier gerade gemacht haben, ist teile
und herrsche. Sie haben gerade denjenigen gedroht, die
nicht bei Floating mitgemacht haben. Genau das ist der
Geist, der an Thüringer Schulen herrscht. So verhalten sich
zurzeit Lehrerinnen und Lehrer, die sich nicht trauen, Pe-
titionen zu schreiben oder Briefe zu schreiben, weil an-
schließend das Schulamt oder der Schulleiter oder sonst
wer kommt und sagt, du, du, du. Ich glaube, meine Damen
und Herren, wenn Sie verantwortungsbewusste Lehrer
haben wollten, dann stärken Sie das Selbständigkeits-
gefühl derer und machen nicht ihre obrigkeitsstaatlichen
Mätzchen, die derzeit mit den Lehrerinnen und Lehrern
gemacht werden. Im Schulamtsbezirk Artern erleben wir es
zurzeit, wie mit Lehrern umgegangen wird, greifen Sie dort
ein und sagen Sie, die Lehrer sind eingeladen, selbstbe-
wusst mitzudiskutieren, wenn es um die Zukunft in die-
sem Land, um die Schulen geht.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Ramelow, der Finanzminister hatte
zwar gestern vor sich ein Sparschwein stehen, aber für Ihre
Bemerkung erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf.

(Zuruf Abg. Ramelow, PDS: Danke schön.)

Herr Abgeordneter Gentzel, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Gentzel, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
seit 10 Minuten haben wir auch die Diskussion um ein Ge-
spräch, was hier im Haus geführt worden ist. Ich hätte es
nicht angesprochen, weil es für mich eine Stilfrage ist, ob
man solche Dinge dann öffentlich macht, aber wenn es an-
gesprochen wird, es dann aber auch in der Antwort voll-
kommen falsch gewertet wird - und das wissen Sie, Herr
Althaus -, müssen hier zwei Sätze dazu gesagt werden und
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das geneigte Publikum, die geneigten Abgeordneten mögen
dann selber entscheiden.

Meine Damen und Herren, wir waren vor vier Wochen ein
ganzes Stückchen weiter. In Anbetracht der Regierungs-
erklärung des Ministerpräsidenten und in Anbetracht der
großen Einigkeit hier in diesem Hause hat es auf meine Ini-
tiative ein Gespräch gegeben, ein Gespräch der Fraktions-
vorsitzenden unter der Überschrift: Wie können wir die
Gemeinsamkeit, weil die Bildung eben so wichtig ist, wie
Sie es erklärt haben hier, Herr Althaus, über den Tag hinaus
bewahren und nach draußen die Signale geben? Partei-
politik - wie ja immer wieder betont wird - bleibt an die-
ser Stelle draußen.

Meine Damen und Herren, es war eines der besten Ge-
spräche, die ich hier in diesem Hause bisher geführt habe,
und wir sind einig auseinander gegangen - einig. Es gibt
Dinge, die man sofort und gemeinsam tun sollte, z.B. die
Regelung von Abschlüssen an Gymnasien, z.B. Elternin-
formation bei volljährigen Schülern und wir drei waren
einig, dass dieses Priorität hat. Wir waren einig, dass sich
die bildungspolitischen Sprecher zusammensetzen. Wir
waren einig, dass sie dieses in die Ausschüsse bringen und
es war klar, dass die SPD dann ihre Anträge zurückzieht, so
deutlich war das gesagt. Zwei Tage später, war die Einig-
keit verflogen, weil das, was gut und richtig in dieser Runde
besprochen war, die Einigkeit, was wir kurzfristig machen
und die Einigkeit, was wir mittelfristig machen, nämlich
eine gemeinsame Enquetekommission zu gründen, war ver-
fallen. Ich weiß bis heute nicht, Herr Althaus, warum Ihr
Wort aus dieser Runde nach 48 Stunden nichts mehr wert
war.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Ich bin da sauer.

(Zwischenruf Abg. Krauße, CDU:
Jetzt ist er sauer.)

Ich bin da sauer. Wenn sich drei Fraktionsvorsitzende zu-
sammensetzen, muss man einfach davon ausgehen kön-
nen, dass das Wort desjenigen, der am Tisch sitzt, gilt. Ich
habe bis jetzt dazu geschwiegen, aber ich bin krachsauer
über Ihr Verhalten an dieser Stelle.

(Beifall bei der SPD)

Ich erlaube mir, auch nach Ihrer engagierten Rede, noch
einmal die Frage, die wir zu beantworten haben, hier in den
Mittelpunkt zu stellen. Es geht nämlich um die Fähigkeiten
des Kultusministers. Sie haben das ja ganz gut gemacht, das
überspielt, über andere Dinge geredet, über Ihre Erfolge
geredet haben Sie im Übrigen, nicht über die Erfolge des
amtierenden Ministers. Ich weiß nicht, ob Sie das nicht
gemerkt haben. Und an einer Stelle ist nämlich ganz deut-
lich geworden, wo hier der Unterschied liegt. Sie haben die
Schüler mit den hervorragenden Abschlüssen in Thüringen

gelobt und wie gern sie woanders angenommen werden,
das sieht hier keiner im Hause anders, aber wir erlauben uns
über die Schüler zu reden, denen dieser Abschluss nicht so
hervorragend gelungen ist. Auch um diese muss man sich
kümmern und das bemerken wir nicht, dass sich auch um
diese Schüler gekümmert wird.

(Beifall bei der SPD)

(Unruhe bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Zitzmann, CDU: Gerade
dabei.)

Meine Damen und Herren, wir diskutieren heute und hier
im Zentrum nach all dem, was ich gesagt habe, immer noch
über die Fähigkeiten des Kultusministers in dem Bildungs-
system das zu tun, was wir für richtig halten. Ich weiß,
und deshalb fällt mir diese Debatte auch so einfach, dass
viele auch aus dem mittleren Block in den letzten Tagen
und Wochen in  Schulen waren und Stimmungen dort auf-
genommen haben, und ich weiß, dass es nicht in An-
sätzen in einer Schule so eine Lobrede auf das Thüringer
Bildungssystem gegeben hat, wie uns Herr Althaus das
im Augenblick gerade vormachen will.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Ich bin der Meinung, das in der Schule ist die Realität und
nicht, was an dieser Stelle hier zu diesem Thema gesagt
wurde.

(Beifall bei der SPD)

Summa summarum, Herr Krapp, es reicht nicht. Es reicht
nicht, was aus Ihrem Haus kommt, es reicht nicht an Füh-
rung und es reicht nicht an Vorstellung, was aus Ihrem
Haus kommt. Deshalb will ich das gern wiederholen, was
der bildungspolitische Sprecher unserer Landtagsfraktion
schon gesagt hat: Machen Sie den Weg frei, tun Sie es für
die Schüler. Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Schwäblein, CDU-Fraktion.

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Herr Ramelow, ich würde Sie einmal bitten, im Raum zu
bleiben, ich wollte Sie ansprechen.

(Zwischenruf Abg. Nitzpon, PDS: Keine
Angst, er wird im Raum bleiben.)



5586 Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 66. Sitzung, 14. Juni 2002

Sie haben dem Ministerpräsidenten unterstellt, in seiner
Regierungserklärung mit den falschen Zahlen hantiert zu
haben. Möglicherweise liegt es an Ihrer noch nicht allzu
langen Anwesenheit in diesem Parlament.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS:
Ich habe ihn zitiert.)

Sie haben sie falsch ausgelegt, darauf will ich kommen.

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS:
So ein Quatsch.)

Das haben Sie nicht zu bewerten, ob ich Quatsch rede. Sie
können Ihre Meinung sagen. Aber bitte, ich habe Ihnen
zugehört und Sie sollten so viel Disziplin aufbringen, auch
das Gleiche bei mir zu tun.

Meine Damen und Herren, Sie sind noch nicht lange ge-
nug im Parlament, Herr Ramelow, um möglicherweise zu
wissen, aber Sie könnten es nachlesen, dass wir seit Jah-
ren einen Einstellungskorridor für junge Lehrer in diesem
Lande haben und der Haushalt in allen seinen Nöten, auch
bei den Personalnöten, immer auf die Gefahr reagiert hat,
die mit dieser sich verschlechternden Alterspyramide ein-
hergeht. Wir haben seit mehreren Jahren jetzt das Problem,
dass unsere Absolventen, die wir nach wie vor ausbilden,
für die wir die Studienplätze vorhalten, für die die Bedin-
gungen in Erfurt und Jena sehr gut sind, das lassen wir
auch von Ihnen nicht schlechtreden, dass diese jungen Leu-
te ihre schnelleren Chancen zur Verbeamtung nehmen und
die Stellen in den Altländern annehmen, die jetzt seit meh-
reren Jahren erst frei sind. Da gab es vor Jahren eine andere
Situation, da gab es angeblich zu viele Lehrer, das ändert
sich immer einmal. Und sie nehmen, was ich persönlich
nachvollziehen kann, die höhere Vergütung sofort in Emp-
fang und daraus resultieren die Probleme und deshalb sind
diese 700 Stellen, die wir offen gehalten haben, die richti-
gerweise in der Regierungserklärung angesagt wurden,
nicht gefüllt worden, die konnten nicht besetzt werden. Also
machen Sie jetzt aus dieser persönlichen Entscheidung der
jungen Leute dem Ministerpräsidenten und damit dieser
CDU-Fraktion im gleichen Maße keinen Vorwurf. Und
dann ist das richtig, was Herr Althaus gesagt hat, da spielt
die aktuelle Tarifentwicklung noch zusätzlich eine Rol-
le. Das habe ich jetzt ergänzen müssen, um das klarstel-
len zu dürfen.

Ursprünglich habe ich mich wegen eines anderen Ge-
dankens hier an das Pult begeben. Herr Ramelow und
andere, als am 26. April die Meldungen, an einem Freitag
wie diesem, etwa zur gleichen Uhrzeit hier eintrafen, war
sehr große Betroffenheit. Da war im Gespräch, dass drei
Personen durch einen Schüler getötet worden wären. Nach
dem tiefen Schreck kam bei mir eine Befürchtung auf,
die ich damals nicht ausgesprochen habe. Ich hätte gehofft,
sie nie aussprechen zu müssen, aber sie ist mittlerweile
eingetroffen. Ich hatte befürchtet, dass irgendwer, ohne es
noch zu spezifizieren, versucht, daraus politisches Kapital

zu schlagen. Am selben Tag noch, noch bevor die Körper
kalt waren,

(Unruhe bei der SPD)

hat die Vorsitzende der Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft, Frau Stange, in Intervievs verkündet, sie führt
den Tod dieser drei Personen auf den Leistungsdruck an
den Thüringer Schulen zurück und hat es namentlich mit
dem Zentralabitur und mit den 12 Jahren bis zum Abitur in
Verbindung gebracht. Als die Zahl der Opfer gestiegen
war, hat sie es, ich sage jetzt glücklicherweise, nicht wie-
derholt. Dann hatten wir einen sehr weit gehenden Konsens
in diesem hohen Hause, der landesweit und darüber hinaus
anerkannt wurde, sehr viel Anerkennung gefunden hat,
ernsthaft nach den Ursachen zu suchen, aber sie nicht kurz-
fristig politisch zu instrumentalisieren. Herr Ramelow, was
Sie heute en passant gemacht haben, dass Sie in der Auf-
stellung der Probleme, die Sie bei dem Kultusminister se-
hen, was wir anders sehen, auch das Gutenberg-Gymna-
sium nur genannt haben und dann versucht haben, die Kur-
ve wieder zu bekommen, das ist subtil und zerstört den
Geist, den wir hier tatsächlich hatten. Und da Sie nun nach-
weislich ein Christenmensch sind, bitte ich Sie, kehren
Sie um.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich rufe jetzt im Folgenden die Rednerinnen und Redner
... Ach, Herr Ministerpräsident, zu diesem?

(Zuruf Dr. Vogel, Ministerpräsident: Ja.)

Wir haben den Teil c) noch, der sich um die berufliche
Orientierung und die Berufsvorbereitung dreht, dann an
dieser Stelle, Herr Ministerpräsident, bitte schön.

Dr. Vogel, Ministerpräsident:

Vielen Dank, Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, lassen Sie mich, bevor ich mich zu mei-
nem eigentlichen Thema äußere, zwei kleine Anmerkungen
machen. Herr Ramelow, natürlich haben wir 1999 die Vo-
raussetzungen für die Einstellung von 700 jungen Lehrern
geschaffen, selbstverständlich, aber wir haben nicht be-
schlossen, dass die von der Polizei vorgeführt und einge-
stellt werden müssen. Es herrscht der freie Wille, sich zu
bewerben oder nicht. Es haben sich keine 700 beworben
und deswegen bleiben Sie doch bitte bei dem, was unsere
Absicht war, was ich angekündigt habe und wie dank Frei-
zügigkeit darauf reagiert worden ist. Mit der Notwendig-
keit des Stellenabbaus hat das im Übrigen gar nichts zu
tun, im Gegenteil, weil wir unbedingt Stellenabbau brau-
chen, brauchen wir diesen Einstellungskorridor. Ich glaube,
jeder, der sich des Themas annimmt, versteht das und sieht,
dass das richtig war. Und ein Zweites, Herr Ramelow, ...
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(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Ministerpräsident, gestatten Sie eine Anfrage durch
Frau Abgeordnete Nitzpon?

Dr. Vogel, Ministerpräsident:

Bitte schön.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Bitte schön, Frau Nitzpon.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Herr Ministerpräsident, in diesem Zusammenhang, wie
sehen Sie es dann, dass es Petitionen gibt, wo Lehrerinnen
und Lehrer schreiben, dass sie sich beworben haben, aber
nicht eingestellt wurden, obwohl sie die Qualifikation ha-
ben?

Dr. Vogel, Ministerpräsident:

Ja, weil wir die Lehrer für die Fachrichtungen brauchen, wo
Bedarf herrscht und weil leider sich sehr wenige Leute für
den Berufsschulbereich, für einige Disziplinen im Berufs-
schulbereich bewerben, und weil wir jemanden, der sich
für ein Fach bewirbt, das überbesetzt ist, natürlich nicht
annehmen können. Das ist doch, glaube ich, eine logische
Sache.

Und zweitens, Herr Ramelow, ich verstehe ja, dass Sie
gern den Finanzminister angreifen, nur er war nicht der
Sprecher der TdL zu dieser Zeit, er hat damit überhaupt
nichts zu tun. Was die Bezeichnung eines Ministers durch
Sie als "Sparschwein" betrifft, so hat die Frau Präsidentin,
Gott sei Dank, dazu das Notwendige gesagt.

Herr Abgeordneter Gentzel, wenn Ihr engerer Fraktions-
kollege Döring hier verkündet, das eigentliche Problem
hieß Althaus, dann dürfen Sie sich nicht wundern, dass
wir das aufgreifen und sagen, das eigentliche Verdienst um
den Aufbau eines sehr guten Bildungswesens im Frei-
staat Thüringen hat Herr Althaus. Genau die Antwort auf
Herrn Döring.

(Beifall bei der CDU)

Aber jetzt zu dem eigentlichen Anlass, warum ich mich ge-
meldet habe. Als wir Ende Mai hier über den 26. April und
die Konsequenzen sprachen, waren wir uns völlig einig,
es müsse eine breit angelegte Grundsatzdiskussion geführt
werden, und zwar hier in Thüringen und in der ganzen
Bundesrepublik. Wir haben sie damals hier begonnen. Ges-
tern ist in Berlin in der Ministerpräsidentenkonferenz und
auch im Bundestag - in der Ministerpräsidentenkonferenz
fast den ganzen Tag - über diese Grundsatzfragen gespro-

chen worden und der Bundestag bereitet für Anfang Ju-
li, wie Sie wissen, ebenfalls eine breite Debatte vor. Wir
sind nicht zum Alltag zurückgekehrt, sondern das Gesche-
hen vom 26. April begleitet unsere Debatten bis zum heu-
tigen Tag und natürlich auch für die Zukunft. Daneben
aber waren wir uns damals auch einig, dass es die Not-
wendigkeit gebe, eine Reihe von Gesetzen zu ändern. Das
Erste, was wir damals getan haben, war die Anrufung des
Vermittlungsausschusses wegen des Waffengesetzes. Nach
gründlicher Vorbereitung ist es vorgestern im Vermitt-
lungsausschuss zu einem einstimmigen Beschluss in dieser
Sache gekommen, der Bundestag hat heute Morgen das Er-
gebnis des Vermittlungsausschusses bestätigt und am
nächsten Freitag wird es der Bundesrat tun. Das Ziel zu
diesem Gesetzgebungsthema ist erreicht, noch vor der Som-
merpause tritt ein anderes, ein neues, ein novelliertes Waf-
fengesetz in Kraft. Das heißt ganz konkret, dass ein 19-
Jähriger in Zukunft nicht mehr legal in den Besitz eines
Revolvers kommen kann.

(Beifall bei der CDU)

Und das heißt ganz konkret, meine Damen und Herren,
dass keiner mehr eine Pumpgun erwerben kann, weil das in
Zukunft verboten ist, und das heißt konkret, dass in Zu-
kunft, wenn jemand eine Waffe erwirbt, auch der Verkäufer
dies der Ordnungsbehörde anzeigen muss. Und das heißt
konkret, dass beim Erwerb einer Waffe für unter 25-Jährige
die erstmalige Erteilung einer Schusswaffenerlaubnis ein
ärztliches bzw. ein psychologisches Zeugnis über die Eig-
nung des Erwerbers voraussetzt. Ich gebe zu, ich hätte
gern auch noch erreicht, dass das Alter auf 25 generell
heraufgesetzt worden wäre, das war nicht erreichbar, aber,
Herr Ramelow, das Thema "Zentrales Waffenregister in
Deutschland" bleibt für mich auf der Tagesordnung, das
kann man jetzt nicht erreichen, aber das bleibt auf der
Tagesordnung. Das war also die Gesetzesnovelle Num-
mer 1. Zweitens: Das Jugendschutzgesetz, das novelliert
werden muss wegen des Verbots beispielsweise Gewalt
verherrlichender Videos und dergleichen, ist im Bundestag
in der Diskussion. Drittens: Ein Staatsvertrag, den wir Län-
der schließen wollen zur Bekämpfung der Jugendkrimi-
nalität in Rundfunk- und Telemedien, wird vorbereitet. Und
schließlich viertens die Novelle des Schulgesetzes. Sie ist
in Vorbereitung und in unserer gemeinsamen Entschlie-
ßung, die wir vor ein paar Wochen hier im Haus gefasst
haben, heißt es ausdrücklich, im Rahmen des Thüringer
Schulgesetzes weitere Möglichkeiten von Schulabschlüssen
an Gymnasien vorzusehen. Herr Krapp hat es vorhin ge-
sagt, genau das wollen wir tun und, Frau Kollegin, wir
werden dazu selbstverständlich Vorschläge unterbreiten.
Ich stimme Ihnen auch zu, jedem soll die Chance auf Er-
werb eines Abschlusses gegeben werden. Er muss aber
diese Chance auch wahrnehmen.

(Beifall bei der CDU)
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Meine Damen und Herren, wir wollen die Möglichkeiten,
dass er sie erfolgreich wahrnimmt, verbessern, wir wol-
len nicht die Ansprüche senken. Das muss einmal deutlich
gesagt werden

(Beifall bei der CDU)

in diese Diskussion hinein, weil da alles durcheinander
geht.

(Zwischenruf Abg. Dr. Stangner, PDS: Da
sind wir einer Meinung. Das habe ich gesagt,
Herr Ministerpräsident.)

Der erste Durchgang der Schulgesetznovelle im Kabinett
ist gewesen, Sie wissen das. Die Anhörungen sind im
Gange und Sie wissen auch, dass in 10 Tagen die regio-
nalisierte PISA-Studie vorgelegt werden wird. Ich habe
keinerlei Kenntnis über den Inhalt. Ich zweifle alles, was
bisher dazu in Wochenmagazinen gesagt worden ist, zu-
nächst einmal an, ich weiß nicht, ob es stimmt. Ich weiß
nur, dass in 10 Tagen eine weitere sehr lebhafte Diskussion
ausgelöst werden wird und dass es unverantwortlich wäre,
vor dieser Diskussion jetzt einzelne Paragraphen des Schul-
gesetzes vorauseilend zu ändern, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Natürlich, es muss etwas geschehen in ganz Deutschland
und in Thüringen. Natürlich, es muss zügig etwas gescheh-
en, aber nicht überstürzt, sondern nach dem Grundsatz "Ei-
le mit Weile", damit du nicht morgen wieder korrigieren
musst, was du gestern falsch gemacht hast, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen, nicht weil wir Schwierigkeiten hätten zu die-
sem Thema neue Vorschläge zu machen, sondern weil man
das Schulgesetz nicht in jeder Sitzung neu ändert, sondern
weil man es bei dieser grundsätzlichen Debatte dann ändert,
wenn man ihm eine gewisse Dauerhaftigkeit zusichern
kann, werden wir die Novelle im Herbst im Landtag ein-
bringen und wird es, jedenfalls nach meiner Vorstellung,
um die Jahreswende zur Verabschiedung des Schulgesetzes
kommen. Neuregelungen von Abschlüssen sollen so ge-
fasst werden, dass sie bereits zum Ende des Schuljahrs
2002/03 greifen können, zumindest für die Schüler, die von
den Neuregelungen Gebrauch machen wollen. Außerdem,
meine Damen und Herren, das ist zwar erst der übernächste
Tagesordnungspunkt, dem ich nicht vorgreifen möchte,
Einsetzung einer Enquetekommission, ob heute oder später
- dass wir eine breit angelegte Enquetekommission brau-
chen, die Fachleute mit einbezieht und in der sich jeder
wiederfinden kann, ist sicher, aber eine Enquetekommis-
sion ist kein Beitrag zu einer Novellierung des Schulge-
setzes im Herbst, sondern geht weit darüber hinaus in The-
ma und Zielsetzung.

(Beifall bei der CDU)

Im Übrigen, meine Damen und Herren, wenn man einige
Reden heute gehört hat, hat man den Eindruck bekommen,
es muss ja ganz schrecklich sein, in ganz Deutschland
herrschen vorbildliche schul- und bildungspolitische Ver-
hältnisse, nur in Thüringen dümpeln da einige dahin und
verhindern, dass mit den anderen Ländern gleichgezogen
wird. Das ist doch nicht der Fall. Wir haben in der ganzen
Bundesrepublik eine bildungspolitische Debatte und, meine
Damen und Herren, es gab hier eine Demonstration, das ist
richtig, aber in Berlin waren es 30.000, in Hamburg dieser
Tage 10.000, die ihre Sorge ausgedrückt haben. Tun Sie
doch nicht so, als ob das nur hier sei, weil wir hier nicht
rechtzeitig irgendetwas in Gang gebracht haben und ges-
tern ist das ja auch von allen Beteiligten im Bundestag
diskutiert worden. Was Thüringen betrifft, es gibt Ände-
rungsbedarf, etwa bei den Abschlüssen, aber auch bei ande-
ren Problemen, allerdings empfehle ich dringend eine etwas
tiefer gehende Diskussion über die Abschlussproblematik,
als sie bisher begonnen worden ist.

(Beifall bei der CDU)

Die bisherige Regelung mag man nicht mögen, aber gute
Gründe hatte sie, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Ich lege Wert darauf, dass man die Gründe abwägt und
nicht einfach sagt, öfter mal etwas Neues und weil wir
gestern so gesagt haben, müssen wir heute anders sagen.
Wir wollen ändern, ich will das ausdrücklich noch mal
betonen, aber wir wollen überlegt und nach gründlicher
Diskussion ändern. Meine Damen und Herren, Thüringen
kann sich mit seiner Schule, weiß Gott, sehen lassen.
Thüringens Schulen brauchen den Vergleich mit keinem
der anderen 15 Länder zu scheuen.

(Beifall bei der CDU)

Wer nicht mit Scheuklappen durch die Diskussion läuft,
sondern sich die Ländervergleiche anschaut, findet uns
doch in sehr vielen Bereichen in guter und zum Teil in
Spitzenposition. Stundentafel, das ist schon gesagt wor-
den, unter der Bundesrepublik Deutschland, meine Damen
und Herren, haben wir nach Bayern den zweiten Platz, in
Nordrhein-Westfalen sind es mehr als 1.000 Schulstunden
weniger, die den Schülern dort gegeben werden. Meine
Damen und Herren, es hat ja auch etwas mit Kosten zu tun
und deswegen, der Finanzaufwand je Schüler ist unter den
neuen Ländern in Thüringen mit Abstand der größte.

(Beifall bei der CDU)

Die Klassengrößen sind die kleinsten, die Dauer des Gym-
nasiums von 8 Jahren ist zum Leuchtturm geworden -
Sachsen und wir -, dass es jetzt schrittweise in allen an-
deren Ländern Deutschlands eingeführt wird. Die Lehrer-
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dichte, die Spezialgymnasien, meine Damen und Herren,
die hohen Ansprüche an die Schulleistungen, das ist eine
der wesentlichen Stärken unseres Schulsystems.

(Beifall bei der CDU)

Wir novellieren, aber, meine Damen und Herren, wir haben
überhaupt keinen Grund einen Neubeginn zu fordern.
Das wäre ein großer Fehler.

(Beifall bei der CDU)

Außerdem hätten es die vielen Tausend von Lehrerinnen
und Lehrern, aber auch die Eltern und Schüler der letzten
10 Jahre nicht verdient, die unter großen Anstrengungen
dieses Bildungswesen in Thüringen aufgebaut haben, das
keinen Vergleich zu scheuen braucht. Auch dann nicht,
wenn man an dieser oder jener Stelle in der Tat gut
daran tut, eine Gesetzesnovellierung vorzusehen.

Es gab gestern eine Aktuelle Stunde hier wegen der
ärgerlichen Vorgänge im Schulbezirk Weimar. Sie wissen,
dass ich in Berlin zu sein hatte, darum gestatten Sie mir,
weil das ja etwas mit den anderen Themen zu tun hat, hier
eine Anmerkung zu machen. Es ist ein Fehler gemacht
worden, ein sehr ärgerlicher Fehler, ein sehr bedauerlicher
Fehler, es ist eindeutig das Schulgesetz und die Schul-
ordnung nicht eingehalten worden und erstaunlicher-
weise auch der Grundsatz, der ja doch nicht an Schulen,
sondern überall im Leben gilt, ist nicht eingehalten wor-
den, dass man jede Prüfung einmal wiederholen kann,
was richtig ist, selbst wenn es nicht klar und eindeutig im
Schulgesetz stände. Es bleibt jetzt nur, soweit es noch
möglich ist, denen gegenüber, die Schaden genommen ha-
ben, den Fehler wieder gutzumachen. Das Kultusminis-
terium, der Kultusminister hat sich entschuldigt und ich be-
daure es ebenfalls, was da vorgefallen ist, aber, meine Da-
men und Herren, das ist für mich kein Grund, von der
dialogischen Schulaufsicht Abschied zu nehmen.

(Beifall bei der CDU)

Unaufhörlich fordern wir mehr Selbstständigkeit und mehr
Eigenverantwortlichkeit.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD:
Darum geht es doch gar nicht.)

Mein niedersächsischer Ministerpräsidentenkollege Gabriel
hat gestern unter großem Beifall gesagt: "Die deutschen
Schulen brauchen mehr Freiheit und weniger Kultusminis-
terkonferenz." Meine Damen und Herren, was heißt denn
der Satz? Der Satz heißt doch, dass wir wollen, dass eigen-
ständig verantwortet wird, und ich sehe deswegen trotz des
ärgerlichen Vorgangs nicht den geringsten Grund, dass wir
jetzt Kadavergehorsam an dessen Stelle einführen.

(Beifall bei der CDU)

Nein, es bleibt bei der dialogischen Schulaufsicht. Nur, in
einer solchen Situation muss man, das ist jedenfalls meine
Auffassung, dem verantwortlichen Minister den Rücken
stärken und darf ihm nicht Knüppel zwischen die Beine
werfen. Es ist zwar ein beliebtes Ritual jeder Opposition,
Ministerrücktritte zu fordern, meine Damen und Herren,
hilfreich und nützlich ist das zumindest in diesem Fall
jedenfalls nicht.

(Beifall bei der CDU)

Ganz abgesehen davon, dass es sich bei dem Mann, gegen
den sich Ihr Antrag richtet, um eine Persönlichkeit han-
delt, die ihre Fähigkeiten Probleme zu erkennen und zu
lösen seit 12 Jahren in höchsten Funktionen zum Wohl
dieses Landes unter Beweis gestellt hat.

(Beifall bei der CDU)

Ein Mann, der seine Pflicht tut und der mit seiner ganzen
Kraft dem Land dient, der so gar nicht aufgesetzt und so
gar nicht distanziert wirkt, sondern glaubwürdig. Er war
beispielsweise als erster Repräsentant des Landes an der
Unglücksstelle beim Gutenberg-Gymnasium am 26. April.
Dieser Mann leistet gute Arbeit und ich wünsche mir,
dass er sie noch lange fortsetzen kann.

(Beifall bei der CDU)

Ich könnte das natürlich jetzt speziell auf die Kultusarbeit
beziehen, die Ausstattung der Schulen mit Computern,
die Einführung der Mediennutzung, die Einführung neuer
Lehrpläne, die Investitionen in die Lehrerfort- und Weiter-
bildung, die Beratungsaufgaben für Schulen und Schüler,
die Koordinierungsstellen in Naturwissenschaft und Tech-
nik, ich könnte das noch weit fortsetzen, was er in den
Jahren als Kultusminister erfolgreich in Gang gesetzt hat.

Meine Damen und Herren, die bildungspolitische Diskus-
sion in der ganzen Bundesrepublik, nicht zuletzt durch
PISA und durch das Gutenberg-Gymnasium veranlasst, ist
in vollem Gange. Ich habe überhaupt keinen Grund, darin
eine Gefahr zu sehen, ich sehe darin eine Chance und ich
glaube, wir wissen sehr genau, was jetzt notwendig ist, und
niemand soll einen Zweifel haben. Nicht nur die beiden im
weiteren Sinne für Bildung und Ausbildung zuständigen
Kabinettsmitglieder Dr. Krapp und Frau Schipanski, son-
dern auch ich werde mich in vollem Maße in diese Dis-
kussion einbringen. Wir haben, was das Land betrifft, dafür
einen wohl überlegten Zeitplan, dem wir folgen werden,
weil wir nicht schnelle, sondern gute Ergebnisse am En-
de dieser Beratung brauchen, damit das Schulsystem auch
nach dieser Diskussion zu den Schulsystemen, auf die man
in Deutschland schaut, gehört. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Ich rufe jetzt die Rednerinnen und Redner zu dem Teil c
des Tagesordnungspunkts 10 auf, den wir ja im Zusam-
menhang mit den anderen beiden Teilen des Tagesord-
nungspunkts beraten wollen. Für die CDU-Fraktion rufe ich
den Abgeordneten Wehner auf.

Abgeordneter Wehner, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
der vorliegende Antrag der Fraktion der SPD zu den Maß-
nahmen zur verbesserten beruflichen Orientierung ist mir in
vielen Teilen eigentlich gar nicht verständlich geworden,
weil vieles von dem, was hier eigentlich gefordert war,
bereits Praxis ist. Auf das dort im Antrag hingewiesene
Modellprojekt "IMPULS" möchte ich hier noch einmal ge-
sondert hinweisen, weil vieles vom dem, was hier verlangt
wird, eigentlich schon abgesichert ist durch dieses "IM-
PULS"-Projekt. Ich habe den Eindruck, als wenn dieser
Antrag entstanden ist aus einem Besuch bei einem privaten
Bildungsträger, man dort die Probleme der Auslastung die-
ser Bildungseinrichtung in der Zukunft erkannt hatte und
nun von Seiten der Bildungspolitiker gefordert hat, ver-
sucht uns für die Zukunft irgendwie noch eine zusätzliche
Existenzberechtigung zu verschaffen, das BVJ wäre hier
wohl eine aus meiner Sicht wenig geeignete Maßnahme,
das zu tun. Für mich ist die Grundsatzfrage: Will man
die Berufsschule stärken oder will man in Zukunft eher
Berufsschule schwächen? Das passt auch nicht in den Kon-
sens hinein, dass wir Berufsschule als Kompetenzzentrum
sehen, und das war im Ausschuss bis jetzt eigentlich
immer von allen Parteien so gesehen worden.

Vielleicht ein paar konkrete Dinge zu diesen hier gefor-
derten Sachen. Im Projekt "IMPULS" wird gegenwärtig be-
reits der Unterricht in der Fachpraxis - das ist also un-
gefähr die Hälfte des durchgeführten Unterrichts - durch
die privaten Bildungseinrichtungen - es ist ja keine direkte
betriebliche Ausbildung, sondern es sind private Bildungs-
träger - durchgeführt. Das heißt, die Berufsschule führt
nur den allgemein bildenden Unterricht durch und das
Verhältnis von normalen BVJ-Klassen, die also komplett
an der Berufsschule unterrichtet werden und denen, die
im "IMPULS"-Projekt sind, ist etwa 1 : 1. Für das "IM-
PULS"-Projekt kommen infrage Schüler der Förderschule
oder Schüler, die aus der Regelschule kommen, dort aller-
dings nicht mehr die 9. Klasse besucht haben, das heißt
also, aus niederen Klassen abgegangen sind. Eine wesent-
liche Entlastung der Lehrer und damit eine Behebung der
Lehrersituation an den Berufsschulen ist aus diesem Pro-
gramm von vornherein nicht zu erwarten. Ich möchte Ih-
nen auch erläutern warum, weil die Leute, die die Fachpra-
xis im BVJ unterrichten, in der Regel keine Lehrbefähigung
für fachtheoretischen Unterricht besitzen und somit an-
derweitig gar nicht eingesetzt werden können. Es ist also
dann mehr oder weniger eine Freisetzung von in den letzten
Jahren eingestellten Lehrkräften mit überwiegend Meister-
abschluss, Technikerabschlüssen, die im fachpraktischen

Teil unterrichten, bringt aber für den eigentlichen theore-
tischen Unterricht überhaupt nichts. Übrigens wird bei die-
sem Antrag auch deutlich - und ich will da noch einmal
auf einige Sachen der vorgehenden Debatten eingehen -,
dass diese Zahl, 13 Prozent Schüler eines Jahrgangs ohne
Abschluss, überhaupt nicht verstanden wird und dass man
diese Zahl durchaus interpretieren muss, denn nach dem
BVJ hat jeder Schüler die Möglichkeit, auch noch einen
Abschluss, den Hauptschulabschluss nämlich, zu erwerben.
Aus meiner Praxis ist mir bekannt - und die letzten Zahlen
aus unserem Schulamtsbereich habe ich mir gestern noch
einmal organisiert -, dass das Verhältnis so ist, dass etwa
zwei Drittel der Besucher des BVJ diesen Hauptschulab-
schluss auch erwerben. Was wird denn dann aus Ihren 13
Prozent, die Sie dann immer wieder nennen? Überwiegend
sind die Leute dort. Weiterhin kommt dazu, dass selbst
Schüler ohne Berufsabschluss in die Berufsschule können
und in der Berufsschule nach erfolgreichem Abschluss die-
ser gibt es auch noch einmal den Hauptschulabschluss oder
bei besser als 2,5 sogar den Realschulabschluss zuerkannt.
Also, auch dort sehen Sie wieder, Ihre Statistik trügt.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die nächste
Frage, die sich hier auftut: Wenn Sie das wirklich in be-
rufliche Bildungsträger verlagern wollen, wer stellt denn
dann die Zeugnisse aus? Soll die Berufsschule, die gegen-
wärtig auch die Prüfungen durchführt nach diesem BVJ,
dann irgendwelche Leute wieder hingeschickt bekommen,
die den Lehrer, der dort unterrichtet hat, überhaupt nicht
mehr kennen, die also überhaupt keinen Bezug zu dieser
Berufsschule haben? Dann sollen diese Leute Prüfungen
machen. Das ist eine Situation, die Sie gegenwärtig am
Gymnasium beklagen, denn dort haben wir ja die Situation,
dass die Leute extern an eine Regelschule ihres Einzugs-
bereichs müssen und dort eine zusätzliche Prüfung able-
gen können, um den Realschulabschluss zu erwerben. Den
Schwachen würden Sie aber genau dieselbe Situation dann
zumuten, dass sie, um Abschlüsse zu erwerben, wieder an
die Berufsschule zurück müssten.

Und, meine sehr verehrten Damen und Herren, was aus
diesem Antrag auch hervorgeht und was mir eigentlich
auch sehr, sehr Leid tut: Es scheint eine große Unkenntnis
darüber zu herrschen, was in unserem Bildungssystem
eigentlich für die Schwachen getan wird.

(Beifall bei der CDU)

Ich war mit meinen Kollegen des Arbeitskreises neulich
zu Besuch in einer vom Arbeitsamt geförderten Bildungs-
einrichtung, die sich besonders um benachteiligte Jugend-
liche kümmert. Ich schlage vor, dass wir das vielleicht auch
einmal mit dem kompletten Ausschuss machen sollten, eine
solche Einrichtung zu besuchen. Ich wäre auch gern bereit,
die entsprechenden Kontakte zu vermitteln, damit man
überhaupt einmal erkennt, mit welchem Geldaufwand und
mit welcher Fürsorge sich um die Schwachen dieser Ge-
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sellschaft gekümmert wird.

(Beifall bei der CDU)

Wer willens ist, einen Berufsabschluss zu erwerben, kann
das unter hervorragenden Bedingungen tun. Bloß den
Willen, überhaupt zu einem Abschluss zu kommen, den
muss jeder dieser Jungen schon selbst mitbringen.

(Beifall bei der CDU)

Wir werden nie eine Quote von 100 Prozent erreichen, da
können wir die Leute hindelegieren, wo wir wollen. Wir
können sie nur dahin bringen, dass innerlich die Bereit-
schaft in ihnen erwächst, zu einem Abschluss selber zu
kommen. Der Kultusminister hat das vorhin einmal ge-
sagt: Wir vergeben keine Abschlüsse, sondern es werden
Abschlüsse erworben. Das heißt also, eine Mitwirkungs-
pflicht bei den Betroffenen ist letztendlich da. Übrigens,
in einem wäre ich mir gar nicht so sicher, die Berufs-
schullehrer wären über Ihre Regelung sicherlich noch nicht
einmal traurig, Frau Pelke. Ich sage Ihnen aber auch be-
wusst, warum ich sie nicht aus dieser Verantwortung ent-
lassen möchte, denn das Unterrichten im BVJ ist schon die
hohe Schule der pädagogischen Kunst und es schadet
meinen Kollegen auch überhaupt nicht, wenn sie auch
einmal kennen lernen und feststellen, wie schwierig es doch
ist mit Schwachen umzugehen und damit auch die notwen-
dige Sensibilität bewahren im Umgang mit den Schwachen
der Gesellschaft.

(Beifall bei der CDU)

Abschließend zu diesem Antrag: Ich bin auch gern bereit,
wie gesagt, über konkrete Details hier noch einmal zu
reden. Ich wäre also dankbar, wenn man eine Fortberatung
dieses Antrags im Ausschuss ermöglichen würde und dann
wirklich einmal konkret die Probleme benennt und sich
auch einmal vor Ort informiert, was es eigentlich alles
schon gibt. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die PDS-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete Sojka
zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Sojka, PDS:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren
Abgeordneten, der Antrag der SPD-Fraktion richtet seinen
Fokus auf die Benachteiligten in dieser Gesellschaft. Pro-
bleme zu benennen, heißt nicht schlechtreden, Probleme
zu negieren, dieser Fehler hat schon einmal zum Scheitern
einer mächtigen Partei in diesem Land geführt.

(Zwischenruf Abg. Wetzel, CDU: Über-
mächtig.)

Es besteht überhaupt kein Zweifel daran, dass Maßnahmen
zur verbesserten beruflichen Orientierung und Berufs-
vorbereitung junger Menschen dringend notwendig sind.
Das berufsvorbereitende Jahr, kurz BVJ genannt, dient den
Abschlussklassen derzeit lediglich zur Abschreckung. Einer
Einschätzung von Berufsschullehrern nach sei 80 Prozent
des Unterrichts in diesen BVJ-Klassen für Abgänger ohne
Hauptschulabschluss umsonst, da eine Null-Bock-Einstel-
lung der Teilnehmer keine pädagogische Interaktion zu-
lässt. Dort landen unter anderem die Schülerinnen und
Schüler, die bereits über Jahre schulische Misserfolge erlebt
haben und oft von Schule gründlich die Nase voll haben.
Schulschwänzen bis hin zu Schulverweigerung sind die
Folge. Befragen Sie die Schulsozialarbeiter, die es im Mo-
ment noch gibt. Auch diese Schulform gehört zum Thürin-
ger Schulsystem und ist aber gründlich gescheitert. Chan-
cen wahrnehmen, muss möglich gemacht werden. Des-
halb bin ich aber nicht sicher, ob der vorliegende Antrag
der Stein des Weisen ist. Wir brauchen Förderung, die viel
eher einsetzt. Wir brauchen lebensnahen und praxisverbun-
denen Unterricht, der dem polytechnischen Prinzip ver-
pflichtet ist. Wir müssen die Individualität aller, auch Lern-
schwacher, aber praktisch begabter Schüler, anerkennen
und positiv verstärken. Wir brauchen ein Schulsystem, wel-
ches diese BVJ-Klassen überflüssig macht.

(Beifall bei der PDS)

Wir beklagen seit einiger Zeit den massiven Unterrichts-
ausfall an berufsbildenden Schulen, der es nicht zulässt,
dass gerade die leistungsschwachen Schülerinnen und
Schüler mit der notwendigen Konsequenz gefördert wer-
den können. Das ist auch für viele engagierte Berufs-
schullehrer unbefriedigend und führt oft zum Burn-out.
Von den Schülern in den berufsvorbereitenden Klassen,
den so genannten BVJ-Klassen, machen etwa nur 5 Pro-
zent den Hauptschulabschluss. Diese Aussage kenne ich,
Herr Schwäblein. Viele brechen mittlerweile sogar bewusst
ab, da nur so die Teilnahme an einer vom Arbeitsamt ge-
förderten Maßnahme, die in tatsächliche Ausbildung mün-
det, möglich ist. Das ist eine völlig schizophrene Entwick-
lung, die endlich zur Kenntnis zu nehmen und zu ver-
ändern ist.

(Beifall bei der PDS)

Kann das berufsvorbereitende Jahr, die BVJ-Klassen, in
denen gescheiterte Abiturienten neben Fastschulverwei-
gerern aus Hauptschulgängen sitzen, in dieser Form über-
haupt noch eine Berechtigung haben? Wir denken, nein.

(Beifall bei der PDS)

Eine erhebliche Reduzierung der Schülerzahlen im BVJ
werden auch veränderte Abschlussregelungen für Real-
schüler und Gymnasiasten bringen, wenn diese Schüle-
rinnen und Schüler zum Beispiel nicht gänzlich ohne Ab-
schluss die allgemein bildende Schule verlassen. Bringen
wir dies doch endlich auf den Weg!
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Es exisitert ein 5-Punkte-Programm, das zur Aufgabe hat,
den katastrophalen Zustand an berufsbildenden Schulen
zu bessern. Das frei gesetzte Lehrpersonal durch eine Um-
organisation des BVJ entlastet vielleicht die Berufs-
schulen von ihrem schwierigsten Klientel, wird aber ver-
mutlich zum Problem an anderer Stelle, nämlich bei den
freien Trägern. Der Punkt 2 des Antrags ist deshalb zu
kurz gedacht und löst das Lehrerproblem an berufsbil-
denden Schulen mit Sicherheit nicht.

Es gibt durchaus gute Kooperationsmöglichkeiten zwischen
freien Trägern und Berufsschulen, die es zu verstärken gilt,
man kommt aber sicher nicht umhin, Standards festzuset-
zen, die die Arbeit der freien Träger und der dort Beschäf-
tigten landesweit bestimmt und welche auch entsprechend
finanziert werden muss. Wenn man, wie in der Jugend-
hilfe üblich, die schwierigen Fälle freien Trägern aufbürdet,
sie aber bei der langfristigen Finanzierung im Regen stehen
lässt, wird das Problem lediglich verschoben, aber nicht
gelöst - siehe Jugendförderpläne. Wir wissen, wie viel krea-
tives, soziales und kulturelles Potenzial von Vereinen und
freien Trägern hervorgebracht wird, um gerade die Her-
anwachsenden in die Gesellschaft zu integrieren, die sich
längst ausgestoßen fühlen. Wir wissen aber auch, wie viel
Kraft allein dadurch gebunden wird, um immer wieder
neue Programme und Geldtöpfe zu erkennen, zu durch-
schauen und für eigene Projekte passfähig zu machen. Erst
wenn dieses Spiel beendet wird, kann man die freien Träger
auch in diesem Bereich stärker beanspruchen. Aber genau
das trauen wir dieser Landesregierung, die eine in Haus-
haltfragen sprachlose CDU-Mehrheitsfraktion hinter sich
weiß, eben nicht zu. Auch ist das derzeit überbetriebliche
Angebot für Lehrerinnen und Lehrer der Abschlussklas-
sen nicht mehr durchschaubar. Um Perspektiven aufzuzei-
gen und einer Null-Bock-Stimmung in Abschlussklassen
offensiv und motivierend entgegenzuwirken, müssen alle
Lehrerinnen und Lehrer einen Durchblick bekommen. Das
aber setzt eine langfristige, kontinuierliche Struktur der Be-
rufsausbildung voraus, wie sie in anderen europäischen
Staaten stattfindet. 50 Prozent echte duale Ausbildungs-
möglichkeiten und der Rest scheinbar undurchschaubare,
jedes Jahr neu akzentuierte Projekte und Programme sind
nur dazu geeignet die Statistik zu schönen und zum Teil
wertvolle Lebenszeit zu vergeuden. Letztlich basteln wir an
Symptomen in der Hoffnung, dass sich die Situation mit
den zurückgehenden Schülerzahlen entspannt, aber genau
das wird nicht passieren, sondern es wird sich die Schere
und die Chancenungleichheit verschärfen. Schon jetzt sig-
nalisiert die Wirtschaft Mangel in bestimmten Bereichen,
wie der Metall- und Elektrobranche.

Wir sollten den jungen Leuten das Gefühl geben, wirklich
jeden Jugendlichen zu brauchen, und sichern, dass mit frü-
her Förderung der individuellen Anlagen und Begabun-
gen wirklich jede und jeder seinen Weg finden kann. Das
ist nicht zum Nulltarif zu haben. Diese Gesellschaft gibt
viel Geld aus, übrigens auch für Krisenintervention, viel
mehr Prävention ist nötig; Förderungen vom Kindergar-
ten an, denn Bildung ist tatsächlich Investition in die Zu-

kunft.

(Beifall bei der PDS)

Die Wirkungsweise der vorgeschlagenen Maßnahmen ist
nicht eindeutig, deswegen wäre eine Ausschussüberwei-
sung sinnvoll. Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete Pelke
zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Pelke, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Herr Kolle-
ge Wehner, ausschlaggebend für diesen Antrag, und wenn
Sie die Begründung gelesen hätten, hätten Sie es auch fest-
stellen können, ist insbesondere der erste Satz in der Be-
gründung des Antrags: "Trotz sinkender Zahlen von Schul-
abgängern erfolgt eine kontinuierliche Steigerung des Zu-
gangs von angeblich nicht ausbildungsgeeigneten Schü-
lerinnen und Schülern in das Berufsvorbereitungsjahr."
Genau das ist der Anlass, weshalb wir uns mit diesem An-
trag an den Landtag gewandt haben in der Hoffnung - und
das haben Sie ja schon vorweg geschickt -, dass wir diesen
Antrag in den Ausschüssen weiter miteinander beraten.
Selbstverständlich ist es nicht der Stein des Weisen, aber es
ist ein Punkt, dass, denke ich, der Situation von Benachtei-
ligten weit mehr Gehör geschenkt werden muss als es bis-
lang hier von der Landesregierung und auch von der regie-
rungstragenden Fraktion gemacht wird. Genau darum ging
es uns. Wir sind gern bereit, auch Ihre Überlegungen dort
mit einzubinden.

Ausschlaggebend war auch ein Gespräch mit Vertretern
der Jugendberufshilfe, bei Gott kein privater Bildungs-
träger, das müssten Sie auch wissen. Zu diesem Gespräch
waren im Übrigen verschiedenste Abgeordnetenvertreter
mit eingeladen. Nein, ich finde es nicht so gut, dass Sie
immer für sich in Anspruch nehmen: Wir haben die Ge-
spräche geführt, wir wissen, worum es geht und jetzt
kommt wieder ein Antrag von der Oppositionspartei, den
wollen wir eigentlich nicht und nun müssen wir wieder
überlegen, wie wir eine Antiargumentation herbekommen.
Lassen Sie sich doch einfach einmal auf eine Diskussion
im Interesse der Schwachen in dieser Gesellschaft ein.

(Beifall Abg. Bechthum, SPD)

(Zwischenruf Abg. Wehner, CDU: Haben Sie
nicht zugehört, Frau Pelke?)

Ja, das ist genau das Problem. Kollegin Sojka hat es ja
gesagt. Es wird hier eine ganze Menge mehr gebraucht als
allein dieser Antrag. Es wird gebraucht eine Fraktion, die
zuhören kann und nicht wie Sie, ständig auf dem linken



Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 66. Sitzung, 14. Juni 2002 5593

Ohr taub ist. Das will ich Ihnen einmal in aller Deutlichkeit
sagen.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Es wird gebraucht eine Landesregierung und eine Fraktion
hier in der Mitte dieses Hauses, die nicht beratungsresistent
ist, die gewillt ist, auch einmal zeitnah was zu ändern, wo
was geändert werden muss

(Beifall bei der PDS, SPD)

und das resultierend aus der Diskussion, die bislang hier
gelaufen ist. Ich will Ihnen einmal eins sagen: Es war bei
Gott keine Sternstunde, was sich Vertreter hier aus Ihrer
Fraktion eben geleistet haben. Ich würde mir wünschen,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

(Beifall bei der PDS, SPD)

dass dieser Landtag hier so viel Geld noch in der Öffent-
lichkeitsarbeit zur Verfügung hätte, um diese Debatte, wie
sie hier gelaufen ist, per Video und schriftlich an die Schu-
len zu geben, damit diese mal wissen,

(Beifall bei der PDS, SPD)

wie Sie mit Schülern, mit jungen Leuten in diesem Land
umgehen. Diese Politik nach Gutsherrenart und diese Arro-
ganz ist teilweise nicht mehr zu ertragen, so nach dem
Motto: "Und wenn des Nachts die Sonne lacht, da hat's die
CDU gemacht." Wenn Sie einmal darüber nachdenken,
bestimmte Dinge, auch wenn Sie es sich noch so wün-
schen, es funktioniert nicht. Sie machen wirklich an die-
sem Punkt - lassen Sie mich das in aller Deutlichkeit sagen,
hier im Umgang mit den Kollegen der anderen Fraktionen
und auch ganz deutlich nach der Rede des ehemaligen
Kultusministers und des jetzigen Kronprinzen, ganz deut-
lich auch in der Politik nach außen - Auslese und Aus-
grenzung. Das ist das, was von Ihnen rüberkommt. Das
ist keine Vorbildfunktion für die, über die wir heute ge-
sprochen haben.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Da brauchen wir auch einen Kultusminister - es war ja
schon fast ein Abgesang, was der Ministerpräsident hier
gesagt hat, das klang jedenfalls so ganz traurig Ihnen ge-
genüber, es läuft dann unter dem Motto: er hat sich be-
müht, aber es ist nichts passiert -, der hier die Fäden in der
Hand hat, der in diesem System das ändert, damit Schüler
und Lehrer davon profitieren, nichts anderes.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Wenn dann ein Ministerpräsident hier in den Ausführun-
gen, die sich nur am wenigsten mit der Frage der Schule
beschäftigt haben, sondern eigentlich das gesamte Konglo-
merat dessen, was geändert werden muss, beinhalteten,

dann sagt: "Eile mit Weile", das hat ja fast was mit der ru-
higen Hand zu tun, es ist zumindest so ähnlich, aber da
wollen Sie es ja nicht.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Aber, wenn der Ministerpräsident sagt "Eile mit Weile.",
bei Ihnen bin ich mir ganz sicher, dass Sie auch das an-
dere Sprichwort kennen: "Was du heute kannst besorgen,
das verschiebe nicht auf morgen." Das wäre mir in dem
Fall lieber gewesen.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Aber lassen Sie mich nun zu dem Antrag kommen und
auch noch einigen Untersetzungen und bei dieser Gele-
genheit auch aus einem Vorwort des Jugendministers zi-
tieren. Er schreibt in der Broschüre "Jugend und Familie":
"Die Familie als wesentliches Fundament unserer Gesell-
schaft hat eine herausragende Bedeutung. Darüber hinaus
müssen Jugendliche in der Schule, in der Berufsausbildung
und in der Gemeinschaft befähigt werden, ihr Leben selb-
ständig und eigenverantwortlich zu gestalten." Und Mi-
nister Pietzsch fährt fort: "Deshalb stehen gute Bildungs-
und Ausbildungsangebote sowie die berufliche Integration
junger Menschen ebenso im Mittelpunkt der Thüringer
Jugendpolitik, wie die Förderung von Jugendarbeit und
Jugendsozialarbeit des Kinder- und Jugendschutzes." Er
weist zu Recht darauf hin, dass Jugendpolitik überall dort
Einfluss nehmen muss, wo es gilt, positive Lebensbedin-
gungen für junge Menschen und ihre Familien zu schaffen.

(Beifall bei der SPD)

Genau darum geht es. Die Formulierung des Vorworts ist
das eine und entsprechende Handlungen scheinen aber
dann in der Praxis immer schwieriger zu sein. Aber, ich
denke, hoffentlich sind wir uns an dem Punkt einig, Verän-
derungen sollten angestrebt werden. Veränderungen müss-
ten möglich sein, wenn der Jugendminister solche Vor-
worte schreibt und dank der wesentlich von ihm mit ver-
antworteten Jugendberufshilfe über hervorragende Da-
ten verfügt, wenn sogar der Wirtschaftsminister, ich habe
es vorhin schon gesagt, die Erkenntnis hat, dass das Be-
rufsvorbereitungsjahr an den Schulen wenig sinnvoll ist
und entsprechende Veränderungen überfällig sind und so-
gar im alljährlichen Ausbildungsbündnis der Landesre-
gierung mit Wirtschaft und Gewerkschaften die verbesserte
berufliche Orientierung gefordert, aber seit Jahren nicht
realisiert wird. Wenn der zuständige Abteilungsleiter des
Kultusministeriums im Landesjugendhilfeausschuss be-
richtet über die schlechte Lehrerversorgung an Berufsschu-
len und beklagt, dass man sich Berufsschullehrer schließ-
lich nicht backen könne. Ähnliche Argumentationen wer-
den Sie sicher auch aus anderen Zusammenhängen ken-
nen.



5594 Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 66. Sitzung, 14. Juni 2002

Meine Damen und Herren, das Gewährleisten bedarfs-
gerechter Bildungsangebote, ich hoffe, dass wir uns an dem
Punkt einig sind, in allen Schulzweigen ist unstrittig Län-
deraufgabe und ist eine Dienstleistung, die auch gerade auf-
grund der Diskussionen in den letzten Wochen und Mo-
naten nicht hoch genug eingeschätzt werden kann. Diese
Dienstleistung, ich denke, darin sind wir uns einig, muss
auch erbracht werden. Wenn aber eine solche Dienstleis-
tung über Jahre hinweg unbefriedigend erbracht wird, mit
beispielsweise einem solchen lapidaren Hinweis, man kön-
ne sich schließlich keine Berufsschullehrer backen, wenn
damit ein nicht zu verantwortender Zustand in den Berufs-
schulen und in den Berufsvorbereitungsjahren fortgeschrie-
ben wird, wenn die Zahl der Schulabgänger ohne Schul-
abschluss, ob Sie das nun statistisch anders bewerten oder
nicht, bundesweit Spitze ist, meine Damen und Herren, da
muss doch letztendlich klar werden, dass wir diesem
Dienstleistungsauftrag nicht gerecht werden und etwas ge-
ändert werden muss.

(Beifall bei der SPD)

Ich kann mich wirklich des Eindrucks nicht erwehren, dass
diese Diskussion über das Berufsvorbereitungsjahr und um
die berufliche Orientierung immer wieder ein Beispiel dafür
ist, wie Pädagogik mit Verwaltung verwechselt wird und
dass wiederum Bildung und Jugendpolitik als Sparbüch-
se genutzt wird. Auch darauf hatte ich hier schon hingewie-
sen. Ein Beispiel dafür ist auch, ohne dies seitens der Lan-
desregierung klar zu formulieren, wie mehrere Jahrgän-
ge junger Menschen, Tausende von Jugendlichen bewusst
unzureichende Angebote erhalten, um dann ab dem Jahr
2005/06 und dem dann folgenden Schülerrückgang in
den Berufsschulen wenigstens, aber mehr ist es auch nicht,
die reguläre Versorgung sicherstellen zu wollen. Ich sage es
Ihnen klar und deutlich, an diesem Punkt so weiterzuma-
chen wie bisher ist jugendpolitisch, bildungspolitisch und
auch wirtschaftspolitisch ein Skandal. Deswegen haben
wir diesen Antrag als Diskussionsgrundlage vorgelegt, weil
es hier Handlungsmöglichkeiten gibt, die zu ergreifen sind
und die kurzfristig auch für Abhilfe sorgen können.

Meine Damen und Herren, noch eine letzte Anmerkung.
Das JobAqtivGesetz bietet in diesem Zusammenhang auch
mit dem § 33 die Möglichkeit, die berufliche Orientierung
zusätzlich zu den Angeboten der Schulen und der Be-
rufsberatung zu stärken, sofern sich Dritte zu 50 Prozent
beteiligen. Hier sollte die Landesregierung deshalb in Ab-
stimmung mit der Bundesanstalt für Arbeit Sorge tragen,
diese Chance offensiv zu ergreifen. Das wäre exzellente
Familienunterstützungspolitik gerade für die, die Unter-
stützung brauchen.

Wir haben durch die von der Bundesregierung vorge-
nommene Novellierung des SGB III auch die Möglichkeit,
Programme ergänzend an den Schulen anzubieten. Ich
denke, gerade Schüler und Eltern in den neuen Ländern
- das wissen Sie auch - benötigen hier die Unterstützung,
weil nicht alles von Schule und Berufsberatung allein

geleistet werden kann und auf der anderen Seite aber
auch nicht alles von Eltern allein geleistet werden kann,
weil gerade die Eltern auch schwierige Erfahrungen aus
eigenem Erleben haben, deshalb manchmal auch ihre
Kinder bei beruflichen Integrationen nicht ausreichend
unterstützen können. Deshalb wollen wir auch Eltern un-
terstützen und einbeziehen.

Meine Damen und Herren, aus unserer Sicht ist der vor-
liegende Antrag schon dezitiert untersetzt hinsichtlich
Familienpolitik, Jugendpolitik und auch Bildungspolitik
und dementsprechend begründet. Wir alle haben bis zum
Jahr 2006 durch den Europäischen Sozialfonds und im Be-
reich der Berufsorientierung durch die Mitfinanzierung der
Bundesanstalt trotz der Finanzsituation des Landeshaus-
halts hier Handlungsspielräume. Ich kann Sie nur bitten
- ich bin dankbar, dass das die Kollegin der PDS und auch
die Kollegin der CDU gesagt haben -, diesen Antrag in-
tensiv in den Ausschüssen zu diskutieren.

In diesem Zusammenhang noch eine Forderung auch an
den Finanzminister: Ganz kurzfristig, Herr Finanzminis-
ter, möchte ich Sie in diesem Zusammenhang auffordern,
gerade das Projekt "IMPULS" von der Haushaltssperre zu
entbinden. Wenn es darum geht, das ist auch gestern vom
Sozialminister gesagt worden, in bestimmten Bereichen
sind Prioritäten zu setzen, dann wäre es gerade wichtig,
in diesem Bereich Prioritäten zu setzen und für Prioritä-
ten - auch da waren wir uns einig - ist auch Geld notwen-
dig. Insofern bitte ich Sie um eine intensive Diskussion,
damit sich hier an diesem Punkt was bewegt. Nicht nur re-
den - und dieses, was wir heute schon so oft gehört haben,
wir wollen und wir werden und das Ganze nicht morgen
oder vielleicht erst übermorgen -, an diesem Punkt, was die
Situation von Benachteiligten in diesem Land angeht, ist
Handeln angesagt. Danke schön.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Mit liegen jetzt keine weiteren Wortmeldungen mehr vor.
Herr Minister, bitte Sie haben das Wort.

Dr. Krapp, Kultusminister:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und
Herren Abgeordneten, sehr geehrte Frau Abgeordnete
Pelke. "Der eigentümliche Fehler der Deutschen ist, dass
sie, was vor ihren Füßen liegt, in den Wolken suchen." An-
gesichts des vorliegenden Antrags fühle ich mich an dieses
Wort von Arthur Schopenhauer erinnert, beschreibt es doch
pointiert das Missverhältnis zwischen den hier vorgelegten
Forderungen und der Vielzahl vorhandener zielgruppen-
orientierter Maßnahmen, die an unseren Schulen bereits
greifen.

(Beifall bei der CDU)
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Der vorliegende Antrag zielt insbesondere auf zwei As-
pekte. Zum einen wird eine Neuorganisation des Berufs-
vorbereitungsjahrs (BVJ) durch eine Verlagerung auf "Trä-
ger der beruflichen Bildung" unter gleichzeitiger Nutzung
frei werdender Kapazitäten zur Minimierung des erheb-
lichen Fehlbedarfs der Stellenausstattung für Berufsschul-
lehrer" vorgeschlagen. Zum anderen sollen zusätzliche Be-
ratungsangebote zur beruflichen Orientierung an den Schu-
len etabliert werden. Jeweils wird die Beteiligung der Ju-
gendhilfe eingefordert.

Meine Damen und Herren, gemäß § 8 Abs. 3 Thüringer
Schulgesetz ist die Durchführung des Berufsvorbereitungs-
jahrs eine originäre Aufgabe der Berufsschule. Jugendliche
ohne Hauptschulabschluss, die zu Beginn der Berufsschul-
pflicht ein Berufsausbildungsverhältnis nicht nachweisen,
besuchen das BVJ nach Maßgabe der unterschiedlichen
Lernvoraussetzungen in den verschiedenen Organisations-
formen. Die Möglichkeiten dazu sind in Thüringen flächen-
deckend eingerichtet. Entsprechende personelle und säch-
liche Voraussetzungen wurden an den staatlichen berufs-
bildenden Schulen eingerichtet.

Neben den Zuwendungen der regionalen Schulträger zur
sächlichen Ausstattung der berufsbildenden Schulen wur-
den darüber hinaus umfangreiche Landes- und ESF-Mittel
zur Verfügung gestellt. Für benachteiligte und lernbeein-
trächtigte Jugendliche, die ohne Hauptschulabschluss ge-
blieben sind, die nach Ende der Vollzeitschulpflicht die
7. oder 8. Klasse der Regelschule bzw. die Klassenstufe
9 oder 10 der Förderschule für Lernbehinderte beendet ha-
ben und die aufgrund ihrer Mängel und Schwächen in ei-
nem rein schulischen BVJ nicht ausreichend gefördert wer-
den können, wurde in Ergänzung zum vollzeitschulischen
Angebot im Jahre 2000 das praxisnahe Projekt "IMPULS"
in Thüringen eingeführt.

Beteiligt waren das Thüringer Kultusministerium in Zu-
sammenarbeit mit dem Thüringer Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Infrastruktur, die Jugendberufshilfe Thü-
ringen e.V. sowie die Industrie- und Handelskammern bzw.
die Handwerkskammern Thüringens.

Mit diesem Projekt soll eine Umwandlung von vollzeit-
schulischer in teilzeitschulische Berufsvorbereitung er-
reicht und dabei der Lernort Betrieb verstärkt einbezogen
werden. Den allgemein bildenden Unterricht sichert die
staatliche berufsbildende Schule ab, der fachtheoretische
und fachpraktische Unterricht findet beim Bildungsträger
statt. Letztlich sollen insgesamt die drei Lernorte, die Be-
rufsschule, der Maßnahmeträger und der Betrieb, für eine
stärkere Dualität zwischen Theorie und Praxis kombiniert
mit sozialpädagogischer Betreuung genutzt werden. Ziel
des Modells ist es, dass die Jugendlichen ihre Ausbildungs-
reife erreichen und möglichst auf eine betriebliche Berufs-
ausbildung vorbereitet werden. Die Berufsvorbereitung er-
folgt in der Regel in zwei von den Jugendlichen ausge-
wählten Berufsfeldern. Die Unternehmen, die mit Hilfe der
Kammern für die betrieblichen Praktika gewonnen wer-

den, müssen zugleich ausbildungsberechtigt sein. Bei er-
folgreicher Teilnahme kann abschließend ein dem Haupt-
schulabschluss gleichwertiger Abschluss erworben werden.
Das entsprechende Zeugnis darüber stellt die jeweilige Be-
rufsschule aus.

Wie bereits in den vorangegangenen Schuljahren ist auch
für das Schuljahr 2002/2003 beabsichtigt, 60 Lerngruppen
zu bilden. Die zu fördernde Schülerzahl ist auf 900 fest-
gelegt. Die Kosten für die Bildungseinrichtungen sind auf
2,1 Mio. ��������	
���
��������������rung des Projekts
erfolgt aus ESF-Mitteln im Rahmen des operationellen
Programms 2000 - 2006 des Freistaats Thüringen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ist eine flächen-
deckende Ausweitung des "IMPULS"-Projekts, wie im An-
trag der SPD gefordert, schon aus finanziellen Gründen
nicht realisierbar, so ist gleichzeitig darauf hinzuweisen,
dass bei einer flächendeckenden Übernahme des Projekts
"IMPULS" die Lehrkräfte für die Fachpraxis an den staat-
lichen berufsbildenden Schulen zwar freigesetzt würden,
der Einsatz dieser Fachkräfte an anderer Stelle in der dualen
Ausbildung jedoch aufgrund fehlender fachlicher Quali-
fikationen nicht möglich wäre. Die Forderung des vorlie-
genden Antrags ist somit aus rein sachlichen Erwägungen
schlicht nicht umsetzbar.

Sehr geehrte Damen und Herren, das Kultusministerium
hat in den letzten Jahren in Bezug auf die Berufswahlvorbe-
reitung eine konsequente Strategie entwickelt und verfolgt.

(Beifall bei der CDU)

Berufswahlvorbereitung im engeren Sinne wurde auf der
Grundlage der Lehrpläne des fächerübergreifenden Prin-
zips gemeinsam mit vielen Partnern zu einem umfang-
reichen System mit einer großen Anzahl von Angeboten für
Schulen entwickelt und wird ständig ausgebaut. Keine
Schule kann dabei von allen Möglichkeiten Gebrauch ma-
chen, sondern muss aufgrund ihrer schulinternen Bedin-
gungen das eigene System entwickeln. Dieser Prozess ist in
den Thüringer Schulen weit fortgeschritten.

(Beifall bei der CDU)

Es wird deshalb für neue zusätzliche Projekte, Frau Pelke,
zunehmend schwerer, Abnehmer auf Seiten der Schulen zu
finden. In der aktuellen Entwicklung zeichnet sich ab, dass
Berufswahlvorbereitung in den nächsten Jahren stärker am
regionalen Fachkräftebedarf orientiert werden muss.

(Beifall Abg. Zitzmann, CDU)

Impulse dafür werden zurzeit auf unterschiedlicher Ebene,
etwa in einer eigens konstituierten "Managementgruppe"
der Thüringer Staatskanzlei oder durch die "Thüringer Aus-
bildungsinitiative" oder durch die "Arbeitsgruppe Ausbil-
dungsfähigkeit" und durch verschiedene andere Projekte
erzeugt. Ich will als Beispiel nur nennen das Projekt "Be-
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rufswahlentscheidung als Bestandteil des Lebenskonzepts",
die Initiative der Handwerkskammer Südthüringen, sie
heißt "Bausteinsystem zur Berufsorientierung im Bau-
handwerk" und die Bereitstellung von Berufsinformations-
terminals durch die IHK. Für die Berufswahlvorbereitung
im weiteren Sinne als Vorbereitung der Schüler auf ihre
Rolle im Leben, in der Gesellschaft und in der Arbeits-
welt hat das Kultusministerium mit den Thüringer Lehr-
plänen, wie Sie wissen, die entscheidenden Grundlagen
gelegt. Das Kompetenzmodell hat die Überschrift "Zum
Handeln befähigt". Es ist die Grundantwort auf die Sor-
gen und Probleme, die uns bekannt sind, die aus der Wirt-
schaft auch an uns herangetragen werden.

Meine Damen und Herren, im April und Mai 2002 wurde
vom Kultusministerium eine anonyme Befragung der
Schulleiter der staatlichen Regelschulen in Thüringen
durchgeführt. Das ist ganz interessant. Bei der konnte u.a.
Folgendes festgestellt werden: Die Berufswahlvorberei-
tung ist an 100 Prozent der Schulen Bestandteil der kon-
zeptionellen Arbeit. Durchschnittlich zwei Lehrkräfte sind
für die Berufswahlvorbereitung konkret an jeder Schule
verantwortlich und erhalten dafür entsprechende Lehrerwo-
chenstunden als Abminderung aus der Schulpauschale.
97 Prozent der Regelschule bieten einen speziellen Eltern-
abend zur Berufswahlvorbereitung an. 100 Prozent der Re-
gelschulen besuchen mit den Schülern regelmäßig das Be-
rufsinformationszentrum der Arbeitsämter. In 99 Prozent
der Schulen sind die Berufsberater der Arbeitsämter re-
gelmäßig vor Ort. 75 Prozent der Regelschulen veranstalten
berufsvorbereitende Tage und 75 Prozent der Regelschulen
veranstalten Projekttage zur Berufswahlvorbereitung.

(Beifall bei der CDU)

73 Prozent der Regelschulen beteiligen sich an speziellen
Projekten zur Berufswahlvorbereitung. Regelmäßige Be-
triebserkundungen, Betriebsbesichtigungen werden an
77 Prozent der Regelschulen, durchschnittlich zweiein-
halb Mal im Jahr, durchgeführt. In den Klassenstufen 8
nehmen 93 Prozent, in den Klassenstufen 9 100 Prozent der
Schüler am Schülerbetriebspraktikum teil. Das macht deut-
lich, dass allen Schülern umfangreiche Beratungsmög-
lichkeiten zur Verfügung stehen.

(Beifall bei der CDU)

Dieses Angebot muss natürlich von den Schülern auch
genutzt werden. Mit der Kampagne "thüringenperspektiv"
wurden alle Schülern der Vorabgangs- und Abgangsklassen
über ihre beruflichen Chancen informiert und auf die Mög-
lichkeit der Beratung hingewiesen.

Sehr geehrte Damen und Herren, den entscheidenden Bei-
trag zur Förderung benachteiligter Jugendlicher muss Schu-
le selbst leisten.

(Beifall bei der CDU)

Das Kultusministerium hat dazu gerade in den letzten
Jahren wesentliche Weichenstellungen vorgenommen. Ins-
besondere durch die Einführung der Praxisklassen in den
Klassenstufen 7 und 8 der Regelschulen wird den be-
nachteiligten Schülern besondere Aufmerksamkeit zuteil.
Neben dem Ziel, sie zu einem Schulabschluss an der Regel-
schule zu führen, nimmt die praktische Berufswahlvor-
bereitung dort einen besonderen Raum ein. Entsprechend
der spezifischen Situation werden mit den Schülern z.B.
auch individuelle Vereinbarungen über den weiteren schu-
lischen Weg und damit auch zur ganz individuellen Be-
rufswahlvorbereitung getroffen.

(Beifall bei der CDU)

Auch die Einführung eines freiwilligen zehnten Schuljahres
für Schüler der Hauptschulklassen dient der Zielrichtung
der Stärkung der Ausbildungsfähigkeit. Die damit ver-
bundenen erfolgreichen Schulversuche bestätigen, dass wir
mit diesen Maßnahmen, die ein Teil der angestrebten No-
velle des Schulgesetzes sind, auf dem richtigen Weg sind.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, der vorliegende Antrag emp-
fiehlt zur Verbesserung der beruflichen Orientierung auch
die Möglichkeit des JobAqtivGesetzes zu nutzen. Vielen
Dank für die Anregung. Allerdings geschieht das schon
längst. Nach Verabschiedung des JobAqtivGesetzes gab
es umgehend Gespräche mit dem Landesarbeitsamt Sach-
sen-Anhalt/Thüringen und dabei wurde vereinbart, die Mit-
tel im Haushaltsjahr 2002 zu bündeln und in ein ausbau-
fähiges Grundsatzprojekt fließen zu lassen. Mit dem Kon-
zept "Sprint", Kurzform für Service-Points für Rat, In-
formation, Navigation und Training - ich habe das nicht er-
funden, aber so heißt es - ist es im Zusammenhang mit dem
Berufsbildungswerk der Thüringer Wirtschaft als Projekt-
träger gelungen, ein Projekt zu entwickeln, das die Voraus-
setzungen für eine Förderung nach § 33 Sozialgesetz-
buch III erfüllen kann. Im Haushaltsjahr 2002 stehen dem
Landesarbeitsamt Sachsen-Anhalt/Thüringen für beide
Bundesländer zusammen 100.000 ��������������������
Projektantrag zur Förderung des Konzepts durch ESF-
Mittel ist bereits gestellt.

Es gibt in der Tat gute Gründe, die Situation an den För-
derschulen besonders aufmerksam zu beobachten. Es ist
offensichtlich so, dass immer weniger, vor allem schwer
lernende und verhaltensproblematische Jugendliche den
sicheren Weg in die Arbeitswelt finden. Aus diesem Grun-
de wurden 17 Förderschulen im Projekt "Vorbereitung auf
die Berufs- und Arbeitswelt" von Kindern und Jugend-
lichen mit Lernschwierigkeiten und Verhaltensproblemen,
Kooperation Schule - Wirtschaft durch das Kultusminis-
terium seit dem Schuljahr 1999/2000 gefördert. Ziel ist da-
bei, Schule so zu verändern, dass sie den Schülern die
Möglichkeit eröffnet, Berufs- und Arbeitsfelder selbst zu
erfahren und ihre Eignung und Neigung in den Phasen der
Berufsorientierung, der Berufserprobung und der Berufs-
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findung selbst zu erproben.

Insgesamt findet im Schuljahr 2001/2002 an 39 staatlichen
Förderschulen und an drei Förderschulen in freier Trä-
gerschaft der Unterricht anteilig im berufswahlvorberei-
tenden und lebenspraktischen Lernbereich außerhalb des
Lernorts Förderschule in Berufsbildungszentren, in Be-
rufsschulen und in regionalen Betrieben statt und wer-
den auch durch weitere Maßnahmen, wie differenziert ge-
staltete Praktika, ergänzt und untersetzt. Auch in diesem
Zusammenhang werden übrigens die Möglichkeiten des
JobAqtivGesetzes genutzt. Die Begleitung der Schüler
im Prozess der Berufswahlvorbereitung erfolgt durch die
Klassen- und Beratungslehrer der jeweiligen Förder-
schulen, den Praxispartnern aus der Wirtschaft sowie den
Berufsberatern des Arbeitsamts. Auf der Basis von För-
derplänen, die es für alle Schüler mit sonderpädagogischem
Förderbedarf gibt, sowie Diagnostik während der prak-
tischen Tätigkeit soll für jeden Schüler der passende Beruf
gefunden werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Antrag der
SPD-Fraktion zielt sicherlich auf Bereiche, in denen be-
sondere Maßnahmen gefordert sind, um Jugendliche, die
aus unterschiedlichen Gründen schlechtere Startchancen
für ihr Berufsleben zu erwarten haben, früh zu unter-
stützen. Allerdings sind die vorgelegten Vorschläge nicht
gerade innovativ zu nennen und verkennen die vielfältigen
Anstrengungen, die auf diesem Gebiet bereits greifen oder
in die Wege geleitet sind. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Jetzt frage ich noch einmal sicherheitshalber: Gibt es wei-
tere Redemeldungen? Das ist jetzt nicht mehr der Fall.
Dann kann ich die Aussprache schließen und wir kom-
men zur Abstimmung. Ich möchte zunächst erst die Frak-
tionen bitten, die Anträge auf Ausschussüberweisungen
noch einmal zu stellen, damit hier keine Pannen bei der Ab-
stimmung passieren. Herr Abgeordneter Pidde.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Den Antrag in Drucksache 3/2501 wollten wir federfüh-
rend an den Ausschuss für Bildung und Medien und den
Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Strukturpolitik.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Gut. Herr Stauch, bitte schön.

Abgeordneter Stauch, CDU:

Für alle drei Anträge, das heißt unter 10 a, b und c die
Überweisung an den Ausschuss für Bildung und Medien.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Jetzt frage ich vorsichtshalber nach, ist der Entschließungs-
antrag damit auch gemeint? Herr Stauch.

Abgeordneter Stauch, CDU:

Nein, der Entschließungsantrag ist damit nicht gemeint.
Bei 10 c bitte ich noch den Ausschuss für Wirtschaft, Ar-
beit und Strukturpolitik zu ergänzen.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Ja, der Antrag ist ja schon gestellt. Doppelt hält besser.
Gut, dann haben wir das geklärt. Die Federführung bei
10 c. Wollen Sie die auch weiter im Ausschuss für Bil-
dung und Medien  haben? Dann ist das kongruent und wir
stimmen das so hintereinander ab.

Zuerst stimmen wir ab über den Antrag der SPD-Fraktion
in Drucksache 3/2430 - Neufassung -, und zwar über die
Ausschussüberweisung. Wer für die Überweisung dieses
Antrags an den Ausschuss für Bildung und Medien vo-
tieren will, den bitte ich um das Handzeichen. Gegen-
stimmen? Stimmenthaltungen? Bei einigen Gegenstimmen
ist dieser Antrag an den Ausschuss für Bildung und Medien
überwiesen worden.

Ich weise darauf hin, dass es am Ende der gesamten Ab-
stimmung eine Erklärung zum Abstimmverhalten vom
Abgeordneten Döring geben wird.

Jetzt stimmen wir über den Antrag der PDS-Fraktion in
Drucksache 3/2487 und auch über die Ausschussüberwei-
sung ab, und zwar an den Ausschuss für Bildung und
Medien. Wer diesem Antrag zur Ausschussüberweisung
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. Ge-
genstimmen? Stimmenthaltungen? Auch dieser Antrag zur
Ausschussüberweisung ist mit Mehrheit angenommen.

Jetzt stimmen wir über den Entschließungsantrag der
Fraktion der PDS in Drucksache 3/2518 ab, und zwar di-
rekt, weil ja keine Ausschussüberweisung beantragt wor-
den ist. Ich frage Sie: Wer für den Antrag votieren will,
den bitte ich um das Handzeichen. Gegenstimmen? Stimm-
enthaltungen? Dieser Antrag ist mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung des Antrags der
SPD-Fraktion in Drucksache 3/2501. Da stimmen wir über
die Ausschussüberweisungen ab, zunächst über die Über-
weisung an den Ausschuss für Bildung und Medien. Wer
dafür votiert, den bitte ich um das Handzeichen. Gegen-
stimmen? Stimmenthaltungen? Das war einmütig.

Wir stimmen noch über die Überweisung an den Ausschuss
für Wirtschaft, Arbeit und Strukturpolitik ab. Wer dieser
Überweisung zustimmen will, den bitte ich ebenfalls um
das Handzeichen. Danke. Gegenstimmen? Stimmenthaltun-
gen? Auch diese Überweisung ist einmütig geschehen.
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Jetzt legen wir noch die Federführung fest. Wer den Aus-
schuss für Bildung und Medien als federführenden Aus-
schuss bestimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. Das scheint mir auch einmütig zu sein. Gegenstim-
men und Stimmenthaltungen sind keine.

Damit haben wir die Abstimmung vollzogen. Jetzt rufe ich
zunächst Herrn Abgeordneten Döring auf, der eine Er-
klärung zu seinem Abstimmverhalten vornehmen möchte.

Abgeordneter Döring, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich habe die
Ausschussüberweisung der Drucksache 3/2430 - Neure-
gelung zu Schulabschlüssen - abgelehnt, weil wir jetzt eine
Regelung brauchen, weil hier eindeutig Signal zu setzen
ist und weil ein Parken in dem Ausschuss dabei in kei-
nerlei Weise hilfreich ist.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Auch Frau Dr. Stangner möchte eine Erklärung zum Ab-
stimmverhalten abgeben. Bitte schön, Frau Abgeordnete.

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Mit unserem Antrag in der Drucksache 3/2487 wollten
wir die Landesregierung auffordern, dem Landtag recht-
liche Regelungen vorzulegen.

(Unruhe bei der CDU)

Herr Minister Krapp hat in seiner Rede erkennen lassen ...

Vizepräsidentin Ellenberger:

Bitte, liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie die Ab-
geordnete in Ruhe aussprechen.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU:
Vor der Abstimmung.)

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Herr Minister Krapp ...

Vizepräsidentin Ellenberger:

Einen kleinen Moment bitte, Frau Abgeordnete. Es gibt
laut Geschäftsordnung das Recht eines Abgeordneten zum
Abstimmverhalten zu sprechen. Dieses Recht werden Sie
doch wohl Ihrer Kollegin Stangner einräumen.

(Beifall bei der PDS)

Ich bitte Sie jetzt, Frau Abgeordnete Stangner in Ruhe
reden zu lassen.

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Herr Minister Krapp hat in seiner Rede erkennen lassen,
dass im Ministerium solche Regelungen erarbeitet werden,
und Herr Ministerpräsident hat das noch einmal unter-
setzt. Warum werden diese dem Sinn unseres Antrags ent-
sprechend dem Landtag

(Unruhe bei der CDU)

nicht vorgelegt? Das würde für mich Sinn machen, aber
nicht die Überweisung an den Ausschuss, deshalb habe
ich abgelehnt. Was hier versucht wird, ist Verschleppung,
das kann ich nicht mittragen.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Damit kann ich den Tagesordnungspunkt 10 abschließen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 11 auf

Information der Eltern volljähriger
Schüler über schulische Angele-
genheiten
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/2491 -

Ich rufe als ersten Redner Herrn Abgeordneten Döring
ans Rednerpult.

Abgeordneter Döring, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wenn wir
Schule wirklich erfolgreich gestalten wollen, brauchen wir
eine gleichberechtigte Erziehungs- und Bildungspartner-
schaft, die Elternhaus und Schule zusammenführt. Die
Schule ist in ihrer Möglichkeit abhängig von der Erzie-
hungsarbeit der Eltern und umgekehrt hängen die Eltern
stark von der erzieherischen und pädagogischen Arbeit
der Schule ab. Der Vorsitzende des Verbandes für Schul-
psychologie Dr. Bernd Jütte hat es auf den Punkt ge-
bracht: "Das Gelingen der Erziehung setzt voraus, dass
jeweils der eine seinen Job korrekt macht, damit auch der
andere seinen Job korrekt machen kann. Da ist jeder je-
dermanns Kunde. Wenn Hinweise da sind, dass Heran-
wachsende durch erzieherisches Fehlverhalten Schaden
nehmen, muss aufsuchendes Eingreifen auf beiden Seiten
möglich sein."

(Beifall Abg. Gentzel, SPD)

Meine Damen und Herren, natürlich haben wir bei voll-
jährigen Schülern eine andere Rechtslage als bei Minder-
jährigen, aber dennoch gibt es juristisch einwandfreie Mög-
lichkeiten, Eltern volljähriger Schüler über die schulische
Entwicklung ihrer Kinder zu informieren. Herrn Krapp's
Argument, es bedürfe in diesem Fall erst bundesrechtlicher
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Veränderungen, ist für mich nicht nachvollziehbar. Wenn
der Kultusminister wenigstens ab und zu über den büro-
kratischen Tellerrand schauen würde, könnte er wahr-
nehmen, dass in anderen Bundesländern schon längst an
entsprechenden rechtlichen Regelungen gearbeitet wird.
Ich verweise hier nur auf Bremen, wo eine Kontraktlö-
sung in Vorbereitung ist. Eine ähnliche Problemlösung
wie in Bremen favorisiert auch die SPD-Fraktion. Wir
haben einen entsprechenden Antrag erarbeitet und damit
wieder einmal die Hausaufgaben des Kultusministeriums
gemacht. Wir haben das gern getan, denn im Hause Krapp
scheint man ja vor lauter sturem Beharren auf untaug-
lichen, von der Realität längst ad acta gelegten Regelungen
gar nicht mehr zu sinnvoller Innovation zu kommen.

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, kurz unsere
Überlegungen erläutern. Nach unseren Vorstellungen wird
künftig zwischen volljährigen Schülern, ihren Eltern und
den Schulen ein Kontrakt geschlossen. In diesem Kontrakt
räumen die Schüler den Schulen das Recht ein, die Eltern
über die schulische Entwicklung ihrer volljährigen Kinder
zu informieren. Die Kontraktschließung erfolgt auf frei-
williger Basis, aber die Schulen laden zum Termin der
Kontraktunterzeichnung die volljährigen Schüler und deren
Eltern auf postalischem Wege getrennt ein. Damit ist in
rechtlich einwandfreier Weise gewährleistet, dass die Eltern
tatsächlich von der beabsichtigten Kontraktschließung er-
fahren. Durch die Einladung der Eltern wird bereits im
Vorfeld der Kontraktschließung ein gewisser innerfami-
liärer, insgesamt positiv zu wertender Druck auf die voll-
jährigen Schüler erzeugt, sich der Unterzeichnung nicht
zu entziehen. Sollten sich volljährige Schüler trotzdem ver-
weigern, wissen ihre Eltern zumindest, dass die Schulen
ein entsprechendes Angebot unterbreitet haben. Über die
Ursachen für die ablehnende Haltung der Schüler kann
anschließend im familiären Rahmen gesprochen werden.

Meine Damen und Herren, die von mir eben skizzierte
Regelung ist ohne weiteres umsetzbar. Wir loten damit
lediglich den vorhandenen rechtlichen Rahmen aus. Ich
denke, so muss eine an realistischen Problemen orientierte
Bildungspolitik aussehen. Herr Krapp, deswegen seien Sie
kreativ. Es genügt für einen Minister nicht, sich immer
hinter bürokratischen Hindernissen wegzuducken, er muss
sein Amt vor allem gestaltend ausüben. Das haben Sie
jahrelang versäumt. Herr Minister, tun Sie es diesmal im
Sinne der Schüler, Lehrer und Eltern. Ich kann Sie dazu
nur auffordern. Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Emde, Sie haben das Wort.

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, erstens
möchte ich sagen, dieses Thema muss natürlich beredet
werden und gegebenenfalls in eine Schulgesetznovelle oder
in andere gesetzliche Regelungen einfließen.

(Beifall Abg. Zitzmann, CDU)

Aber ich möchte dazu auch sagen, in 99,9 Prozent der Fälle
klappt die Zusammenarbeit zwischen Schule, Elternhaus
und Schülern hervorragend.

(Beifall Abg. Zitzmann, CDU)

Deswegen, denke ich, ist es kein Thema, das so heiß ge-
kocht werden sollte.

Ich halte zweitens den Weg der freiwilligen Vereinbarung,
wie es Herr Döring vorgeschlagen hat - ich glaube, ähnlich
macht man das in Bremen -, für gangbar. Es ist aber denk-
bar, dass man den Weg geht, wie man es z.B. in Baden-
Württemberg sagt, dass sich die volljährigen Schüler aus-
drücklich erklären müssen, ob sie eine solche Information
haben wollen oder nicht. Die Eltern könnte man darüber
ja auch informieren.

Meine persönliche Meinung ist, dass Schüler mit 18 Jahren
durchaus noch von ihren Eltern betreut werden sollten,
dass Eltern hier noch Rechte haben

(Beifall bei der CDU; Abg. Gentzel, SPD)

und dass Eltern auch das Interesse an der Entwicklung ihres
Kindes haben. Ich denke, Schüler sind mit 18 Jahren nicht
einfach per Gesetz fertige Menschen, schließlich muss man
ja auch einmal sehen, das Kinder- und Jugendhilfegesetz
schreibt Hilfen bis zu einem Alter von 27 Jahren vor. Das
ist auch ein gewisser Widerspruch. Ob man in Thüringen
auf die KMK warten muss, das halte ich nicht unbedingt
für nötig und ein ähnliches Selbstbewusstsein, wie es die
Bayern haben, das steht uns auch gut an.

(Beifall Abg. Zitzmann, CDU)

Auf den konkreten Lösungsvorschlag, noch einmal unter-
setzt, freue ich mich und beantrage deswegen die Über-
weisung an den Ausschuss für Bildung und Medien, um es
dort zu bereden, und auch an den Justizausschuss.

(Beifall Abg. Zitzmann, CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Als nächste Abgeordnete bitte ich Frau Sojka an das Red-
nerpult. Bitte schön, Frau Abgeordnete.

(Beifall Abg. Nitzpon, PDS)
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Abgeordnete Sojka, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordnete,
jetzt kann ich es ja gestehen, ich habe nie gewusst, ob ich
Eltern informieren darf oder nicht. Ich habe es einfach
getan.

(Zwischenruf Abg. Gentzel, SPD: Oh, Inti-
mitäten!)

Ich ging auch davon aus, dass die Lehrer meiner Söhne
das machen. Natürlich ist das eine Frage der Form und
des pädagogischen Geschicks. Ich habe beispielsweise ei-
nem Schüler meiner 5. Klasse, der wegen einer Drei in
Mathe bitterlich weinte, sich nicht nach Hause traute, da-
durch geholfen, dass ich in seinem Beisein den Vater anrief
und ihn bat, seinen Sohn abzuholen. So hatte ich die Chan-
ce, mit beiden gleichzeitig zu reden und die Reaktion des
Vaters auch zu beeinflussen. Genau das ist auch manchmal
bei älteren Schülern nötig. Wenn man das Vertrauen als
Klassenlehrer hat, bitten sie sogar manchmal darum. Si-
cher werden nicht alle Volljährigen begeistert sein, dass
ihre Eltern trotz ihrer eigentlichen Volljährigkeit und damit
der Eigenverantwortung für ihre Person noch immer über
ihre schulischen Belange informiert werden. Aber es gilt,
den jungen Leuten eine Brücke zu schlagen, die sie viel-
leicht gerade in schwierigen Zeiten nicht selbst bauen kön-
nen. Im Interesse der Jugendlichen, im Interesse einer guten
Zusammenarbeit zwischen Schule, Elternhaus und Schü-
lern bis zum Ende der Schulzeit müssen Schulen die recht-
lichen Möglichkeiten bekommen, die Eltern volljähriger
Schüler über deren Leistungsstand und schulische Angele-
genheiten in Kenntnis zu setzen. Damit entstehen auch an-
dere Beratungsmöglichkeiten und natürlich auch Pflich-
ten für Lehrerinnen und Lehrer. Sie sind als Pädagogen
eben auch gerade dazu ausgebildet und verfügen über pä-
dagogisches und psychologisches Geschick.

Im Beschluss zur Regierungserklärung "Der 26. April
und die Konsequenzen" lautete der letzte Abschnitt von
Punkt 6: "Eltern bereits volljähriger Kinder müssen ein
Recht auf Information über die schulischen Belange er-
halten. Wir unterstützen das Bemühen der Thüringer Lan-
desregierung, die rechtlichen Voraussetzungen zu prüfen."
Alle drei Fraktionen haben also schon einmal zugestimmt,
dass die Notwendigkeit einer Information der Eltern be-
steht. Aus der Presse war nun zu entnehmen, dass die Lan-
desregierung geprüft hat, aber unser Kultusminister keine
juristischen Möglichkeiten sieht, eine Zwangsinformation
einzuführen. Deswegen wird nicht gehandelt, sondern erst
einmal abgewartet, was der Bund tut, um das offensicht-
liche Problem zu lösen. Warum muss es denn eine Zwangs-
information sein? Im vorliegenden Antrag wird die For-
derung nach freiwilligen Vereinbarungen aufgemacht, die
den vergleichbaren Regelungen anderer Bundesländer ent-
spricht. Auch wir halten Freiwilligkeit für die bessere Lö-
sung. Grundgesetzliche Änderungen wären nicht notwen-
dig und eine bessere Zusammenarbeit zwischen Eltern-
haus und Schule könnte sich praktisch sofort verwirk-

lichen lassen.

Vielleicht kommt auch Thüringen zu einer Lösung, wenn
z.B. alle Fragen geklärt werden, ob überhaupt eine Ver-
letzung des Schutzes der Persönlichkeit und der Privat-
sphäre volljähriger Schüler in Betracht kommt. Wenn es
um die Sicherung und Förderung der personalen und so-
zialen Entwicklung der Schüler im ureigensten Sinne geht.
Individualität zu entwickeln und zu wahren, wurde stets
als hohes Gut vom Bundesverfassungsgericht gewähr-
leistet. Aber es gibt auch Urteile höchstrichterlicher Recht-
sprechung, die von einer Informationspflicht unterhaltsbe-
rechtigter Volljähriger über die Tatsachen des Abbruchs ei-
ner Ausbildung gegenüber den unterhaltsverpflichteten El-
tern ausgehen.

Im Freistaat Bayern übrigens hat man das hier behandelte
Problem gelöst, ebenso in Baden-Württemberg. In Bremen
ist es in Arbeit. Es gibt also Wege, die man öffnen sollte,
man muss es nur wollen. Gerade in diesem Punkt ist die
Ideenlosigkeit und das geringe Engagement der Landes-
regierung ärgerlich. Aber Schulämter und Direktoren schei-
nen meiner Kenntnis nach weniger ängstlich zu sein.

Ich darf den Kultusminister zitieren, als es um das Inein-
anderführen von vorschulischer und schulischer Ausbil-
dung im Rahmen der Debatte zur letzten Enquetekom-
mission ging: "Zu dieser Kultur der Anstrengung gehört
auch, dass wir Politiker Zuständigkeitshürden im Inte-
resse konsistenter Bildungsbiografien unserer Kinder unbü-
rokratisch überwinden."

(Zwischenruf Dr. Krapp, Kultusminister: Zu-
ständigkeitshürden sind keine Gesetzeshürden!)

Im Interesse unserer volljährigen Kinder sollten auch jetzt
Zuständigkeitshürden und Bürokratie mit ein wenig Kreati-
vität überwunden werden können. So werden Pädagogen
ihrer Profession entsprechend tatsächlich Berater und Mo-
deratoren und somit zur Stärkung der Erziehungskompe-
tenz von Eltern auch beitragen können. Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Minister Krapp, bitte schön.

Dr. Krapp, Kultusminister:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren Abgeordneten, ein Bündnis für Bildung war
in der letzten Plenarsitzung dieses Hauses zwischen allen
Fraktionen vereinbart worden. Der eben behandelte Tages-
ordnungspunkt ist ein Punkt, der in ganz besonderer Weise
das Verhältnis von Eltern und Schülern anspricht, also
dieses Bündnis für Bildung.
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(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS:
Das ist ja menschlich.)

Bereits der Ministerpräsident hat in seiner Regierungs-
erklärung vom 23. Mai betont, dass wir erreichen wollen,
dass auch Eltern von volljährigen Schülern über die Schul-
laufbahn ihrer Kinder unterrichtet werden.

Die derzeitige Gesetzeslage, und das ist ein Unterschied zu
Zuständigkeiten, Frau Sojka, erlaubt dies nicht in jedem
Falle. Der volljährige Täter vom Gutenberg-Gymnasium
z.B. hat auf die ausdrückliche Nachfrage der Schule, ob
seine Eltern über die getroffene Entscheidung hinsichtlich
der Fortsetzung seiner Schullaufbahn informiert werden
sollen, ablehnend reagiert. Damit war für die Schule keine
rechtliche Möglichkeit zu einer solchen Information ge-
geben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das Thüringer
Schulgesetz wie auch die Thüringer Schuldordnung enthal-
ten umfangreiche Informationen zu Mitwirkungsrechten
der Eltern, denen Informations- und Beratungspflichten
der Schule entsprechen. Der Normalfall an den Thüringer
Schulen ist die transparente Kommunikation und enge
Zusammenarbeit zwischen Schulen und Elternhäusern auf
der Basis eines Vertrauensverhältnisses,

(Beifall Abg. Groß, CDU)

dies unabhängig von der Volljährigkeit oder Nichtvoll-
jährigkeit von Schülern. Entscheidend ist, es kommt
immer auf den Umgang der Partner vor Ort miteinander
an. Es ist unserer Meinung nach zurzeit nicht möglich, dass
ein Bereich informationeller Selbstbestimmung, dessen
Rahmen bundesgesetzlich eindeutig geregelt ist, durch eine
landesgesetzliche Regelung eingeschränkt werden kann.
Insofern ist übrigens auch der vorliegende Antrag wi-
dersprüchlich, der von einer "Regelung freiwilliger Ver-
einbarungen" spricht. Das Kultusministerium erwägt al-
lerdings, ob Empfehlungen für den Abschluss solcher frei-
willigen Vereinbarungen gegeben werden sollten.

Natürlich ist uns daran gelegen, möglichst weit gehende
Informationsmöglichkeiten für Eltern zu eröffnen. Nach
dem derzeitigen Stand der rechtlichen Analyse sind uns
aber, wie ich schon gesagt habe, eindeutige Grenzen durch
den Rechtsstatus der Volljährigkeit gesetzt.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: ... geht
nicht!)

Ich will es an dieser Stelle noch einmal etwas genauer
sagen. Mit dem Eintritt der Volljährigkeit endet die elter-
liche Sorge im Sinne des § 1626 BGB, womit Eltern dann
auch nicht mehr Erziehungsberechtigte des Kindes im
Sinne des § 3 Thüringer Schulgesetz sind. Die im Schul-
gesetz definierten Mitwirkungs- und Informationsrechte
stehen nur Eltern minderjähriger Kinder zu, da der voll-
jährige Schüler nicht dem Erziehungsrecht der Eltern unter-

stellt ist. Vor jeder Information an die Eltern volljähriger
Schüler wäre zur Wahrung des informationellen Selbstbe-
stimmungsrechts der Artikel 1 und 2 Absatz 1 Grundgesetz
dem Schüler zumindest eine Widerspruchsmöglichkeit ein-
zuräumen.

Meine Damen und Herren, gerade wegen der Bedeutung
des Themas hat die Kultusministerkonferenz am 23. und
24. Mai dieses Jahres in Eisenach beschlossen, zu der in
Rede stehenden Frage ein Gutachten zur Rechtmäßigkeit
von Regelungen, nach denen die Eltern bzw. die Erzie-
hungsberechtigten volljähriger Kinder über Leistungen und
Vorkommnisse in der Schule bzw. wichtige Maßnahmen
der Schule unterrichtet werden können, in Auftrag zu ge-
ben. Dies werden wir auch mit in Rechnung stellen müs-
sen. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. Ich
schließe die Aussprache und wir kommen zur Abstim-
mung, die CDU-Fraktion hat Überweisung des Antrags
in Drucksache 3/2491 an den Ausschuss für Bildung und
Medien und den Justizausschuss beantragt. Sicherlich Bil-
dung und Medien federführend, nehme ich an. Sie nicken,
Herr Stauch. Gut, dann werden wir das so abstimmen.

(Zwischenruf Abg. Zitzmann, CDU: Ja!)

Wer für die Überweisung des Antrags an den Ausschuss
für Bildung und Medien stimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Bei
wenigen Gegenstimmen ist diese Ausschussüberweisung
angenommen.

Wir stimmen ab über die Überweisung an den Justizaus-
schuss. Wer dieser Überweisung zustimmen möchte, den
bitte ich um das Handzeichen. Gegenstimmen? Stimment-
haltungen? Bei wenigen Gegenstimmen und noch weniger
Stimmenthaltungen ist auch die Überweisung an den Jus-
tizausschuss festgelegt.

Wir kommen jetzt noch zur Festlegung der Federführung.
Wer für die Federführung des Ausschusses für Bildung und
Medien votieren möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? Die Federfüh-
rung des Ausschusses für Bildung und Medien ist mit
Mehrheit festgelegt.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt 11 und rufe den Ta-
gesordnungspunkt 19

Fragestunde

auf. Als Erste hat Frau Abgeordnete Sedlacik Ihre Frage
in Drucksache 3/2508. Bitte, Frau Abgeordnete.
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Abgeordnete Sedlacik, PDS:

Mögliche Auswirkungen der Haushaltssperre für die Be-
reitstellung von Landesmitteln für das Bund-Länder-
Programm "Stadtumbau Ost"

Der Finanzminister hat aufgrund der prognostizierten
Steuermindereinnahmen für das Land eine Haushaltssperre
erlassen. Es ist davon auszugehen, dass davon auch die
Mittelbereitstellung für das Bund-Länder-Programm
"Stadtumbau Ost" betroffen ist.

Ich frage die Landesregierung:

1. Welche Auswirkungen auf die Zuweisungen an Städte
und Gemeinden für den Stadtumbau Ost sind durch die
Haushaltssperre für das laufende Haushaltsjahr zu erwar-
ten?

2. Inwieweit haben mögliche Kürzungen der Landesmittel
Auswirkungen auf die Bereitstellung der Bundesmittel?

3. Nach welchen Kriterien erfolgt die Zuweisung der Mittel
an die Städte und Gemeinden?

4. In welchem Umfang wurden Mittel aus dem Bund-Län-
der-Programm "Stadtumbau Ost" bereits beschieden?

Vizepräsidentin Ellenberger:

Die Landesregierung, ist sie aussagefähig oder antwort-
fähig? Kann die Staatskanzlei vielleicht auch diesmal wie-
der weiterhelfen?

(Zwischenruf Abg. Nitzpon, PDS: Wieder
wie gestern zu Drucksache 3/2508.)

Herr Minister Trautvetter, Sie antworten für die Landes-
regierung, für den Innenminister.

(Zuruf Trautvetter, Finanzminister:
So machen wir es.)

Danke.

Trautvetter, Finanzminister:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, namens der Landesregie-
rung beantworte ich die Mündliche Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Genauere Auswirkungen sind noch nicht be-
kannt. Derzeitige Abstimmungen mit dem Thüringer Fi-
nanzministerium führt das Innenministerium mit dem Ziel,
für den Bereich der Bund-Länder-Programme der Städte-
bauförderung, also auch im neuen Programm "Stadtum-
bau Ost", die eingestellten Kassenmittel in voller Höhe
freizugeben, um die in der seit 9. April 2002 rechtswirk-
sam vom Bund bestätigten Verwaltungsvereinbarungen
zugesagten Bundesfinanzhilfen auch in voller Höhe in

Anspruch nehmen zu können.

Zu Frage 2: Von den Kürzungen sollen kofinanzierte Bund-
Länder-Programme nicht betroffen sein. Insofern werden
keine Auswirkungen erwartet.

Zu Frage 3: Die Zuweisung der Mittel erfolgt nach den Re-
gelungen der Thüringer Städtebauförderungsrichtlinien
vom 01.01.2002, veröffentlicht im Thüringer Staatsanzei-
ger Nr. 13/02.

Zu Frage 4: Das Bund-Länder-Programm "Stadtumbau
Ost" konnte dem Bund erst nach Verabschiedung des Nach-
tragshaushalts zur Bestätigung vorgelegt werden, weil erst
durch den Nachtragshaushalt die Kofinanzierung gesichert
wurde. Nach Ablauf der Frist für einen möglichen Ein-
spruch des Bundes am 10.06.2002 kann nunmehr die Be-
willigung erfolgen. Vorher muss jedoch die Abstimmung
mit dem Thüringer Finanzministerium zur Behandlung der
haushaltswirtschaftlichen Sperre abgeschlossen werden.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Gibt es Nachfragen? Ja, es gibt eine Nachfrage. Bitte, Herr
Abgeordneter Gerstenberger.

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Erwartet denn der Finanzminister, dass die Ziele und
Vorstellung des Innenministers, die unter 1 genannt wur-
den, auch realisierbar sind?

Trautvetter, Finanzminister:

Das werden wir gemeinsam festlegen.

Abgeordneter Gerstenberger, PDS:

Bis wann wird diese Entscheidung getroffen?

Trautvetter, Finanzminister:

Umgehend, wir sind momentan in den Abstimmungsge-
sprächen.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Danke schön, Herr Minister. Ich sehe keine weiteren
Nachfragen. Wir kommen zur nächsten Frage des Abge-
ordneten Sonntag in Drucksache 3/2512. Bitte, Herr Ab-
geordneter.

Abgeordneter Sonntag, CDU:

Danke, Frau Präsidentin, meine Anfrage lautet wie folgt:
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"Es stinkt nach Teer in Rositz, denn es wird Sommer"

Seit Jahr und Tag liegt bei sommerlichen Temperaturen
und Windstille der bekannte Teergeruch über Teilen der
Rositzer Flur. Daran hat die Sanierung bisher nichts Grund-
sätzliches ändern können. Folglich fragen sich die Rositzer
mittlerweile ernsthaft, wie sie die tatsächliche Wirksam-
keit der Sanierungsmaßnahmen einzuschätzen haben.

Daher frage ich die Landesregierung:

1. Welche Emissionsquellen für die geschilderte Erschei-
nung sind kausal dafür verantwortlich?

2. Der größte Teersee vor Ort ist mittlerweile abgedeckt,
für den Bodenaushub gibt es ein Handling. Wie wird mit
den anderen Emissionsquellen verfahren?

3. Wie kann eine erneute Geruchsbelästigung bei Baumaß-
nahmen im ehemaligen Teerwerksgelände, wenn der Bo-
den aufgebrochen werden muss, vermieden werden?

4. Was sehen die Sofortmaßnahmen hinsichtlich der Mini-
mierung der Zuläufe von Wasser zum Teersee "Neue
Sorge" und zur Abdeckung der Teerteiche auf der Asche-
halde Fichtenhainichen vor?

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Minister Dr. Sklenar, bitte schön.

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Verehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren Abgeordnete, die Mündliche Anfrage des
Herrn Abgeordneten Sonntag beantworte ich im Namen
der Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Im Sanierungsgebiet Rositz können das ehe-
malige Werksgelände, die Aschehalde Fichtenhainichen
und die ehemalige Betriebsdeponie Teersee "Neue Sorge"
als mögliche Ursachen für störende Gerüche benannt wer-
den. Während die Gerüche beim Teersee selbst durch die
Abdeckung der Seeoberfläche minimiert werden konnten,
werden bei Entnahme und Verarbeitung des Teers durch
die Aufbereitungsanlage geruchsbildende Prozesse ausge-
löst. Weiter kommen als Geruchsquellen die Produkt-
rückstände auf der Aschehalde Fichtenhainichen und im
geringen Umfang Gerüche immitierender, belasteter Bö-
den, die im Rahmen von Bodensanierungsmaßnahmen
im Werksgelände bewegt werden, in Betracht.

Zu Frage 2: Zur emissionsschutzrechtlichen Überwachung
wurde 1997 zwei Messstationen errichtet. Es werden kon-
tinuierlich organische Verbindungen, Schwebestaub und
polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe, so ge-
nannte PAK´s, gemessen. Zusätzlich wurden im Bereich
der "Neuen Sorge" im Zeitraum Mai bis Oktober 2001

Mercaptane und Schwefelwasserstoff mit erfasst. Unab-
hängig von den kontinuierlichen Messungen werden auf
dem Werksgelände im Zuge von Baumaßnahmen Arbeits-
schutzmessungen durchgeführt, deren Kontrolle von der
die Gesamtmaßnahme durchführenden Landesentwick-
lungsgesellschaft erfolgt. Die zuständige Überwachungs-
behörde im Staatlichen Umweltamt Gera hat bisher auf-
grund dieser Messungen keine erheblichen Belästigungen
festgestellt. Dennoch werden die Geruchsemissionen von
der Bevölkerung subjektiv als belastend empfunden.

Zu Frage 3: Theoretisch könnten Luftemissionen durch
Einhausung der Baugruben etwa durch eine Zeltkonstruk-
tion verringert werden. Eine solche Handlungsweise setzt
eine erhebliche und objektiv nachweisbare Belästigung
voraus, dies ist jedoch nicht gegeben.

Zu Frage 4: Bisher waren weder aus fachlicher noch aus
rechtlicher Sicht zu beiden Aspekten Sofortmaßnahmen
zu begründen. Es liegt keine akute Gefahr für Mensch
und Grundwasser vor, die eine Anordnung oder die
Durchführung von Sofortmaßnahmen gerechtfertigt hätten.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Gibt es Nachfragen? Ja, bitte, Herr Abgeordneter Sonntag.

Abgeordneter Sonntag, CDU:

Herr Minister, ich war früher ebenfalls in einem Bereich
tätig, wo es auf Arbeitsschutz und all diese Zusammen-
hänge ankommt. Da habe ich noch in Erinnerung, dass
Arbeitsschutzanordnung und die damit zusammenhän-
gende Messung konkret für die Arbeit, sprich temporäre,
also zeitlich befristete Tätigkeit, gedacht sind. Daher meine
Frage, Herr Minister, können Sie sich vorstellen, dass der-
artige Regelungen, wenn es um die dort lebende Bevöl-
kerung geht, die also nicht nur stundenweise sondern stän-
dig dort vor Ort ist, ins Leere greifen und in dem Zu-
sammenhang Ihre Beantwortung der Frage 4 betreffend,
können Sie sich vorstellen, dass wenn auf dem Gelände
der Aschenhalde Fichtenhainichen ohnehin diese Teer-
teiche behandelt werden müssen, ganz gleich wie, ob die
nun weg genommen werden, dem will ich jetzt nicht vor-
greifen, dass es Sinn machen würde, diese Maßnahmen
zeitlich so einzuordnen, dass die allsommerlich eintretende
Belästigung ein Ende hat?

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Sehr geehrter Herr Abgeordneter Sonntag, ich hatte zur
Beantwortung der Frage 2 darüber gesprochen, dass wir
seit 1997 zwei Messstationen haben, die ständig weiter
kontinuierlich arbeiten. Es sind lediglich für einen be-
stimmten Zeitraum diese Mercaptane und Schwefelwas-
serstoffe direkt an der "Neuen Sorge" erfasst worden. Es ist
auch immer eine Frage der Finanzen und es wird nächste
Woche einen Termin im Ministerium geben, wo über diese
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Fragen, was Sie als Letztes angesprochen haben, die klei-
nen Teerseeflecken, diese Aschehalde Fichtenhainichen be-
sprochen werden soll und wo dann auch Festlegungen
getroffen werden, wie man jetzt schnell diese Teerseen be-
seitigen kann.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Es gibt eine weitere Nachfrage. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Sonntag, CDU:

Herr Minister, wenn Sie vielleicht noch mal bei dem
Punkt 4 auf die Zuläufe von Wasser zum Teersee "Neue
Sorge" eingehen möchten. Nach meinem Kenntnisstand
ist die Wasserbilanz beim Teersee, die sich ja aus dem
Kondensat, aus dem Dampf, der zugeführt wird und den
natürlichen Wasserzuläufen dergestalt ergibt, dass, um das
vorsichtig auszudrücken, eine sehr große Wassermenge zu-
sätzlich dort eingetragen wird.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Und jetzt stellen Sie noch die Frage!

Abgeordneter Sonntag, CDU:

Meine Frage dazu: Herr Minister, wie wird mit diesen
Wasserzuläufen, die nicht aus dem Kondensat herrühren,
umgegangen und welche Größenordnungen sind Ihnen
dahingehend bekannt?

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Sehr geehrter Herr Sonntag, das sind jetzt ganz spezielle
fachliche Fragen, die ja einen Experten, der jetzt tagtäglich
dort vor Ort ist, brauchen würden, um Ihnen das dement-
sprechend zu erklären. Ich kann es Ihnen ganz einfach nicht
sagen. Man hat mir nur bei der letzten Beratung gesagt, dass
das kein Problem ist, dass man das alles im Griff hat und
dass das auch dementsprechend bearbeitet wird. Wenn
mir die Experten, die tagtäglich dort arbeiten, auf meine
Frage, wie das denn nun ist, weil ich das ja auch kannte,
weil es da ja auch verschiedene Varianten gab, wie man
den Wassereinfluss da stoppen wollte oder konnte, sagen,
dass sie das im Griff haben und dass das kein großes Pro-
blem mehr ist, dann ist die Sache für mich erledigt.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Sonntag, Sie haben keine weitere Frage mehr.

(Zwischenruf Abg. Sonntag, CDU: Er kann
doch mal die letzte Frage beantworten!)

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Welche? Habe ich doch beantwortet. Da gibt es nichts
weiter dazu zu sagen. Ich habe Ihnen das gesagt.

Vizepräsidentin Ellenberger:

So, damit kommen wir zur nächsten Frage des Herrn Ab-
geordneten Nothnagel in Drucksache 3/2459. Bitte, Herr
Abgeordneter.

Abgeordneter Nothnagel, PDS:

Zertifizierung nach ISO 9001/9002

In Einrichtungen des Sozial- und Jugendbereichs wird seit
mehreren Jahren die Zertifizierung entsprechend ISO
9001/9002 durchgeführt und erteilt.

Ich frage die Landesregierung:

1. Hat die Landesregierung Kenntnisse darüber, welche und
wie viele Träger im Sozial- und Jugendbereich sich der
Zertifizierung entsprechend ISO 9001/9002 unterzogen
hatten und haben?

2. Welche Auswirkungen hat das Erwerben eines Zertifi-
kats auf die positive Bewilligung von Förderanträgen sei-
tens der EU, des Bundes bzw. des Landes, der Landkreise
und der Städte und Gemeinden für Träger im Sozial- und
Jugendbereich?

3. Wird die Zertifizierung der Einrichtungen durch das
Land personell, finanziell oder materiell gefördert, und
wenn ja, auf welche Art und Weise?

4. Ist seitens des Landes geplant, die Zertifizierung von
Einrichtungen im Sozial- und Jugendbereich besonders zu
publizieren, und wenn ja, wie?

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Minister Pietzsch, bitte schön.

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren. Ich beantworte die Fragen des Herrn Abgeord-
neten Nothnagel.

Zur Frage 1: Nein. Die Zertifizierung erfolgt ausschließlich
in der Eigenverantwortung der Träger. Dementsprechend
gibt es auch keine Informationspflicht.

Zur Frage 2: Die Bewilligung von Fördermitteln seitens des
Freistaats Thüringen erfolgt grundsätzlich auf der Grund-
lage der Richtlinien und in den Richtlinien ist diese Zerti-
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fizierung bisher nicht Fördervoraussetzung. Mir ist auch
nicht bekannt, dass von Seiten EU, Bund, Städte oder Ge-
meinden Förderung an die Zertifizierung gebunden ist.

Zu Frage 3: Nein.

Zu Frage 4: Bisher haben wir dieses nicht vorgesehen.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Ich sehe keine weiteren Nachfragen. Wir kommen zur
letzten Frage für heute, die Frage in Drucksache 3/2489.
Bitte, Frau Abgeordnete Sojka.

Abgeordnete Sojka, PDS:

Haushaltssperre Kultusministerium

Seit der letzten Steuerschätzung gibt es eine Haushalts-
sperre für alle Ministerien, von der auch die Personal-
fragen betroffen sind.

Ich frage die Landesregierung:

1. Gilt die Haushaltssperre auch für die Einstellung von
Lehrern in den Berufsschuldienst?

2. Wenn ja, gibt es auch einen Einstellungsstopp für Be-
rufsschullehrer in so genannten Problemfächern?

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Minister Krapp, bitte.

Dr. Krapp, Kultusminister:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordneten,
ich beantworte die Mündliche Anfrage der Abgeord-
neten Sojka namens der Landesregierung wie folgt, und
zwar beide Teile gemeinsam.

Zu Fragen 1 und 2: Die Wiederbesetzungssperre für die
Dauer von sechs Monaten wirkt sich grundsätzlich auf alle
freien bzw. zum Schuljahreswechsel frei werdenden Plan-
stellen und Stellen im Einzelplan 04 aus. Für den Bereich
der berufsbildenden Schulen sind als Ausnahmen zur
Wiederbesetzungssperre im Einvernehmen mit dem Thü-
ringer Finanzministerium Einstellungen möglich.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Ich sehe keine weiteren Nachfragen. Vielen Dank. Damit
ist die Fragestunde, Tagesordnungspunkt 19, beendet.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 12 auf. Zunächst

a) Enquetekommission "Schul-
entwicklung in Thüringen"
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/2431 -

b) Enquetekommission "Schul-
reform im Freistaat Thüringen"
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2494 -

Wird eine Begründung gewünscht? Das ist nicht der Fall.
Dann eröffne ich die gemeinsame Aussprache zu beiden
Anträgen und zunächst hat Herr Abgeordneter Döring das
Wort.

Abgeordneter Döring, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, Sinn und
Zweck einer Enquetekommission definiert die Geschäfts-
ordnung des Landtags. Es geht danach laut § 84 um die
Vorbereitung von Entscheidungen über umfangreiche und
bedeutsame Sachverhalte, die in einem Antrag klar be-
zeichnet werden müssen, damit sie in einem schriftlichen
Abschlussbericht auch zu klaren Entscheidungshilfen füh-
ren können. Für die Schulentwicklung in Thüringen kann
eine solche Kommission sehr nützlich sein, weil spätes-
tens nach den deutschen PISA-Ergebnissen der Reform-
bedarf offensichtlich ist.

Der Traum vom bildungspolitischen Musterland Thüringen
ist ausgeträumt, sagte kürzlich der Fraktionsvorsitzende
Heiko Gentzel in diesem Haus. Recht hat er, auch ganz
unabhängig von den in der nächsten Zeit zu erwartenden
länderspezifischen Ergebnissen von PISA-E. Die deutsche
Schule steht insgesamt so schlecht da, dass sich nie-
mand in irgendeinem Bundesland damit rühmen können
wird, dass der Einäugige unter den Blinden König ist.
PISA eröffnet die Möglichkeit, empirisch gestützt unser
Schulsystem umfassend auf den Prüfstand zu stellen und
eine Synthese zwischen inhaltlichen und strukturellen
Verbesserungen zu suchen. Deshalb müssen wir auch in
Thüringen eine sorgfältige Ursachenanalyse organisieren
und die Vielzahl von Einzelmaßnahmen in einem schlüssi-
gem Gesamtkonzept verankern. Im Mittelpunkt unserer
Überlegungen muss dabei die Schulentwicklung stehen und
das schließt natürlich Schulsozialarbeit und Jugendhilfe ein.

Einige Anmerkungen zu Ihren haltlosen Vorwürfen, meine
Damen und Herren von der CDU, wir würden die Pro-
bleme nicht weit genug sehen. Natürlich wissen wir um die
Bedeutung der Familie und der Vorschulerziehung ebenso
wie um die des lebenslangen Lernens und der gesellschaft-
lichen Wirkungskräfte bei der Erziehung. Über die Ein-
bettung der Wirkung von Schule in gesellschaftliche Be-
strebungen gibt es Hunderte von Büchern und Artikeln,
vielbändige Materialien des Forums Bildung, Denkschrif-
ten und Gutachten aus Nordrhein-Westfalen, Sachsen-An-
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halt und anderen Bundesländern. Uns ist also voll be-
wusst, Schule kann nicht alles leisten und nur einiges
allein. Doch die Entwicklung der Schule muss im Zentrum
stehen, wenn wir an die Lebenschancen von Kindern und
Jugendlichen denken. Sie stehen auch im Denken der
Schüler im Mittelpunkt und bestimmen ihr eigenes Rollen-
bild, die Entwicklung ihres Selbstwertgefühls, ihrer ge-
samten Persönlichkeit. Meine Damen und Herren, natür-
lich gilt es darüber hinaus in unserer Gesellschaft über
vieles nachzudenken. Wir brauchen eine Wertediskussion
ebenso wie eine Verständigung über Hilfen zur Erzie-
hungstüchtigkeit der Familien. Doch wer dies alles und
noch mehr einer einzigen Enquetekommission auflasten
will, der verurteilt sie von Anfang an zum Scheitern oder
zur bloßen Rekapitulation bereits bekannter Auffassun-
gen und Erkenntnisse.

Meine Damen und Herren, mit diesem Vorgehen drängt
sich zwangsläufig ein Verdacht auf. Sie wollen von den
drängenden und zwingend klärungsbedürftigen Problemen
der Schulentwicklung in Thüringen ablenken und sie
wollen auf ein unverbindliches Gleis einer Grundsatzdis-
kussion über Gott und die Welt ausweichen, um sich so vor
Ihren Hausaufgaben zu drücken. Es ist in vielen Bereichen
deutlich geworden, dass es konkrete Forderungen der
Öffentlichkeit gibt, dass Schüler, Eltern und Lehrer, dass
Kirchenverbände solche Forderungen gestellt haben. Wir
müssen uns mit diesen Forderungen intensiv auseinan-
der setzen. Das geht nicht mit Unverbindlichkeit in einem
Abschlussbericht. Deshalb ist es wichtig und notwendig,
hier ganz konkrete Inhalte zu definieren.

Meine Damen und Herren der CDU, Sie setzen auf Zeit
und Sie tun das mit der Behauptung, man müsse erst die
Ergebnisse von PISA-E abwarten. Auch das ist nicht rich-
tig, denn wenn wir heute über eine Enquetekommission
beschließen, dauert die Einsetzung ihrer Mitglieder sowie
auch externer Sachverständiger sowieso noch einige Mona-
te. Erst dann kann die Arbeit wirklich beginnen und dann
liegt PISA-E längst vor. Genau jetzt ist also der richtige
Zeitpunkt für einen Landtagsbeschluss. Wochenlang haben
wir uns um eine gemeinsame Entschließung bemüht und
wir wurden ja auch von der CDU hingehalten. Der Ab-
geordnete Gentzel hat das klar und deutlich ausgeführt.
Deswegen halte ich abblockende Verzögerungstaktik unter
Zuhilfenahme von Scheinargumenten für eine Vorgehens-
weise, die wir ablehnen. Wir haben mindestens ein hal-
bes Jahr konstruktive Arbeit damit wirklich verschenkt.

Meine Damen und Herren, wollen Sie das wirklich? Wenn
Sie das so wollen, dann sollten Sie das auch offen, ehr-
lich und unverblümt sagen. Ich denke, die Öffentlichkeit
wird Ihre Haltung aufmerksam zur Kenntnis nehmen. El-
tern, Lehrer und Schüler warten auf Ihre Entscheidung.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Als nächste Rednerin hat sich Frau Abgeordnete Stangner
gemeldet.

Abgeordnete Dr. Stangner, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordneten,
der gemeinsame Beschluss des Landtags zur Erklärung des
Ministerpräsidenten hätte, wie ich sehr gehofft habe, ein
Anfang zu einem Zusammenarbeiten der Fraktionen, um
Schwerpunkte und Probleme des Landes anders, stärker,
gemeinsam anzugehen, sein können. Ich bin nicht erst
heute eines Besseren belehrt worden. Es hätte auch, lassen
Sie mich das hier einflechten, einen gemeinsamen Antrag
zu den heute früh von uns diskutierten Abschlüssen geben
können. Das ist von vornherein von der CDU nicht mit-
getragen worden. Insofern, Herr Emde, ist das, was Sie
heute früh bemerkt haben, mehr als unredlich gewesen.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Zurück zum Zusammenarbeiten der Fraktionen im Geist
des gemeinsamen Beschlusses. Wir haben uns als Fraktion
dazu geäußert. Es geht nicht um politischen Einheitsbrei.
Unterschiede in politischen Herangehensweisen sollen und
müssen benannt werden. Doch wo gemeinsames Handeln
im Interesse von Bürgerinnen und Bürgern notwendig ist,
sind wir aufgefordert, parteipolitische Eitelkeiten hinten-
anzustellen.

Meine Damen und Herren, eine Enquetekommission, die
sich mit dem Thüringer Bildungs- und Erziehungssystem
befassen und dem Landtag Empfehlungen für dessen zu-
kunftsweisende Verbesserung geben könnte, scheint nun
von allen drei Fraktionen gewollt zu sein. Es könnte längst
eine geben, denn der Antrag dazu wurde u.a. in Anbe-
tracht der Zeit, die eine solche Kommission bis zu ihrer
Konstituierung und der Langfristigkeit, die sie für fun-
diertes Arbeiten braucht, von uns bereits am 25. Januar
dieses Jahres eingebracht. Zum Ergebnis der damaligen
Debatte und zu der gegenwärtigen Diskussion bemerkte
die "Thüringer Allgemeine" vom 06.06.2002 sehr richtig -
ich zitiere mit Ihrer Genehmigung, Frau Präsidentin:
"Man hätte auch längst eine", ich schiebe ein, gemeint ist
die Enquetekommission, "haben können, aber das Rich-
tige wurde von der PDS initiiert und war deshalb nicht
mehrheitsfähig." Ich füge hinzu, sie wurde damals mit
Scheinargumenten von der CDU- und der SPD-Fraktion
abgelehnt.

Meine Damen und Herren, wir wollten damals keine
parteipolitische Profilierung, wie Sie uns gern unterstellen,
das war nicht das Anliegen unseres Antrags im Januar
und das ist es auch heute nicht. Oppositionspolitik hat den
Auftrag, den Finger auf die Wunden zu legen und die
Regierung zu kontrollieren. Manchmal muss der Dackel
eben zum Jagen getragen werden. Nach dem 26. April war
uns wiederum daran gelegen, eine zielorientierte Politik
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zur Veränderung allgemein anerkannter Probleme zu ge-
stalten und dazu das parteipolitische Gezänk, das es ja
bald zu jeder Frage gibt, und wir haben es heute früh auch
wieder erlebt, außen vor zu lassen. Heute liegen nun zwei
Anträge auf eine Enquentekommission vor, der meiner
Fraktion und der der SPD-Fraktion. Von der CDU gibt es
eine Erklärung, eine solche Kommission zwar auch haben
zu wollen, aber, bitte schön, nicht heute, bitte schön, erst im
August und, bitte schön, breiter gefasst, als die Anträge
der SPD und PDS von der CDU interpretiert werden. Mein
Unverständnis zu dieser seltsamen Art des parlamentari-
schen Vorgehens wird nicht nur von meiner Fraktion ge-
teilt. Viele Bürgerinnen und Bürger in unserem Land schüt-
teln darüber den Kopf.

Meine Damen und Herren, ich möchte es an dieser Stelle
deutlich sagen, ich hätte es mir gewünscht, dass eine
Kultur des Miteinander, wie wir sie kurz, leider viel zu
kurz gehabt haben, im Interesse vor allem der Zukunfts-
chancen der Kinder und Jugendlichen unseres Landes
länger Bestand gehabt hätte. Im Geiste dieser Kultur wäre
es gewesen, einen gemeinsamen Antrag für eine Enquete-
kommission zu formulieren. Das hätte einer neuen Kultur
entsprochen. Aus meiner Fraktion gab es das deutliche
Signal für einen gemeinsamen Antrag. Von uns hätte es
für den Fall eines gemeinsamen fraktionsübergreifenden
Antrags keinen eigenen Antrag gegeben. Nun sagt die
CDU, die SPD habe ihren Antrag nicht zurückgezogen und
damit das Gemeinsame blockiert. Ich kann das nicht ein-
schätzen, aber egal wie auch immer es war, die CDU hat
schon angekündigt, die beiden Oppositionsanträge abzu-
lehnen, weil sie will, dass ihr eigener Antrag zu einer
Enquetekommission führt. Da sind die Fragen nach dem
Warum doch wohl erlaubt und das will ich nachfolgend
tun. Dass die CDU-Fraktion nicht auf den Spuren der
PDS wandeln möchte, kann es nicht sein, denn das tut
sie auf jeden Fall, auch wenn ihr Antrag erst im August
kommt. Aber vielleicht hilft ein Blick in die Presseer-
klärung des Fraktionsvorsitzenden der CDU, Herrn Alt-
haus, vom 6. Juni weiter, um sich dieser Frage zu nähern.
Dort heißt es sinngemäß, die CDU wolle nach Vorlage der
Regionalergebnisse der PISA-Studie einen Antrag auf die
Errichtung einer Enquetekommission stellen. Was ver-
spricht man sich davon? Die Enquetekommission müsste
sich ohnehin erst konstituieren, dies wäre rein zeitlich vor
der Vorlage der Regionalergebnisse gar nicht möglich,
denn PISA-E soll am 27.06., also in etwa zwei Wochen,
veröffentlicht werden. Vielleicht hofft man aber darauf,
dass man mit den Thüringer Schulleistungsergebnissen die
weiße Taube unter den schwarzen Vögeln sein könnte.
Mindestens hat die Rede von Herrn Althaus bei mir vorhin
diese Gedanken erweckt. Wenn das so wäre, bräuchte man
vielleicht gar keine Enquetekommission, die sich mit der
Bildung und Erziehung in Thürigen beschäftigen müsse.
Für die Thüringer Schülerinnen und Schüler - das will ich
sagen - wäre eine gewisse Bestätigung der Schulleistungen
motivierend, aber das wäre in allererster Linie auch ihr
Verdienst und nicht das Verdienst der Politik. Die Politik
aber wäre schlecht beraten, nach denen zu gucken, die noch

schlechter sind, sondern sie sollte sich an den Besseren
orientieren und entsprechende Veränderungen einleiten.

Meine Damen und Herren, zurück zur Presseerklärung von
Herrn Althaus, dort heißt es weiter, ich zitiere wiederum
mit Ihrer Genehmigung: "Die von der Opposition gefor-
derten Enquetekommissionen" - ich gestatte mir an dieser
Stelle eine Auslassung - "sind nach unserer Ansicht von der
Thematik her zu eng gefasst." Nun kann ich gar nicht be-
urteilen, wer hier zu eng ist im Denken und welche Weiten
der CDU-Antrag eröffnet. Ich kann nur feststellen: Von
der CDU gibt es heute keinen Antrag. Wenn die CDU das
aber so behauptet und ihr die Thematik zu eng gefasst
erscheint oder ihr Arbeitsfelder wie "frühkindliche Er-
ziehung" oder "Jugendhilfe" in unserem Antrag nicht deut-
lich genug sichtbar sind, muss ihr erstens gesagt werden,
dass sie schon wieder fadenscheinige Argumente benutzt.
In der Expertenanhörung zu PISA, das ist nur ein Beispiel,
haben diese und andere Felder, wie zum Beispiel die Fa-
milie, immer eine Rolle gespielt. Warum also sollten sie
jetzt ausgeklammert werden? Vielleicht denken Sie, meine
Damen und Herren von der CDU, einfach zu sehr in
Schubladen und blockieren sich selbst. Zweitens gäbe es
die Möglichkeit der Änderungsanträge zu den Anträgen.
Dazu sollte eigentlich die heutige Debatte dienen. Auf den
Spuren der PDS sind Sie, meine Damen und Herren von
der CDU, ohnehin.

Meine Damen und Herren, ich kann auch noch fragen, ob
Sie eventuell die Empfehlungen von Sachverständigen
fürchten und deshalb vernünftige Entscheidungen blockie-
ren, verschleppen, verhindern wollen? Solche Mutmaßun-
gen kommen auf, wenn man zum Beispiel Veröffent-
lichungen von Wissenschaftlern wie Professor Lütgert von
der Uni Jena liest - der Artikel spielte heute übrigens schon
einmal eine Rolle -, der gerade einen sehr kritischen Blick
auf die Thüringer Schule in Sachen Abschlüsse geworfen
hat, oder auch einen Artikel von Gero Lehnhardt vom Max-
Planck-Institut, der sich mit Begabungstheorien ausein-
ander setzt. Vielleicht gibt es ja einfach nur Sorge, wie man
mit diesen Artikeln, den Äußerungen von Wissenschaftlern
umgehen soll oder auch mit den vielen Zuschriften von
Eltern und Lehrern, die gegenwärtig hier eingehen.

Als Fazit: Sehr geehrter Herr Fraktionsvorsitzender Althaus
- leider ist er nicht da, aber vielleicht kann man es ihm
ja ausrichten -, was sollen alle Ihre Erklärungen oder die
Ihrer Fraktionsmitglieder von Missverständnissen und
Ähnlichem. Damit wollen Sie Ihre Taktik des Verschlep-
pens und Blockierens verschleiern. Sie wollen sich profi-
lieren, etwas anderes kann es nicht sein, statt dem Be-
gehren der Bürgerinnen und Bürger nachzukommen, Ver-
änderungen herbeizuführen. Sie können das widerlegen,
indem Sie der Einrichtung einer Enquetekommission heute
zustimmen.

(Beifall bei der PDS)
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Im Übrigen liegt ein Brief von Herrn Landesbischof Pro-
fessor Köhler vor, in dem er die Überlegungen, die zur
Einsetzung einer Enquetekommission führen sollen, un-
terstützt und es wird sehr deutlich die Bereitschaft zur
Mitarbeit signalisiert. Dafür möchte ich Herrn Landes-
bischof Professor Köhler ausdrücklich Dank sagen. Ich
weiß natürlich auch, dass alle Fraktionen diesen Brief er-
halten haben.

Abschließend, meine Damen und Herren von der CDU,
Bürgerinnen und Bürger des Landes brauchen keine An-
kündigungspolitik, ich sage das auch ausdrücklich noch
einmal bezogen auf die Debatte von heute Morgen, Bür-
gerinnen und Bürger dieses Landes brauchen Handlungs-
polititk. Vielen Dank.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Abgeordneter Emde, Sie haben das Wort, bitte schön.

Abgeordneter Emde, CDU:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, ich will kurz
auf den Antrag eingehen, aber ich denke, im Wesentlichen
ist ja schon vor 2 Stunden gesagt worden, worum es hier
geht. In der Antragstellung steht drin, dass es sich um
Schlussfolgerungen und Empfehlungen handeln soll, die
resultieren zum Beispiel aus den Erfahrungen am Guten-
berg-Gymnasium. Ich denke, das ist klar geworden, dass
das überhaupt nicht der Anlass sein kann. Es wird auch
auf PISA-E verwiesen, aber ich verweise halt darauf, diese
Dinge liegen uns noch gar nicht vor und ich denke schon,
man sollte sich damit befassen, bevor man den Auftrag
dieser Enquetekommission formuliert. Dazu muss ich das
dann gleich noch einmal sagen: Frau Dr. Stangner, wenn
Sie behaupten, wir hätten im Januar schon Ihrem Antrag
zustimmen können, dann konnten Sie die Ergebnisse der
PISA-Studie noch gar nicht kennen und noch gar nicht stu-
diert haben. Das halten wir für eine unbedingte Vorausset-
zung, dass man sich erst einmal intensiv damit befasst, be-
vor man Aufträge für diese Kommission formuliert. Aber
das wollen Sie ja gar nicht, Frau Dr. Stangner, und das
werfe ich auch dem Herrn Döring vor. Man bezieht sich
hier wieder nur auf Schule, wenn man aber die PISA-Stu-
die verinnerlicht hätte, dann würde man festgestellt haben,
dass der Bogen viel, viel weiter gespannt ist. Herr Döring,
wenn Sie behaupten oder hier die Aussage treffen, die
Schule muss im Zentrum stehen, dann sage ich dazu ganz
klar nein. Im Zentrum stehen muss der Stellenwert, den die
Gesellschaft Bildung und Erziehung beimisst.

Nein, wir brauchen PISA-E deswegen, weil wir eine Kom-
mission speziell für Thüringen machen und da brauchen
wir auch die speziellen Thüringer Ergebnisse und die wer-
den wir abwarten, und dann werden wir hier einen Antrag
auf Enquetekommission vorlegen, der all diese komplexe
Thematik umfasst und werden sie dann behandeln.

Noch einmal zu dieser Argumentation der Verzögerungs-
taktik. Herr Döring, ich sage noch einmal, was in Ihrem An-
trag steht, zum 30. September 2003 soll es einen schrift-
lichen Abschlussbericht geben, wir haben gesagt zum Jah-
resende 2003. Nun frage ich, wo da der große Unterschied
ist und ob Sie das wirklich noch ernst meinen mit dieser
Verzögerungstaktik.

(Zwischenruf Abg. Döring, SPD: Es geht
um die Einberufung, Herr Emde.)

Herr Döring, ich sage es Ihnen auch noch einmal, Ihr An-
trag greift viel zu kurz und das ist der Grund, warum wir
ihn ablehnen. Ich sage Ihnen auch in diesem Zusammen-
hang, im Gespräch mit der GEW zum Beispiel wurde
unsere Auffassung bestätigt, dass wir die gesamte Unter-
suchung und die daraus zu ziehende Schlussfolgerung we-
sentlich breiter anlegen müssen. Ich denke, die Vorgehens-
weise sollte so sein, dass diese Enquetekommission im
Herbst eingesetzt wird, dass sie dann zunächst Thesen er-
arbeitet, die ihr konkreter Arbeitsauftrag sind und wo auch
die entsprechenden Fachleute aus Wissenschaft und aus der
Praxis konkret nachgefragt werden. Dann muss es uns ge-
lingen, mit dieser Enquetekommission eine breite, in der
Gesellschaft angelegte Debatte zu führen, also nicht nur
hier im Landtag, sondern nach außen getragen und dann
müssen die Ergebnisse gebündelt und diskutiert werden
und darauf freuen wir uns. Denn, anders als uns unterstellt
wird, ist es so, dass wir eine völlig offene und auch tabulose
Debatte in den nächsten Jahren führen wollen, und zwar mit
allen Interessierten hier in diesem Lande und dazu, wie ge-
sagt, werden wir nach der Sommerpause einen die gesamte
Thematik umfassenden Antrag auf Enquetekommission
stellen, aber die heutigen vorliegenden Schmalspuranträge
lehnen wir ab.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Will die Landesregierung noch sprechen? Nein, scheinbar
nicht. Dann schließe ich die Aussprache und wir kommen
zur Abstimmung. Es ist ja keine Ausschussüberweisung
beantragt worden, so stimmen wir direkt zunächst über
den Antrag in Drucksache 3/2431 ab. Herr Stauch, Sie
haben Einwände?

Abgeordneter Stauch, CDU:

Keine Einwände. Wir möchten zu beiden Anträgen na-
mentliche Abstimmung.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Ja, das werden wir dann tun.

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS:
Das ist aber jetzt ein Witz.)
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Dann machen wir das zunächst erst einmal, wie gesagt,
zum Antrag in Drucksache 3/2431. Ich bitte die Schrift-
führer die Kärtchen einzusammeln.

Hatten alle Gelegenheit, ihre Stimmkarte abzugeben? Dann
schließe ich die Abstimmung und bitte um Auszählung.

(Glocke der Präsidentin)

Ich gebe das Ergebnis, das heißt, ich möchte gern das Er-
gebnis der Abstimmung bekannt geben und bitte Sie, sich
wieder zu setzen, damit wir fortfahren können. Das Er-
gebnis zur Abstimmung zum Antrag der SPD-Fraktion in
Drucksache 3/2431: Abgegeben wurden 63 Stimmen, da-
von 23 Jastimmen, 39 Neinstimmen, 1 Enthaltung (nament-
liche Abstimmung siehe Anlage 1). Damit ist der An-
trag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur namentlichen Abstimmung zu
Drucksache 3/2494.

Konnten nun alle ihre Stimmkarten abgeben? Will jetzt
jemand noch seine Stimmkarte abgeben, damit es nicht
wieder eine unnötige Aufregung gibt? Ich bitte die Ab-
geordneten, auch ein bisschen selber darauf zu achten, dass
sie ihre Stimmkarte in die Sammelbüchse bekommen.
Haben jetzt alle, die das wünschten, ihre Stimmkarte ab-
gegeben? Dann bitte ich um Auszählung.

Jetzt liegt mir das Ergebnis der Abstimmung zum Antrag in
Drucksache 3/2494 vor. 69 Stimmen wurden abgegeben,
davon 23 Jastimmen, 45 Neinstimmen, 1 Enthaltung (na-
mentliche Abstimmung siehe Anlage 2). Damit ist auch
dieser Antrag abgelehnt.

Ich kann den Tagesordnungspunkt schließen und rufe auf
den Tagesordnungspunkt 14 a

Thüringen - eine bürgernahe Region
im Zentrum einer erweiterten Euro-
päischen Union
Antrag der Fraktion der CDU
- Drucksache 3/1878 -
dazu: Beschlussempfehlung des Ausschus-

ses für Bundes- und Europaangelegen-
heiten
- Drucksache 3/2511 -

Der Berichterstatter ist der Abgeordnete Pöhler. Bitte,
Herr Abgeordneter.

Abgeordneter Pöhler, CDU:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren, nach
Beratung der Großen Anfrage der Fraktion der CDU, die
anstehenden europapolitischen Herausforderungen mit der
Drucksache 3/1675 und der Antwort der Thüringer Staats-
kanzlei mit der Drucksache 3/1825 in der 50. Plenarsitzung
am 12. Oktober 2001 wurde der Antrag der Fraktion der

CDU "Thüringen eine bürgernahe Region im Zentrum ei-
ner erweiterten Europäischen Union" mit der Drucksa-
che 3/1878 an den Ausschuss für Bundes- und Europa-
angelegenheiten einstimmig überwiesen. Der Ausschuss
hat den Antrag in seiner 16. Sitzung am 1. November 2001
und in seiner 17. Sitzung am 10. Januar 2002 sowie in sei-
ner 20. Sitzung am 22. Mai und in seiner 21. Sitzung am
7. Juni beraten. Dabei wurden in dem Antragsinhalt der
Termin der Vorstellung des Konzepts zur Weiterentwick-
lung der europapolitischen Öffentlichkeitsarbeit durch die
Landesregierung auf die letzte Plenarsitzung des Land-
tags im ersten Halbjahr 2002, also heute, festgelegt. In der
Ausschuss-Sitzung am 22. Mai wurde durch die CDU-
Fraktion ein Entwurf für eine Beschlussempfehlung in Er-
gänzung zum Antragstext der Drucksache 3/1878 vorge-
legt und mit einer sachlichen Diskussion behandelt. Auf
Antrag der Opposition wurde der Tagesordnungspunkt ein-
vernehmlich nicht abgeschlossen mit der Begründung, die
eingebrachten Vorlagen in den Fraktionen nochmals be-
handeln zu können. In der Sitzung am 7. Juni wurde ab-
schließend die CDU-Beschlussempfehlung beraten und
in Punkt 1 ergänzt mit der Festlegung, dass die zukünftigen
Aktivitäten des Ausschusses für Bundes- und Europaan-
gelegenheiten zum Tag der offenen Tür ab dem Jahr 2003
durchgeführt werden, also nicht dieses Jahr.

Hervorzuheben ist aus der Beschlussvorlage die europa-
politische Öffentlichkeitsarbeit im Landtag mit den Maß-
nahmen der Aktivitäten zum Tag der offenen Tür, der akti-
ven Gestaltung der Europawoche mit einem Europatag
im Landtag, die Weiterführung der Parlamentspartnerschaft
mit Litauen und dem Ausbau von Kontakten zu weite-
ren Regionen in den EU-Beitrittsländern sowie die akti-
ve Beteiligung von Landtagsabgeordneten bei der VRE,
Summerschool und im AdR. Der Antrag wurde ohne Ge-
genstimme, aber mit einer Stimmenthaltung durch den
Ausschuss angenommen und wird heute mit der Druck-
sache 3/2511 behandelt. Vielen Dank.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Danke für die Berichterstattung. Ich eröffne die Aussprache
über den Antrag in Drucksache 3/1878. Sie wollen den
Bericht halten?

(Zuruf Abg. Bergmann, CDU:
Nein, das machen wir nicht!)

Ich dachte, vielleicht machen wir das umgedreht, wir
machen erst die Beschlussempfehlung, weil da nämlich das
Berichtsersuchen sozusagen enthalten ist. Selbstverständ-
lich, Herr Minister, Sie können sprechen, wann Sie wollen,
aber ich hatte gedacht, die Reihenfolge ist anders herum
richtig. Ja, die Landesregierung, Herr Kretschmer, kann
reden, wann sie will. Dann bitte, Herr Minister.
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Gnauck, Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten und Chef der Staatskanzlei:

Ich bin Ihnen sehr verbunden, Frau Präsidentin. Meine sehr
verehrten Damen und Herren, die Europäische Union steht
in den nächsten Jahren vor einschneidenden Herausfor-
derungen. Herausforderungen, die nur durch eine Stär-
kung ihrer Handlungsfähigkeit, eine Erhöhung der Effi-
zienz europäischen Handelns sowie eine deutliche Ver-
besserung der Transparenz und der demokratischen Legi-
timation der Europäischen Union gemeistert werden kön-
nen. Herausforderungen, die aber vor allem auch eine ge-
zielte Öffentlichkeitsarbeit erfordern, wenn wir sie bewäl-
tigen wollen. Eine Herausforderung, die nicht nur die
Nationen, sondern gerade auch die Regionen betrifft. Des-
wegen ist es wichtig, dass wir heute über die Weiterent-
wicklung der europäischen Öffentlichkeitsarbeit sprechen.
Deswegen stelle ich heute gerne das Konzept der Lan-
desregierung vor.

Die Herausforderungen, die bewältigt werden müssen,
liegen auf der Hand: Mit der Euro-Bargeld-Einführung
zum 1. Januar 2002 wurde die europäische Wirtschafts-
und Währungsunion für die Bürgerinnen und Bürger kon-
kret greifbar. Die Erwartungen, die die Bürgerinnen und
Bürger in einen Erfolg der gemeinsamen Währung setzen,
sind hoch. Zugleich wächst gerade angesichts der Folgen
des 11. September und gerade nach den Erfahrungen, die
wir bei den kriegerischen Auseinandersetzungen und Men-
schenrechtsverletzungen im ehemaligen Jugoslawien ge-
macht haben, das Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung
und der Wunsch nach einer starken Europäischen Union im
Bereich der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik
sowie bei der Prävention und Bekämpfung der grenz-
überschreitenden organisierten Kriminalität. Im Übrigen
wird auch die anstehende Erweiterung der Europäischen
Union auf 25 und mehr Mitgliedsstaaten dem Integrations-
prozess eine neue Dimension verleihen.

Die Landesregierung tritt nachdrücklich für die Fortset-
zung des europäischen Einigungsprozesses ein. Wir wollen
ein starkes und wir wollen ein handlungsfähiges Europa.
Gemeinsames Ziel von Landtag und Landesregierung muss
ein föderal organisiertes Europa sein, ausgerichtet nach
dem Subsidiaritätsprinzip. Eine an diesen Prinzipien orien-
tierte Europäische Union gewährleistet, dass die Balan-
ce zwischen dem Integrationsgedanken einerseits und der
Anerkennung kultureller Vielfalt, regionaler Identitäten und
nationaler Traditionen andererseits gelingen kann.

Die Bürgerinnen und Bürger bei uns in Thüringen, aber
auch in anderen Ländern sehen die Notwendigkeit, in eini-
gen Bereichen mehr und mehr zu europäischen Lösun-
gen zu kommen. Sie sehen aber auch Widersprüche. Eu-
ropa regelt heute in einigen Themenbereichen letzte De-
tails und erzürnt damit die Bevölkerung. Europa trifft dage-
gen in Überlebensfragen keine Grundsatzregelungen, wie
beispielsweise bei einer gemeinsamen Sicherheitspolitik.
Konkret gesagt: Es ist einem Thüringer Bauern nur schwer

klar zu machen, dass die Milchquote nicht vom Landwirt-
schaftsminister des Freistaats Thüringen festgelegt wird,
sondern von einem Kommissar in Brüssel, dessen Namen
er nicht kennt, den er nie gesehen und auch nie gewählt
hat. Es ist einem Unternehmen mit 20 oder 50 Mitarbei-
tern nicht zuzumuten, dass die Frage, ob in schwieriger Si-
tuation Förderung gewährt werden darf oder nicht, erst
nach monatelangen Antragsbemühungen in Brüssel ent-
schieden werden kann. Es ist nicht zumutbar, dass diese
Frage vielfach erst dann entschieden wird, wenn der Be-
trieb in Insolvenz gegangen ist. Ist es denn, meine sehr
verehrten Damen und Herren, wirklich notwendig und sinn-
voll, in Brüssel die parzellenscharfe Abgrenzung von Na-
turschutzgebieten vorzunehmen oder sollte das nicht viel-
mehr durch die bürgernahe Verwaltung vor Ort gesche-
hen? Diese Situation muss überwunden werden, wenn wir
erreichen wollen, dass die Zustimmung der Bevölkerung
zur Europäischen Union nicht nur auf Dauer hält, sondern
sogar wächst! Denn leider schlagen sich die Folgen dieser
Unzufriedenheit bereits nieder. Zwar halten nach den
jüngsten europaweiten Umfragen mehr als 62 Prozent der
Deutschen die Mitgliedschaft in der EU für einen Vorteil,
aber leider, leider sind die Zahlen im Trend rückläufig.

Auf die konkrete Nachfrage, ob die Entscheidungen der
Europäischen Union gut für Deutschland sind, antwor-
ten nur noch 38 Prozent der befragten Deutschen mit Ja.
16 Prozent geben sogar an, dass sie die Entscheidungen im
Allgemeinen schlecht finden. Damit liegen die Deutschen
in der Zustimmung leicht unter dem EU-Durchschnitt und
in der Europaskepsis leicht über dem Schnitt. Wenn nach
der Sympathie gefragt wird, die die Deutschen gegenüber
der EU empfinden, wird das Ergebnis noch gravierender.
Hier liegt der Wert für Deutschland deutlich unter dem
Durchschnitt aller 15 EU-Mitgliedsstaaten. Bei einer Diffe-
renzierung nach den jungen und den alten Ländern in
Deutschland ist die Akzeptanz der EU in Ostdeutschland
darüber hinaus deutlich geringer als in Westdeutschland.
Nur Briten, Finnen und Schweden sind skeptischer. Dabei
sollte uns vor allem eines zu denken geben: Je höher der
Bildungsgrad der Befragten ist, desto eher werden die
Entscheidungen der Europäischen Union als gut bewertet.
Eine Feststellung, die vor allem auch zeigt, dass es gilt,
komplizierte Vorgänge in der Europapolitik, komplizierte
Interessenlagen verständlich, transparent und nachvoll-
ziehbar darzustellen. Die Bedeutung dieser Aufgabe ist
nicht hoch genug einzuschätzen, denn die Europäische
Union bleibt eine Jahrhundertaufgabe, eine Aufgabe, bei
der es um Zukunft in Wohlstand, Sicherheit und Freiheit
geht.

Der Europäische Ehrenbürger und Altbundeskanzler Hel-
mut Kohl hat in Anlehnung an ein Zitat von Francois
Mitterand immer wieder betont, dass der europäische Eini-
gungsprozess eine Frage von Krieg und Frieden sei. Erst
kürzlich erinnerte der baden-württembergische Minister-
präsident Teufel, der die deutschen Länder im Konvent zur
Zukunft der EU vertritt, an die kriegreiche deutsch-fran-
zösische Geschichte. Diese Zeiten sind überwunden, ein
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Krieg zwischen Freunden und Partnern in der EU ist zum
Glück undenkbar geworden. Gerade deshalb muss um die
Zustimmung der Bürgerinnen und Bürger jeden Tag neu
geworben werden. Sie erwarten zu Recht eine angemessene
Vermittlung und Darlegung europapolitischer Maßnahmen
auf der europäischen, der nationalen und der Landesebene.
An einem Mangel an Informationen kann es kaum liegen.
Es gibt vielmehr eine kaum überschaubare Zahl von Bro-
schüren, Infobriefen und Ähnlichem. Ich glaube vielmehr,
es besteht ein erhebliches Verständnis- und Kommuni-
kationsproblem, das einhergeht mit der mangelnden Iden-
tifikation der Bürger mit dem europäischen Einigungs-
prozess.

Die Vertiefung der Europäische Union muss gemeinsam
von Politik und Bürgern getragen werden. Sie darf kein
"Elitenprojekt" sein, sondern sie muss vielmehr als "Bürger-
projekt" wahrgenommen werden. Es reicht nicht zu fordern,
dass die Europäische Union demokratischer, bürgernäher
und transparenter werden soll. Es gilt auch den Bürgern zu
verdeutlichen, wie das geschehen soll. Unsere Aufgabe ist
es deshalb, die Arbeitsweise der Europäischen Union und
ihre Vorzüge gegenüber einem bloßen Nebeneinander der
Staaten für die Bürgerinnen und Bürger plastisch und all-
tagsbezogen erkennbar und erfahrbar zu machen! Eine im-
mer bessere Verzahnung der Maßnahmen auf europäischer,
auf Bundes- und Landesebene ist dafür unumgänglich. Die
Beteiligung an einer intensiven und enger verzahnten eu-
ropapolitischen Öffentlichkeitsarbeit sollte auch der kom-
munalen Ebene offen stehen. Zugleich aber auch allen, die
sich in Thüringen im Rahmen ehrenamtlichen Engage-
ments in Vereinen, in den verschiedensten Institutionen für
die Ziele der europäischen Integration einsetzen.

Auf dieser Grundlage hat das Thüringer Kabinett am
28. Mai 2002 ein Konzept zur Weiterentwicklung der euro-
papolitischen Öffentlichkeitsarbeit verabschiedet. Ein ho-
mogenes Konzept, das Synergien nutzt und mit dem die
Landesregierung nachhaltige profilbildende Maßnahmen
zum weiteren Ausbau der europapolitischen Öffentlich-
keitsarbeit verfolgt. Dieses Konzept ergänzt die aktive Eu-
ropapolitik der Landesregierung. Denn selbstverständlich ist
die beste Öffentlichkeitsarbeit und die beste Werbung für
Europa, wenn die Bürgerinnen und Bürger ihre Interes-
sen in den nationalen und den europäischen Gremien ef-
fizient und wirkungsvoll vertreten sehen.

Die Landesregierung hat bereits zu Beginn der Legisla-
turperiode eine Strategie zu den wesentlichen europapo-
litischen Herausforderungen beschlossen. Im Mittelpunkt
unseres Konzepts zur europapolitischen Öffentlichkeits-
arbeit steht: "Bündelung und Bürgernähe"! Die Staats-
kanzlei koordiniert in Zusammenarbeit mit allen Ressorts
die europapolitische Öffentlichkeitsarbeit der Landesre-
gierung zur Förderung des Europagedankens in Thüringen.
Die einzelnen Ressorts stehen darüber hinaus als Ansprech-
partner für fachspezifische Europafragen bereit. Mit dem
Thüringenbüro in Brüssel steht eine kompetente Anlaufstel-
le direkt am Standort der wichtigsten EU-Institutionen zur

Verfügung. Zusätzliche Informationsangebote werden von
der Landeszentrale für politische Bildung erarbeitet und
verbreitet. Der Landesregierung geht es bei der Umsetzung
ihres Konzepts zur europapolitischen Öffentlichkeitsarbeit
darum, Synergieeffekte zu erzielen. Denn die künftige Zu-
sammenarbeit soll stärker auf die Bündelung und Vernet-
zung der unterschiedlichen Maßnahmen ausgerichtet wer-
den. Zu den wichtigsten Partnern der Landesregierung ge-
hören neben dem Thüringer Landtag, den Europaabgeord-
neten Thüringens, den Kammern der gewerblichen Wirt-
schaft, den kommunalen Spitzenverbänden, den Arbeit-
geber- und Arbeitnehmerorganisationen, auch die Jugend-
organisationen sowie die Europaverbände in Thüringen.
Unsere Intention ist es, nach dem Prinzip "Europa in Thü-
ringen - Thüringen in Europa" die Zielgruppen über aktuel-
le EU-Politik und zukünftige Vorhaben der EU umfas-
send und kompetent zu informieren. Hierzu gehören ins-
besondere die Erweiterung der Europäischen Union so-
wie die Weiterentwicklung des europäischen Integrations-
prozesses und die Diskussion um die künftige Verfasst-
heit der EU.

Anliegen der Landesregierung ist es, Interesse für eine
aktive Beschäftigung mit der Europäischen Union zu we-
cken. Einen Schwerpunkt bilden dabei die Schüler und Ju-
gendlichen, weil sich gerade ihnen im europäischen Umfeld
größere Lebenschancen und erweiterte berufliche Perspek-
tiven eröffnen. Chancen, die sie nur nutzen können, wenn
sie Europakompetenz besitzen, wenn sie über Ziele, Auf-
bau und Notwendigkeit der europäischen Institutionen, aber
auch über Mentalitäten, Arbeitspraktiken und ausländische
Märkte informiert sind. Diesem Ziel dient nicht zuletzt der
Dialog von Mitgliedern der Landesregierung mit Schü-
lerinnen und Schülern im Rahmen unserer Veranstaltungs-
reihe "Jugend trifft Politik", die wir im März letzten Jahres
begonnen haben. Eine Veranstaltung, die nicht nur das In-
teresse an der Politik, sondern auch das Interesse an der Eu-
ropäischen Union wecken soll.

Die Offenheit für Europa ist gerade in dieser Generation
besonders groß: Bei einer Befragung im Rahmen des Thü-
ringen-Monitors hat sich der überwiegende Teil der Al-
tersgruppe der 18- bis 24-Jährigen als "Europäer" bezeich-
net. Nur vier von zehn jungen Menschen waren nach einer
EU-weiten Umfrage in den letzten beiden Jahren noch
nicht in einem anderen europäischen Land. Inzwischen
spricht jeder zweite Jugendliche eine Fremdsprache. Die
Begeisterungsfähigkeit der Thüringer Schülerinnen und
Schüler für Europa zeigt sich eindrucksvoll auch in der
zahlreichen Teilnahme am jährlichen europäischen Wett-
bewerb "Europa in der Schule". Thüringen nimmt seit 1994
an diesem Vergleich teil. In dieser Zeit beschäftigten sich
sage und schreibe 67.000 Schüler in schriftlichen oder bild-
nerischen Arbeiten mit den vorgegebenen Europathemen.
Allein in diesem Jahr haben sich 8.148 Schülerinnen und
Schüler aus 30 Grundschulen, 22 Regelschulen und 16
Gymnasien beteiligt. Die Jury konnte 63 Arbeiten für Preise
auf Bundesebene vorschlagen und davon wieder 10 Ar-
beiten mit mehrtägigen Jugendbegegnungen prämieren.
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Man kann also sagen, das kleine Thüringen kann damit
auf eine eindrucksvolle Bilanz verweisen und nimmt im
Vergleich der Länder bundesweit den dritten Platz ein.

(Beifall bei der CDU)

Die Schülerinnen und Schüler Thüringens engagieren sich
darüber hinaus aktiv in einer stetig wachsenden Zahl
von internationalen Schulpartnerschaften. Aktuell werden
804 Schulpartnerschaften gepflegt, darunter 16 mit Essex
und 28 mit der Picardie. Zum Vergleich: Im Jahre 1991
waren es insgesamt erst 41 Partnerschaften. Die Landes-
regierung legt einen besonderen Schwerpunkt auf inter-
nationale Schülerbegegnungen - allein im Jahr 2001 waren
es insgesamt 172. Aber auch den Austausch von Schülern,
Auszubildenden und Studenten nehmen wir sehr wichtig.
Die Beteiligung an den EU-Programmen Erasmus, Leonar-
do, Sokrates und Tempus ist in Thüringen entsprechend
positiv; Programme, die jungen Menschen den Zugang zu
ergänzenden Ausbildungsabschnitten im europäischen Aus-
land erleichtern. Sie führen Menschen zusammen, die mor-
gen das Sagen haben, machen sie fit für den europäischen
Wettbewerb. Eine fundierte Ausbildung öffnet Türen - Bil-
dung entscheidet über Lebenschancen.

Die Thüringer Staatskanzlei führt deshalb auch gemeinsam
mit der Carl Duisberg-Stiftung einen Landeswettbewerb
für Europaprojekte und Berufsausbildung durch. Ein Wett-
bewerb, der nur im Freistaat existiert und der bereits seit
1996 durchgeführt wird. Inzwischen beteiligen sich rund
47 Thüringer Einrichtungen der beruflichen Bildung mit
alljährlich über 100 Jugendlichen an bisher über 80 euro-
päischen Austauschprojekten. Der Aufruf für den Wett-
bewerb 2002 ist bereits veröffentlicht. In diesem Jahr wird
die für den 29. September geplante Präsentation der Wett-
bewerbsbeiträge erstmals mit einer Kooperationsbörse ver-
bunden, an der Vertreter unserer französischen Partner-
region Picardie teilnehmen werden.

Thüringen, meine sehr verehrten Damen und Herren, lebt
nicht für sich allein. Wenn es darum geht, Synergien zu
nutzen und Aktivitäten zu bündeln, dann bieten sich vor
allem auch bilaterale Aktionen mit anderen deutschen Län-
dern an. Wir haben eine solche bilaterale Zusammenar-
beit mit dem Land Niedersachsen durchgeführt und wei-
tere Aktivitäten, beispielsweise mit Hessen, geplant.

Am 5./6. Mai 2002 haben die Thüringer und die nieder-
sächsische Landesregierung gemeinsam mit der Europä-
ischen Kommission eine internationale Konferenz in Teis-
tungen veranstaltet. Dabei standen die Osterweiterung der
Europäischen Union und die Gewährleistung der inneren
Sicherheit für Bürger und Wirtschaft im Mittelpunkt. Rund
250 Teilnehmer, darunter die Haushaltskommissarin der
Europäischen Kommission Frau Dr. Michaele Schreier,
und Experten der Europäischen Union von Bund und Län-
dern sowie den Beitrittsländern haben über Themen wie
Haushaltskontrolle und Rechnungsprüfung in der EU, über
das Schengener Abkommen, die Geldwäschegesetzgebung,

Betrugsbekämpfung und Europol diskutiert. Eine Konfe-
renz, die bei den Teilnehmerinnen und Teilnehmern auf
große Resonanz gestoßen ist. Eine Konferenz, die zugleich
dazu beigetragen hat, Vorbehalte und die Zurückhaltung
gegenüber der Erweiterung der Europäischen Union ab-
zubauen. Auch für das nächste Jahr haben wir eine sol-
che gemeinsame Veranstaltung mit einem Nachbarland vor-
gesehen. Gemeinsam mit der hessischen Landesregierung
werden wir eine Konferenz zu den Aufgaben und Zielen
des Konvents zur Zukunft der Europäischen Union durch-
führen.

Veranstaltungen wie diese zeigen: Es geht eben nicht nur
um "reine Information", es geht auch darum, den Dialog
und die breite Diskussion über europapolitische Themen
zu forcieren. Es geht um den Meinungsaustausch, um das
Mitreden im wahrsten Sinne des Wortes. Vorbildwirkung
hat dabei die Art und Weise, wie dieser Dialog im Zusam-
menhang mit dem Konvent zur Erarbeitung der Charta
der Grundrechte der Europäischen Union geführt worden
ist. Ein gutes Beispiel, das mit dem nunmehr installier-
ten Forum beim Konvent zur Zukunft der EU fortgeführt
wird. Ein gutes Beispiel, das die Thüringer Landesregierung
im Rahmen ihrer haushaltspolitischen Möglichkeiten mit
der Etablierung regionaler Thüringer Foren zur Europapo-
litik weiterentwickeln wird.

Ein neues Thema - Internet und Vernetzung: Selbstver-
ständlich müssen in der europapolitischen Öffentlich-
keitsarbeit auch moderne Informations- und Kommuni-
kationstechnologien eine wichtige Rolle spielen. Das In-
ternet weist gerade für den europapolitischen Bereich
neue Wege, weil es Interaktion erlaubt, weil es ermög-
licht, dass Informationsmaßnahmen sofort evaluierbar wer-
den, weil es eine sehr umfassende, detailreiche, aber zu-
gleich nachvollziehbare, ansprechende und nicht selten
auch spannende Darstellung europapolitischer Themen er-
möglicht. Die Landesregierung strebt deshalb an, die res-
sortspezifischen Aktivitäten zur europapolitischen Öffent-
lichkeitsarbeit auch in diesem Medium zu bündeln, bes-
ser zu verknüpfen und europapolitische Themen möglichst
benutzerfreundlich darzustellen. Ein Beispiel für die Nut-
zung dieses Informationsmediums Internet ist die Präsen-
tation des Thüringenbüros Brüssel, ich sage noch einmal
die Internetadresse: http://www.thueringeninbrüssel.de.
Schlaglichtartig zu nennen sind hier der laufend aktuali-
sierte Newsletter, in dem aus der Nachrichtenfülle der EU
gezielt Meldungen zusammengestellt und möglichst ver-
ständlich formuliert werden, solche Meldungen, die in Thü-
ringen von Interesse sein können, Herr Ramelow, ein Eu-
ropalexikon, mit derzeit 76 kurz und verständlich for-
mulierten Definitionen zu europapolitischen Fachbegrif-
fen sowie entsprechenden Links zu allen relevanten Web-
seiten. Zur vertiefenden Darstellung und Erläuterung der
komplizierten Abläufe europapolitischer Entscheidungen
werden z.B. verschiedene Rechtsetzungsverfahren in der
EU beschrieben.
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Als spezielle Service-Angebote haben wir darüber hinaus
zwei Rubriken für Studierende und Schüler angeboten. Die
Internetseite "Karriere in Europa" soll denjenigen weiterhel-
fen, die eine Tätigkeit bei der EU anstreben, einen Prakti-
kumsplatz suchen oder sich einen Überblick über Euro-
pastudiengänge verschaffen möchten. Die Rubrik "Kinder
und Schule" stellt Europalinks für Kinder ab dem Grund-
schulalter, aber auch für Eltern und Lehrer vor und kom-
mentiert und bewertet das Informationsangebot.

Die technologische Vernetzung, die Nutzung des Internet,
ist eine Möglichkeit zur europapolitischen Information.
Menschliche Netzwerke kann das Internet hier wie in an-
deren Bereichen nur ergänzen, aber nicht ersetzen. Deswe-
gen setzen wir selbstveständlich auf eine enge Zusam-
menarbeit mit den Partnern und Multiplikatoren.

Dafür will die Thüringer Staatskanzlei im Zusammenwir-
ken mit den Ressorts bestehende Netzwerke zur europa-
politischen Öffentlichkeitsarbeit festigen und die Entsteh-
ung neuer Netzwerke fördern. Mit der optimierten europa-
politischen Öffentlichkeitsarbeit soll die Bevölkerung in
allen Teilen des Freistaats, in allen Bereichen und in
allen gesellschaftlichen Gruppen noch besser erreicht wer-
den. Unsere Adressaten und Multiplikatoren sind die regio-
nalen und lokalen Politiker, die Behörden und Verwal-
tungen des Landes und der Landkreise, die Städte und Ge-
meinden, die Wirtschafts- und Sozialpartner, die Wirt-
schaftsorganisationen, die Kammern, die Verbände, die
kirchlichen Einrichtungen, die Bildungseinrichtungen, die
wissenschaftlichen Institutionen und Hochschulen, die
Kultureinrichtungen, die Verbraucherschutzorganisationen,
die Wohlfahrtsverbände, die Banken und Sparkassen und
selbstverständlich auch die Medien.

Um alle Zielgruppen zu erreichen, ist die Einbeziehung von
Multiplikatoren unumgänglich. Mit eigenständigen Initiati-
ven, Veranstaltungen und Informationsangeboten unterstüt-
zen und ergänzen Multiplikatoren und Netzwerke die euro-
papolitische Öffentlichkeit der Landesregierung erheblich.
Wie gut dieses Zusammenwirken funktioniert, stellt alljähr-
lich die Europawoche unter Beweis. Sie bleibt weiterhin
ein Höhepunkt der europapolitischen Öffentlichkeitsarbeit
in Thüringen, gerade weil hier durch Veranstaltungen in
allen Teilen des Freistaats ein breiter Interessentenkreis
erreicht wird. Die Europawoche in Deutschland ist ein Ge-
meinschaftsprojekt der Länder mit der Vertretung der Euro-
päischen Kommission und dem Informationsbüro des Eu-
ropäischen Parlaments in Deutschland. Im Jahr 2002 fand
sie nun bereits zum achten Mal statt. Das Thüringer Pro-
gramm hat 75 Veranstaltungen umfasst. Inhaltliche Schwer-
punkte waren dieses Jahr einerseits die bevorstehende EU-
Erweiterung und andererseits Fragen zur Zukunft der EU,
wie sie im Rahmen des Konvents 2 diskutiert werden. Eine
Reihe von Veranstaltungen widmete sich der kulturellen
Vielfalt in Europa. In den zahlreichen Schulungsveranstal-
tungen stand im Mittelpunkt, Kenntnisse und Informatio-
nen zu den EU-Institutionen, den Mitgliedstaaten und den
Beitrittsländern zu vermitteln.

Ein Beispiel: Mit Unterstützung der französischen Bot-
schaft und Thüringer Sponsoren, wie z.B. der Sparkasse
und dem Kaufhaus Anger 1, war eine ganze Veranstal-
tungsreihe dem "Frühling mit Frankreich im Freistaat Thü-
ringen" gewidmet. Die Reihe hatte auch einen Ableger in
Nordthüringen mit dem "Französischen Frühling in Nord-
hausen", ein Beispiel dafür, wie lebendig und bürgernah
europapolitische Öffentlichkeitsarbeit gestaltet werden
kann.

Natürlich finden auch Europaveranstaltungen außerhalb
der Europawoche statt. Aber die Konzentration dieser viel-
seitigen Veranstaltungen in einer Woche hat sich bewährt,
weil sie die Wahrnehmung der europapolitischen Angebote
bei den Bürgern und bei den Medien verstärkt hat. Auch im
kommenden Jahr wird die Landesregierung mit Vereinen,
Kammern und Verbänden, aber auch mit den Vertretern der
Gemeinden und Städte, für Schulen und Hochschulen im
Vorfeld der Europawoche die aktuellen Schwerpunkte der
Europapolitik beraten und daraus Veranstaltungsideen ent-
wickeln, die in das Programm der Europawoche 2003 auf-
genommen werden sollen.

Nun zum Herzstück, dem Europäischen Informations-
zentrum in Thüringen, kurz EIZ: Im Zuge der Vernetzung
und Bündelung wird das Europäische Informationszentrum
Thüringen (EIZ) stehen, das wir mit Unterstützung der
Europäischen Kommission im Erfurter Haus Vaterland
einrichten werden. In Thüringen wird das zweite Informa-
tionszentrum in Deutschland entstehen. Nur Niedersachsen
war etwas schneller. Die Europäische Kommission unter-
stützt inhaltlich und finanziell dieses europaweite Netz-
werk der Info-Points-Europe (IPE). Bereits jetzt sind die
Info-Points-Europe bzw. die europäischen Informations-
zentren online mit sämtlichen europäischen Organen und
Einrichtungen verbunden. Den Bürgerinnen und Bürgern
stehen damit nicht nur die Printmedien der Europäischen
Kommission, des Europäischen Parlaments und des Mi-
nisterrats zur Verfügung, sie können darüber hinaus online
mit sämtlichen Dienststellen der Europäischen Union kom-
munizieren. Das EIZ wird Bestandteil des europaweiten
Netzwerks der Info-Points-Europe sein. Für Europafragen
aller Art soll das EIZ kompetenter Ansprechpartner werden
und folgende Leistungen anbieten:

- eine öffentlichkeitswirksame Präsentation und Publikation
von EU-Informationen sowie die Sammlung und Archi-
vierung zu speziellen EU-Themen,

- die Vorbereitung und Durchführung von EU-Informa-
tionsveranstaltungen und Öffentlichkeitskampagnen zu ein-
zelnen EU-Themen,

- die Koordinierung der Veranstaltungen zur jährlichen
Europawoche,

- die Vermittlung von Beratungsmöglichkeiten in EU-An-
gelegenheiten, insbesondere die Begleitung von Thürin-
ger EU-Projekten bei Vereinen, Verbänden und Kammern
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und schließlich

- eine intensive Beratung und Hilfe bei der Organisation
und Durchführung von EU-Informationsveranstaltungen
in allen Teilen Thüringens.

Das EIZ soll allen europapolitisch Aktiven und Interes-
sierten offen stehen. So wollen wir einen zentralen Anlauf-
punkt in Thüringen schaffen, der die europapolitischen In-
teressen und Sorgen, aber auch die Erwartungen der Thü-
ringerinnen und Thüringer an den europäischen Einigungs-
prozess aufnimmt und an die zuständigen Ansprechpartner
auf Landes-, auf Bundes- und auf Europaebene weiter-
leitet.

Daneben werden die bewährten und erfolgreichen Formen
der europapolitischen Öffentlichkeitsarbeit koordiniert und
abgestimmt fortgesetzt. Ein Spektrum, das von den Europa-
aktionen der Ressorts der Thüringer Landesregierung über
Informationsveranstaltungen und Ausstellungen, Unterneh-
merforen, Kulturveranstaltungen, Fachtagungen, Diskus-
sionsrunden, Aktionstagen und Info-Ständen bis hin zu ei-
nem umfangreichen Publikationsangebot reicht. Eine Viel-
zahl von Einzelmaßnahmen wird dieses Konzept unterset-
zen. Beispielhaft ist dabei an folgende Vorhaben gedacht,
die im Rahmen der jeweils zur Verfügung stehenden Haus-
haltsmittel vorbereitet und kurz- bis mittelfristig durchge-
führt werden sollen. Geplant ist eine Konferenz zum Thema
"Thüringen im Reformprozess und die Zukunft der Europä-
ischen Union". Im Rahmen der Multiplikatorenschulung
soll den Multiplikatoren und Mittlern aus dem Bereich der
Jugendarbeit ein Seminar zu aktuellen Themen des europä-
ischen Reformprozesses angeboten werden. Dieses Seminar
soll vom EIZ in Kooperation mit den Vertretungen der Eu-
ropäischen Kommission und des Europäischen Parlaments
in Berlin durchgeführt werden in enger Zusammenarbeit
mit den Europaverbänden in Thüringen wie z.B. dem Eu-
ropaforum Westthüringen und der europapolitischen Ju-
gendbildungs- und Jugendbegegnungsstätte in Weimar. Der
internationale Workshop zum Thema "Gewalt in den Me-
dien: Gegenstrategien vor dem Hintergrund der Erweite-
rung der Europäischen Union" hat nach dem Verbrechen
am Gutenberg-Gymnasium eine ganz neue Brisanz er-
halten. Er soll gemeinsam mit unseren Partnern in Polen,
Tschechien und Ungarn sowie mit Unterstützung des Bun-
desministeriums für Jugend und der Europäischen Kom-
mission stattfinden. Ein Workshop, der als Plattform für
den Dialog zwischen Vertretern von Familienverbänden,
Jugendorganisationen, Medienvertretern, Internetdienstleis-
tern, Repräsentanten von Kirchen sowie Staatsanwälten
und Jugendrichtern dienen soll.

Die internationale Konferenz "Die Zukunft von Tourismus
und Hotellerie vor dem Hintergrund der EU-Osterweite-
rung" wird im Rahmen des EU-Programms "InterReg III"
im April nächsten Jahres durchgeführt. Es werden dabei
rund 250 Hoteliers aus unseren Nachbarländern in Mit-
tel- und Osteuropa zu einem Erfahrungsaustausch und zu
einer Kooperationsbörse erwartet.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Landesregie-
rung will mit dem vorliegenden Konzept eine besondere
Anstoßwirkung erzielen, selbstverständlich und ohne jeden
Anspruch auf ein "Informationsmonopol". Die vielfältigen
eigenständigen Europaaktivitäten von Kommunen, Verbän-
den, Vereinen und den Akteuren der Zivilgesellschaft blei-
ben ein unverzichtbarer Bestandteil der Förderung des Eu-
ropagedankens in Thüringen. Carlo Schmid, einer der lei-
denschaftlichsten Europabefürworter und einer der heraus-
ragendsten Nachkriegspolitiker der SPD hat einmal gesagt:
"Wir alle irren, wenn wir glauben, wir könnten Europa
schaffen, indem wir es halb schaffen. Wenn Europa werden
soll, dann muss man aufs Ganze gehen, dann muss man Eu-
ropa zu einer ökonomischen, politischen und konstitu-
tionellen Einheit machen."

Ich, meine sehr verehrten Damen und Herren, füge hinzu:
Ohne eine breite Öffentlichkeitsarbeit, die ebenfalls aufs
Ganze geht, die die Europäische Union in ihrer Notwen-
digkeit für eine friedliche Zukunft in ihren Perspektiven
für Sicherheit und einen angemessenen Wohlstand, für
soziale Gerechtigkeit, für die Freiheit aller Europäer, für
die Achtung der Menschenrechte und der Menschenwürde
darstellt, werden wir Europa nicht schaffen können. Denn
die Idee eines geeinten Europas war immer auch eine Idee
der Bürgerinnen und Bürger. Politiker wie Adenauer, de
Gasperi, Jean Monnet, Helmut Kohl und andere haben mit
Realismus und Augenmaß zum Bau des gemeinsamen
Hauses "Europa" beigetragen. Sie wären dabei nicht so er-
folgreich gewesen, wenn diese Idee nicht von Menschen
mitgetragen worden wäre, und zwar mit Leidenschaft und
mit Engagement. Die Verantwortung, dass das geeinte
Europa gelingt, trifft uns alle: Deswegen bitte ich Sie, gehen
Sie mit uns aufs Ganze, unterstützen Sie die Landesregie-
rung nach Kräften bei der europapolitischen Öffentlich-
keitsarbeit! Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Herr Minister, würden Sie mir noch eine Frage beantwor-
ten sozusagen zu meiner Erleuchtung und auch für das
Protokoll? Es gibt in der Beschlussempfehlung, die wir
ja noch abstimmen müssen, einen Passus, in dem die Lan-
desregierung gebeten wird, dieses Konzept zur Weiterent-
wicklung der europäischen Öffentlichkeitsarbeit vorzu-
stellen. Kann ich davon ausgehen, dass Sie sozusagen in
einem besonderen Entgegenkommen uns gegenüber die-
ses erbetene Konzept jetzt schon gegeben haben, oder wol-
len Sie dann, nachdem die Beschlussempfehlung abge-
stimmt ist, noch einmal?

Gnauck, Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten und Chef der Staatskanzlei:

Frau Präsidentin, ich bin immer dafür dankbar, wenn ich
zur Erinnerung und Erleuchtung beitragen darf. Ich inter-
pretiere gern Beschlüsse und Beschlussempfehlungen aus
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Landtagsausschüssen. Die Beschlussempfehlung, die Ihnen
vorliegt, hat zwei Teile, einen bereits beschlossenen Teil
und einen bereits ergänzten Teil. Daraus erklärt sich, dass
ich jetzt eine Verpflichtung erfüllt habe, die bereits vor der
heutigen Plenarsitzung bestanden hat. Insofern waren wir
nicht - wie immer - unserer Zeit voraus, sondern setzten nur
einen bereits gefassten Beschluss um.

Vizepräsidentin Ellenberger:

Sie setzen ihn um und wollen aber dann noch einmal zu
Wort kommen?

Gnauck, Minister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten und Chef der Staatskanzlei:

Ich behalte mir das vor, wie das immer nach der Geschäfts-
ordnung möglich ist, dass ich mich dann noch einmal zu
Wort melde.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Ellenberger:

Ja, gut, das steht Ihnen selbstverständlich zu. Aber Sie
werden doch verstehen, dass ich hier ein bisschen Klarheit
schaffen muss, weil ich gehört habe, dass es andere Ab-
sprachen gegeben hat. Das musste ich jetzt vorher erst
einmal klären.

Dann machen wir in der Aussprache weiter. Ich bitte
Herrn Dr. Botz ans Rednerpult.

Abgeordneter Dr. Botz, SPD:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
zuerst möchte ich zu dem sprechen, was der Herr Minister
uns hier vorgestellt hat, und dann noch auf einige Teile der
Beschlussempfehlung eingehen.

Zuerst zur Weiterentwicklung der europapolitischen Öffent-
lichkeitsarbeit der Landesregierung: Öffentlichkeitsarbeit
in EU-Angelegenheiten gehört auch für die Bundesländer
zur Pflichtaufgabe und nicht nur zur Kür, wie man ab und
zu den Eindruck haben kann. Das ergibt sich schlicht und
einfach aus den EG- und aus den neueren, jüngeren EU-
Verträgen, in denen sich die Mitgliedsstaaten verpflichtet
haben, ihren Bürgern und Institutionen gegenüber die sich
aus den Verträgen ergebenden Konsequenzen zu erläutern,
zu erklären und ihnen nahe zu legen. Dazu gehört, dass
neben den Rechten auch die Pflichten, neben den Belastun-
gen auch die Vorteile, die sich aus dem Integrationsprozess
ergeben, öffentlich verbreitet und erläutert werden. Für
Deutschland heißt das als Mitgliedsstaat, neben dem Bund
sind im Zusammenhang mit unserem föderalen Staatsauf-
bau auch die jeweiligen Länderregierungen in der Pflicht.
So weit zur Sachlage.

Natürlich kann man erwarten, dass ein Minister für Bundes-
und Europaangelegenheiten, wie eben geschehen, sich die-
ser Pflicht als Erster stellt. Das, erlaube ich mir hier an-
zufügen, ist auch von der Reihenfolge hier auf jeden Fall,
so schätze ich das jedenfalls ein, die richtige gewesen, dass
der Minister diesen Punkt, den man auch von ihm erwartet
hat, jetzt hier vorgestellt hat. Aber dabei darf es nicht blei-
ben. Da möchte ich auch mit einer Kritik beginnen.

Eine Landesregierung, die allein schon über vier Minister
verfügt, die direkt oder indirekt in der Funktion von Fonds-
verwaltern der Europäischen Strukturfonds sind, muss auch
in diesem Aufgabenbereich zum Mannschaftsspiel über-
gehen. Wenn ich mich da hier so umschaue, dann bin ich ja
froh, dass zwei wichtige Ministerien, die ich jetzt hier mit
gemeint habe, ja vertreten sind.

(Zwischenruf Dr. Pietzsch, Minister für So-
ziales, Familie und Gesundheit:  Schauen Sie
in Ihre Fraktion, da sehe ich auch nicht viele.)

Ich spreche von einer Landesregierung,

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU)

schauen Sie sich die Tagesordnung an, hier geht es um die
Weiterentwicklung der europäischen Öffentlichkeitsarbeit
der Landesregierung. Insgesamt möchte ich einmal sagen,
dass ich schon einigermaßen froh bin, wenn ich mir das
insgesamt anschaue. Wir haben da schon Schlechteres
erlebt. Deswegen wollte ich auch zu einer Kritik gegen-
über dem gesamten Hause jetzt gar nicht ausholen. Ich
bin angesichts des Zeitpunkts, in dem wir uns jetzt in
beiden Plenartagungen befinden, dankbar dafür, dass re-
lativ viele Kollegen sich die Zeit nehmen.

(Beifall bei der PDS)

Lassen Sie mich fortfahren. Es darf trotzdem nicht dabei
bleiben - und das fassen Sie doch bitte einmal als eine nach
vorn gerichtete fruchtbare Kritik auf -, dass natürlich nicht
nur in erster Linie der zuständige Minister, sondern auch
andere eventuell hier in der Debatte dann das Wort er-
greifen, das kann ja auch noch passieren, wir würden uns
freuen.

Der Integrationsprozess hat inzwischen, weil die Mit-
gliedsstaaten es so wollten, viele Politikbereiche erfasst.
Da ich das eingeschoben habe, weil die Mitgliedsstaaten
das wollten, für uns in Deutschland heißt das ja seit vie-
len Jahrzehnten, dass die Bundesländerkammer immer mit
überragender Mehrheit, sehr oft in Einstimmigkeit, die-
sen Willen der nationalen Mitgliedsstaaten untersetzt hat.
Das heißt, es drückt sich darin aus, dass es so viele Poli-
tikbereiche schon sind, in denen wir miteinander integriert
umgehen innerhalb der Europäischen Union. Das ist auch
ein Ausdruck der Willensbildung der Bundesländer, und
zwar auch über Jahrzehnte. Die politischen Akteure in die-
sen Bereichen stehen in der Pflicht, auch ihren Teil zur
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Öffentlichkeitsarbeit beizutragen. Dort, wo es Kritik an eu-
ropäischen Entscheidungen gibt - das darf ich hier frak-
tionsübergreifend einmal zum Ausdruck bringen, ich hoffe,
damit können Sie leben, ich kann meine Partei jedenfalls
weder auf Landes- noch auf Kommunal- und Bundesebene
irgendwann historisch rückschauend ausnehmen -, kommt
das häufiger in der Öffentlichkeit zum Tragen. Das ist
letzten Endes auch gut so, weil kritikwürdige Zustände na-
türlich stark beleuchtet werden müssen. Dort, wo es Nut-
zen und Vorteile gibt, ist das nicht immer ganz so stark. Da-
rauf komme ich auch noch einmal zurück.

Dabei geht es meines Erachtens nicht in erster Linie da-
rum, Bürger von einer Idee zu begeistern, das hört man sehr
oft aus unseren Reihen. Ich glaube nicht, dass es in ers-
ter Linie um Begeisterung geht. Ich finde diese Begeis-
terung auch sehr selten vor Ort vor. Auch bei Bürgerin-
nen und Bürgern, die sich seit vielen Jahren mit Europa in-
tensiv beschäftigen, hält sich die Begeisterung in Gren-
zen. Das hat auch gute Gründe. Der Herr Minister hat das
im ersten Teil seines Betrags noch einmal begründet und
analysiert. Es geht eigentlich darum, den nüchternen Abwä-
gungsprozess, den die großen Parteien Deutschlands bisher
immer in großer Übereinstimmung vollzogen haben, auch
für die Bürger besser nachvollziehbar und auch verständ-
licher darzustellen. Das Ergebnis dieses Bemühens, das,
so sehe ich das, unser gemeinsames Bemühen ist, ist auch
relativ selten Begeisterung. Aber eine gewisse Anerken-
nung und nüchternes Erfassen, das sich Hineinfügen auch
in Realitäten, selbst das kann sehr hilfreich sein.

Es ist sehr wichtig, dass wir -  da die Nation und die natio-
nalen Ebenen sich immer sehr stark und auch öffentlich
wahrnehmbar zu europapolitischen Fragen äußern als Re-
gion, hier also als Länderkammer - uns stärker in diesen be-
gonnenen Integrationsprozess einfügen und einbringen.
Das ist allerdings schwierig und bringt seltener Beifall
vom oft unzureichend informierten Publikum. Aber es ist
unsere Pflicht, in der wir stehen und der wir uns auf Dauer
auch stellen müssen, wenn wir als Politiker glaubwürdig
bleiben wollen.

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, lassen Sie
mich das vielleicht einmal überspitzt sagen, aber davon bin
ich überzeugt: Jeder Politiker ist, unabhängig auf welcher
Ebene er arbeitet, vom Kommunalpolitiker bis hin zum
Europaabgeordneten, letzten Endes ein Europapolitiker.
Ich will das auch noch einmal unterstreichen. Wenn wir,
viele von uns hatten dazu schon Gelegenheit, mit Politi-
kern aus den Vereinigten Staaten von Amerika zusam-
mentreffen, ob das nun in den USA oder ab und zu auch
hier in Europa, in Thüringen, der Fall ist, wir haben ja häu-
figer diese Gelegenheit, dann werden Sie nie auf irgend-
einen Politiker der kommunalen, der einzelstaatlichen Ebe-
ne der Vereinigten Staaten von Amerika treffen, der auch
nur ansatzweise Ihnen gegenüber bezweifeln oder klarstel-
len würde, dass er nur der oder der Politiker in den Verei-
nigten Staaten von Amerika ist, sondern er lässt sich auf je-
der Ebene selbstverständlich als Politiker der Vereinig-

ten Staaten von Amerika ansprechen. Ohne dem Modell
der Vereinigten Staaten von Amerika irgendwie hinter-
her rennen zu wollen, hinsichtlich des Selbstverständnisses
dessen, was man ist und woran man arbeitet, würde ich
das auch uns, damit meine ich jetzt nicht nur die Anwe-
senden in diesem Hause, sondern alle, die zeitlich befristet
in politischer Verantwortung stehen, nahe legen, sich das
vielleicht auch stärker zu verinnerlichen.

Nun noch einige Bemerkungen zur Beschlussempfehlung.
Natürlich begrüßen wir in der SPD-Landtagsfraktion vom
Grundsatz her europapolitische Aktivitäten der Landes-
regierung. Ob diese nun als umfassend eingeschätzt wer-
den, wie es hier im Antrag klingt, oder nicht - ich möchte
damit nicht allzu viel Zeit verschwenden. Die Damen und
Herren in der Mitte des Hauses werden eher geneigt sein,
zu sagen, ja, das sind umfassende europapolitische Akti-
vitäten. Ich freue mich über die Bemerkung des Herrn
Ministers, der ja selber darauf hingewiesen hat, dass es
noch Reserven, mögliche Verstärkungen von Synergie-
effekten gibt. Niemand ist so gut - das erlaube ich mir hier
ganz klar zu sagen -, dass er auch in der 2. Legislaturperio-
de nicht auf diesem Gebiet noch besser werden könnte.
Aber ich habe keine Lust, mich über diesen Begriff um-
fassend zu streiten. Ich denke, dass es grundsätzlich gut ist,
dass es diese Vielzahl europapolitischer Aktivitäten gibt,
die auch der Minister aufgezählt hat. Ich erspare mir, noch
einmal im Detail darauf einzugehen.

Der europäische Integrationsprozess braucht eine aktive
Mitgestaltung aus der regionalen Ebene heraus, unterhalb
der nach wie vor dominierenden nationalen Ebene. Dass
das im Interesse des Föderalismus geschieht, ist selbstver-
ständlich. Die Orientierung am Prinzip der Subsidiarität, die
in der Beschlussvorlage ausdrücklich auftaucht, hat natür-
lich auch zwei Seiten. Die eine betonen wir hier von der
Ebene des Landes aus berechtigt sehr oft und sehr laut und
das ist auch unsere Verantwortung und der möchte ich
mich mit meiner Fraktion selbstverständlich inhaltlich an-
schließen. Dabei geht es darum, dass wir alle die Über-
zeugung teilen, dass auf unterer politischer Ebene besser
und bürgernäher entschieden werden kann und deshalb
alles, was dort entschieden werden kann, auch dort ent-
schieden werden sollte, um mit einfachen deutschen Wor-
ten noch einmal diesen schwierigen Begriff der Subsi-
diarität kurz zu umreißen.

Im Umkehrschluss, meine Damen und Herren, und auch
das will ich an der Stelle noch einmal zum Ausdruck brin-
gen, muss man auch sagen, dass die Dinge, die besser ge-
meinschaftlich geregelt werden, natürlich auch als solche
dargestellt werden müssen. Auch wenn sie oft so selbst-
verständlich sind, müssen wir in dieser Verantwortung, die
ich eingangs beschrieben habe, auch den Umkehrschluss in
der europäischen Öffentlichkeitsarbeit unseren Bürgern
gegenüber - auch wenn es schwieriger ist, wenn es mehr
Kraft kostet - stärker ausführen. Wir als Landtagsabge-
ordnete oder Sie in der Exekutive stehen natürlich auch
in dieser Verantwortung.
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Allzu oft beugt man sich in Brüssel und in Berlin auch als
Landespolitiker diesen gemeinschaftlichen Notwendigkei-
ten, lässt es dann aber zu Hause an Kraft und Ausdauer
fehlen, auch diese einer zweifelnden Bürgerschaft nahe zu
bringen. Es ist natürlich viel leichter, meine Damen und
Herren, das wissen wir alle, wenn wir ehrlich sind, auf
eine ferne Eurokratie in Brüssel einzuprügeln, und zwar un-
abhängig davon, ob diese Fehlleistungen erbracht hat oder
nicht. Dass sie regelmäßig Fehlleistungen aus unserer Sicht
erbringt, ist unstrittig. Das will ich hier ausdrücklich noch
einmal erwähnen. Ich brauche auch die ganzen Beispiele,
einige davon wurden kurz angerissen, nicht noch einmal
aufzählen, um diesen Beitrag nicht zu lange auszudehnen.

Lassen Sie mich, verehrte Kollegen aus der CDU, aber
noch auf einen Punkt kommen, der im Entschlussantrag
zum Ausdruck kommt, über den wir uns freuen, den wir
nachdrücklich unterstützen, und zwar geht es hier um die
Einbeziehung der zivilgesellschaftlichen Kräfte in die lau-
fenden öffentlichen Debatten zur Zukunft der Europäischen
Union. Meine Damen und Herren in der CDU, Sie müssen
sich natürlich klar darüber sein, dass mit ernsthaften Be-
mühungen auf diesem Wege genau diejenigen Teile der
Bürgerschaft Thüringens zur stärkeren Teilhabe aufgefor-
dert werden und die werden sich auch dazu aufgefordert
fühlen, die das zurzeit auch auf anderen Gebieten tun. Es
geht, genauer gesagt, um die 100.000 Bürger, die sich mit
ihrer Unterschrift für eine Verstärkung des Verfassungsele-
ments Volksbegehren in Thüringen eindeutig geäußert ha-
ben. Diese Klientel wird auf eine solche Beschlussvorlage,
sich in den Meinungsbildungsprozess in Europa stärker
einzubringen, sich auch am stärksten ansprechen lassen.

An dieser Stelle möchte ich Sie noch einmal darauf hin-
weisen, dass man auf der einen politischen Ebene dem
Bürger nicht etwas versagen sollte, wozu man sie auf einer
anderen politischen Ebene, weil es ganz einfach erst einmal
schneller ausgesprochen ist und besser klingt, auffordert.

Abschließend noch zu dem Teil, den wir hier in der Be-
schlussvorlage sozusagen im eigenen Interesse als Ab-
geordnete dieses Hauses mit Blick auf die kommenden
Verstärkungen unserer eigenen europapolitischen Öffent-
lichkeitsarbeit zum Ausdruck bringen. Wir stimmen prinzi-
piell zu. Ich gestatte mir noch eine Erläuterung, auch wenn
das eine persönliche ist, das geht sicher auch etwas auf mei-
ne älteren Erfahrungen zurück. Ich sage es einmal aus-
drücklich, ich habe nach wie vor, und bitte das wirklich
vielleicht in Zukunft etwas zu bedenken, Probleme mit die-
ser Art und Weise des Vorgehens, Europa in eine Woche
zu packen und veranstaltungsmäßig und deklarativ in einer
Woche während eines Jahres sozusagen dem Bürger näher
zu bringen. Das sind redliche Bemühungen. Wir erreichen
damit durchaus auch etwas, aber dieses Verfahren, meine
Damen und Herren, stammt aus einer Zeit, in der Europa in
Stagnation war. Wir sind viel weiter. Wir haben nicht nur
den Euro in der Tasche, wir sind zeitlich und thematisch
dort angelangt, wo Europa allgegenwärtig ist. Wir brau-
chen dazu nicht eine Woche, wir können derartige Veran-

staltungen und Bemühungen auch als Parlament fast an
jedem Tag oder auch in jeder Woche unserer parlamenta-
rischen Aktivitäten ansetzen. Zur Beteiligung von Schul-
klassen, die wir ausdrücklich auch angesichts der Debatte
des heutigen Tages unterstützen, möchte ich nur noch eine
Anmerkung machen. Unsere Erfahrung ist, wenn man da
möglichst breit und schnell in die Fläche kommen will, ist
man mit wenigen Klassen vielleicht, die man zu so einem
Tag einladen kann, nicht allzu gut beraten. Vielleicht kön-
nen wir bei den Detailüberlegungen dann zukünftig da-
rüber nachdenken, Gruppen von Schülern aus mehreren
Klassen, hoffentlich breiträumig verteilt über den Freistaat,
zu solchen Debatten hierher zu holen und sie sozusagen als
Multiplikatoren, als kleine Botschafter angeregt, wieder
zurückzuschicken in ihre Schulen, um dort etwas auszu-
lösen. Aber das nur als Anregung.

Einen letzten Vorschlag möchte ich Ihnen noch machen,
meine Damen und Herren, zu den Parlamentspartnerschaf-
ten, zu denen wir hier eine Aussage treffen, dass wir sie ak-
tiv weiterführen wollen, eventuell ergänzen wollen. Wir
wissen alle, dass Geld auch für dieses Parlament knapper
wird und dass es uns schwer fallen wird, zu weiteren regio-
nalen oder auch nationalen Parlamenten Kontakte aufrecht-
zuerhalten oder neu aufzunehmen. Das hat letzten Endes,
da müssen wir ehrlich sein, etwas mit dem Status von Par-
lamentariern zu tun. Die kann man nicht überall unterbrin-
gen, die muss man statusgemäß, so wie wir das bei uns ja
auch erwarten, immer mit etwas höherem finanziellen Auf-
wand natürlich begleiten. Vielleicht greifen Sie, verehrte
Kollegen einen Vorschlag meinerseits einmal auf. Wir ha-
ben eine sehr gute Tradition hier, die manchmal belächelt
wird, die aber sehr sinnvoll ist, die Tradition der parlamen-
tarischen Abende. Warum sollten wir nicht mit einem Teil
von finanzieller Unterstützung aus dem Parlament her-
aus diejenigen, die diese parlamentarischen Abende für uns
und mit uns hier ausrichten, auffordern, ladet doch ihr als
Branche, ihr als Verband, ihr als Interessenvertretung den
einen oder anderen Freund oder Kollegen aus einem ande-
ren Mitgliedsstaat, vergleichbare Branche, vergleichbare In-
teressengruppen, vielleicht auch aus einem beitrittswilligen
Staat, mit zu einem solchen Abend ein, damit eben die All-
gegenwärtigkeit Europas auch personell besser vertreten ist
und damit wir nicht nur in Worten, sondern auch in Taten
europäische Öffentlichkeitsarbeit auch für uns alle emotio-
nal vielleicht tiefer gehend in Zukunft ausgestalten können.
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Als Nächste hat das Wort Frau Abgeordnete Sedlacik,
PDS-Fraktion.
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Abgeordnete Sedlacik, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, mein Frak-
tionskollege, der Abgeordnete Dr. Koch, hat sich bereits
am 12. August 2001 in der Aussprache zur Großen Anfrage
der CDU-Fraktion und der Antwort der Landesregierung
zum Thema "Anstehende europäische Herausforderungen"
zum Antrag geäußert. Er kündigte damals an, dass er die-
sem Antrag nicht zustimmen werde,

(Zwischenruf Abg. Groß, CDU: So was.)

weil er zwar harmlos und weit gehend unschädlich sei, im
Übrigen aber nicht geeignet sei, die Landesregierung zu
veranlassen, ein stärkeres europäisches, europapolitisches
Profil zu zeigen. Diese damalige Feststellung möchte ich er-
gänzen. Den in der Beschlussempfehlung vorgesehenen
Maßnahmen europapolitischer Öffentlichkeitsarbeit des
Landtags könnte meine Fraktion zustimmen, stünden nur
diese zur Abstimmung. Wie heißt es denn im ersten Ab-
schnitt der Beschlussempfehlung, ich zitiere wörtlich: "Der
Landtag begrüßt die umfassenden europäischen Aktivi-
täten der Landesregierung als wichtigen Beitrag zur Mitge-
staltung des europäischen Integrationsprozesses. Er un-
terstützt die Bestrebung der Landesregierung zur Fortent-
wicklung des europäischen Vertragswerks im Interesse ei-
ner am Föderalismus und am Subsidiaritätsprinzip orientier-
ten Landespolitik." Meine Fraktion wird weder die um-
fassenden europäischen Aktivitäten der Landesregierung
begrüßen, noch die Bestrebung der Landesregierung zur
Fortentwicklung des europäischen Vertragswerks unter-
stützen. Dies widerspräche nämlich unserem Verständnis
von der Rolle der Opposition in einer parlamentarischen
Demokratie.

(Zwischenruf Abg. Groß, CDU:
Gleiches Prinzip dagegen.)

Wir verstehen unsere Aufgabe, hören Sie gut zu, Frau
Groß, als Opposition darin, die Landesregierung zu kon-
trollieren und gegebenenfalls alternative Handlungsvor-
schläge zu machen. Selbstverständlich machen wir uns
nicht zu bezahlten Beifallsklatschern der Landesregierung.

(Unruhe bei der CDU)

Deshalb wird sich meine Fraktion mehrheitlich bei der
Abstimmung des Entschließungsantrags enthalten. Das
heißt aber nicht, dass wir uns über unsere europapoliti-
schen Vorstellungen nicht an den Prinzipien des Föde-
ralismus und der Subsidiarität orientieren. Allerdings wären
die Bestrebungen der Landesregierung zur Fortentwicklung
des europäischen Vertragswerks ungenügend, wenn sie
sich darauf beschränkten, die Ausdehnung der Politik der
EU auf Kosten von Länderkompetenzen zu verhindern
bzw. rückgängig zu machen. Für uns ist der Ausbau der
demokratischen Grundlagen der Union entscheidend. Das
heißt zum einen eine Parlamentarisierung der EU-Entschei-
dungsverfahren zu anderen Formen und Möglichkeiten

der politischen Einflussnahme von unten durch die Institu-
tionalisierung von Referenten zu wichtigen Fragen der EU-
Ebene und durch den Ausbau von Beteiligungsrechten von
nicht Regierungsorganisationen. Daneben allerdings müs-
sen Entscheidungsbereiche auch auf nationaler, regionaler
und lokaler Ebene verbleiben, weil bekanntlich die demo-
kratischen Einflussmöglichkeiten des Individuums vor Ort
meist noch am größten sind. Insoweit hat das Postulat eines
Europa der Regionen für uns einen demokratischen Sinn-
gehalt.

Meine Damen und Herren, der Landtag sollte sich nicht nur
für seine eigene Parlamentspartnerschaft im zukünftigen
EU-Beitrittsland Litauen zuständig fühlen, sondern sich
verstärkt um die Zusammenarbeit mit den bestehenden
Thüringer Partnerregionen Picardie in Frankreich und
Essex in Großbritannien kümmern. Das Land Thüringen
sollte sich aber im Interesse der Förderung des Verständ-
nisses für die Arbeit mit den Partnerregionen als Teil der
Arbeit in der EU und der Entwicklung stabiler Kontakte,
auch bei wirtschaftlichen Aktivitäten, wieder mehr für die
bestehenden Partnerregionen interessieren. Das muss nicht
unbedingt mehr Geld kosten. Als Kommunal- und Landes-
politikerin meine ich, dass es vor allem wichtig ist, sich
überhaupt mit der europäischen Dimension von Kommu-
nalpolitik zu befassen. Wie erleben unsere Bürger in den
Kommunen die EU? Einerseits verstehe ich, dass die Be-
völkerung weit verbreitetes Desinteresse zeigt, Skepsis,
das Misstrauen gegenüber euopäischer Politik, der euro-
päischen Integration und den europäischen Institutionen.
Wenn ich einmal verkürzt von Europapolitik sprechen darf,
so ist sie nicht nur in der Sicht vieler Menschen, sondern
auch real von einem Verlust strategischer Orientierung, von
Bürokratie, Bürgerferne und Demokratiedefiziten gekenn-
zeichnet. Der Beitritt der Mittel- und Osteuropäischen Staa-
ten zur EU hat zweifelsohne eine historische Dimension.
Er wird meiner Meinung nach jedoch eher buchhalterisch,
ohne Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger betrieben.
Das Ziel eines freien wirtschaftlichen Wettbewerbs domi-
niert eindeutig über soziale, kulturelle, ökologische, demo-
kratische Belange. Die Auseinandersetzung um die Leis-
tungen der Daseinsfürsorge ist dafür ein konkretes und be-
redtes Beispiel. Ich glaube jedoch, dass viele Menschen die
Wasser- und Abwasserpreise, die Qualität des öffentlichen
Personenverkehrs oder auch die Angriffe auf das Spar-
kassensystem ganz und gar nicht als solche Verbesserung
erfahren haben. Dass Deregulierung und Privatisierung
zudem in den meisten Fällen auch mit der Gefährdung von
Arbeitsplätzen, tariflicher Bezahlung und kommunaler Ge-
staltungsmöglichkeiten einhergehen, ist zumindest den Be-
troffenen bekannt. Dies sind Gründe, die nach meiner Über-
zeugung Gleichgültigkeit und Ablehnung gegenüber der
EU und der europäischen Integration in Deutschland ge-
nährt haben. Wie immer man zur EU stehen mag, Passi-
vität und Gleichgültigkeit sind die falsche Antwort, denn
Europa ist eine machtvolle, kommunale und alltägliche
Realität. Wir sind von europäischer Politik umfassend be-
troffen, zumindest unter diesem Gesichtspunkt sind wir gut
beraten, uns unsererseits auch um sie zu kümmern, uns
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zu informieren und wo immer es möglich ist, selbst Ein-
fluss zu nehmen. Gegenwärtig ist der vorgeschlagene Ent-
schließungsantrag für mich schon wieder ein Stück Papier.
Ich hoffe, dass das nicht so bleibt. Ich will das auch begrün-
den. Denn wenn es konkret wird und ich mich als Lan-
despolitikerin und als Frau weiterbilden will, wie zu der
kürzlich angekündigten Fachtagung unter dem Thema "Po-
litische Partizipation von Frauen im europäischen Kontext"
in der Thüringer Staatskanzlei, bekomme ich die Antwort,
ich zitiere: "Aufgrund der Sperrung der Haushaltsmittel
für die Universität Erfurt müssen wir bedauerlicherweise
die Veranstaltung absagen." Absender: Landeszentrale für
politische Bildung. Die interessierten Frauen Thüringens
werden also ein Jahr auf ihre Weiterbildung warten müs-
sen. So hat uns das Leben wieder eingeholt. Also, nutzen
wir doch wenigstens unseren bevorstehenden Urlaub, um
uns für Europa fit zu machen. Wer nicht verreisen will oder
verreisen kann, dem bleibt ja, wie wir heute hörten von
unserem Minister Herrn Gnauck, immer noch das Internet.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Lieberknecht:

So, das Wort hat jetzt der Abgeordnete Bergemann,
CDU-Fraktion.

Abgeordneter Bergemann, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Herr Kollege Botz, das ist so wie im Eiskunstlaufen, da ist
die Pflicht vorgeschrieben, die muss man durchführen, aber
die Kür, die bleibt den Aktiven individuell vorbehalten.
Für die Kür, die die Landesregierung heute hier geboten
hat, herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS:
Das war ja ganz neu.)

Europäische Demokratie setzt auch europäische Öffent-
lichkeit voraus. Frau Kollegin Sedlacik, es ist klar, Sie
sind ja noch recht jung dabei. Ich hoffe, dass die PDS in-
zwischen die Frage des Nachrückens im Ausschuss für
Bundes- und Europaangelegenheiten nach Monaten geklärt
hat. Das zeigt auch das Europaverständnis in der Fraktion,
dass man über Wochen nicht in der Lage ist, irgendeinen
Menschen zu benennen. Aber Sie sind noch jung dabei,
deshalb nehme ich Ihnen das überhaupt nicht übel. Zu dem,
was Sie vorgetragen haben, empfehle ich Ihnen mal in der
Urlaubszeit, beschäftigen Sie sich mit der Charta der
Grundrechte der Europäischen Union, da stehen all die
Dinge drin, die Sie jetzt einmal so aufgezählt haben, die
von Ihnen verlangt werden. Es wäre vielleicht eine sinn-
volle Lektüre für die Urlaubszeit. Dass die PDS noch nie
eine Europapartei war im Gegensatz zur Union, das brau-
che ich, glaube ich, hier überhaupt nicht zu erwähnen.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Nitzpon, PDS: Ärgern
Sie uns nicht, dann beantrage ich nament-
liche Abstimmung.)

Das können Sie gern tun, Frau Nitzpon.

Ausgangspunkt der ganzen Diskussionen war tatsächlich
die Drucksache 3/1825 zu den anstehenden europapoli-
tischen Herausforderungen. Ich kann mich nicht erinnern,
wenn man mal in die Legislaturen zurückschaut, dass je-
mals seit 1990 europapolitisch eine solch umfassende Dis-
kussion in einer Legislaturperiode stattgefunden hat, mit
einer Großen Anfrage, die flächendeckend solche Themen
aufgreift, die wir heute diskutieren, die wir auch in der
Drucksache 3/1878 diskutiert haben, die Landesregierung
hat Regierungserklärungen abgegeben. Wir haben Europa
ein ganzes Stück vorangebracht, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Nun reden und behaupten natürlich tatsächlich alle Men-
schen, die mehr oder weniger mit Europa etwas zu tun
haben, wir müssen die Bürgerinnen und Bürger mitnehmen
nach Europa. Mit markigen Worten allein ist das aller-
dings nicht gemacht, denn angesichts der wachsenden Dy-
namik und auch der Komplexität in diesem europäischen
Prozess, das ist heute von den Vorrednern angesprochen
worden, ist schon der direkte Einfluss, der in Brüssel ge-
troffen wird, der sich auf Landes- und auf Kommunal-
ebene bis unten durchzieht, Herr Dr. Botz, völlig klar, der
wird stärker beim Bürger spürbar und erregt beim Bürger
natürlich auch immer mehr Unwohlsein und Ärgernis und
Unzufriedenheit. Das ist durchaus richtig, das haben wir
auch hier debattiert. Der Minister hat ja vorhin einmal so
ein paar Prozentzahlen genannt, die ja auch zu denken ge-
ben. Es passt da ganz gut rein, wenn man die ganz aktu-
ellen Prozentzahlen zur EU-Erweiterung nimmt. Da ist
es schon ein bisschen erstaunlich, dass 43 Prozent zur EU-
Erweiterung Ja sagen, 34 Prozent sagen Nein und 23 Pro-
zent sagen, das interessiert mich überhaupt nicht. Das ist
schon alarmierend, wo wir eigentlich darauf achten müssen,
dass wir in diesem Kontext auch insgesamt ein Stückchen
weiter vorankommen, denn die auch vom Minister ange-
sprochene Strategie der Landesregierung zu Beginn der
Legislatur, genau über diese Herausforderungen, über diese
Jahre hinweg, ist ja nicht festgeschrieben. Wenn man heu-
te sagt, Sie haben es angesprochen und auch Frau Sedla-
cik umfassend äußert, das kann sie nicht mittragen und
wir würden das etwas zu steif sehen, man müsste das ein
bisschen ausweiten, nur die Europawoche ist zu wenig. Da
kann ich eigentlich immer nur sagen, es stimmt nicht.
Die Europawoche ist ein einziger Teil, ein Teil der kom-
primiert die Aktivitäten zu Europa, da gehen wir in Schu-
len, in Verbände, sprechen mit jungen Menschen, aber über
das ganze Jahr, ob die Europäische Union, ob die Europä-
ische Bewegung, Europa findet doch tatsächlich über das
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Jahr hinweg statt, ob in Foren, ob in den Fraktionen. Ich
bin schon froh, die Minister sitzen ja hier und weil Sie es
angesprochen haben, ressortübergreifend, dafür koordiniert
die Staatskanzlei die Europafragen. Das ist völlig klar, das
wissen Sie ganz genau, wie die Geschäftsordnung der Lan-
desregierung geht, da braucht man keine Bedenken haben,
dass das nicht funktioniert. Denn ich glaube, die Konzep-
te, auch was wir heute gehört haben, das ist ein Blick nach
vorn, der aber natürlich nie und nimmer den Anspruch für
sich nehmen kann, dass er nicht fortgeschrieben werden
kann. Das ist überhaupt keine Frage. Das Konzept wird auf-
bereitet, fortgeschrieben und natürlich auch je nach Situa-
tion, wie die Lage sich weiterentwickeln wird. Wir wissen
doch ganz genau, der Konvent tagt und da wird es weiter-
hin zu entscheidenden Fragen kommen, wie können wir
uns einbringen, wie können die Bürger sich einbringen. Es
ist über das Internet gesprochen worden, das ist sehr rich-
tig, aber richtig ist auch, dass es einen großen Teil von Bür-
gern gibt in Europa, die haben keinen Internetanschluss,
die praktisch an dieser Diskussion öffentlich gar nicht teil-
nehmen können, sich einbringen können in die Zukunft Eu-
ropas. Das bedeutet ganz klar, wir müssen auch hier nach
Wegen suchen, wie man denn nach Möglichkeit den Dia-
log mit den Menschen in Europa, in Thüringen und na-
türlich auch letztendlich in Deutschland vorantreiben kann.

Vielleicht zum Schluss noch, weil ich auf den Inhalt eigent-
lich nicht näher eingehen muss, die PDS hat sich dazu
geäußert, Frau Sedlacik hat gesagt, sie kann das nicht mit-
tragen, weil ihnen die umfassende europäische Aktivität
und Sie haben es Lobhudelei genannt, kann ich natürlich
von Ihrer Seite verstehen, es ist immer ärgerlich, wenn
man merkt, dass eine Landesregierung erfolgreich in dem
Punkt arbeitet, erfolgreicher als Länder in den neuen Bun-
desländern, die nicht von der Union regiert werden, das ist
völlig klar. Aber Herr Kollege Botz hat ja richtigerweise
auch signalisiert für seine Fraktion, dass er den Beschluss
mitträgt. Ich glaube, den einen Punkt, den Sie angespro-
chen haben, was die regionalen Partnerschaften anbelangt,
wir konzentrieren uns überhaupt nicht nur auf Litauen,
das ist nicht richtig. Wenn Sie den Antrag, wenn Sie die
Beschlussempfehlung in Punkt 3 lesen und den ersten An-
trag im dritten Absatz lesen, da steht ganz klar drin, dass
wir zu allen Regionen, die wir haben, bilateral die Kontakte
ausbauen und pflegen werden, nicht nur zu Litauen, son-
dern zu allen regionalen Partnerschaften und auch zu
denen, die sich neu gründen werden, wo wir immer be-
strebt sind, auch im Rahmen von europäischen Förder-
programmen, wo sich bestimmte Regionen zusammen-
schließen müssen, diesen Weg weiterhin mit zu beschrei-
ten.

Meine Damen und Herren, weil der Ausschuss für Bundes-
und Europaangelegenheiten in der Vergangenheit eine für
meine Begriffe, zumindest in den letzten zweieinhalb
Jahren, gute Europapolitik gemacht und Themen aufge-
griffen hat und sich geäußert und mitgeredet hat zu den
Dingen - wir haben Entschließungen getroffen, die im Bun-
desrat sehr hilfreich gewesen sind für Thüringen, deshalb

glaube ich, ganz einfach, dass wir am Ende unserer Debatte
in diesen Schwerpunktaktivitäten natürlich in der Öffent-
lichkeitsarbeit für uns als Landtag aktiver werden müssen.
Dafür sind Konzepte, von der einen Seite  durch die Regie-
rung, Konzepte von uns, da kann man über Dinge, die
Dr. Botz gesagt hat, durchaus nachdenken, das halte ich
auch in vielen Punkten für uns als Parlament durchaus an-
gebracht, aber aufgrund der bisher getätigten Argumente
und ausgetauschten  Argumente glaube ich einfach und bit-
te Sie auch um Zustimmung zu unserer Beschlussvorla-
ge. Danke schön.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht, ich kann damit die
Aussprache schließen und wir kommen zur Abstimmung
über die Beschlussempfehlung, und zwar aus dem Aus-
schuss für Bundes- und Europaangelegenheiten - Druck-
sache 3/2511 -, da diese eine Neufassung des ursprüng-
lichen Antrags enthält. Ich will nur vorab feststellen, dass in
der Tat der Absatz 5 der Beschlussempfehlung, in dem es
heißt: "Die Landesregierung wird gebeten, unter Berück-
sichtigung ..." usw. "... ihr Konzept zur Weiterentwicklung
der europapolitischen Öffentlichkeitsarbeit vorzustellen."
schon erfüllt ist, dafür bedanken wir uns und das berück-
sichtigen wir auch.

Wir stimmen also in Kenntnis, dass dies bereits erledigt
ist, über diesen Antrag ab. Wer dem die Zustimmung gibt,
den bitte ich um das Handzeichen. Danke, das ist eine
übergroße Mehrheit. Ich darf die Gegenstimmen erbitten,
das ist nicht der Fall. Enthaltungen? 2 Enthaltungen. Dann
bei 2 Enthaltungen mit übergroßer Mehrheit in diesem
Landtag angenommen.

Ich darf als Landtagspräsidentin auch sagen, dass ich mich
für diese europapolitische Selbstverpflichtung, die es ja
letztlich ist, dieses Parlaments und namentlich auch des
Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sehr
bedanke; nicht zuletzt haben wir gerade auf der Präsi-
dentenkonferenz ja auch über dieses Thema gesprochen.

Dann kommen wir jetzt zum nächsten Punkt, den Auf-
ruf des Tagesordnungspunkts 15

Bericht zur Situation des öffent-
lichen Gesundheitsdienstes in
Thüringen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2481 -

Begründung durch den Einreicher wird nicht gewünscht.
Dann kommen wir zum Sofortbericht der Landesregierung.
Bitte, Herr Minister Dr. Pietzsch.
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Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
zunächst möchte ich bei der Behandlung dieses Themas
darauf hinweisen, dass die Aufgaben der Gesundheits-
ämter staatliche Aufgaben sind, die die Landkreise im über-
tragenen Wirkungskreis erfüllen, Landkreise und kreis-
freie Städte haben damit in den Grundämtern die Perso-
nal- und Organisationshoheit und entscheiden damit grund-
sätzlich selbständig über die Personalausstattung und die
Art und Weise der Aufgabenerfüllung. Das Entscheidende
ist die Aufgabenerfüllung. Fachliche Weisung der zuständi-
gen Landesbehörden, insbesondere des Landesverwaltungs-
amts und des Gesundheitsministeriums müssen allerdings
berücksichtigt werden, ich will nicht sagen, befolgt werden,
das wäre etwas hoch gegriffen.

Sollte sich in Zukunft herausstellen, dass eine ordnungs-
gemäße Erfüllung der übertragenen staatlichen Aufgaben
mangels einer ausreichenden Personalausstattung in den
einzelnen Ämtern nicht gewährleistet ist, gebe es der
Kommunalaufsicht Anlass, hier im Einzelfall einzugreifen.
Ich sage bewusst, bisher war es nicht erforderlich. Aber
wir werden ein sehr waches Auge haben, dass es hier zu
keinen Verwerfungen kommt. Insofern sage ich auch in
Richtung Landkreistag, weil dort ein anderes Verständnis
bestand, ganz dezidiert, zur Vertiefung seiner Fachaufsicht
hat das Land im Rahmen seiner Rechtsaufsicht auch das
Recht, sich über die tatsächliche Personalausstattung der
Gesundheitsämter und damit verbunden über den Grad der
Erfüllung der staatlichen Aufgaben auch durch Umfra-
gen zu informieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der vorliegende
PDS-Antrag ist in sehr großen Teilen identisch mit der
bereits beantworteten Kleinen Anfrage der Abgeordneten
Frau Dr. Fischer in der Drucksache 3/2305 und der Großen
Anfrage der Fraktion der PDS in der Drucksache 3/2002,
die beide den öffentlichen Gesundheitsdienst bzw. die Ge-
sundheitsförderung in Thüringen thematisierten. Da die-
ses noch nicht so sehr lange her ist, haben die damals ge-
gebenen Anworten durchaus noch ihre Gültigkeit und sind
noch aktuell. Das heißt nicht, dass ich jetzt mit meinem Be-
richt etwa aufhören will.

Meine Damen und Herren, rechtliche Grundlage für die Ar-
beit des öffentlichen Gesundheitsdienstes ist die Verord-
nung über den öffentlichen Gesundheitsdienst und die Auf-
gaben der Gesundheitsämter bei den Landkreisen und kreis-
freien Städten, eine Verordnung, die bereits am 8. August
1990 in Kraft getreten ist. Es gab dazu eine Novellierung,
also eine Neufassung am 2. Oktober 1998. Zusätzlich sind
in spezialgesetzlichen Regelungen, so z.B. dem Thüringer
Kindertagesstätteneinrichtungsgesetz und dem Thüringer
Schulgesetz Festlegungen getroffen, nach denen sich die
Arbeit der Gesundheitsämter orientiert oder regelt. Thürin-
ger Gesundheitsämter nehmen auf dieser Grundlage folgen-
de Aufgaben wahr: Aufsicht und Überwachung im Gesund-

heitswesen, Umwelthygiene, Seuchenhygiene, amtsärzt-
liches Gutachtenwesen, Jugendärztlicher und Jugendzahn-
ärztlicher Dienst, sozialhygienische Dienste, Beratung und
Betreuung Behinderter und sozialpsychiatrischer Dienst.

Meine Damen und Herren, die Kommune bestimmt dabei
selbst die Zusammensetzung und Benennung einzelner
Verwaltungseinheiten. Der Landrat oder Oberbürgermeister
ist rechtlich verpflichtet, das zur Erfüllung dieser Aufgaben
erforderliche Personal einzustellen und auch zu qualifizie-
ren. Fest steht, dass die Aufgabenstruktur der Gesundheits-
ämter seit 1992 keine grundlegenden Veränderungen er-
fahren hat. Die Thüringer Gesundheitsämter nehmen, wie
ich es vorhin schon deutlich gemacht habe, eine Fülle von
Spezialaufgaben wahr, allein die Aufgabengebiete der Seu-
chenhygiene sind äußerst vielfältig. Der im Antrag auftau-
chende Begriff übrigens des "Medizinischen Umweltschut-
zes" existiert so nicht mehr. Die Aufgaben des öffentlichen
Gesundheitsdienstes beziehen sich vielmehr auf den um-
weltbezogenen Gesundheitsschutz. Dabei geht es z.B. auch
um Schadstoffe in Innenräumen, physikalische Einrichtun-
gen, beispielsweise wie Lärm oder Strahlung, Umwelt-
schadstoffe im Wasser, Boden oder in der Luft. Neue Be-
stimmungen des Infektionsschutzgesetzes wie Einzelfall-
meldungen sowie erweiterte Regelungen der neuen Trink-
wasserverordnung stellen neue Aufgaben oder zumindest
neue Prioritäten für die Gesundheitsämter dar. Dieser Be-
reich erfordert ganz besonderes gut geschultes Fachperso-
nal, das sicher aber auch zügig und schnell den Gesund-
heitsschutz der Bevölkerung im Bedarfsfalle zu gewähr-
leisten hat. Ich erinnere auch hier an den Bioterrorismus,
mit dem wir es im vergangenen Jahr zu tun hatten. Eine
sehr konkrete Aufgabe der Seuchenhygiene ist das subsi-
diäre und kostenfreie Angebot von Impfleistungen. Dafür
stellt das TMSFG kostenfrei Impfstoffe zur Verfügung. Al-
lerdings bitte ich immer zu berücksichtigen, der öffentliche
Gesundheitsdienst hat gegenüber den niedergelassenen
Ärzten subsidiär zu agieren, das heißt, Impfungen, nur
Gruppenimpfungen im Bereich des öffentlichen Gesund-
heitsdiensts. Durch die jährlichen Vorsorgeuntersuchungen
und Erhebungen des jugendärztlichen Dienstes wird ne-
ben gesundheitlichen Befunden eben auch der Impfstatus
erhoben. Auch dies ist ein - ich will es nicht als Nebenpro-
dukt bewerten - wichtiges Produkt dieser jährlichen Vorsor-
geuntersuchungen. Dadurch ist es durchaus möglich, bei
den Kindern Impflücken zeitnah zu erkennen und gezielt
Einfluss darauf zu nehmen, dass diese Impflücken geschlos-
sen werden. Um einige Zahlen zu nennen: Im Schuljahr
1999/2000 wurden zum Beispiel in Thüringen 14.406 Ein-
schulungsuntersuchungen, 20.945 Vorsorgeuntersuchungen
in den 3. und 4. Klassen und 26.020 Vorsorgeuntersuchun-
gen der 8. und 9. Klassen durchgeführt, das sind schon ganz
erhebliche Leistungen. Im Jahr 2001 wurden von den Thü-
ringer Gesundheitsämtern 17.728 Impfungen mit einem
finanziellen Impfstoffaufwand - das darf man auch einmal
benennen - von ca. 305.000 DM vorgenommen. Die kon-
tinuierliche Arbeit der Gesundheitsämter führte im Zusam-
menwirken mit den niedergelassenen Ärzten in den letzten
Jahren zu einer Verbesserung der Durchimpfungsrate, ins-
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besondere im Bereich Masern, Mumps und Röteln. Aller-
dings ist damit noch nicht das Optimum der Durchimmuni-
sierung erreicht und gerade in diesem Bereich des Impf-
schutzes werden wir auch in Zukunft sehr intensiv Präven-
tion betreiben müssen.

Die von den Gesundheitsämtern durchzuführenden Be-
sichtigungen und Überwachungen von öffentlichen Ein-
richtungen sind ein weiterer Aufgabenschwerpunkt. So
wurden zum Beispiel im Jahr 2000 - wenn jetzt Zahlen
genannt werden, die über den bestehenden Bestand der
Einrichtungen hinaus gehen, ist damit deutlich, dass man-
che Einrichtungen mehrfach untersucht worden sind -
69 Krankenhäuser, rund 540 Schulen, 760 Kindertagesein-
richtungen und 1.404 mal Wasserversorgungsanlagen un-
tersucht.

Nach § 6 der Verordnung über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst führen die Gesundheitsämter auch amtliche
Überwachungen von Bädern und Badegewässern durch.
Sie haben vielleicht mitbekommen, dass ich vor nicht allzu
langer Zeit gerade über den Stand der Wasserqualität in den
Thüringer Badegewässern berichtet habe. Die Badegewäs-
serqualität in Thüringen ist gut bis sehr gut, es gibt nur
ganz, ganz wenige, wo die Wasserqualität nicht so gut ist.
In den Sommermonaten bedarf es dazu natürlich regelmä-
ßig wiederkehrender Untersuchungen, insbesondere bei län-
ger andauernder Hitzeperiode.

Eine andere wichtige Aufgabe des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes ist die Erstellung von Gutachten. Hier auch
eine Zahl aus dem Jahr 2000: Von den Thüringer Gesund-
heitsämtern wurden insgesamt über 60.000 Gutachten er-
stellt und, meine Damen und Herren, wer jemals ein Gut-
achten erstellt hat, weiß, dass dieses auch eine erhebliche
Arbeit bedeuten kann. Überschneidungen gibt es mit den
Aufgaben der sozialhygienischen Dienste, der Beratung
und Betreuung Behinderter und dem sozialpsychiatrischen
Dienst. Dabei geht es um gesundheitliche Aufklärung und
Beratung im Amt sowie vor Ort und um die Betreuung von
Patienten, die von sich aus keinen niedergelassenen Arzt
oder Psychiater aufsuchen. Bei diesen Krankheitsfällen ist
dieses gar nicht so fürchterlich selten.

Einige Anmerkungen noch zur Umsetzung des Infektions-
schutzgesetzes. Mit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes am
01.01.2001 wurden die bis dahin geltenden seuchenrecht-
lichen Bundesregelungen in einem einheitlichen aktuali-
sierten neuen Gesetz gebündelt, was auch neue Heraus-
forderungen für Thüringen bedeutet. So sind unter ande-
rem das Meldewesen neu strukturiert und die Meldepflich-
ten präzisiert worden. Im Jahr 2001 wurden 12.458 melde-
pflichtige Infektionen nach Infektionsschutzgesetz in Thü-
ringen erfasst. Im Rahmen der freiwilligen Meldung in
Thüringen kamen 1.691 Erkrankungen zur Meldung, dabei
handelt es sich um 31 verschiedene Infektionskrankheiten.
Von Zeit zu Zeit ist dieses auch einmal in der Öffent-
lichkeit zu lesen, insbesondere wenn es beispielsweise um
die Sommermeningitis geht. Bis zum 31. Mai dieses Jahres

wurden durch die Gesundheitsämter 6.466 Erkrankungen
gemeldet, die sich auf bisher 27 verschiedene Infektions-
krankheiten verteilen. Am häufigsten natürlich auch die
Erkrankungen des respiratorischen Bereichs, also Grippe-
erkrankungen oder grippale Infekte. Hinsichtlich der in-
fektionshygienischen Überwachung wurde der Verantwor-
tungsbereich der Gesundheitsämter durch das Infektions-
schutzgesetz präzisiert, zum Beispiel ist eine gesetzliche
Überwachungspflicht über ambulante Operationseinrich-
tungen festgeschrieben. Für die Beschäftigten im Lebens-
mittelsektor werden vom Gesundheitsamt Belehrungen
vor Aufnahme ihrer Tätigkeit durchgeführt, im Jahr 2001
24.500 solcher Erstbelehrungen, abgesehen von den Wie-
derholungsbelehrungen.

Meine Damen und Herren, ich darf an dieser Stelle kon-
statieren, dass die Thüringer Gesundheitsämter in den letz-
ten Jahren sehr gute Arbeit geleistet haben bei der Fülle der
Aufgaben, die ihnen zukommen. Daher sei es mir auch ge-
stattet, an dieser Stelle allen Mitarbeitern für ihre verant-
wortungsvolle Tätigkeit öffentlich zu danken.

(Beifall bei der CDU)

Ich sage auch ganz bewusst, die Strukturen haben sich be-
währt, die Landkreise und Kommunen sind ihrer Aufga-
be, ihrer Verpflichtung und ihrer Verantwortung im We-
sentlichen gerecht geworden. Ich habe vorhin kurz ange-
deutet, dass es durchaus immer wieder einer Überprüfung
bedarf und wir werden diese Überprüfungen auch in der
Zukunft immer wieder durchführen. Meine Damen und
Herren, deswegen muss auch darauf geachtet werden, dass
beim Ausscheiden hoch qualifizierten Fachpersonals recht-
zeitig ein entsprechender Ersatz, insbesondere im amtsärzt-
lichen Dienst, gefunden wird, aber auch im öffentlichen
Dienst sieht die Situation nicht anders aus, als im statio-
nären Bereich oder bei den niedergelassenen Ärzten. Ich
kann Ihnen auch aus dem Bereich des unmittelbar nach-
geordneten Bereichs des Ministeriums sagen, dass wir gro-
ße Schwierigkeiten haben, entsprechendes Fachpersonal an-
werben zu können, um es einmal mit diesen Worten auszu-
drücken. Hier bedarf es auch einer entsprechenden Anglei-
chung des Tarifniveaus in den neuen und in den alten Bun-
desländern, damit uns nicht erfahrene und auch junge Leu-
te abwandern. Die Mitarbeiter - ich sagte es schon - sind
engagiert und motiviert und um das auch für die Zukunft
gewährleisten zu können, wird das Sozialministerium im
Rahmen der Ausübung seiner Fachaufsicht in Zusammen-
arbeit mit dem Landesverwaltungsamt, das heißt in Zu-
sammenarbeit mit dem Thüringer Innenministerium, da-
rauf hinwirken, dass diese Maßnahmen durch die Land-
kreise und kreisfreien Städte auch entsprechend umgesetzt
werden können und dass die entsprechende personelle und
sachliche Ausrüstung in den Landkreisen und kreisfreien
Städten gewährleistet ist. Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)



Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 66. Sitzung, 14. Juni 2002 5623

Präsidentin Lieberknecht:

Damit kommen wir zur Aussprache. Als Erste hat Frau
Abgeordnete Dr. Fischer, PDS-Fraktion, das Wort.

Abgeordnete Dr. Fischer, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Herr Minister,
ich möchte mich an dieser Stelle gleich ausdrücklich für
die sehr konkreten Zahlen bedanken, die hier angegeben
wurden. Das ist nicht immer so gewesen, ich werde es
auch im Beitrag ein bisschen belegen. Und ich möchte mich
natürlich auch gleich am Anfang ausdrücklich bei allen,
die im öffentlichen Gesundheitsdienst und gerade in den
Gesundheitsämtern arbeiten, bedanken, dass nicht mehr
passiert ist,

(Beifall bei der PDS)

dass sie also so eine aufopferungsvolle Arbeit leisten. Ich
will aber von der grundsätzlichen Art und Weise heran-
gehen und auch deutlich machen, dass man die Probleme
nicht nur in die Landkreise und kreisfreien Städte ... Das
haben Sie nicht getan, aber ich will es deutlich machen.

Ich denke, wir haben überall im Gesundheitswesen Pro-
bleme und der Blick auf den öffentlichen Gesundheits-
dienst ist leider nicht immer in der Schärfe da. Ich will hier
ausdrücklich noch einmal sagen: Die Weltgesundheitsorga-
nisation definiert Gesundheit als Zustand vollständigen
körperlichen, geistigen und sozialen Wohlbefindens. Auch
diese Definition ist ja nicht unumstritten und ich kann nur
sagen, für den Landtag in Thüringen, auch für die Enquete-
kommission, dass da eigentlich Übereinstimmung besteht
und nicht nur das Freisein von Krankheit und Gebrechen im
Auge behalten wird. Also, meine Damen und Herren, ich
erinnere noch einmal daran, sich des bestmöglichen Ge-
sundheitszustands zu erfreuen, ist eines der Grundrechte
jedes Menschen ohne Unterschied der Rasse, der Religion,
der politischen Überzeugung und der wirtschaftlichen und
sozialen Stellung.

(Beifall Abg. Dr. Wildauer, PDS)

Seit langem propagiert die Weltgesundheitsorganisation die
Entwicklung von Gesundheitszielen als wichtige Aufgabe
von Gesundheitsberichten. Dieser zielorientierte Ansatz
wurde trotz einzelner - die will ich durchaus nicht unter
den Tisch fallen lassen - regionaler Bemühungen und Fort-
schritte bisher nur sehr unzulänglich beachtet und auch um-
gesetzt. Ein Umdenken deutet sich für mich, was wir sehr
aufmerksam verfolgen werden, auch in Thüringen jetzt an.
Dazu verweise ich auf die Beantwortung der Großen Anfra-
ge zur Gesundheitsförderung, von der der Minister auch ge-
sprochen hat, durch die Landesregierung. Und ein von der
WHO als wesentlich erachtetes Gesundheitsziel, nämlich
die Stärkung der Gesundheitsförderung sozial benachteilig-
ter Gruppen, hat unter anderem in § 20 SGB V, sowohl im
1. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung und

auch im Gutachten des Sachverständigenrats der konzertier-
ten Aktion im Gesundheitswesen erhebliche Beachtung ge-
funden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zum öffentlichen
Gesundheitsdienst gehören natürlich mehr als "nur" die
"Gesundheitsämter"; das Veterinärwesen, die Lebensmittel-
überwachung gehören ebenso dazu wie der Arbeitsschutz.
Bezogen auf die Gesundheitsämter in Thüringen wollten
wir kürzlich in einer Kleinen Anfrage wissen, wie die Lan-
desregierung das Ziel des öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes, die Gesundheit der Bevölkerung zu fördern und zu
schützen - dass das ein Staatsziel usw. ist, das ist klar -,
zum gegenwärtigen Zeitpunkt hier in Thüringen einschätzt.
Ich muss Ihnen an dieser Stelle etwas sagen, diese Frage
ist schlicht nicht beantwortet worden.

(Beifall bei der PDS)

Demzufolge sieht die Landesregierung, so steht es zumin-
dest in dieser Kleinen Anfrage, auch keine Defizite im
Handlungs- und Aufgabenbereich der Gesundheitsämter.
Dazu vielleicht als Antwort auf die Frage 2. Eine Aussage,
Herr Minister, möchte ich hier noch einmal hinzusetzen.
Sie haben ja gesagt, wir haben Schwierigkeiten in allen
ärztlichen Bereichen. Das stimmt. Vor zwei Jahren habe ich
noch von Ärzteschwemme oder sonst irgendwelchen Sa-
chen gehört. Ich will etwas dazu sagen, um die Dramatik in
dem Bereich deutlich zu machen. Nach Aussagen der Lan-
desärztekammer in Thüringen sind von den 29 Amtsärzten
im Land 24 über 50 Jahre alt und nur zwei Ärzte sollen
sich gegenwärtig in Weiterbildung im öffentlichen Gesund-
heitsdienst befinden. Eine ähnliche Entwicklung soll es
auch in anderen Fachkräftebereichen des öffentlichen Ge-
sundheitsdienstes geben. Ich sage an der Stelle sehr deut-
lich: Wir halten diese Entwicklung für außerordentlich alar-
mierend.

(Beifall bei der PDS)

Ich denke schon, dass der Landesregierung die Probleme
des öffentlichen Gesundheitsdienstes bekannt sind, aller-
dings muss ich dazu sagen, wenn sie so bekannt sind in der
Schärfe, würde ich dennoch für verantwortungsbewusste
Gesundheitspolitik im Land halten, dass man darauf mehr
Einfluss nimmt. Es wurde zum Beispiel mit keiner Silbe
darauf eingegangen, dass manche Ämter nicht entspre-
chend ihrer Aufgaben Personal vorhalten. Oder werden
die Aufgaben von Amt zu Amt unterschiedlich definiert?
Dann würde ich an der Stelle gern wissen, auf welcher
Grundlage das basiert. Sie haben gesagt, Herr Minister,
seit 1990, das ist das Jahr, aus dem die Verordnung über
den öffentlichen Gesundheitsdienst und die Aufgaben der
Gesundheitsämter in den Landkreisen und kreisfreien
Städten stammt, veröffentlicht im Gesetzblatt der Deut-
schen Demokratischen Republik, Teil I, hat sich auch in
Thüringen sicher sehr viel verändert. Diese Verordnung
hatte sich bewährt, aber inzwischen sind die Rahmenbe-
dingungen völlig andere, als sie es zu dieser Zeit waren.
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Wäre es daher nicht an der Zeit zu fragen: Brauchen wir
nicht auch in Thüringen ein Gesetz über den öffentlichen
Gesundheitsdienst, ein Gesetz, das den neuen Rahmenbe-
dingungen Rechnung trägt? Wir als PDS-Fraktion fordern
ein der Entwicklung Rechnung tragendes Gesetz zum öf-
fentlichen Gesundheitsdienst.

Meine Damen und Herren, während die Probleme in die-
sem Land zunehmen, wird an den Gesundheitsämtern, den
Sozial- und Jugendämtern gespart, so die Meinungen der
Fachleute in diesen Bereichen. Bezogen auf die Kleine An-
frage "Öffentlicher Gesundheitsdienst" muss ich sagen, die
Antworten insgesamt überzeugen nicht und sie stellen der
Landesregierung auch ein schlechtes Zeugnis aus, was die
Qualität der Beantwortung von Anfragen betrifft. Ich muss
das an dieser Stelle einflechten, denn die Qualität der Be-
antwortung von Kleinen Anfragen in letzter Zeit lässt zu-
nehmend zu wünschen übrig und ist ausgesprochen un-
terschiedlich. Wir fragen uns, ob das unter Umständen auch
daran liegen könnte, dass im Ministerium infolge "Perso-
nalkarussell" nicht adäquat der Qualifizierung gearbeitet
werden kann. Ich denke, Herr Minister, Sie sollten auch
diese Frage vielleicht ernst nehmen. Und auch das will
ich sagen, ich habe es schon gesagt: Die Beantwortung der
Großen Anfrage zur Gesundheitsförderung ist von ande-
rer Qualität, auch wenn das nicht bedeutet, dass wir mit
allen Antworten zufrieden sind, schon gar nicht mit den
Schlussfolgerungen.

Sehr geehrte Damen und Herren, um Ihnen vielleicht ein-
mal deutlich zu machen, wie die Situation aussieht: Für
mich ist es ein Rätsel, wie mit einer Personalbesetzung von
0,2 Stellen z.B. gesundheitliche Aufklärung und Beratung
der Bevölkerung durchgeführt werden kann. Der § 8 der
Verordnung nennt alle Aufgaben, die durch die Gesund-
heitsämter wahrzunehmen sind. Es müssen wahre Meister-
leistungen von den Mitarbeitern vollbracht werden. Sie
haben sicher auch zum Teil eine universelle Ausbildung,
aber ich muss natürlich hier nachfragen, in wessen Sinne
die Gesundheitsämter im Moment in dieser Art und Weise
arbeiten müssen, auch zukunftsmäßig. Es kann natürlich
sein, ich weiß nicht, ob es zusammenhängt mit einer Ver-
waltungsmodernisierung, das wäre aber auf keinen Fall
dann im Sinne des Gesundheitswesens, der Gesundheitspo-
litiker.

Ein weiterer Punkt ist: Während beim Fachpersonal ge-
spart wird, wurde beim Verwaltungspersonal nicht gespart,
sondern sogar aufgestockt. Wenn aber die Aufgaben der
Prävention Priorität haben sollen, dann muss ich fragen:
Wie und mit wem vor allem soll die Umsetzung erfolgen
und das in einer Zeit, wo die Anforderungen an den Ver-
braucherschutz - wir wissen alle, wovon wir reden - in allen
Bereichen steigen und die Vorgaben des Aktionspro-
gramms der Europäischen Union umzusetzen sind? Soll
das - und ich nehme das Wort jetzt in den Mund - mit
Rumpfgesundheitsämtern erfolgen und vor allen Dingen
mit Verwaltungsfachleuten? Von Verantwortungsträgern in
diesen Bereichen in Thüringen wird mir immer wieder ge-

sagt, wir leben heute noch vom Fachpersonalbestand der
DDR. Es sind die besser qualifizierten Fachkräfte und es
sind nicht immer die Leute aus den neuen Bundesländern,
die das sagen. Eine dreijährige Ausbildung zum Hygienein-
spektor oder eine fünfjährige Ausbildung zum Hygienein-
genieur gibt es nicht mehr. Dafür gibt es in den alten Bun-
desländern den Gesundheitsaufseher mit einer drei- bzw.
jetzt neu sechsmonatigen Ausbildung. Hier frage ich: Wel-
ches fachliche Vermögen bringt der Gesundheitsaufseher
für die steigenden Anforderungen für seine Aufgaben mit?
Das in einer Zeit, wo die qualitativ neuen Herausforde-
rungen auf den Gebieten der Gesundheitsförderung und
der Epidemiologie bei der Wahrnehmung für eine spezi-
fische Verantwortung für eine kommunale Gesundheits-
politik eine besondere Beachtung finden.

Meine Damen und Herren, der öffentliche Gesundheits-
dienst ist wieder zu einer tragenden dritten Säule des Ge-
sundheitssystems zu entwickeln.

(Beifall bei der PDS)

Seine wachsende Bedeutung ergibt sich unter anderem aus
der Erkenntnis, dass die gegenwärtig durch vorwiegend
krankheitsorientierte Sicht der Medizin durch eine gesund-
heitserhaltende und gesundheitsfördernde Zielstellung er-
gänzt werden muss. Die anderen beiden Säulen, Ambu-
lanz, stationärer Bereich und Rehabilitation sind in ihrer
Struktur, Organisation und Finanzierung fast ausschließ-
lich auf die Erkennung, Heilung bzw. Linderung von
Krankheiten oder auf die Wiederherstellung nach Krank-
heiten gerichtet. Der ÖGD - der öffentliche Gesundheits-
dienst - hat keine unmittelbare Beziehung zur gesetzlichen
Krankenversicherung. Der öffentliche Gesundheitsdienst
nimmt hoheitlich die staatliche Aufgabe des Gesundheits-
schutzes wahr, da, denke ich, liegt die Verantwortung. Im
Rahmen der Globalisierung, der Europäisierung und der
Technisierung werden hohe Anforderungen einer Vielzahl
von fachlichen Sachgebietsaufgaben, wie z.B. - darüber
haben Sie gesprochen - die Kontrollaufsicht über die Trink-
wasserversorgung, die Krankenhaushygiene - ein sehr
wichtiger Punkt -, Gemeinschaftseinrichtungen hinsichtlich
hygienischer Pläne usw., Epidemiologie gestellt. Sie stellen
eine enorme Herausforderung an den ÖGD dar. Diese und
andere Aufgaben sind aus Sicht des Amts und der Kommu-
nalverwaltung mit einem hohen Verantwortungspotential
wahrzunehmen. Noch etwas anderes, worauf ich hin-
weisen möchte, was man vielleicht immer vergisst: Der
öffentliche Gesundheitsdienst hat aber auch als Anwalt für
Chancengleichheit für die Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen Aufgaben wahrzunehmen. In diesem Sinne
ist der Kinder- und Jugendgesundheitsdienst bedarfsge-
recht zu erweitern. Die Untersuchungen bei Schulanfän-
gern in Thüringen - und das harmoniert durchaus mit un-
serer Debatte heute früh zur Schulpolitik - zeigen eine Zu-
nahme bei Übergewicht, zunehmende Verhaltensstörungen
- über 10 Prozent der Schulanfänger mit hoher Dunkel-
ziffer -, Koordinations- und Bewegungsstörungen und
Sprachstörungen. Auch die schon sichtbare Situation von
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Drogenmissbrauch und Gewalt verlangt nach einer multi-
professionellen Zusammenarbeit an den Schulen und zu
einer erziehungs- bzw. beziehungsförderlichen Kinder- und
Jugendarbeit.

(Beifall bei der PDS)

Die Erkenntnis und das zum Teil vorliegende Material in-
folge der Großen Anfrage sind für mich erschreckend und
alarmierend zugleich. Sie standen bisher in keinem Ge-
sundheitsbericht des Landes, aber daraus müssen natürlich
Schlussfolgerungen gezogen werden. Ich war heute früh
ziemlich entsetzt, weil Sprache sehr verräterisch ist, als
Herr Emde hier von der Quote des Versagens sprach. Mich
erschreckt das sehr, da muss man an dieser Stelle über sehr
viel nachdenken, auch über Worte, die man wählt.

Meine Damen und Herren, wir fordern deshalb nicht nur
eine regelmäßige Gesundheitsberichterstattung der Landes-
regierung, die auch über die Situation der Kinder und Ju-
gendlichen Auskunft gibt, wir fordern auch die Aufnahme
sozialer Indikatoren sowie

(Beifall bei der PDS)

eine Gesundheitsplanung, die sich an Gesundheitszielen für
Thüringen orientiert.

(Beifall bei der PDS)

Regionale und Landesgesundheitskonferenzen mit allen
Akteuren in diesem Bereich würden zu einer stärkeren
Herausbildung von Gesundheitsbewusstsein in der Bevöl-
kerung beitragen. Ich will dazu sagen: Mir ist durchaus be-
wusst, Gesundheitswochen finden statt, sie sind sehr lo-
benswert, aber doch nicht ausreichend, Herr Minister. Da
werden Sie mir sicher Recht geben.

(Beifall bei der PDS)

Meine Damen und Herren, ich will auf eine andere Proble-
matik an der Stelle noch eingehen, was heute durchaus
auch von Herrn Althaus schon zur Sprache kam, was die
Demographie anbelangt. Wie, verehrte Damen und Herren,
werden in Thüringen die geriatrischen und geriantopsy-
chiatrischen Dienste in Qualität und Quantität den wach-
senden Anforderungen in diesem Bereich gerecht? Wir
wissen, dass wir mit einer Zunahme von hochaltrigen Men-
schen zu rechnen haben. An dieser Stelle auch eine Ein-
flechtung: Die Wartelisten für einen Pflegeplatz werden
immer länger und Krankenhäuser, die Patienten in ein
Pflegeheim zu verlegen haben, können Ihnen sagen, vor
welchem Problem sie stehen.

Meine Damen und Herren, da die Gefährdung der Gesund-
heit in hohem Maße aus Belastungen der Lebens-, Arbeits-
und Umweltverhältnisse resultiert, die der Einzelne nur we-
nig beeinflussen kann, muss es Ziel der Gesundheitspo-
litik sein, mit eigenen Konzepten einer Verhaltenspräven-

tion, die äußeren und sozialen Bedingungen im Sinne der
Gesundheit zur allgemeinen Förderung zu gestalten. Auch
hier kommt dem öffentlichen Gesundheitsdienst, wie auch
bei der Verbesserung der Voraussetzungen für die individu-
elle gesundheitsfördernde Lebensgestaltung, also die Ver-
hältnisprävention, eine wichtige Rolle zu. Gesundheitsför-
derung kann krankheitsverhütend und damit auch kosten-
senkend sein. Was ich an dieser Stelle sehr bedauere,
ist, dass das allerdings nicht in Wahlperioden messbar sein
wird, sondern ein langwieriger Prozess, aber mit Sicher-
heit ein ausgesprochen sinnvoller.

Meine Damen und Herren, die Probleme des öffentlichen
Gesundheitsdienstes sind gravierend. Ich habe hier auch
Zahlen genannt. Ich denke durchaus, dass wir uns auch an
dieser Stelle auf dem Boden des Grundgesetzes befinden,
denn das Prinzip der Sozialstaatlichkeit ist grundlegendes
und verbindliches Staatsziel und ist als Regelungs- und
Gestaltungsauftrag an den Gesetzgeber zu verstehen und ist
auf den Ausgleich der sozialen Gegensätze zu richten. Das
Sozialstaatsprinzip leitet sich aus der Volkssouveränität ab
und darauf gerichtet, den Rechtsstaat zur Annäherung an
das Ziel soziale Gerechtigkeit zu führen. Dazu müssen kon-
krete gesetzliche Regelungen, die dann tatsächlich zur
Wirksamkeit kommen müssen, geschaffen werden.

(Beifall bei der PDS)

Das, denke ich, sollten wir tun. Uns ging  es vor allem noch
einmal darum. Wir schlagen auch vor, die SPD hat mir
das zumindest auch signalisiert, das auf alle Fälle im Aus-
schuss weiter zu behandeln und auf die Tagesordnung zu
setzen und uns diesen Problemen intensiv zu widmen,
denn, ich denke, gerade der öffentliche Gesundheitsdienst
muss vieles leisten, was nicht so in der Öffentlichkeit ist.
Gerade in diesen Bereichen ist in den letzten Jahren ganz
erheblich an verschiedenen Stellen an Personal abgebaut
worden. Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Lieberknecht:

Es hat jetzt das Wort Frau Abgeordnete Bechthum, SPD-
Fraktion.

Abgeordnete Bechthum, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der öffentliche
Gesundheitsdienst - ÖGD -, ich lasse es bei dieser Ab-
kürzung dann, wird in der Bevölkerung eigentlich nur
wahrgenommen, wenn es um Aktivitäten, z.B. um Schutz-
impfungen oder um die Bekämpfung einer akuten Gesund-
heitsgefährdung, Grippewelle, Nitrofen-Skandal oder bei
der jährlichen Veröffentlichung der Qualität unserer Bade-
gewässer geht. Ich konnte erst vor kurzem die sehr zu-
verlässige, gewissenhafte Arbeit unseres Erfurter Gesund-
heitsamts erfahren. Nachdem wir auch ins Ausland fahren
wollen und Schutzimpfungen haben müssen, erfuhren wir
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eigentlich nur dank der gewissenhaften Arbeit, dass noch
alle Impfdaten archiviert sind, dass mein Mann vor 30 Jah-
ren und ich vor 20 Jahren die letzte Schutzimpfung bekom-
men haben. Die Mitarbeiter sagten: Es müsste noch viel
mehr präventiv geschehen.

(Zwischenruf, Abg. Kölbel, CDU: Wenn sie
noch da sind. Es sind nicht mehr alle Unterlagen
aus DDR-Zeiten über Schutzimpfungen da.)

Dabei reicht das Aufgabenspektrum von der Gesundheits-
förderung und dem Gesundheitsschutz über Fragen der
Hygiene und der epidemiologischen Bewertung und Er-
fassung von Infektionskrankheiten bis zu Fragen des Ver-
braucherschutzes. Aufgaben, die für das Funktionieren des
Zusammenlebens der Menschen in einer Kommune von
elementarer Bedeutung sind. Die mit diesen Aufgaben be-
trauten Behörden sind die Gesundheitsämter, die in den
Landkreisen, in den kreisfreien Städten angesiedelt sind.
Herr Minister Pietzsch hat das Spektrum schon sehr aus-
führlich dargelegt. Wie diese Aufgaben auch weiterhin von
den Gesundheitsämtern erfüllt werden können, ist der Hin-
tergrund des Berichtsersuchens. Es gab zwar bereits im
Thüringer Landtag Kleine Anfragen zum Thema "Öffent-
licher Gesundheitsdienst", aber auch die Große Anfrage
der PDS zur Gesundheitsförderung in Thüringen, aber die
Antwort der Landesregierung gerade zu den Fragen, die den
ÖGD thematisieren, werden in letzterer nur sehr oberfläch-
lich beantwortet. Das ist unser Eindruck. Wie soll der ÖGD
eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt ständig seinen
Pflichtaufgaben nachkommen, wenn er nur einen Amtsarzt
hat? Darf dieser nie in den Urlaub, darf er oder sie nie krank
werden oder muss man aus der Antwort der Landesregie-
rung schließen, dass die Funktion des Amtsarztes ein al-
ter Zopf und überflüssig ist? Ich glaube, das ist nicht so
zu verstehen. Denn wenn das nicht der Fall ist, sollte die
Landesregierung berichten, wie sie zusammen mit der kom-
munalen Ebene hier Abhilfe schaffen will.

Wann gab es in Thüringen die letzte Facharztprüfung für
den Facharzt für Hygiene und Umweltmedizin? Unseres
Wissens seit 1990 nicht eine einzige. Frau Fischer ist da
noch versierter. Das benötigte Wissen ist bei Ärzten an-
derer Fachrichtungen nicht vorhanden. Also, was tut die
Landesregierung, um dieser Entwicklung entgegenzuwir-
ken?

Aber der ÖGD besteht nicht nur aus dem ärztlichen Per-
sonal, sondern auch aus den Mitarbeitern und Mitarbei-
terinnen im Hygiene- und Infektionsschutz. Hier gibt es
keine Ausbildung in Thüringen, haben wir erfahren. Nur an
den Akademien für ÖGD in München und Düsseldorf be-
steht die Möglichkeit einer Zweitqualifizierung, die sehr
teuer ist. Es gibt einen ständigen Stellenabbau im ÖGD in
Thüringen. Bereits jetzt beklagen die Gesundheitsämter
- und das kann ich bestätigen -, dass auch die Pflichtauf-
gaben mit größter Anstrengung und leider manchmal nur in
verminderter Qualität durchgeführt werden können. Es
kommen aber im Rahmen des Infektionsschutzgesetzes

und der ab 1. Januar 2003 gültigen Trinkwasserverordnung
neue erweiterte Aufgaben auf die Gesundheitsämter zu. Ist
die Landesregierung sich so sicher, dass dann die Aufgaben
weiterhin qualitätsgerecht erfüllt werden können? Der Ver-
weis auf die Verantwortung der kommunalen Ebene geht
ins Leere. Man kann nicht einerseits ständig Kostenein-
sparungen durch Personalabbau fordern und andererseits
den Kommunen neue oder auch "nur" erweiterte Aufgaben
zuweisen.

Jetzt ist es noch Zeit, für all diese Probleme Lösungsansätze
zu suchen und hoffentlich auch zu finden. Sollte es - was
ich nicht hoffe - zu einem z.B. durch Trinkwasser ver-
ursachten epidemischen Geschehen kommen, ist die Suche
nach der Lösung der Probleme zu spät. Präventive Auf-
gaben sind lebensnotwendig, kosten Zeit, Geld und Per-
sonal und haben die Eigenschaft, dass die Wirkung leider
nicht in exakten Maßeinheiten auszudrücken ist. Der Be-
richt der Landesregierung sollte im Ausschuss für Soziales,
Familie und Gesundheit eingehend behandelt werden, um
die Vielzahl offener Fragen zu klären. Vielen Dank.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Präsidentin Lieberknecht:

Das Wort hat jetzt Frau Abgeordnete Arenhövel, CDU-
Fraktion.

Abgeordnete Arenhövel, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
seit 1991 gilt die Verordnung über den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst, die auch gerade hier in Thüringen ein breit
gefächertes Angebot vorhält. Neben den originären und
hoheitlichen Aufgaben des öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes ist es möglich, viele Dinge anzubieten, die in den Alt-
bundesländern z.B. schmerzhaft vermisst werden. Aber
auch der Gesetzgeber, das hat der Minister in seinem Be-
richt schon ausgeführt, hat sich hierzu Gedanken gemacht
und sowohl in das Kindertagesstättengesetz als auch in das
Schulgesetz den vorsorgenden Gesundheitsschutz eingear-
beitet. Hier, denke ich, sollte wirklich auch ein Schwer-
punkt liegen, denn die Gesundheit unserer Kinder und Ju-
gendlichen liegt uns wohl allen am Herzen. Es ist ganz
wichtig, dass solche Dienste, wie die Mütterberatung, wie
die Untersuchungen der Kinder in den Kindergärten und
Schulen im jugendärztlichen und jugendzahnärztlichen
Dienst ganz kontinuierlich durchgeführt werden sollen und
müssen. Ich denke, das ist ein ganz wichtiger Punkt.

Nun wird hier im Moment sehr viel darüber geklagt, dass
die Aufgaben angeblich nicht mehr wahrgenommen wer-
den können. Aber wenn es darum geht, einmal konkrete
Beispiele aufzuzählen und aufzulisten, wo vielleicht Auf-
gaben nicht mehr nach dem Gesetz erfüllt werden können,
da wird es dann dünn und niemand kann uns das sagen.
Deswegen gibt es auch meiner Meinung nach momentan
keinen Anlass zu irgendeiner Krisenstimmung, denn nur
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dann, wenn die Aufgaben nicht mehr erfüllt werden kön-
nen, dann kann man, glaube ich, davon sprechen. Dennoch
sehen wir auch mit einiger Sorge, dass gerade qualifiziertes
Fachpersonal in einem Prozess der Überalterung sich befin-
det und deswegen ist es unserer Meinung nach ganz not-
wendig, dass man diese Berufsbilder, insbesondere das Be-
rufsbild des Arztes, auch wieder aufwertet.

Ich finde es unerträglich, wenn sich z.B. Funktionäre von
Kassen oder auch manchmal von Gewerkschaften hinstel-
len und den Arzt so bewerten, dass er nur an den armen
und leidenden Menschen verdienen will. Das, finde ich, ist
eine unmögliche Situation. Wir als CDU-Fraktion werden
eine solche Debatte nicht zulassen, weil sie diesem Problem
einfach nicht gerecht wird und wir haben allen Grund dazu,
den Ärzten zur Seite zu stehen und ihren Beruf wieder
attraktiver zu machen und ihn aufzuwerten.

In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch erwäh-
nen, dass es endlich gelungen ist, den Weg freizumachen
für einen Lehrstuhl für Allgemeinmedizin an der Frie-
drich-Schiller-Universität in Jena und dass es höchste Zeit
ist, dieses auch umzusetzen. Das ist jetzt wirklich auch ein
Appell an die Universität, dass das jetzt auch kommen
muss und dass man das umsetzen muss. Auch gerade bei
dem Einsatz von Lehrstühlen gibt es Prioritäten und die
Situation ist momentan so, dass diese Dinge überhaupt
gar keinen Aufschub mehr dulden.

Im Zusammenhang mit dieser Debatte um den öffentlichen
Gesundheitsdienst, zu dem wir wirklich stehen und den
wir auch sehr gut und wichtig empfinden - an Sie, Frau
Dr. Fischer, die Bitte, das ist ja alles richtig, aber man muss
die Maßnahmen auch aufeinander abstimmen und konzep-
tionell entwickeln. Da, denke ich, muss man einfach zur
Kenntnis nehmen, dass sich auch viele freie Träger fest
etabliert haben. Ich erinnere nur an die vielen Aufgaben
der AGETHUR, die aufklärend wirkt und die im Sinne
eines vorbeugenden Gesundheitsschutzes hier in Thüringen
tätig wird. Das muss man, wenn man über diese Dinge de-
battiert, auch die Fragen von Patientenberatung mit berück-
sichtigen, von Selbsthilfegruppen usw. Ich glaube, hier gibt
es viele, die sich aus Eigeninitiative in dieses Thema mit
einbringen, und ich glaube, dass man das hier eigentlich
auch mit berücksichtigen muss.

Abschließend möchte ich noch sagen, dass der Minister
Dr. Pietzsch eigentlich vor kurzer Zeit einen Gesundheits-
bericht vorgestellt hat. Was ich besonders lobenswert finde,
ist auch seine Kampagne gegen das Rauchen. Das ist,
glaube ich, eine sehr gute und wichtige Sache. Insgesamt
gesehen wissen wir bei ihm die Gesundheitspolitik wirklich
in den allerbesten Händen. Deswegen wird die CDU-Land-
tagsfraktion dieses Berichtsersuchen als erfüllt ansehen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

(Zwischenruf Abg. Bechthum, SPD:
Doch, der Minister.)

Sie haben den Bericht gegeben und wollten jetzt noch
etwas sagen, bitte.

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU: Ja, zum
Rauchen.)

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Ich will mich für die Diskussion ganz einfach bedanken
und dass ich die Dinge natürlich aufgreife, die hier ge-
sagt worden sind. Wobei, Frau Fischer, sicherlich ist der
öffentliche Gesundheitsdienst eine wichtige Säule. Ob die-
ses per Gesetz geregelt werden muss, das ist ein langer
Diskussionsweg gewesen. Bisher sind wir nicht zu der
Erkenntnis gekommen, dass es unbedingt über ein Gesetz
geregelt werden muss und deswegen haben wir ein sol-
ches Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst bei
uns in Thüringen nicht entwickelt.

Lassen Sie mich eins zu der WHO-Definition sagen. Ich
halte die nicht für ungefährlich und das habe ich schon öfter
gesagt, weil sie eine Erwartungshaltung erweckt, die nicht
erfüllt werden kann. Das müssen wir ganz einfach auch zur
Kenntnis nehmen und dass unter Umständen diese Er-
wartungshaltung so weit geht, dass sie erfüllt wird auf
Kosten der gesetzlichen Krankenversicherung. Das kann
die gesetzliche Krankenversicherung schon gar nicht. Das
heißt also, dass die WHO-Definition als Grundlage für das
gilt, was die gesetzliche Krankenversicherung zu leisten
hat. Das ist die Gefahr darin, wenn wir dieses zu einer Defi-
nition von Gesundheit nehmen. Ich denke, es ist eine Ziel-
vorstellung, aber das müssen wir auch deutlich machen,
dass es nicht die Realität ausdrückt.

Frau Bechthum, lassen Sie mich eins dazu sagen: Schauen
Sie noch mal ein bisschen genauer in die Gesundheits-
ämter hinein. Ach, sie ist ja gar nicht mehr da.

(Zuruf Abg. Bechthum, SPD: Doch, doch!)

Es kommt nicht darauf an, wie viel Hygieneärzte sich zu
einer Facharztprüfung gemeldet haben, sondern wie viel
einen Amtsarzt-Lehrgang mitgemacht haben. Das sind
Dinge, die wir durchaus anbieten auch als Angebot an
junge Ärzte, dass wir sagen, wir übernehmen die Ausbil-
dung für euch, wir helfen euch, dass ihr das macht. Aber
das Problem ist trotzdem noch immer, dass wir eben nicht
genügend Ärzte kriegen. Ich danke Frau Arenhövel aus-
drücklich, dass sie auf die Bedeutung auch des Images des
ärztlichen Berufs hinweist. Wenn also jede Woche oder
jeden Monat zumindest ein neuer so genannter Skandal
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veröffentlicht wird und die Ärzte als die Abzocker der
Nation dargestellt werden, dann ziehen die natürlich irgend-
wann die Köpfe ein und sagen: Da gehe ich in die Phar-
maindustrie und da habe ich meine Ruhe und da werde ich
nicht beschimpft. Das ist ein Thema, an dem wir dran-
bleiben und, Frau Bechthum, lassen Sie mich das eine
sagen, ich habe nicht viel Widerhall gefunden beim Bun-
desgesundheitsministerium, bei der Bundesgesundheits-
ministerin, als es darum ging, dass Honorarbudget der
Ärzte auch nur etwas anzuheben. Thüringen - das sage ich
von hier auch - wird sich auch weiter dafür einsetzen, dass
es möglichst bald zu einer Angleichung der Honorarsätze
in den neuen und in den alten Bundesländern kommt. Denn
das, was sich in diesem Bereich in den letzten 2 bis 3 Jah-
ren abgespielt hat, das ist eher ein Trauerspiel als eine
Entwicklung für dieses Fachgebiet.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Damit ist die Aussprache geschlossen. Es gab jetzt, aus
den Redebeiträgen ersichtlich, Wunsch nach Fortsetzung
im Ausschuss und es gab den Wunsch, das nicht zu tun.
Also, stimmen wir darüber ab. Wer für die Fortberatung im
Ausschuss ist, den bitte ich um das Handzeichen. Danke.
Gegenstimmen? Das ist die deutliche Mehrheit. Enthal-
tungen? Dann mit Mehrheit abgelehnt.

Dann haben wir noch darüber zu befinden, ob das Berichts-
ersuchen gemäß § 106 Abs. 2 der Geschäftsordnung erfüllt
ist. Wenn sich dagegen Widerspruch regt, entscheidet das
der Landtag. Aber der regt sich nicht und damit ist es er-
füllt.

Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt 15.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 16 auf

Berichtsvorlage der Enquete-
kommission 3/1 "Wahrung der
Würde des menschlichen Le-
bens in Grenzsituationen"
Antrag der Abgeordneten Aren-
hövel, Bechthum, Braasch,
Dr. Fischer, Prof. Dr. Goebel,
Nothnagel, Pelke, Sonntag,
Tasch, Zitzmann
- Drucksache 3/2482 -

Begründung durch den Einreicher sehe ich nicht. Es gibt
auch keinen Wunsch nach Aussprache, denn was dort be-
gehrt wird, ist eindeutig, nämlich Verlängerung des Ter-
mins. Dann können wir unmittelbar zur Abstimmung kom-
men, da auch eine Ausschussüberweisung unsinnig ist. Al-
so, stimmen wir über den Antrag in Drucksache 3/2482
direkt ab. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um
das Handzeichen. Danke. Gegenstimmen? Das ist nicht der
Fall. Enthaltungen? Auch nicht, dann einstimmig so be-

schlossen und ich kann den Tagesordnungspunkt 16 schlie-
ßen.

Aufruf des Tagesordnungspunkts 17

Benachteiligungen und Über-
führungslücken im Renten-
recht beseitigen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2485 - korrigierte Neufassung -

Wird Begründung durch den Einreicher gewünscht? Das
ist nicht der Fall. Dann können wir zum Sofortbericht der
Landesregierung kommen. Der wird gegeben, ja, aber der
Minister ist abhanden ...

(Heiterkeit im Hause)

Jetzt haben wir uns so beeilt. Herr Minister, sind Sie in der
Lage und willens, uns den Sofortbericht zum Tagesord-
nungspunkt 17 zu geben? Sie haben die richtige Mappe?
Gut.

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Also erstens, ich habe überhaupt eine Mappe und zweitens
die richtige und ich bin überrascht von der Geschwindig-
keit des letzten Tagesordnungspunkts.

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
den Antrag der PDS-Fraktion zum Rentenrecht finde ich
schon etwas merkwürdig. Es ist vieles zusammengeschrie-
ben worden, was wir mehrfach hier beraten haben, was
zum Teil geklärt wird, einiges allerdings auch, wo gerade
Thüringen dran ist, im Bundesrat immer wieder Initia-
tiven zu ergreifen und zum Teil, und das befürchte ich
manchmal bei diesen Anträgen der PDS, um alte Kamellen
hochzuziehen, um Sonderversorgungssysteme für ihre Alt-
parteimitglieder doch noch irgendwie durchzusetzen.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, offenbar leiden die Antrag-
steller der PDS-Fraktion an Amnesie. Erinnern Sie sich
noch an das Rentenrecht der DDR ausreichend?

(Unruhe im Hause)

Auch darauf muss man einmal hinweisen, die vielen
Sonder- und Zusatzversorgungssysteme in der DDR waren
Streicheleinheiten für etwas, was man im Augenblick nicht
leisten konnte und wo man auf die Zukunft gebaut hat,
vertraut hat, in die Zukunft vertröstet hat, will ich einmal
sagen, denn, dass man diese ganzen Sonder- und Zusatzver-
sorgungssysteme nicht hätte auf die Dauer bedienen kön-
nen, das dürfte auch klar sein. Die DDR hat damit ein Ren-
tenrecht geschaffen, was eben nicht mehr Recht war,
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(Beifall bei der CDU)

sondern was Willkür und Privilegien geschaffen hat und wo
diejenigen, die es damals geschaffen haben, wohl wissend,
dass es nicht erfüllt werden kann, jetzt plötzlich die Um-
setzung dieser Versprechungen verlangen. Meine Damen
und Herren, das ist beim besten Willen nicht alles mög-
lich. Das Rentenrecht, auch oder gerade in den neuen Bun-
desländern entscheidet sich eben nach Rechtslage und dort,
wo zum Teil keine Beiträge bezahlt worden sind, besteht
auch leider, muss man dann sagen, für die älteren Mitbür-
ger keine Möglichkeit, daraus Rechtsansprüche ableiten zu
können.

Meine Damen und Herren, wir haben unterdessen ein ein-
heitliches deutsches Recht, das für alle Bürger gilt, und
wir können nicht ehemals zugesagte - ich sage es hier so -
Privilegien - es hört sich merkwürdig an - aber Privile-
gien realisieren, die die Rentner in den alten Bundeslän-
dern dann nicht haben,

(Beifall bei der CDU)

nur weil die SED-Regierung einmal irgendwelche Zu-
sagen gemacht hat. Ich denke, dass insbesondere unsere
Rentner Gewinner der deutschen Einheit sind und das ist
auch recht so und das ist auch gut so und ich gönne es
unseren Rentnern von Herzen. Wir müssen natürlich aber
auch sehen, was möglich ist. Es wird nicht möglich sein,
alle Ansprüche und alle Wünsche zu erfüllen. Das liegt in
der Natur der Sache, dass z.B. Stichtagsregelungen für
einen Teil der Betroffenen als ungerecht empfunden wer-
den, wenngleich das nicht zu ändern ist. Es gibt auf der
anderen Seite natürlich auch Dinge, die durchaus noch
einer Klärung harren. Was wir nicht ändern können ist
beispielsweise das Problem der mithelfenden Familien-
angehörigen als eine Ihrer Forderungen. Wenn schon nach
DDR-Recht keine Versicherungspflicht bestand und keine
freiwilligen Beträge gezahlt wurden, dann kann es natür-
lich auch im neuen Rentenrecht nicht zu einer Anrech-
nung kommen. Denn auch nach DDR-Recht unterlag dieser
Personenkreis nicht zu jener Zeit der Versicherungspflicht
bzw. sie konnten sich von der Versicherungspflicht befreien
lassen. Viele haben davon Gebrauch gemacht. Soweit Bei-
träge entrichtet wurden, wird es ja berücksichtigt. Nur dort,
wo keine Beiträge gezahlt worden sind, kann es selbstver-
ständlich auch nicht berücksichtigt werden.

Die weitere Forderung nach Regelung für das Personal
im Gesundheits- und Sozialwesen, die nach DDR-Recht
einen besonderen Steigerungssatz für die Rentenberech-
nung erhielten, passt nicht in das System des SGB VI.
Das ist ein ganz typisches Beispiel für das, was ich vorhin
gesagt habe. Als es nämlich nicht mehr genügend Perso-
nal im Bereich des Gesundheits- und Sozialwesens gab, da
hat man eine Zusage gemacht, eine Zusage mit Vertrös-
tung auf die Zukunft hin. Weil man nämlich nicht Löhne
zahlen wollte und nicht Löhne zahlen konnte, die nötig und
sinnvoll gewesen wären, also hat man in die Zukunft ver-

tröstet. Diese Vertröstung in die Zukunft kann man nicht in
das bundesdeutsche Rentenrecht so übernehmen.

Eine weitere im Antrag angesprochene Gruppe sind die
Balletttänzerinnen und -tänzer. Wenn sie ihre Tätigkeit
nicht mehr ausüben konnten und sich in einem Arbeits-
verhältnis zu einem Theater oder zum Fernsehen befan-
den, erhielten sie nach DDR-Recht eine berufsbezogene
Zuwendung, deren Höhe betrug 50 Prozent der monatli-
chen Bruttogage, höchstens jedoch 800 Mark monatlich.
Diese Leistungen konnten bereits mit dem vollendeten
35. Lebensjahr und nach 15 Berufsjahren gezahlt werden.
Das heißt jedoch nicht, dass insgesamt eine Minderung der
Erwerbsfähigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vorlag
oder vorliegen musste. Es handelt sich hier um eine Leis-
tung, die im Rentenrecht der Bundesrepublik eben keine
Berücksichtigung findet.

Zum Nächsten: Die Gruppe derer, die nach DDR-Recht
geschieden wurden und weder einen Versorgungsausgleich
noch eine Geschiedenenhinterbliebenenrente erhalten, hat
in der Tat Anspruch auf eine befriedigende Regelung. Aber
hier weise ich darauf hin, dass die Landesregierung sich
gemeinsam mit Sachsen bereits im Rahmen der Renten-
reform 2001 für eine Lösung eingesetzt hat. Die Bundes-
regierung hatte übrigens eine Prüfung zugesagt. Diese Zu-
sage ist bis zum heutigen Tage nicht eingelöst. Mit Bun-
desratsbeschluss vom 1. März 2002 - und hier wiederum
auf Antrag von Thüringen und Sachsen - ist die Bundes-
regierung erneut aufgefordert worden, endlich Ergebnis-
se vorzulegen. Sie liegen uns bis zum heutigen Tage nicht
vor.

Meine Damen und Herren, ich bin mir darüber im Kla-
ren, dass es noch weitere kleinere, manchmal subjektiv
empfundene, manchmal, sage ich auch nach meinem Da-
fürhalten, objektive Gerechtigkeitslücken im Rentenrecht
gibt, die von der Bundesregierung nachgebessert werden
müssen. Dazu gehört beispielsweise auch, dass diejeni-
gen Professoren - und hierauf lege ich ganz großen Wert,
meine Damen und Herren, es geht hier um akademisches
Personal -, die nach der Wende an unseren Hochschulen die
demokratischen Strukturen mit aufgebaut haben, wenn sie
jetzt in Rente gehen, rentenrechtlich schlechter gestellt sind,
als diejenigen, die 1990 oder 1991 aus ihrer Tätigkeit aus-
scheiden mussten, weil sie politisch evaluiert, das heißt,
politisch untragbar waren. Das kann nicht gerecht sein,
hier müssen wir eine Lösung finden.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Herr Minister Dr. Pietzsch, einen kleinen Moment. Gestern
habe ich die Staatssekretäre wegen des Handys ermahnt,
aber wenn die Herren Minister mit dem Laptop hier ent-
sprechend gemeinschaftlich Vergnügungen begehen,

(Heiterkeit im Hause)
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ist dies mindestens genauso rügenswürdig. Ich bitte doch,
das zu unterlassen. Man sieht das ja von hier oben, Ihr seht
ja nur die Rückseite. Bitte.

Dr. Pietzsch, Minister für Soziales, Familie und
Gesundheit:

Frau Präsidentin, Sie haben mich erschreckt. Ich habe
natürlich auch gleich in die Tasche gegriffen, aber ...

(Heiterkeit im Hause)

Meine Damen und Herren, die weitere Forderung nach Ein-
beziehung der so genannten 3-Mark-Beiträge ist ebenfalls
bereits früher abschließend diskutiert worden. Diese frei-
willig gezahlten Beiträge dienten lediglich zur Aufrecht-
erhaltung eines bereits erworbenen Rentenanspruchs. Sie
wurden deshalb auch bei der Rentenberechnung nach dem
ehemaligen DDR-Rentenrecht nicht wie Arbeitsjahre be-
rücksichtigt, stattdessen wurde für freiwillige Beiträge ein
Steigerungsbetrag in Höhe von 0,85 Prozent der gezahlten
Beiträge geleistet. Das, was Sie auch fordern, die vollstän-
dige Angleichung der Renten in den neuen Bundesländern
an das Niveau in den alten Bundesländern, halte ich für
sehr wünschenswert. Wir haben uns auch dazu ausdrück-
lich geäußert. Aber wir müssen aufpassen, dass diese For-
derung nicht von der allgemeinen Lohnentwicklung abge-
koppelt wird,

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS: Ach nee.)

denn damit würden wir die dynamisierte Rente infrage
stellen,

(Beifall bei der CDU)

denn wir kämen genau dahin, dass dann Politik, Bundesre-
gierung, Bundestag darüber entscheiden, wie hoch die Ren-
ten sind.

Meine Damen und Herren, ich denke, dass die Einführung
der dynamischen lohnbezogenen Rente 1957 wirklich ein
Meilenstein in der Rentenversicherung der Bundesrepublik
gewesen ist.

Meine Damen und Herren, eine weitere Forderung steht in
Nr. 3 Ihres Antrags, wonach Sie für bestimmte Gruppen
Verbesserungen im Auge haben. Ich habe mich schon am
Anfang darüber geäußert. Ich erinnere in diesem Zusam-
menhang an die Diskussion um das zweite Änderungsge-
setz zum AAÜG. Wir haben uns auch im Thüringer Land-
tag damit befasst. Aber bei selbstverständlicher Akzeptanz
der Verfassungsgerichtsentscheidung war und ist diese Lan-
desregierung der Auffassung, dass die Opfer des DDR-Re-
gimes bei dieser Diskussion nicht vergessen werden dür-
fen, sondern dass die Opfer des DDR-Regimes an erster
Stelle stehen müssen.

(Beifall bei der CDU)

Dies möchte ich auch ganz besonders einige Tage vor
dem 17. Juni hier im Landtag sagen. Der PDS-Antrag ist
sozialpolitisch Augenauswischerei. Da es Ihre Vorgänger-
partei war, die den Menschen in der DDR erhebliches Leid
zugefügt und gleichzeitig Versprechungen gemacht hat -
ich habe vorhin darauf hingewiesen -, von denen man
wusste, dass man sie nicht einhalten kann. Ich denke, dieser
Antrag ist schlecht formuliert, schlecht zusammengestellt
und deswegen halte ich diesen Antrag für nicht umset-
zungsfähig. Dort, wo es Nachbesserungsbedarf gibt, wird
sich die Thüringer Landesregierung so, wie auch in der
zurückliegenden Zeit, intensiv über den Bundestag in die
Diskussion einbringen. Danke sehr.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Lieberknecht:

Beantragt jemand die Aussprache? Frau Nitzpon.

Abgeordnete Nitzpon, PDS:

Die PDS-Fraktion beantragt die Aussprache.

Präsidentin Lieberknecht:

Sie beantragen die Aussprache und die SPD-Fraktion auch,
dann kommen wir zur Aussprache, und zwar hat Frau Ab-
geordnete Bechthum, SPD-Fraktion, als Erste das Wort.

Abgeordnete Bechthum, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, mit dem Be-
richtsersuchen hat die PDS-Fraktion eine leicht verkürzte
Fassung Ihres Bundestagsantrags - Drucksache 14/9045 - in
den Thüringer Landtag eingebracht. Die aufgestellten For-
derungen sind inhaltlich zum großen Teil nicht neu und
wurden teilweise schon seit 1990 gestellt. Außerdem wurde
ein nicht geringer Teil bereits - und darauf möchte ich
ganz besonders verweisen - abschließend durch das Bun-
desverfassungsgericht und das Bundessozialgericht ent-
schieden. Allgemein unbestritten ist doch, dass sich die
Lebenslage der Rentnerinnen und Rentner im Osten
Deutschlands zumindest materiell wesentlich verbessert
hat, das kann doch keiner bestreiten. Wenn man aber die
von der PDS in der Drucksache 3/2485 ausgemachten
vielen Benachteiligungen und Überführungslücken im Ren-
tenrecht liest, hat man beinahe den Eindruck, als würden
die Rentner im Osten vor den Sozialämtern aufgrund des
Einigungsvertrags und des darauf fußenden Rentenüber-
leitungsgesetzes Schlange stehen müssen. Ich will damit
nicht ausdrücken, dass alle durch die DDR-Regierung ver-
sprochenen Rentenansprüche optimal überführt worden
wären. Die Frage der Rentenleistungen von in der DDR
geschiedenen Frauen ist im positiven Sinne für die Be-
troffenen zu klären. Die Landesregierung hat sich hier ja
laut eigener Presse dafür stark gemacht, aber, Herr Mi-
nister Pietzsch, man muss auch allerdings sehr klar sagen,
wir haben uns zu der letzten Konferenz gerade auch der
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Fachsprecher für Renten damit sehr ausführlich befasst.
Es ist eine schwierige Sache, das wissen Sie auch. Einen
einstimmigen Entschließungsantrag im Bundesrat, der die
Arbeit an die Bundesregierung wegschiebt und die Länder
erst einmal nichts kostet, zustande zu bringen, dürfte nicht
allzu schwer sein. Hier möchte die Landesregierung doch
bitte ausführlich und präzise berichten, welche Vorstel-
lungen sie im Hinblick auf gesetzliche Änderungen und
ebenfalls zur Finanzierung hat. Sie kann ja ihre Vorschläge
an die seit vorigem Jahr arbeitende interministerielle Ar-
beitsgruppe aus Vertretern des Bundesministeriums für Ar-
beit und Sozialordnung, des Bundesministeriums der Justiz,
des Bundesministeriums der Finanzen und des Bundesmi-
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ein-
reichen. Die haben uns über den Stand auch berichtet. Es ist
kompliziert.

Nun kurz zu einigen Punkten des Antrags der PDS:

Punkt 1, zweiter Anstrich: Der besondere Steigerungssatz
bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Gesundheits-
und Sozialwesens der DDR - übrigens trifft diese DDR-
Zusage noch für die Beschäftigten der Reichsbahn, der
Deutschen Post und andere zu - ist ein rein politisches
Versprechen der DDR-Regierung gewesen und durch keine
einzige Mark Beitragsmittel untersetzt worden.

(Beifall bei der CDU)

Der Grundsatz des Rentenrechts der Bundesrepublik
Deutschland ist die Lohn- und Beitragsbezogenheit, die
hier sonst zugunsten einer relativ kleinen Gruppe durch-
brochen würde.

Sechster Anstrich - Anerkennung von im Ausland erwor-
benen Rentenansprüchen für im Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland ständig lebenden Rentnerinnen und Renter -:
International anerkannter Grundsatz ist, dass der Renten-
versicherungsträger, an den die Beiträge gezahlt wurden,
auch die Renten zu zahlen hat. Die wurden mit den dama-
ligen Vertragspartnern bzw. ihren Nachfolgestaaten grund-
sätzlich zum 31. Dezember 1992 beendet. Für die Perso-
nen, die sich seit dem 02.10.1990 in den neuen Ländern
bereits aufhielten und deren Anspruch bis zum 31. De-
zember 1995 entstand, gab es somit eine außergewöhnlich
lange Übergangsregelung. Das muss man doch alles be-
rücksichtigen. In den Verträgen, die die DDR abgeschlos-
sen hatte, war übrigens überhaupt keine Übergangs- bzw.
Vertrauensschutzregelung vorgesehen.

Zu I. Nr. 4 - die Schaffung eines befristeten Versorgungs-
systems - ich habe das auch jetzt zum ersten Mal gelesen -
"sui generis": Diese Forderung steht voll im Widerspruch
der vom Bundesverfassungsgericht im April 1999 aus-
drücklich bestätigten Grundsatzentscheidung des Gesetzge-
bers, die Ansprüche aus den Zusatz- und Sonderversor-
gungssystemen einheitlich in die gesetzliche Rentenver-
sicherung zu überführen. Dies ist eine Vorgabe aus dem
Staatsvertrag der Bundesrepublik Deutschland mit der ehe-

maligen DDR in Artikel 20.

Zu I. Nr. 5 - Schaffung eines eigenständigen Frauenrenten-
rechts: Unsere Aufgabe kann und muss nicht die Schaffung
eines eigenständigen Rentenversicherungszweiges für
Frauen sein, sondern vielmehr müssen die Voraussetzun-
gen geschaffen werden, dass Frauen ihre Rentenansprüche
durch Teilnahme am Arbeitsleben selbst erwerben können.

(Beifall Abg. Wackernagel, CDU)

Familienbedingte Lücken in der Erwerbsbiografie sind aus-
zugleichen, da sind wir uns auch alle einig. Bereits jetzt
sind diese Familien- und Kinderkomponenten in der ge-
setzlichen Rentenversicherung enthalten. Hier ist ständig
zu kontrollieren, ob durch diese Familienkomponenten
noch ein realer Ausgleich geschaffen wird.

Zwei Bemerkungen noch zum Schluss: Erwartungen, dass
ein in der ehemaligen DDR zurückgelegtes Erwerbsleben
nach der Wiedervereinigung vollständig so, wie in der alten
Bundesrepublik zurückgelegtes, gleichgestellt werden
müsste, konnte und musste der Gesetzgeber nicht erfüllen.
Die Unterschiede in den Rentengesetzen waren zu groß.
Dies wurde auch durch das bereits erwähnte Urteil des
Bundesverfassungsgerichts am 28. April 1999 bestätigt.

Die zweite Bemerkung: Jede und jeder hier in diesem ho-
hen Hause würde eine Rentenanpassung an das Westniveau
lieber heute als morgen sehen. Voraussetzung ist und bleibt
aber die Angleichung der Arbeitseinkommen der aktiv Be-
schäftigten an das Westniveau. Aber hier ist zu bedenken -
und da gebe ich dem Minister Pietzsch auch voll Recht -,
dass die Folge einer unabhängig von der tatsächlichen
Lohnangleichung vorgenommenen Angleichung der aktuel-
len Rentenwerte wäre, dass unseren jetzigen Beschäftigten
in den neuen Ländern, die mehrheitlich in ihren Arbeitsein-
kommen unter dem Westniveau liegen, die Chance auf das
Erreichen einer gleich hohen Rente wie bei einem Versi-
cherten aus den alten Bundesländern mit relativ gleicher
Lebensarbeitsleistung genommen würde. Das Vertrauen in
das Rentensystem wäre dann wohl endgültig zerstört. Das
kann nicht in unserem und auch nicht im Sinne der jetzi-
gen Rentengeneration sein. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Das Wort hat Frau Abgeordnete Arenhövel, CDU-Fraktion.

Abgeordnete Arenhövel, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Verehrte Frau Kollegin Bechthum, Sie haben so viel Rich-
tiges gesagt,

(Beifall Abg. Lippmann, SPD)
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dass Sie mir eigentlich hier auch ersparen, noch intensiv
auf die Dinge einzugehen.

(Beifall bei der SPD)

Auch ich möchte aber sagen, dass die PDS hier natürlich
aus der Bundestagsdrucksache 14/9045 vom 15.05.2002
abgeschrieben hat. In dieser Bundestagsdrucksache wird
ausführlich und auch ziemlich kraus das gesamte Renten-
recht noch einmal durchgewälzt. Der eigentliche Grund,
weshalb ich das erwähne, ist, ich möchte gern, Frau Präsi-
dentin, mit Ihrer Erlaubnis, aus dieser Bundestagsdruck-
sache einmal zitieren, weil man da nämlich deutlich sieht,
worum es der PDS hier wirklich geht.

In Punkt 2 heißt es: "Das zweite AAÜG ist mit der Maß-
gabe zu ändern ..."

Punkt 2 b - "Die politisch-motivierten Entgeltbegrenzungen
für ehemalige staats- und systemnahe Mitglieder entspre-
chender Zusatz- und Sonderversorgungssysteme aufzu-
heben und ..."

Punkt 2 c - "Die Rentenansprüche ehemaliger Mitarbeiter
des MfS, AfNS bis zur Hälfte des über dem Durchschnitts-
entgelt im Beitrittsgebiet liegenden Entgelts anzuerken-
nen."

Meine Damen und Herren, in diesen beiden Punkten se-
hen Sie, worum es der PDS wirklich geht. Wenn wir von
Überführungs- und Gerechtigkeitslücken im Rentenrecht
überhaupt sprechen wollen, dann sind sie nämlich hier
zwischen Opfern und Tätern.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Während die Opfer zum größten Teil in bescheidenen Ver-
hältnissen leben müssen, haben sich gerade die durch das
Bundesverfassungsgerichtsurteil ergebenden Nachzahlun-
gen außerordentlich vorteilhaft für die Altkader der SED
ausgewirkt, die sich zum Teil ein Einfamilienhaus davon
kaufen können.

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD: Jawohl!)

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU: Pfui!)

Dieser Zustand ist für mich einfach unerträglich, politisch
betrachtet.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Insgesamt gesehen muss man sagen, dass gerade die Ren-
tenüberführung in die Bundesrepublik Deutschland eine
einmalige und, ich glaube, mit die großartigste Leistung
gewesen ist, die es überhaupt im Zuge der deutschen Ein-
heit gegeben hat.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Meine Damen und Herren, nennen Sie mir einen euro-
päischen Staat, der in der Lage gewesen wäre, dieses so
zügig und so zeitnah und auch mit den hervorragenden
Konsquenzen für die Rentner umzusetzen. Ich glaube, das
wäre nirgendwo so gelungen, wie es die Bundesregierung
damals wirklich vollendet hat. Das, finde ich, muss immer
wieder erwähnt werden. Es stimmt, die Rentner sind die
Gewinner der deutschen Einheit. Trotzdem muss ich sa-
gen, auch wir verkennen nicht, dass es in dem einen oder
anderen Fall schon auch Unterschiede gibt, die man den
Leuten nur schwer erklären kann. Der Minister hat auch
z.B. das Problem der vor 1992 geschiedenen Witwen er-
wähnt. Frau Bechthum, das, was wir hier anmahnen, ist
allerdings, dass seit Monaten auf die Prüfungsergebnisse
der Bundesregierung gewartet wird. Natürlich kostet das
Geld. Natürlich muss man eine solche Lage auch erörtern,
das ist schon richtig, aber wir würden uns ein Mehr an
Energie wünschen, damit wir dieses Problem auch einmal
vom Tisch bekommen. Die geschiedenen Witwen sind hier
wirklich arg benachteiligt. Ähnliches gilt für das Auseinan-
derklaffen von Ingenieuren und naturwissenschaftlicher
Intelligenz oder auch Professoren, die, sagen wir, am Auf-
bau mitgearbeitet haben. Die stehen sich schlechter als die-
jenigen, die bei der Evaluierung rausgefallen sind und noch
zu günstigeren Konditionen ins Rentensystem eingegangen
sind als andere.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie können
davon ausgehen, dass die CDU-Fraktion des Thüringer
Landtags an diesen Problemen auch dranbleiben wird.
Dazu haben wir die Ermutigung der PDS weder nötig noch
ist sie für uns hilfreich, sondern ganz im Gegenteil, des-
wegen lehnen wir diese Anregungen hier rundheraus ab.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die PDS-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete Thierbach
zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Thierbach, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, die Katze ist
aus dem Sack, die Wahrheiten sind gesagt. Es ist egal, was
die PDS für Anträge zur Rente bringt, es kommen die Kla-
motten des Kalten Krieges.

(Heiterkeit bei der CDU)

Es wird abgesprochen, dass wir ein Recht hätten, uns um
soziale Belange von Rentenansprüchen zu kümmern. Das
ist so alt wie die PDS versucht, Probleme im Rentenrecht
zu klären. Ihre Vorwürfe sind so alt, wie Bundesverfas-
sungsgerichtsurteile auch Sie dann belehren, dass Ihre Vor-
würfe an uns nicht haltbar waren, weil am Ende Bundes-
verfassungsgerichtsurteile im Interesse der Rentner gespro-
chen wurden.
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Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Anfrage durch den
Abgeordneten Schwäblein?

Abgeordnete Thierbach, PDS:

Am Ende.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Am Ende, Herr Schwäblein.

Abgeordnete Thierbach, PDS:

Ich möchte auf die Klamotten des Kalten Krieges, wie sie
Herr Pietzsch formuliert hat, nicht eingehen. Dafür ist die
Problematik entschieden zu kompliziert. Ich stehe hier auch
nicht für irgendwelche Altparteimitglieder, wie Sie es for-
muliert haben, sondern ich verspreche Ihnen allen, dass die
Protokolle natürlich in dem Umfang in die Öffentlichkeit
verschickt werden, wie es auch tatsächlich gebraucht wird.
Sie können mir dabei helfen. Das ist die beste Wahlvorbe-
reitung, die alle machen können, indem Sie der Bevölke-
rung sagen, auch Rentnern, wie Ihre Ansprüche betitelt
werden. Ich möchte zu einigen Problemen trotzdem Stel-
lung nehmen. Unser Rentenantrag heute ist tatsächlich in
einer sehr langen Kette von immer wieder anderen Klä-
rungsbereichen. Nicht ein Punkt, der hier steht, obwohl von
Frau Arenhövel und Frau Bechthum zum Teil behauptet,
ist bisher durch ein Bundesverfassungsgerichtsurteil ent-
schieden worden. Nicht eins davon ist endgültig entschie-
den worden. Es gibt kein Problem in diesem Antrag, das
sich etwa zu Ungunsten anderer Personengruppen artiku-
liert. Unser Antrag heißt nicht, erstens, zu Ungunsten z.B.
von SED-Unrechtsopfern irgendeinen anderen Rentner zu
bevorzugen. Diese Unterstellung weisen wir weit weg.

(Beifall bei der PDS)

Dieser Rentenantrag heißt nicht, bestehendes Rentenrecht
verschlechtern oder gar entleeren. Dieser Rentenantrag
heißt aber, die Landesregierung benennt ihre Positionen,
ihre Lösungsansätze zu den von uns hier aufgezeigten Pro-
blemfeldern und welche Position sie zur Beseitigung der
Probleme einnimmt oder was sie nicht regeln möchte. Ge-
nau dies hat Minister Dr. Pietzsch getan. Er hat genau an
dieser Stelle das Berichtsersuchen erfüllt. Unser Antrag
heißt auch, dass die Landesregierung Aktivitäten nennen
soll zu Rentenansprüchen, die eben verfassungsrechtlich
bereits entschieden sind. Hier möchte ich auf ein paar Pro-
bleme aufmerksam machen. Da bin ich mir vollkommen
bewusst, dass die Landesregierung Teile schon in Angriff
genommen hat. Die Hinterbliebenenwitwenrente ist ge-
nannt worden, die wird blockiert gegenwärtig in der Lö-
sung durch die Bundesregierung, sind wir d'acord.

Es gibt aber auch noch etwas anderes, was die Landesregie-
rung unmittelbar auf Rechtsgrundlage des Bundesverfas-
sungsgerichts endlich mit anschieben könnte, das sind näm-
lich die Dienstbeschädigtenausgleiche für ehemalige An-
gehörige von Sonderversorgungssystemen. Sonderversor-
gungssystem heißt nicht MfS, hier sind Unfallrenten,

(Zwischenruf Abg. Arenhövel, CDU: Das
steht doch im Antrag deutlich drin.)

die am Ende hier geklärt werden. Hier sind Bundesver-
fassungsgerichtsurteile erlassen, dass den Betroffenen diese
Rentenansprüche zustehen. Wo ist die Aktivität unserer
Landesregierung für die Leute, die hier in Thüringen in der
Polizei arbeiten und gearbeitet haben? Das ist ein ganz
konkreter Landesbezug, wo nämlich Dienstversehrten-
ansprüche geregelt werden müssen. Dieses ist das Einzige,
wozu Herr Dr. Pietzsch nichts gesagt hat, ich nehme an,
weil er nicht genau weiß, wie er damit umgehen soll, denn
eins war gestern sehr deutlich an einer Stelle, wo ich es
nicht erwartet hatte. Es ist im Lande Thüringen nicht mög-
lich, vollständige Zahlen zu bekommen über die Beanspru-
chung von Rentenleistungen aus den unterschiedlichen Ver-
sorgungssystemen, dazu einzelne Zahlen zu bekommen.
Minister Trautvetter machte aber gestern eine sehr inte-
ressante Bemerkung, und zwar im Rahmen der Haushalts-
debatte. Er sagte, monatlich kommen 4.200 Sonderversor-
gungsanspruchberechtigte im Lande Thüringen hinzu. Die-
se 4.200 monatlich zusätzlich hinzu kommenden Sonder-
versorgungsberechtigte in Renten, das sind Menschen, de-
nen Rentenansprüche zugeordnet wurden, die das Land zu
bezahlen hat. Es kann doch daraus nicht beschlossen wer-
den, dass, weil es zu viele sind, weil es teuer ist, man Ren-
tenansprüche, die tatsächlich bestehen, etwa nicht mehr
nach Haushaltslage realisieren will. Hier müsste doch die
Landesregierung die Erste sein, die ein Interesse daran
hat, dass eben die Entscheidungsgrundlagen dann mit dem
Bund finanziell anders geklärt werden. Wir wissen doch,
dass Sie aufgrund von Haushaltslagen an mancher Klärung
des Rentenrechts kein Interesse mehr haben. Sie wissen
doch um die Kostenumverlagerung, die stattfindet. Ich fra-
ge mich an dieser Stelle, warum haben Sie zu diesem Pro-
blem in dem Bericht nichts gesagt, weil dann wird näm-
lich außerhalb des Parlaments noch deutlicher, dass auch
die Klärung von Rentenproblemen nach Haushaltslage in
Angriff genommen wird und nicht nach Grundsatz des So-
zialrechts, dass Ansprüche, die erworben wurden, auch zu
realisieren sind.

(Zwischenruf Dr. Pietzsch, Minister für Sozia-
les, Familie und Gesundheit: Aber ja, sie werden
nach dem Grundsatz des Sozialrechts bezahlt.)

Genau das ist der Spagat, den Sie heute und hier wieder
gelebt haben. Sie haben ein weiteres Problem, das deutet
sich an in unserem Punkt vier, ein Gesetz zu erarbeiten, das
ein befristetes Versorgungssystem "sui generis" zum Ge-
genstand hat. Warum wollen wir das? Hochschulange-
hörige, Minister Dr. Pietzsch nannte es Professoren, die in



5634 Thüringer Landtag - 3. Wahlperiode - 66. Sitzung, 14. Juni 2002

der DDR bereits an Hochschulen gearbeitet haben und die
dann auch in den neuen Bundesländern weiter an Hoch-
schulen arbeiten, die werden zu ihren Rentenzeiten noch
einmal bestraft.

Meine Damen und Herren, alle die Sie vielleicht einmal in
der Volkskammer waren, auch. Es gibt auch noch jene, die
zur Wendezeit 35 Jahre alt waren, 15 Jahre Rentenansprü-
che in einem der Versorgungs- oder Zusatzversorgungssys-
teme erarbeitet haben, die werden mit Renteneintrittsalter
merken, ob ihre Rentenansprüche in das Rentenrecht der
Bundesrepublik überführt wurden oder nicht. Dieses Pro-
blem löst sich nicht durch einmaligen Beschluss, sondern
das löst sich letztendlich immer durch Anspruch auf Rente,
und zwar durch die Lebensbiografie. Deswegen wollen wir
dieses geschlossene Rentensystem bis 2005, weil man dann
nämlich über Beitragsleistungen über den Charakter des
Sozialgesetzbuches VI, indem man dieses einführt, auch
tatsächlich rentenrechtlich einführen kann. Wenn es po-
litisch gewollt wird, lässt genau diese Systematik es zu,
ins SGB VI einzuordnen.

Auf ein letztes Problem möchte ich eingehen, weil auf alle
kann man gar nicht eingehen. Herr Minister, Sie sagen,
auch Sie möchten so schnell wie möglich die Angleichung
des Rentenwertes Ost an den Rentenwert West. Richtig,
sagen alle, im Bundestag unisono. Da war man sogar so
weit zu sagen, dass man die Einkommensentwicklung Ost
und West bis zum Jahre 2007 gemeinsam regeln möchte
und gleichartig haben kann.

(Zwischenruf Dr. Pietzsch, Minister für Sozia-
les, Familie und Gesundheit: Und auch das
Rentenrecht und die Rentenerhöhung.)

Und dann passiert doch im Bundesrat, dass der Minister
Thüringens einem Antrag der Anpassung des Rentenrechts
Ost und West nicht bis 2007, sondern in diesem Jahrzehnt
nicht zustimmen kann, sondern einzig Berlin hat dem zu-
gestimmt. Sie haben nicht zugestimmt, und zwar war dies
im Mai. Das ist nämlich unglaubwürdig, dass man zum ei-
nen sagt, ja, wir sind für die Angleichung Ost und West,
erst in den Gehältern und dann im konkreten Verhalten im
Bundesrat zu der Rentenangleichung - der Antrag hieß in
diesem Jahrzehnt - sich dann eben nicht dazu durchrin-
gen kann. Das nenne ich doch ein bisschen sehr den Leuten
im Land die Augen zukleistern.

(Beifall bei der PDS)

Sie haben uns einen großen Gefallen getan, alle zwei
Fraktionen und Herr Minister Sie, mit Ihren Äußerungen zu
unserem Antrag. Soll doch die Bevölkerung, Rentner, zu-
künftige Rentner diese Problematik selbst bewerten. Spä-
testens diese Äußerungen, die Sie getan haben, zeigen, dass
unser Antrag sehr viel Wert war. Danke.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Mir liegen keine ... Ach die Anfrage, Frau Abgeordnete
Thierbach, Sie hatten eine Antwort auf eine Anfrage des
Herrn Abgeordneten Schwäblein zugesagt.

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Frau Abgeordnete Thierbach, können Sie sich vorstellen,
dass sich bei uns der Eindruck verfestigt hat, dass Sie
vorrangig Ihr Klientel bedienen mit diesem Antrag?

Abgeordnete Thierbach, PDS:

Wissen Sie, ich habe überhaupt kein Problem mit dem
Vorwurf, wenn ich mit dem, was Sie Klientel bedienen
nennen, es erreiche, dass diejenigen, die Rentenanwart-
schaften erworben haben, diese auch tatsächlich umgesetzt
bekommen. Rentengerechtigkeit zu benutzen, um Klientel
zu bedienen, das ist einfach dämlich, wie Sie es formuliert
haben.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Gibt es weitere Redewünsche? Das ist nicht der Fall, dem-
zufolge kann ich die Aussprache zu dem Sofortbericht der
Landesregierung schließen und ich stelle fest, dass das Be-
richtsersuchen erfüllt ist, falls dem nicht widersprochen
wird, es wird nicht widersprochen. Ich schließe den Ta-
gesordnungspunkt 17.

Ich komme zum Aufruf des Tagesordnungspunkts 18

Entschuldung des Fernwasser-
zweckverbandes Südthüringen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2490 -

Begründung wird durch den Abgeordneten Dr. Koch,
PDS-Fraktion, gegeben.

Abgeordneter Dr. Koch, PDS:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, bei der Ent-
schuldung des Fernwasserzweckverbands Südthüringen
geht es um eine Region, bei der sich manche darüber aus-
lassen, ob sie nun vor oder hinter dem Berg ist.

(Zwischenruf Abg. Wehner, CDU: Vor!)

Wir können das zunächst einmal dahingestellt sein lassen,
weil es sich hierbei nicht um ein regionales Problem han-
delt, wie es zunächst den Anschein haben mag, sondern
hier handelt es sich in der Tat um ein Problem des Landes
und damit vorzugsweise der Landesregierung. Deswegen
wird meine Fraktion hierzu auch namentliche Abstimmung
beantragen.
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(Unruhe und Heiterkeit bei der CDU)

Herr Finanzminister, ich war mir völlig sicher, dass ich
irgendetwas finde, um Sie zu erfreuen.

(Zwischenruf Abg. Dr. Pietzsch, CDU: Wenn
Sie nicht reden und wir gleich zur Abstimmung
kommen, das wäre die größte Freude für uns.)

(Zwischenruf Abg. Ramelow, PDS: Mir hast
du gesagt, ich soll nicht auf die Zwischenrufe
hören.)

(Heiterkeit bei der PDS)

Ja, aber es ist halt verlockend, wenn das von Ministern
kommt, ja, weil das bei mir schon auch die Frage aufwirft,
welche Qualifikation man denn haben muss.

Gut, Trinkwasser ist das Grundnahrungsmittel Nummer 1.
Günstige Wasserpreise sind gerade im Land der bundes-
weit niedrigsten Einkommen von großer Bedeutung für
die Bevölkerung, außerdem ist preiswertes Wasser ein
Standortfaktor für die Wirtschaft. Thüringen ist das Bun-
desland mit den höchsten Wasserpreisen in Deutschland. In
Südthüringen ist das Trinkwasser derzeit jedoch noch etwas
preiswerter zu haben als im Rest des Landes, da hier das
Fernwasser noch wesentlich weniger kostet als zurzeit in
Nord- und Ostthüringen. Das wird sich aber vermutlich än-
dern. Mit der Fusion von Thüringer Talsperrenverwaltung
und Fernwasserzweckverband Nord- und Ostthüringen
wird in Zukunft in diesem Teil Thüringens ein politischer
Fernwasserpreis von 61 Cent pro Kubikmeter den bishe-
rigen reichlichen Euro pro Kubikmeter ablösen. Erreicht
werden soll das vor allem durch die Entschuldung von
Talsperrenverwaltung und Zweckverband. Der Südthü-
ringer Verband lehnte die vorgeblich freiwillige Teilnahme
an der Fusion jedoch einstimmig ab, da die Verbandsmit-
glieder Zweifel an der Schlüssigkeit der Einsparpotenziale
hatten und haben, die in einer Studie erstellt im Auftrag des
Finanzministeriums dargestellt wurden. Daraufhin zeigte
dann die Landesregierung, wie ihr Verständnis von Frei-
willigkeit aussieht. Wer aufmuckt wird nicht entschuldet.
Die Thüringer, die in den Gebieten der Abwasser/Wasser-
zweckverbände Bad Salzungen, Hildburghausen, Ilmenau,
Meiningen, Rennsteigwasser, Sonneberg und Mittlerer
Rennsteig leben, dürfen sich, wenn ich in diesem Zusam-
menhang den Schleusinger Bürgermeister zitieren darf,
"demnächst als Thüringer zweiter Klasse fühlen". Für diese
Bürger des Freistaats bedeudet das "Ätsch" der Landesre-
gierung gegenüber dem Fernwasserzweckverband Südthü-
ringen konkret 12 Cent pro Kubikmeter Wasser mehr als
mit einer Entschuldung. Durch die beabsichtigte Entschei-
dung der Landesregierung, den Fernwasserzweckverband
Südthüringen im Gegensatz zum übrigen Fernwasser-
zweckverband nicht zu entschulden, entsteht eine ungleiche
Behandlung. Diese Ungleichbehandlung ist sachlich nicht
gerechtfertigt. Sie verstößt meines Erachtens gegen das ver-
fassungsrechtliche Gebot der interkommunalen Gleich-

behandlung in der Ausprägung des Gebots interkommuna-
ler Verteilungsgerechtigkeit.

Meine Damen und Herren, wir sollten nicht hinnehmen,
dass Verteilungsgerechtigkeit, wenn es schon etwas zu
verteilen gilt, am Rennsteig aufhört, und zwar unabhän-
gig von der Frage, ob Südthüringen nun vor oder hinter
dem Berg liegt.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sie brau-
che doch nur mitzumachen, dann bekommen
sie es doch auch.)

(Beifall im Hause)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Dr. Koch, der Abgeordnete Schwäblein
möchte Ihnen eine Frage stellen. Sind Sie bereit, darauf
zu antworten?

Abgeordneter Dr. Koch, PDS:

Ja.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Dann stellen Sie Ihre Frage, Abgeordneter Schwäblein.

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Herr Abgeordneter Koch, ich möchte Ihre Argumente gern
verstehen, vielleicht können wir uns auf ein Bild einigen.
Unterstellen wir mal, Ihre Nachbarn bilden eine Fahrge-
meinschaft und bieten Ihnen die Teilnahme an. Sie leh-
nen das freiwillig ab. Haben Sie dann noch ein Recht, sich
zu beschweren, dass Sie als Einzelfahrer höhrere Kosten
haben?

Abgeordneter Dr. Koch, PDS:

Ja, Herr Schwäblein, insofern können wir uns nicht auf
ein gemeinsames Bild einigen, weil nämlich unabhängig,
wenn ich das noch sagen darf, von dem Problem, dass
Kommunen bei der Erfüllung von Pflichtaufgaben einen
Anspruch auf Gleichbehandlung haben; es sind nämlich
auch die Bürger betroffen, also nicht nur in dem Sinne,
dass sie einen unterschiedlich hohen Wasserpreis, der durch
unterschiedliche Ereignisse entsteht, bezahlen müssen, son-
dern sie sind insofern, nämlich mittelbar dann auch verfas-
sungsrechtlich unter dem Gebot der Gleichbehandlung be-
einträchtigt.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Dr. Koch, gestatten Sie eine weitere
Anfrage? Ja.
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Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Herr Kollege Koch, wieso haben Sie dann nicht diesen
Gleichbehandlungsgrundsatz eingefordert, als die anderen
Gemeinden außerhalb Südthüringens höhere Wasserpreise
hatten, die durch Naturgegebenheiten entstanden waren?
Die Südthüringer sind bevorteilt, das ist richtig, derzeit
noch. Da habe ich Ihre Klage nicht gehört.

Abgeordneter Dr. Koch, PDS:

Herr Schwäblein, ich bin Ihnen sehr dankbar für die Frage,
weil sie nämlich ganz deutlich macht, dass Sie das Pro-
blem nicht verstehen.

(Beifall bei der PDS)

Insofern muss ich mir natürlich einen Vorwurf machen, als
dass ich mich nicht so deutlich ausgedrückt habe, als dass
auch Sie das verstehen können. Deshalb vielleicht eben
nicht nur an Sie, es geht um etwas ganz anderes. Es geht
nicht um den Ausgleich von naturgegebenen Unterschie-
den, sondern es geht darum, dass dieser fusionierende und
dann zu entschuldende Fernwasserzweckverband durch
diese Entschuldung diesen geringeren Wasserpreis leisten
kann. Das ist ein Eingriff, der durch das Land vorgenom-
men wird.

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU:
Das ist ganz verkehrt.)

Herr Althaus, ich bin auch gern bereit von Ihnen eine Frage
zu beantworten.

(Zwischenruf Abg. Althaus, CDU: Bei so viel
Süffisanz wollen wir es nicht machen.)

Ja, gut, dann schwatzen Sie mir nicht dazwischen, ich ver-
suche gerade

(Beifall bei der PDS, SPD)

eine Frage Ihres Fraktionskollegen zu beantworten und für
dessen Verständnis oder Nichtverständnis kann ich doch
nun nichts. Ich bemühe mich doch nur, das Verständnis
herzustellen. Diese Ungleichbehandlung tritt doch nicht ein
durch die Naturgegebenheiten, sondern dadurch, dass die
Landesregierung eingreift und sagt, ich entschulde hier
einen Teil und dadurch wird der Wasserpreis niedriger, was
eben in Südthüringen nicht erfolgt. Ich habe Ihnen vorge-
tragen, wenn auch Südthüringen entlastet würde, also ent-
schuldet würde, wäre es auch dort möglich, den Wasser-
preis um 12 Cent zu senken. Ich fordere insoweit nur, die
durch das Tätigwerden der Landesregierung entstandene
Ungleichbehandlung auszugleichen.

(Beifall bei der PDS)

Haben Sie noch eine Frage an mich?

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Nach der doch etwas länger geratenen Begründung zu
diesem Antrag möchte ich jetzt erst mal die Aussprache
eröffnen, und zwar hat sich Frau Abgeordnete Lehmann,
CDU-Fraktion, zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Lehmann, CDU:

Werte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, der
erste Absatz der Begründung in dem hier zur Debatte ste-
henden Antrag der Fraktion der PDS ist absolut korrekt und
sagt eigentlich in wenigen Worten aus, um was es hier geht.
Es geht um die notwendige Optimierung bei den Fern-
wasserzweckverbänden. Damit ist eigentlich schon alles
gesagt, Sie haben es auch deutlich erkannt, da könnte ich
mich eigentlich auch wieder hinsetzen.

(Beifall bei der CDU, SPD)

Aber ich möchte natürlich dennoch auf einige Aspekte zu
dieser Thematik und Ihres Antrags eingehen. Meine Da-
men und Herren, es geht um die Nutzung von Synergie-
effekten durch den Zusammenschluss der Talsperrenver-
waltung und des Zweckverbands. Das bedeutet letztlich,
einen für den Endabnehmer, das sind die Bürgerinnen und
Bürger unseres Freistaats, möglichst günstigen Preis. Na-
türlich vollziehen sich solche Fusionen nicht immer ohne
Schmerzen oder Einschnitte. Da müssen Kompromisse ge-
macht werden und diese Bereitschaft liegt bei dem Verband
Nord- und Ostthüringen und auch bei der Talsperrenver-
waltung vor. Die dort handelnden Personen sind gewillt,
das Rationalisierungspotenzial auszunutzen, eine gemein-
same Geschäfts- und Investitionspolitik zu machen, das
neue Geschäft zu forcieren. Sie nehmen alle, Frau Becker,
mit der Fusion verbundenen unternehmerischen und be-
triebswirtschaftlichen Konsequenzen einschließlich, wenn
auch langfristig, angelegten Rationalisierungen im Perso-
nalbereich in Kauf.

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD:
Welche, erklären Sie es uns mal.)

Damit und nur dann wird die Zusage der Landesregierung
eingelöst, im neuen Unternehmen entschuldet zu werden.
Nur durch Beschreiten dieses Weges macht das Ganze
letztlich auch Sinn. Zu welchen Einschränkungen ist denn
der Fernwasserzeckverband Südthüringen bereit? Davon
habe ich in Ihrem Antrag leider nichts gelesen. Nun steht
zwar nicht die Abwasserthematik heute zur Debatte, aber
ich möchte mir doch den Hinweis gestatten, dass der Ver-
fahrensweg, über den wir hier streiten, dort genauso ge-
handhabt wird und funktioniert. Die so genannten Wasser-
köpfe mit den vielen Geschäftsführern, Werksleitern und
sonstigem Personal kosten viel Geld, das zuletzt der Bürger
aufzubringen hat.
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(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Die sind
aber bei Thüringen zutreffend, aber bei
Südthüringen ...)

Und im Sinne unserer Bürger ist es nicht, wenn man an
seinen Stühlen klebt. Aber eines möchte ich auch deutlich
hervorheben, meine Damen und Herren, es wird niemand
zu irgendetwas gezwungen. Es gibt bei insgesamt 186 Ver-
bänden im Bereich der Wasserversorgung und Abwasser-
behandlung im Freistaat auch relativ kleine Verbände, die
eine gute Arbeit leisten und niedrige Gebühren und Bei-
träge vorweisen können. Die brauchen aber dann auch
keine Fusion und keine Entschuldung. Wir wollen keine
Staatsbetriebe á la DDR, aber wo es notwendig  ist, sollte
man Fusionen unterstützen und forcieren, auch mit fi-
nanzieller Entlastung durch das Land. Eine solche Um-
strukturierung, die muss auch immer mit spürbarer Gebüh-
ren- und Beitragssenkung einhergehen. Das Geld des Lan-
des, und das ist unser aller Anliegen, muss möglichst effek-
tiv eingesetzt werden.

(Beifall bei der CDU)

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Sie
bringen da etwas durcheinander.)

Nein, bringe ich nicht. Bei Zuwendungen an einen ein-
zigen Verband ohne Fusion müssen wir ja auch die steuer-
lichen Aspekte bedenken und berücksichtigen. Nicht ohne
Grund wird so gehandelt, wie es hier in Rede steht. Die
Landesmittel sollen voll in unserem Sinne wirksam werden.
Weiter geht es im Antrag der PDS-Fraktion um Gleichbe-
handlung. Der Kollege Koch hat es eben auch noch mal an-
gesprochen. Wer Gleiches will oder fordert, muss nach
meinem Verständnis auch bereit sein, Gleiches anzubieten.

(Beifall bei der CDU)

Hier verweise ich wieder auf die Punkte Verhandlungsbe-
reitschaft, Rationalisierung bei Sach- und Personalaufwand
usw. Deshalb scheidet schon aus Gleichbehandlungsgrund-
sätzen eine Entschuldung ohne Fusion, ein solches Vor-
gehen wie hier beantragt wurde, aus. Das Land hat Prio-
ritäten gesetzt und Maßgaben vorgegeben. Meine Damen
und Herren, da muss schon der ganze Kuchen gegessen
werden, da kann man sich nicht nur die Rosinen rauspi-
cken.

(Beifall bei der CDU)

Im Übrigen ist für mich das Ansinnen der Entschuldung
ohne Fusion nicht nachvollziehbar, denn ganz so schlecht
scheint es doch um den Fernwasserzweckverband Südthü-
ringen nicht bestellt zu sein und das ist eigentlich auch gut
so. Immerhin hat der stellvertretende Verbandsvorsitzende,
Herr Braun, in der "Südthüringer Zeitung" am 18. April
verlauten lassen, dass der Verband auch aus eigener Kraft
den Fernwasserpreis von 61 Cent pro Kubikmeter schaffen
würde.

(Zwischenruf Abg. Kummer, PDS:
Mit Entschuldung.)

Und noch etwas zum Verbrauch, weil das auch ein As-
pekt ist:

(Zwischenruf Trautvetter, Finanzminister:
Nein, ohne.)

Ohne, Herr Kollege, er hat gesagt, ohne. Ich kann Ihnen
das gern zeigen, ich habe es auf meinem Platz liegen.

Noch etwas zum Verbrauch, das ist ja auch ein Aspekt: Es
ist doch ganz klar, dass die Bürger versuchen Wasser zu
sparen, wenn es teuer ist. Das trifft genauso auf Strom-
verbrauch bis hin zur Müllentsorgung zu. Ich denke, das
machen Sie hier alle zu Hause ganz genauso und prak-
tizieren das ebenso. Es ist aus ökologischen Gründen auch
vollkommen in Ordnung. Bei einem günstigeren Preis,
und wir müssen hier auch an den Geldbeutel der End-
verbraucher denken, der schon mit vielen anderen Dingen
wie z.B. der Ökosteuer belastet ist, wird sich der Wasser-
verbrauch nicht gerade verdoppeln, das ist auch klar, aber
möglicherweise doch auch wieder etwas ansteigen. Das zu
den Zahlen der Abnahmemengen. Aus den vorgenannten
Gründen wird die CDU-Fraktion den Antrag ablehnen.
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die SPD-Fraktion hat sich Frau Abgeordnete Becker
zu Wort gemeldet.

Abgeordnete Becker, SPD:

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir haben hier
in den letzten Wochen und Monaten schon öfter kon-
trovers über diese Thematik gesprochen. Heute liegt uns
ein Antrag vor von der PDS-Fraktion, der versucht, die
im Land existierenden Fernwasserverbände hinsichtlich
ihrer Entschuldung gleich zu behandeln.

(Beifall bei der PDS)

Das, was die Landesregierung bekanntermaßen vorhat, das
ist die Ungleichbehandlung der Fernwasserzweckverbände
in ein und demselben Land, nämlich in Thüringen. Gerade
dies widerspricht dem Grundsatz, dass die staatliche Ver-
antwortung für die Gewährleistung der Fernwasserver-
sorgung für das gesamte Land gleichermaßen gilt und nicht
in verschiedenen Zweckverbänden unterschiedlich. Daher
ist es auch unerheblich, ob ein Verband einer Fusion mit
der Thüringer Talsperrenverwaltung offen oder ablehnend
gegenüber steht. Die Verbindung von einer Entschuldung
und der Fusion ist nach meiner Sicht unredlich und man
könnte es auch Nötigung nennen.
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(Zwischenruf Abg. Buse, PDS: Jawohl!)

Natürlich ist die Wasserversorgung in erster Linie die Auf-
gabe der Kommunen. Gerade aber in Bezug auf die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Fernwasser ist es Aufgabe
des Landes, für die einzelnen Zweckverbände die gleichen
Voraussetzungen sicherzustellen. Dies ist ja bisher auch
der Fall, meine Damen und Herren der CDU, und im Thü-
ringer Talsperrenverwaltungsgesetz vom 7. Mai 1993 in
§ 13 Abs. 3 ist das ausdrücklich vorgeschrieben. Danach
dürfen Gebühren und Entgelte für die Abgabe von Roh-
wasser aus Talsperren zur Trinkwasseraufbereitung nur lan-
desweit einheitlich festgelegt werden, Herr Schwäblein.
Die Gewährleistung solcher einheitlichen Voraussetzun-
gen sind letztlich auch die Rechtfertigung dafür, dass das
Land überhaupt im Besitz der Talsperren ist und diese
durch eine eigene Anstalt verwaltet. Wenn die Landesre-
gierung nunmehr beabsichtigt, die Talsperrenverwaltung
und den Fernwasserzweckverband Ost zu fusionieren, dann
gilt trotzdem der in § 13 Abs. 3 zum Ausdruck kommende
Gedanke, dass sämtliche Zweckverbände bei dem Bezug
von Fernwasser gleich zu behandeln sind. Das gilt auch
in dem neuen Gesetz, Herr Staatssekretär, da steht das auch
noch drin.

(Zwischenruf Illert, Staatssekretär: Rohwas-
ser, das ist etwas ganz anderes.)

Ja, ich weiß. Rohwasser steht drin, aber das Fernwasser
- das habe ich auch vorgelesen. Trotzdem sehe ich auch
eine Gleichbehandlung bei dem daraus resultierenden Fern-
wasserpreis, das können Sie ja nicht ablehnen. Durch den
§ 13 sollte erreicht werden, dass trotz unterschiedlicher ört-
licher Voraussetzungen bei der Belieferung von einzelnen
Zweckverbänden und damit unterschiedlichen Kostenstruk-
turen dennoch im Sinne des Solidarprinzips letztlich allen
Kunden des Talsperrenwassers gleiche Voraussetzungen
geschaffen werden und damit jeder einzelne Bürger, auch
die in Südthüringen, mit bezahlbarem Trinkwasser versorgt
werden kann. Dieser Gedanke gilt nach unserer Meinung
auch nach einer Fusion weiter, weil das Land Verantwor-
tung auch für den Süden hat. Die Landesregierung muss
sicherstellen, dass auch der Endverbraucher von Talsper-
renwasser in Südthüringen zu gleichen Konditionen bezie-
hen kann wie der Endverbraucher in Nord- oder Ostthü-
ringen. Das bedeutet, dass der Fernwasserzweckverband
Süd zumindest insoweit zu entschulden ist, dass auch er sei-
nen Kunden einen Fernwasserpreis von ca. 61 Cent an-
bieten kann. Allenfalls könnten hierbei noch die unmittel-
bar durch die Fusion möglicherweise zu erzielenden Ein-
sparungen des Zweckverbands Südthüringen berücksichtigt
werden. Nach allen uns bisher bekannten Zahlen und Fak-
ten handelt es sich dabei aber um einen relativ geringen
Teil, da laut Kienbaum, Herr Staatssekretär, ja Südthü-
ringen seine Hausaufgaben in diesen Bereichen schon ge-
macht hat, nur der Nordosten noch etwas nachzuholen hat.
Jede andere Entscheidung zulasten des Zweckverbands
Südthüringen wäre mit dem Gesetz nicht vereinbar und
schlichte Willkür. Zweckverbände sowie deren Mitglieder

und deren Bürger haben Anspruch auf eine willkürfreie
Gleichbehandlung und die hier vorliegende Ungleichbe-
handlung ist willkürlich, da kein ausreichender sachlicher
Grund dafür gegeben ist. Allein die Tatsache, dass sich ein
Zweckverband Nordost mit der so genannten freiwilligen
Fusion mit den Talsperrenverwaltungen beteiligt und der
andere Verband Süd das aber nicht sieht, kann kein Grund
für eine so ungerechte Behandlung sein. Die Fusion kann
ihrem Zweck der Entschuldung nach nur ein zusätzliches
Angebot sein, um den Fernwasserpreis zu senken. Dieses
freiwillige Angebot hat Südthüringen abgelehnt im Un-
terschied zu Nordost, obwohl das ja auch noch nicht amt-
lich ist, Nordost muss ja seine Beschlüsse dazu auch noch
fassen. Nach den jetzt vorliegenden Unterlagen, die uns zu-
gesandt wurden, sehe ich da noch etliche Probleme,

(Unruhe bei der CDU)

dass Nordost so einfach zustimmen kann, weil sich auch
bei dieser Fusion das Land aus der Verantwortung zieht
und den Zweckverband allein lässt,

(Zwischenruf Abg. von der Krone, CDU:
Sie haben keine Ahnung.)

den Zweckverband Südthüringen sowieso, Herr Staats-
sekretär. Deshalb bitte ich um Zustimmung zu diesem An-
trag der PDS-Fraktion.

(Beifall bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Schwäblein, möchten Sie eine Rede hal-
ten, dann würde aber vorher der Herr Abgeordnete Kum-
mer noch dran sein, weil der sich schon angemeldet hat.
Herr Abgeordneter Kummer, PDS-Fraktion.

Abgeordneter Kummer, PDS:

Eigentlich schade, ich hätte die Ausführungen von Herrn
Schwäblein gerne noch gehört.

(Unruhe bei der CDU)

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, irgendwie
komme ich mir ein bisschen vor wie in einer verkehrten
Welt. Ich hatte eigentlich gedacht, dass vielleicht zu einem
Südthüringer Thema auch einmal ein Südthüringer direkt
gewählter Abgeordneter das Wort ergreift, um hier die
Probleme seiner Region zu vertreten. Leider habe ich da-
rauf vergeblich gehofft. Aber gut, für die Fraktion der CDU
hat die Frau Abgeordnete Lehmann gesprochen und auf
zwei Sachen möchte ich dort gleich noch eingehen. Zuerst:
Sie sprachen die Frage der Abwasserproblematik an, aus
der man hätte lernen müssen, und da gebe ich Ihnen Recht.
In Sachen Abwasser hat nämlich der Fernwasserzweck-
verband Südthüringen sehr deutlich gelernt. Er hat näm-
lich gelernt, dass ein politischer Preis langfristig nur zu
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einer Überschuldung von Verbänden führt und hat des-
halb die Beteiligung an der Fusion mit dem politischen
Preis von 61 Cent abgelehnt.

(Beifall Abg. Becker, SPD)

Das Nächste: Sie haben gesagt, Südthüringen müsste Glei-
ches anbieten. Ich kann Ihnen sagen, Südthüringen hat sich
wesentlich intensiver mit seinen Ratiopotenzialen beschäf-
tigt und hat hier schon sehr viele Einsparungen vorge-
nommen und das ist ein wesentlicher Grund dafür, dass
der Fernwasserpreis in Südthüringen wesentlich günsti-
ger war als in Nordost. Aber ich komme auf dieses Pro-
blem noch einmal zurück.

Meine Damen und Herren, am 8. Mai dieses Jahres ging
ein Schreiben von Dr. Kummer, Oberbürgermeister der
Stadt Suhl und Mitglied der CDU, an Herrn Minister
Dr. Sklenar und an die Fraktionen. Dieses Schreiben ent-
hielt einen Antrag des Fernwasserzweckverbands Südthü-
ringen auf Entschuldung. Wir haben diesen Antrag zum
Anlass genommen, um einen fraktionsübergreifenden An-
trag Südthüringer Abgeordneter zu Stande zu bekommen,
der sich diesem Problem widmet. Das scheiterte leider da-
ran, dass die Südthüringer CDU-Abgeordneten hier nicht
mittun wollten, obwohl ja eigentlich gerade die Südthürin-
ger CDU-Abgeordneten vom Inhalt dieses Antrags über-
zeugt sein müssten. Schließlich gab es im Fernwasser-
zweckverband Südthüringen einen einstimmigen Beschluss
der Verbandsräte, nicht an der Fusion teilzunehmen, und
diesen Beschluss fällten Leute, die Ihnen gut bekannt sein
müssten. Unter anderem, Herr Wehner, hätten Sie sich
von Dr. Kummer schon erklären lassen können, worum es
geht, oder Herr Jaschke, vielleicht hätte Ihnen Herr Seber
ein paar Ausführungen dazu gemacht, noch dazu, wo der
Herr Seber ja gleichzeitig Mitglied im Aufsichtsrat der Tal-
sperrenverwaltung ist, und so die Probleme von allen Seiten
betrachten kann, oder - Herrn Wolf sehe ich leider nicht -,
vielleicht hätte ihm Herr Brotführer gesagt, wie er das
meinte mit den Menschen zweiter Klasse in Südthürin-
gen. Es wäre sicherlich aufschlussreich gewesen. Ihre Ver-
bandsräte beschäftigen sich seit Jahren mit diesem The-
ma und ihnen müssten Sie doch eigentlich vertrauen. Aber,
vielleicht hatten Sie nicht genügend Zeit, sich mit dem
Sachverhalt zu beschäftigen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Kummer, gestatten Sie eine Anfrage
durch den Abgeordneten Wehner?

Abgeordneter Kummer, PDS:

Ja.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Bitte, Herr Wehner.

Abgeordneter Wehner, CDU:

Herzlichen Dank. Herr Kummer, Sie haben eben in Ihrer
Darstellung dargelegt, dass wir gefragt worden wären als
Südthüringer direkt gewählte Abgeordnete mit irgendwel-
chen Anträgen, die wir unterschreiben sollten. Sie müss-
ten schon einmal erläutern, wann Sie mich gefragt haben,
wann Sie mir irgendwann ein Gespräch angeboten haben.
Ich kenne das nicht und ob ich es unterschrieben hätte,
ist dann immer noch meine Sache, aber Sie behaupten
hier etwas, was aus meiner Sicht keineswegs haltbar ist.

(Beifall bei der CDU)

Abgeordneter Kummer, PDS:

Herr Wehner, ich kann Ihnen darauf eine Antwort geben.
Ich habe einen Abgeordneten Ihrer Fraktion angesprochen
und der hat mir gesagt, er wendet sich an die anderen Süd-
thüringer Abgeordneten und trägt diesen Vorschlag weiter.

(Zwischenruf Abg. Wunderlich, CDU:
Erzählen Sie nicht solche Lügen!)

(Unruhe bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ich möchte in meiner Rede
fortfahren und für den Fall, dass Sie bisher noch keine
Zeit hatten - Herr Wehner, vielleicht am Ende noch -, sich
intensiv mit dem Sachverhalt zu beschäftigen, möchte ich
noch ein wenig darauf eingehen. Herr Koch hat in der Ein-
führung schon den Prüfauftrag Rohwasserentgelt und Or-
ganisationsstrukturen in der Trinkwasserversorgung durch
die Firma Kienbaum angesprochen. Sie bildete die Grund-
lage für das Fusionskonzept. Ursprünglich war die Fusion
geplant mit der Thüringer Talsperrenverwaltung, dem Fern-
wasserzweckverband Südthüringen und dem Fernwasser-
zweckverband Nordost und diese Fusion sollte natürlich zu
Einsparungen führen. Dazu sollte die Entschuldung kom-
men und mit einem zusätzlich erwarteten Mehrabsatz sollte
der niedrige Preis von 61 Cent zu Stande kommen. Für den
Fernwasserzweckverband Südthüringen waren die Ein-
sparpotenziale und der Mehrabsatz nicht schlüssig und
deshalb haben sie eine Analyse der Fusion und des Zu-
stands des Fernwasserzweckverbands Südthüringen in Auf-
trag gegeben bei der Südtreuewirtschaftsprüfgesellschaft.
Aus den Ergebnissen dieser Analyse möchte ich hier kurz
zitieren, Frau Präsidentin, ich bitte um Ihre Erlaubnis:
"Bezüglich der Betrachtung der im Gutachten angespro-
chenen Rationalisierungspotenziale bei Optimierung des
Status quo kann gesagt werden, dass die grundlegenden
Überlegungen zu Einsparpotenzialen bei Betriebs- und Or-
ganisationskosten unter Berücksichtigung jedes möglichen
Szenarios grundsätzlich befürwortet werden können. Je-
doch liegen den quantitativen Aussagen nur Schätzungen
und Erfahrungen zu Grunde, die einer differenzierten Ana-
lyse bedürfen. Der Fernwasserzweckverband Südthüringen
hat bereits einen umfangreichen Maßnahmekatalog durch-
geführt, so dass unseres Erachtens weiteres wesentliches
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Einsparpotenzial nicht erkennbar ist." Und etwas weiter:
"Ein Ergebnis unserer Berechnungen war, dass mit Aus-
nahme der Variante ohne Entschuldung und mit Übernah-
me", der Talsperren, jetzt als Anmerkung, "zu Buchwerten
mittel- bis langfristig ein Selbstkostenpreis von rund
1,20 DM pro Kubikmeter erreichbar ist. Weitere Subven-
tionen seitens des Freistaats sind dann nicht mehr not-
wendig. Im Ergebnis führt dies aus der Sicht des Frei-
staats für die Region Südthüringen zu dem gleichen Effekt
wie eine Gesamtfusion in Thüringen.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Kummer, gestatten Sie eine Anfrage
des Herrn Abgeordneten Trautvetter?

Abgeordneter Kummer, PDS:

Herr Trautvetter, weil Sie aus Südthüringen sind, bitte.

Abgeordneter Trautvetter, CDU:

Sie sprechen hier das Rationalisierungspotenzial an. Aber
können Sie mir einmal erklären, wieso die Verlängerung
der Fernwasserleitung von Meiningen nach Schmalkalden
urplötzlich zu Personalmehrkosten in diesem Verband von
542.000 DM führt, und das soll kein Rationalisierungs-
potenzial sein?

Abgeordneter Kummer, PDS:

Herr Trautvetter, ich habe diese Zahlen nicht, deshalb kann
ich dazu jetzt auch nichts sagen. Vielleicht stellen Sie sie
mir zur Verfügung und dann können wir uns später noch
einmal darüber unterhalten.

(Unruhe bei der CDU)

Meine Damen und Herren, zu dem Südthüringer Modell
hat die Landesregierung inzwischen Klartext gesprochen.
Die Talsperren, die der Fernwasserzweckverband Süd-
thüringen übertragen bekommen haben wollte, werden
nicht übertragen und in Zukunft wird der Verband weiter-
hin das im bundesweiten Vergleich extrem teure Roh-
wasser zum bisherigen Preis beziehen. Außerdem wird es
die Entschuldung nicht geben. Merkwürdigerweise sind
aber auch durch die weitere Entwicklung des Fusions-
modells die Zweifel der Südthüringer nicht ausgeräumt.
Ich hätte ja nun wenigstens erwartet, dass durch die Nicht-
teilnahme Südthüringens an der Fusion sich ein niedrigeres
Ratiopotenzial ergeben hätte als mit der Teilnahme Südthü-
ringens, es hatte aber keine Auswirkungen auf den Preis.

Und vielleicht noch ein paar Anmerkungen zur Vertrags-
gestaltung: Für das neue Unternehmen, also die Thüringer
Fernwasserversorgung, liegt der Entwurf eines Kaufver-
trags vor. Dieser geht über 10 Jahre und beinhaltet eine
Mindestabnahmemenge, die sich aus einer gewichteten Ab-
nahme der letzten drei Jahre ergibt. Nun wissen wir ja

leider, dass die Wasserabnahmen kontinuierlich gesunken
sind in der letzten Zeit, so dass auch zu erwarten ist, dass
über die nächsten zehn Jahre, noch dazu bei unserer Bevöl-
kerungsentwicklung, der Wasserbedarf auch bei den Was-
ser-/Abwasserzweckverbänden in Nordostthüringen wieder
sinken wird, so dass man wieder eine Differenz haben
wird, die man zusätzlich bezahlen muss, ohne dass man sie
braucht. Die bisherigen Verträge, die in einigen Regionen
schon als Knebelverträge bezeichnet worden sind, hatten
eine Laufzeit von nur sieben Jahren und waren nach vier
Jahren kündbar. Des Weiteren hat der Fernwasserzweck-
verband Nordost eine Frist von 30 Jahren, um aus der Thü-
ringer Fernwasserversorgung wieder austreten zu können.
Ich stelle mir nur die Frage: Welche Preise beinhalten die
nächsten beiden Fernwasserverträge, die ja nach dem, der
in zehn Jahren abgelaufen ist, kommen müssen?

Nun noch ein paar Bemerkungen zu den Satzungsent-
würfen, die vorliegen. Der Satzungsentwurf für die Thü-
ringer Fernwasserversorgung beinhaltet in § 2 Abs. 2:
"Das Land leistet für die Anstalt volle Gewähr." Aber im
nächsten Satz folgt: "Die Gläubiger der Thüringer Fern-
wasserversorgung können das Land nur dann in Anspruch
nehmen, wenn sie aus dem Vermögen der Anstalt nicht
befriedigt worden sind." Meine Damen und Herren, wie
soll denn diese Befriedigung aussehen? Meiner Ansicht
nach winkt hier die Privatisierung.

(Zwischenruf Abg. T. Kretschmer, CDU: Be-
friedigung durch Privatisierung, das muss ich
mir mal merken!)

Und dazu passt auch der § 12 Abs. 3, unter dem Punkt h
steht hier bei Aufgaben des Verwaltungsrats: Der Erwerb
und die Veräußerung von Immobilien ..., sofern der Kauf-
preis 50.000 �������
���
�� ���� ��
���������������
�
���als
5 Mio. �� ������� ���� ���	
����� ������ � ��drittelmehrheit
der stimmberechtigten Mitglieder. Das heißt also, das Land,
das mit Sicherheit die Mehrheit der Mitglieder des Ver-
waltungsrats stellt, kann den Verkauf von Anlagen, von
Immobilien bis 5 Mio. �������
���
scheiden. Und ob die
Kommunen die Möglichkeit haben, bei einer Summe von
über 5 Mio. ���!	
��������
was zu entscheiden, wissen wir
nicht, weil wir immer noch nicht wissen, welchen Anteil
die Kommunen am Stammkapital haben werden, und das
eine Woche bevor dieser Fusionsvertrag beschlossen wer-
den soll.

Nun noch ein Wort zur neuen Satzung des Fernwasser-
zweckverbands Nordost: In § 12 Abs. 1 steht hier zur
Deckung des Finanzbedarfs: "Der Zweckverband erhebt
von den Verbandsmitgliedern eine Umlage, soweit seine
Einnahmen nicht ausreichen, um seinen Finanzbedarf zu
decken. Die Beteiligung der Verbandsmitglieder an der
Umlage richtet sich nach denen im Stimmenverhältnis
gemäß § 7 Abs. 3 dieser Satzung." Dieses Stimmenver-
hältnis bedeutet eine Stimme je 100.000 Kubikmeter ab-
genommenes Wasser, das heißt also eine Umlage nach der
Wasserabnahme. Nun wurde mir gesagt, das wäre ja hier
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etwas anderes, wenn das Land voll gewährleistet, dann gilt
diese Umlage nicht für den Fernwasserpreis und auch für
den Fernwasserbezug. Aber, meine Damen und Herren, ich
denke, das sollte man in diesem Paragraphen schon klar-
stellen, denn so, wie das hier formuliert ist, ist die Befürch-
tung nicht von der Hand zu weisen, dass die Umlage da-
zu dienen soll, den Wasserpreis zu finanzieren, wenn die
61 Cent nicht eintreten.

Und, meine Damen und Herren, Frau Lehmann sprach vor-
hin davon, dass man, wenn man in den Genuss irgend-
welcher Sachen kommen möchte, auch den ganzen Kuchen
essen muss. Nach dem, was ich eben vorgetragen habe,
klingt das für Südthüringen mehr nach "friss oder stirb".

(Beifall bei der PDS)

Ich würde Ihnen empfehlen, unserem Antrag zuzustimmen,

(Zwischenruf Dr. Sklenar, Minister für
Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt:
Um Himmelswillen!)

weil ich Ihnen sonst versichern kann, dass wir es mit ei-
ner Klage des Fernwasserzweckverbands Südthüringen we-
gen der Verletzung der interkommunalen Gleichbehand-
lung zu tun haben werden. Und das Land Thüringen hat
ja in Sachen Klagen in letzter Zeit nicht immer die besten
Erfahrungen gemacht. Verhindern Sie eine Blamage vor
Gericht und zeigen Sie, dass Ihnen auch günstige Wasser-
preise für Südthüringer Bürger am Herzen liegen. Setzen
Sie sich mit Ihrer Stimme für den wichtigen Standort-
faktor Wasserpreis ein und damit für bessere Bedingungen
für die Südthüringer Wirtschaft. Und, meine Damen und
Herren direkt gewählte Abgeordnete aus Südthüringen,
stellen Sie die verkehrte Welt wieder auf den Kopf. Wir
bitten zu unserem Antrag um namentliche Abstimmung.

(Beifall bei der PDS)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Für die CDU-Fraktion hat sich der Abgeordnete Schwäb-
lein zu Wort gemeldet.

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
insbesondere sehr geehrter Herr Kummer, ich muss vorher
eine Erklärung abgeben, damit Sie mir vielleicht zuhören,
mich ernst nehmen. Ich bin in Südthüringen geboren, habe
so lange dort gewohnt, bis Sie auf die Welt gekommen
sind. Dies vorab. Und eine gewisse Binnensicht von Ver-
bänden, von Zweckverbänden habe ich, weil ich einmal
Verbandsrat des Abwasserzweckverbands Vieselbach war
und weiß, welche Gruppendynamik da entstehen kann.
Insoweit erlaube ich mir ein Urteil und setze nicht von
vornherein auf die Weisheit von Verbandsräten in Summe.
Damit habe ich nichts pauschal schlecht gemacht, aber ich

habe so gewisse Erfahrungen machen dürfen, die zumin-
dest die eine oder andere Entscheidung von Verbands-
räten infrage stellen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, von der SPD
wurde unterstellt, wir würden scheinheilig handeln, wir
würden nötigen

(Beifall Abg. Gentzel, SPD)

und was auch sonst noch an Schlimmem hier unterstellt
wurde. Herr Gentzel, mit Ihrem Klopfen zeigen Sie, dass
Sie genau in diesem unsäglichen Geiste verhaftet sind.
Ich weise diese Unterstellungen zurück.

(Beifall bei der CDU)

Was wir jetzt mit diesem Handeln der Landesregierung
tun, lassen wir uns nicht durch Sie delegitimieren, denn
das würde die Geschichte Thüringens in der Zeit ab 1990
umschreiben. Wir haben in vielen Fällen des landesgesetz-
geberischen Handelns in den letzten Jahren mit dem so
genannten goldenen Zügel gearbeitet und niemand hat dies
ernsthaft rechtlich beklagt. Wir haben bei den Zusammen-
schlüssen in der kreislichen und der kommunalen Gebiets-
reform sehr wohl mit finanzieller Unterstützung gearbeitet
und die Strukturhilfen im Abwasserbereich haben den glei-
chen Charakter. Wenn Fusionen möglich werden, ist auch
sehr häufig eine Komplett- oder Teilentschuldung möglich
und noch niemand hat einen Klagefall daraus gemacht. So
wird es auf das Trinkwasser genauso zutreffen, weil na-
türlich, und das muss hier laut gesagt werden, den Süd-
thüringern die Möglichkeit eingeräumt wird, zum gleich
günstigen Fernwasserpreis zu kommen. Wenn jetzt aus Re-
gionalegoismen heraus dieses nicht angenommen wird,
dann müssen sich die Verbandsräte dieser Diskussion stel-
len und das Schwarze-Peter-Verschieben Richtung Land
ist nicht in Ordnung.

(Beifall bei der CDU)

Und um der Gilde der Rechtsverdreher etwas Nachhilfe
im Steuerrecht zu geben, Herr Kollege Koch,

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS:
Der Gilde der Rechtsverdreher?)

wenn ich vorhin mein Bild von der Fahrgemeinschaft ge-
wählt habe, so war das als Frage am Mikrofon nicht mög-
lich, das so auszuführen, dass möglicherweise auch Sie es
verstehen, deshalb will ich es jetzt vom Pult nachholen.
Der Gesetzgeber, und hier der Bundesgesetzgeber, bevor-
zugt steuerlich Fahrgemeinschaften. Die Teilnehmer an
der Fahrgemeinschaft haben einen steuerlichen Vorteil,
der dem Alleinfahrer nicht gewährt wird.

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD: Wird
doch durch die Ökosteuer wieder aufgehoben!)
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Nach Ihrer Auslegung müsste dann tatsächlich der Rechts-
anspruch für den Einzelnen, hier den Nachbarn, den ich
gewählt habe in meinem Bild, bestehen, nur weil in der
Nachbarschaft eine Fahrgemeinschaft existiert, deren An-
gebot er nicht annimmt. Die Mitglieder dieser Fahrge-
meinschaft nutzen diesen steuerlichen Vorteil. Sie könnten
ihn auch nutzen, wenn Sie das Angebot annehmen würden.
Sie verzichten darauf, aus welchem Grund auch immer.
Das haben Sie zu verantworten, aber dann machen Sie bitte
nicht denen, die Ihnen das Angebot gemacht haben, noch
einen Vorwurf. Das passt dann wirklich nicht.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Anfrage durch den
Abgeordneten Dr. Koch?

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Aber gewiss.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Bitte schön.

Abgeordneter Dr. Koch, PDS:

Herr Abgeordneter Schwäblein, räumen Sie ein, dass die
Bildung von Fahrgemeinschaften nicht Pflichtaufgabe einer
Kommune ist im Gegensatz zur Versorgung mit Wasser?

(Beifall bei der PDS)

Abgeordneter Schwäblein, CDU:

Der Beitritt oder Nichtbeitritt zu einem größeren Zweck-
verband hat überhaupt nichts mit der Pflichtaufgabe zu
tun, denn die Versorgung der Bevölkerung mit Wasser ist
in jedem Falle gewährleistet. Also unterstellen Sie nichts
und machen Sie den Leuten nicht unnötig Angst. Das ist
unredlich. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

(Heiterkeit bei der PDS, SPD)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Schwäblein, einmal in aller Vorsicht:
Einen Berufsstand als "Gilde der Rechtsverdreher" zu be-
zeichnen, halte ich für dieses hohe Haus für nicht ange-
messen. Ich wollte Sie nur darauf hinweisen.

(Beifall bei der PDS)

Für die CDU-Fraktion hat sich der Abgeordnete Krauße
zu Wort gemeldet.

(Unruhe im Hause)

Abgeordneter Krauße, CDU:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren,
Herr Kollege Koch, ich war schon etwas erstaunt, als Sie
sich zu diesem Wasserthema heute zu Wort meldeten. Ich
meine, Ihre süffisant belehrende Art gegenüber Kolle-
gen Schwäblein sollte nur übertünchen, dass Sie von der
Materie eigentlich keine Ahnung haben.

(Beifall bei der CDU)

Dafür gibt es ganz einfache Beispiele. Thüringen hat die
höchsten Wasserpreise bundesweit. Ich empfehle Ihnen
die Statistik des BGW oder des Bundes der Steuerzahler
zu lesen, da steht einiges drin und Sie können noch ein
bisschen was lernen und bei der nächsten Debatte viel-
leicht mehr Substanz einbringen. Ein politischer Preis,
der von mehreren Rednern angesprochen wurde, sind
die 61 Cent ganz gewiss nicht. Diese 61 Cent sollen durch
wirtschaftliche Umstrukturierung und durch eine konse-
quent kaufmännische Betriebsführung in den neuen Un-
ternehmen erreicht werden. Was die Frage der Entschul-
dung anlangt - ich glaube, auch hier herrscht zumindest
bei den Leuten, die sich schon lange damit beschäftigen,
das sind Herr Kummer und Frau Becker, entweder wis-
sentlich oder absichtlich Unkenntnis oder sie haben es
einfach nicht verstanden, wir haben die Unterlagen dazu. In
dieser Anstalt öffentlichen Rechts bringt das Land einen
Anteil ein und dieser Anteil dient der Entschuldung. Das
heißt, es wird nicht ein Verband einzeln entschuldet - das
hat Frau Lehmann auch ausgeführt - und von daher ist es
einfach auch nicht möglich, nur durch eine Entschuldung,
z.B. des Zweckverbands Süd, den Preis von 61 Cent oder
noch darunter, was uns wesentlich lieber wäre, zu errei-
chen. Dass die Fusion das einzige Mittel ist, um diesen
Preis zu erreichen, ist absolute Mär. Das stimmt nicht. Das
Konzept, das vorliegt und das die Beteiligten insbeson-
dere des Innenausschusses und des Umweltausschusses
kennen, sieht weit reichende Maßnahmen vor. Ich führe
die hier in Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit gar nicht
aus.

(Beifall bei der CDU, SPD)

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD:
Das ist auch besser so!)

Aber, Frau Becker, Sie sagen: "was die Landesregierung
hier vorhat" - da kann ich Ihnen nur entgegnen, nicht die
Landesregierung hat vor, sondern die Landesregierung und
auch die CDU-Fraktion haben dies vor, denn das ist im
Interesse des ganzen Landes. Dass Sie dagegen sind, das
ist Ihr Problem. Aber die Landesregierung verkauft auch
kein Fernwasser.

(Unruhe bei der SPD)
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Die Landesregierung verkauft kein Fernwasser, die Lan-
desregierung verkauft auch kein Rohwasser, das macht die
Thüringer Talsperrenverwaltung, das nur zur Orientierung.
Aber daran merke ich doch schon, wie intensiv Sie sich
mit dieser Materie beschäftigt haben.

(Beifall bei der CDU)

Sie fordern einen einheitlichen Fernwasserpreis landesweit.
Das ist auch unser Ziel. Aber wenn Sie diesen Gedanken
konsequent zu Ende führen, dann müssten natürlich die
örtlichen Versorger auch landesweit den gleichen Wasser-
preis anbieten. Das heißt, das Land muss entweder sub-
ventionieren oder per Dekret verordnen, das ist der Preis.
Ich erinnere an die 8,80 DM, das war auch schon so ei-
ne Sache, die nicht ganz geklappt hat. Dann sind wir wie-
der dort, wo die beiden Fraktionen hier rechts und links
im Hause sicherlich hinwollen, das ist dieser berühmte Be-
griff vom demokratischen Zentralismus. Von oben wird al-
les bestimmt.

(Zwischenruf Abg. Schemmel, SPD: Erzäh-
len Sie doch nicht so einen ausgesprochenen
Blödsinn, einen ausgesprochenen Mist.)

Fraktionsübergreifender Antrag, Herr Kummer - die CDU-
Abgeordneten haben sich ja der Mühe unterzogen, und das
muss ich wirklich hier sagen, die CDU-Abgeordneten auch
aus Südthüringen haben sich mehrfach der Mühe unter-
zogen, sowohl mit Herrn Kummer, als auch mit uns, als
auch mit den Vertretern des Fernwasserverbands zu reden
und sind eventuell zu einer anderen Auffassung gekommen.
Das muss man ihnen einfach zubilligen. Ich erinnere mich
noch sehr gut, wie Sie hier gegen die Fusion insgesamt ge-
wettert haben. Ich muss aber mal ganz klar sagen, ich habe
auch das Gutachten der Südtreuhand gelesen, dort wird die
Fusion durchaus als eine Möglichkeit zur Preissenkung im
Bereich der Fernwasserpreise genannt. Man kann sicher
auch anderer Auffassung sein, aber es ist nicht so, wie Sie
es hier darstellen, dass das dort grundsätzlich abgelehnt
wird. Herr Kummer, Sie sagten, Frau Lehmann hat das mit
den Rosinen und dem Kuchen gebracht, ich finde, das ist
ein sehr gutes Beispiel, denn was Sie mit den Argumen-
ten machen, ist nichts anderes. Sie nutzen hier die Argu-
mente, die Paragraphen und die Absätze aus den Satzungs-
entwürfen, die Ihnen in Ihr Konzept passen. Entweder Sie
können oder Sie wollen den ganzen Text nicht verstehen
und im Zusammenhang lesen. Das ist doch eigentlich das,
was man tun muss, man muss beides - den Gesetzentwurf
und den Satzungsentwurf - nebeneinander legen und dann
ergibt sich ein Bild, das dem, was Sie gesagt haben, und Ih-
rer Argumentation voll und ganz widerspricht. Deshalb
kann ich nur noch mal wiederholen: Wir als CDU-Frak-
tion lehnen diesen PDS-Antrag ab. Der Zweckverband Süd-
thüringen ist sehr herzlich eingeladen, an den Verhandlun-
gen teilzunehmen und, wenn er es für richtig hält und die
Verbandsmitglieder es für richtig halten, der neuen Thü-
ringer Fernwasserversorgung beizutreten. Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Gibt es noch weitere Redewünsche von den Abgeordneten?
Da das nicht der Fall ist, bitte ich Minister Dr. Sklenar
um das Wort.

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren, Sie müssen mich auch noch ertragen.

(Zwischenruf Abg. Thierbach, PDS:
Das machen wir.)

Es hilft alles nichts, wobei ich es mir verkneife, auf all das
einzugehen, was hier gesagt worden ist, vor allen Dingen
von Ihnen, Herr Kummer. Sie haben immer wieder aus
Entwürfen zitiert und Sie wissen ja, Entwürfe verändern
sich manchmal noch. So muss ich Ihnen sagen, was die
Mindestabnahmemenge betrifft, haben Sie sich da etwas
verlesen. Aber ich will darauf nicht weiter eingehen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir stimmen mit
dem Fernwasserzweckverband Südthüringen natürlich
darüber überein, dass auch in Südthüringen im Interesse
der dortigen Bürger und Unternehmen ein niedriger Was-
serpreis vorhanden sein muss. Daher war es unser erklärtes
Ziel, den Fernwasserzweckverband Südthüringen von Be-
ginn an mit in die Errichtung des neuen Unternehmens
einzubeziehen. Jetzt, lieber Horst Krauße, ist der Zug
leider abgefahren, jetzt kann der Südthüringer Fernwasser-
zweckverband nur noch über einen Zutritt zu dem neuen
Fernwasserzweckverband mit eingehen. Eine Entschuldung
des Fernwasserzweckverbands Südthüringen ohne Fusion
scheidet aus zwei sehr wesentlichen Gründen aus.

Der Fernwasserzweckverband Nord- und Ostthüringen
sowie die Thüringer Talsperrenverwaltung nehmen alle
mit der Fusion verbundenen unternehmerischen und be-
triebswirtschaftlichen Konsequenzen einschließlich der
Rationalisierung im Personalbereich auf sich und erfüllen
damit die Bedingungen für die Zusage der Landesregie-
rung, die darin besteht, dann im neuen Unternehmen ent-
schuldet zu werden.

Dies muss gerade aus Gründen der Gleichbehandlung in
gleicher Weise auch für den Fernwasserzweckverband
Südthüringen gelten. Um es noch deutlicher zu sagen, eine
Entschuldung des Fernwasserzweckverbands Südthüringen
ohne Fusion wäre eine gravierende Ungleichbehandlung
gegenüber dem Fernwasserzweckverband Nord- und Ost-
thüringen. Eine Entschuldung ohne Fusion kommt aber
auch deshalb nicht in Betracht, da mit ihr steuerliche Pro-
bleme verbunden wären, die zu einem erheblichen zusätz-
lichen Mittelbedarf für die Entschuldung führen würden.
Gerade dieses kann bei der Entschuldung des Fernwasser-
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zweckverbands Nord- und Ostthüringen und der Thüringer
Talsperrenverwaltung durch Bildung eines neuen Unter-
nehmens vermieden werden.

Seit dem ersten Angebot im August 2001 durch mich an
den Fernwasserzweckverband Südthüringen hat der Ver-
band dadurch, dass er sich an den Verhandlungen nicht be-
teiligt hat, Gestaltungsmöglichkeiten zur Verbesserung
seines Wasserabgabepreises am Schluss versäumt.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Minister, eine Anfrage?

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Nein, jetzt nicht.

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Kummer, zum Schluss können Sie Ihre
Frage stellen.

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Noch im März 2002 hat der Verbandsvorsitzende gegen-
über Herrn Staatssekretär Illert die seit Frühjahr 2001 be-
kannte Position vertreten, dass der Fernwasserzweckver-
band Südthüringen auch ohne Fusion und damit ohne Ent-
schuldung in überschaubarer Zeit zu einem vergleichbaren
Preis von 61 Cent pro Kubikmeter kommen könne.

Äußerungen von Verbandsvertretern in der Presse zeigen
jedoch, dass der Fernwasserzweckverband Südthüringen
nun von sich aus längerfristig mit einem Preis von etwa
74 Cent pro Kubikmeter rechnet. Obwohl dem Fernwas-
serzweckverband Südthüringen nachweislich schon im
Frühjahr 2001 entsprechendes vorgerechnet wurde, wird
dieser Sachverhalt nun als neue Erkenntnis dargestellt. Ich
kann mich noch sehr gut an die ganzen Gespräche erin-
nern, die ich mit dem Verbandsvorsitzenden hatte, der im-
mer wieder betont hat: Wir brauchen die Fusion nicht, wir
packen das so, wir sind besser als alle anderen in dieser
Richtung.

Deswegen verwundert es mich schon etwas, dass jetzt
plötzlich hier dargestellt wird, dass es doch nicht ganz so
ist, wie damals argumentiert wurde. Nun argumentiert die
PDS, allein die Entschuldung des Verbandes reiche aus,
um den gleichen Preis von 61 Cent pro Kubikmeter wie
das fusionierte Unternehmen anbieten zu können und dass
es einer Fusion und weiterer Rationalisierung nicht be-
dürfe.

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist sachlich
nicht richtig. Das einbezogene Wirtschaftsberatungsunter-
nehmen Kienbaum hat bereits im Frühjahr 2001 Berech-

nungen durchgeführt, aus denen hervorgeht, dass nur eine
Fusion mit allen ihren notwendigen Konsequenzen, also
primäres Rationalisierungspotenzial im eigenen Verband,
Rationalisierungspotenzial im fusionierten Unternehmen,
gemeinsame Investitions- und Geschäftspolitik, Sicherung
des vorgesehenen Mehrabsatzes und Entschuldung  zu dem
angestrebten Preis führen wird. Dem Fernwasserzweck-
verband Südthüringen liegen diese Berechnungen von
Kienbaum vor. Diese Berechnungen haben sich insgesamt
mit allen weiteren Erhebungen, Nachrechnungen, sonstigen
Ermittlungen und Detailprüfungen nach wie vor als richtig
erwiesen. Ebenso hat der Verband seit Frühjahr 2001 die
Berechnungen vorliegen, aus denen hervorgeht, dass nur
eine Entschuldung etwa durch lastenloses Bereitstellen
der Talsperren plus Rückstellung für diese Talsperren dann
bei der von ihm bevorzugten Regionallösung nicht zur
Preisreduzierung im erforderlichen Umfang führen wird.
Auch an diesen Berechnungen ist zwischenzeitlich kei-
nerlei Korrektur vorzunehmen. Die Gegenbegutachtung
durch die Wollert-Elmendorff Deutsche Industrietreuhand
im Auftrag des Fernwasserzweckverbands Südthüringen
hat hierzu, außer der Generalforderung nach mehr Geld,
kein weiteres Handelsszenario entworfen.

Bei der Gesamtbeurteilung ist auch die Zeitfrage nun mit zu
berücksichtigen. Der Fernwasserzweckverband hat sich auf
eine Fusion nicht vorbereitet, dies muss erst in großem
Umfang vorgenommen werden. Nicht nur Rationalisie-
rungskonzepte und betriebswirtschaftliche Prüfungen sind
durchzuführen, sondern auch Konzeptionen für eine ge-
meinsame Geschäfts- und Investitionspolitik sind zu ent-
werfen, die dann in die Verhandlungen mit dem fusionier-
ten Unternehmen eingeführt werden müssen. Diese so
zwangsläufig entstehende Zeitverzögerung kann ohnehin
jetzt nicht hingenommen werden. Die schon enge Ter-
minfülle für die zum 01.01.2003 geplante Fusion könnte
nicht mehr eingehalten werden. Eine Verschiebung des
Fusionszeitpunkts kommt aus Kostengründen nicht in Be-
tracht. Ein Antrag auf Entschuldung des Fernwasserzweck-
verbands Südthüringen könnte daher nur als Antrag auf
Zutritt zu den neuen Unternehmen bewertet werden. Die
erarbeiteten Entwürfe des Gesetzes zur Änderung des Thü-
ringer Talsperrengesetzes und der Satzung für das neue Un-
ternehmen sehen einen Beitritt weiterer Unternehmen be-
reits vor. Ein Zutritt bzw. die Aufnahme von Verhandlun-
gen setzen jedoch voraus, dass es eine klare Position beim
Fernwasserzweckverband Südthüringen und ein von den
Verbandsmitgliedern allseits getragenes Mandat hierzu
gibt.

Wir halten es für richtig, dass der Fernwasserzweckver-
band Südthüringen die notwendige Vorbereitung trifft, da-
mit baldmöglichst Zutrittsverhandlungen mit der Thüringer
Fernwasserversorgung aufgenommen werden können. Ins-
besondere sind dabei von Bedeutung eine sorgfältige Er-
hebung und Bewertung aller Ausgangsdaten, eine Ana-
lyse der Synergie- und Rationalisierungpotenziale, ein aus-
gewogenes Personalentwicklungskonzept, eine langfristige
Investitions- und Absatzplanung, die Betrachtung steuer-
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licher und wettbewerbsrechtlicher Aspekte und die Prüfung
von Fragen der Bildung von Abschreibungen. Die Landes-
regierung ist zu gegebener Zeit gern bei den Verhand-
lungen behilflich. Ich habe Herrn Dr. Kummer geschrie-
ben und das so in dieser Form mitgeteilt. Ich werde mich
mit ihm im Juli wieder treffen, um zu überlegen, welche
Schritte gemeinsam weiter unternommen werden können.
Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Abgeordneter Kummer, Ihre Frage.

Abgeordneter Kummer, PDS:

Vielen Dank. Herr Minister, Sie sprachen davon, dass eine
Entschuldung des Fernwasserzweckverbands Südthüringen
ohne Fusion zu einem erheblichen zusätzlichen Mittel-
bedarf aus steuerrechtlichen Gründen führen würde. Kön-
nen Sie diesen erheblichen zusätzlichen Mittelbedarf bezif-
fern?

Dr. Sklenar, Minister für Landwirtschaft,
Naturschutz und Umwelt:

Herr Kummer, das tut mir Leid. Aber das mache ich hier
nicht. Ich weiß den Betrag, ich könnte Ihnen den nennen,
aber ich nenne Ihnen den nicht.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Herr Minister Trautvetter, war das eine Redemeldung für
die Landesregierung? Bitte schön.

Trautvetter, Finanzminister:

Herr Kummer, das können Sie sich selbst ausrechnen. Eine
solche Zuwendung ist ein außerordentlicher Ertrag und ist
zu versteuern und da kommen wir wahrscheinlich an einen
Spitzensteuersatz heran. Das heißt, das, was wir an Steuern
abführen müssen, geht dann auch noch zur Hälfte an den
Bund. Das heißt, wir nehmen Landesmittel, um den Bun-
deshaushalt zu finanzieren. Das kann doch wohl nicht Ihr
Ernst sein?

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Dr. Klaubert:

Gibt es jetzt noch weitere Redewünsche? Das ist nicht der
Fall. Eine Überweisung des Antrags an einen Ausschuss ist
nicht beantragt worden. Demzufolge kommen wir unmit-
telbar zur Abstimmung über den Antrag in namentlicher
Abstimmung und ich bitte, die Stimmkarten einzusam-
meln.

Dürfte ich Sie darauf hinweisen, dass die Plenarsitzung
noch nicht geschlossen ist.

Ich denke, es hatte jeder die Gelegenheit, seine Stimm-
karte abzugeben. Ich bitte um das Auszählen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wird gleich das Er-
gebnis der namentlichen Abstimmung kommen, wir gehen
jetzt in die Sommerpause und ich würde Sie ganz gern
noch ordentlich in diese verabschieden. Darum möchte
ich bitten, dass Sie sich noch einmal auf Ihre Plätze setzen
und wir dem Ganzen auch zu einem Abschluss verhelfen,
der dem Anliegen angemessen ist.

(Beifall im Hause)

Mir liegt das Ergebnis der namentlichen Abstimmung vor.
Zu dem Antrag der Fraktion der PDS in der Drucksache
3/2490 wurden 66 Stimmen abgegeben. Mit Ja haben
gestimmt 23, mit Nein haben gestimmt 42, es gab eine
Stimmenthaltung (namentliche Abstimmung siehe Anla-
ge 3). Damit ist der Antrag abgelehnt.

Ich schließe den Tagesordnungspunkt und ich schließe
damit auch die heutige Tagesordnung.

Ein Wort zum Schluss sei mir noch gestattet. "Landtag
transparent" ist das Motto des Tages der offenen Tür. Ich
möchte Sie noch einmal ganz herzlich einladen, natürlich
im Namen meiner Kolleginnen, Frau Präsidentin Lieber-
knecht und Vizepräsidentin Ellenberger. Wir möchten, dass
Sie sich morgen in diesem Landtag unter diesem Thema
auch alle gut präsentieren können. Besuchen Sie den
Kunstturm, zu dem das Hochhaus umfunktioniert wird,
schauen Sie, wie Frauen in Verantwortung streiten oder die
Fraktionsvorsitzenden die Argumente austauschen. Be-
suchen Sie die thematischen Veranstaltungen und vor
allem die 170 Veranstalter oder Organisatoren aus dem
ganzen Land Thüringen, die morgen hier sehen wollen,
wie sich "Landtag transparent" gestaltet.

Ich hoffe, dass wir gutes Wetter haben, dass wir uns alle
wiedersehen, dass wir morgen schon ein bisschen Er-
holung genießen können und dann in eine Sommerpause
gehen, die uns einen guten Urlaub bringt, in dem wir uns
erholen können.

Ich weise darauf hin, dass die nächsten Plenarsitzungen am
22. und 23. August 2002 stattfinden und bis dahin hoffe
ich auf gute Erholung und ein Wiedersehen, welches uns
allen eine gute Art von Politik bescheren mag.

E n d e   d e r   S i t z u n g:   18.21 Uhr
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Anlage 1

Namentliche Abstimmung in der 66. Sitzung am
14.06.2002 zum Tagesordnungspunkt 12 a

Enquetekommission "Schulentwicklung in
Thüringen"
Antrag der Fraktion der SPD
- Drucksache 3/2431 -

  1. Althaus, Dieter (CDU)
  2. Arenhövel, Johanna (CDU) nein
  3. Bechthum, Rosemarie (SPD) ja
  4. Becker, Dagmar (SPD)
  5. Bergemann, Gustav (CDU) nein
  6. Böck, Willibald (CDU)
  7. Bonitz, Peter (CDU) nein
  8. Botz, Dr. Gerhard (SPD) ja
  9. Braasch, Detlev (CDU) nein
10. Buse, Werner (PDS) ja
11. Carius, Christian (CDU) nein
12. Dittes, Steffen (PDS)
13. Doht, Sabine (SPD)
14. Döring, Hans-Jürgen (SPD) ja
15. Ellenberger, Irene (SPD) ja
16. Emde, Volker (CDU) nein
17. Fiedler, Wolfgang (CDU)
18. Fischer, Dr. Ursula (PDS) Enthaltung
19. Gentzel, Heiko (SPD)
20. Gerstenberger, Michael (PDS) ja
21. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) nein
22. Grob, Manfred (CDU) nein
23. Groß, Evelin (CDU) nein
24. Grüner, Günter (CDU)
25. Hahnemann, Dr. Roland (PDS)
26. Heß, Petra (SPD)
27. Heym, Michael (CDU)
28. Höhn, Uwe (SPD) ja
29. Huster, Mike (PDS) ja
30. Illing, Konrad (CDU) nein
31. Jaschke, Siegfried (CDU) nein
32. Kallenbach, Jörg (CDU) nein
33. Kaschuba, Dr. Karin (PDS) ja
34. Klaubert, Dr. Birgit (PDS) ja
35. Klaus, Dr. Christine (SPD) ja
36. Koch, Dr. Joachim (PDS) ja
37. Köckert, Christian (CDU) nein
38. Kölbel, Eckehard (CDU) nein
39. Kraushaar, Dr. Ingrid (CDU)
40. Krauße, Horst (CDU) nein
41. Kretschmer, Otto (SPD)
42. Kretschmer, Thomas (CDU) nein
43. Krone, Klaus, von der (CDU)
44. Kummer, Tilo (PDS)
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
47. Lippmann, Frieder (SPD)
48. Mohring, Mike (CDU) nein
49. Müller, Dr. Alfred (SPD) ja

50. Nitzpon, Cornelia (PDS) ja
51. Nothnagel, Maik (PDS)
52. Panse, Michael (CDU) nein
53. Pelke, Birgit (SPD) ja
54. Pidde, Dr. Werner (SPD) ja
55. Pietzsch, Dr. Frank-Michael (CDU) nein
56. Pohl, Günter (SPD)
57. Pöhler, Volker (CDU) nein
58. Primas, Egon (CDU) nein
59. Ramelow, Bodo (PDS) ja
60. Schemmel, Volker (SPD)
61. Scheringer, Konrad (PDS)
62. Schröter, Fritz (CDU) nein
63. Schuchardt, Dr. Gerd (SPD) ja
64. Schugens, Gottfried (CDU)
65. Schuster, Franz (CDU)
66. Schwäblein, Jörg (CDU) nein
67. Sedlacik, Heidrun (PDS) ja
68. Seela, Reyk (CDU) nein
69. Sklenar, Dr. Volker (CDU) nein
70. Sojka, Michaele (PDS) ja
71. Sonntag, Andreas (CDU) nein
72. Stangner, Dr. Isolde (PDS) ja
73. Stauch, Harald (CDU) nein
74. Tasch, Christina (CDU)
75. Thierbach, Tamara (PDS)
76. Trautvetter, Andreas (CDU) nein
77. Vogel, Dr. Bernhard (CDU) nein
78. Vopel, Bärbel (CDU) nein
79. Wackernagel, Elisabeth (CDU) nein
80. Wehner, Wolfgang (CDU) nein
81. Wetzel, Siegfried (CDU) nein
82. Wildauer, Dr. Heide (PDS) ja
83. Wolf, Bernd (CDU)
84. Wolf, Katja (PDS) ja
85. Wunderlich, Gert (CDU) nein
86. Zeh, Dr. Klaus (CDU) nein
87. Zimmer, Gabriele (PDS)
88. Zitzmann, Christine (CDU) nein
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Anlage 2

Namentliche Abstimmung in der 66. Sitzung am
14.06.2002 zum Tagesordnungspunkt 12 b

Enquetekommission "Schulreform im Freistaat
Thüringen"
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2494 -

  1. Althaus, Dieter (CDU) nein
  2. Arenhövel, Johanna (CDU) nein
  3. Bechthum, Rosemarie (SPD) ja
  4. Becker, Dagmar (SPD)
  5. Bergemann, Gustav (CDU) nein
  6. Böck, Willibald (CDU) nein
  7. Bonitz, Peter (CDU) nein
  8. Botz, Dr. Gerhard (SPD) ja
  9. Braasch, Detlev (CDU) nein
10. Buse, Werner (PDS) ja
11. Carius, Christian (CDU) nein
12. Dittes, Steffen (PDS)
13. Doht, Sabine (SPD)
14. Döring, Hans-Jürgen (SPD) ja
15. Ellenberger, Irene (SPD) ja
16. Emde, Volker (CDU) nein
17. Fiedler, Wolfgang (CDU)
18. Fischer, Dr. Ursula (PDS) Enthaltung
19. Gentzel, Heiko (SPD)
20. Gerstenberger, Michael (PDS) ja
21. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) nein
22. Grob, Manfred (CDU) nein
23. Groß, Evelin (CDU) nein
24. Grüner, Günter (CDU) nein
25. Hahnemann, Dr. Roland (PDS)
26. Heß, Petra (SPD)
27. Heym, Michael (CDU)
28. Höhn, Uwe (SPD) ja
29. Huster, Mike (PDS) ja
30. Illing, Konrad (CDU) nein
31. Jaschke, Siegfried (CDU) nein
32. Kallenbach, Jörg (CDU) nein
33. Kaschuba, Dr. Karin (PDS) ja
34. Klaubert, Dr. Birgit (PDS) ja
35. Klaus, Dr. Christine (SPD) ja
36. Koch, Dr. Joachim (PDS) ja
37. Köckert, Christian (CDU) nein
38. Kölbel, Eckehard (CDU) nein
39. Kraushaar, Dr. Ingrid (CDU)
40. Krauße, Horst (CDU) nein
41. Kretschmer, Otto (SPD)
42. Kretschmer, Thomas (CDU) nein
43. Krone, Klaus, von der (CDU) nein
44. Kummer, Tilo (PDS)
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
47. Lippmann, Frieder (SPD)
48. Mohring, Mike (CDU) nein
49. Müller, Dr. Alfred (SPD) ja

50. Nitzpon, Cornelia (PDS) ja
51. Nothnagel, Maik (PDS)
52. Panse, Michael (CDU) nein
53. Pelke, Birgit (SPD) ja
54. Pidde, Dr. Werner (SPD) ja
55. Pietzsch, Dr. Frank-Michael (CDU) nein
56. Pohl, Günter (SPD)
57. Pöhler, Volker (CDU) nein
58. Primas, Egon (CDU) nein
59. Ramelow, Bodo (PDS) ja
60. Schemmel, Volker (SPD)
61. Scheringer, Konrad (PDS)
62. Schröter, Fritz (CDU) nein
63. Schuchardt, Dr. Gerd (SPD) ja
64. Schugens, Gottfried (CDU)
65. Schuster, Franz (CDU)
66. Schwäblein, Jörg (CDU) nein
67. Sedlacik, Heidrun (PDS) ja
68. Seela, Reyk (CDU) nein
69. Sklenar, Dr. Volker (CDU) nein
70. Sojka, Michaele (PDS) ja
71. Sonntag, Andreas (CDU) nein
72. Stangner, Dr. Isolde (PDS) ja
73. Stauch, Harald (CDU) nein
74. Tasch, Christina (CDU) nein
75. Thierbach, Tamara (PDS)
76. Trautvetter, Andreas (CDU) nein
77. Vogel, Dr. Bernhard (CDU) nein
78. Vopel, Bärbel (CDU) nein
79. Wackernagel, Elisabeth (CDU) nein
80. Wehner, Wolfgang (CDU) nein
81. Wetzel, Siegfried (CDU) nein
82. Wildauer, Dr. Heide (PDS) ja
83. Wolf, Bernd (CDU)
84. Wolf, Katja (PDS) ja
85. Wunderlich, Gert (CDU) nein
86. Zeh, Dr. Klaus (CDU) nein
87. Zimmer, Gabriele (PDS)
88. Zitzmann, Christine (CDU) nein
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Anlage 3

Namentliche Abstimmung in der 66. Sitzung am
14.06.2002 zum Tagesordnungspunkt 18

Entschuldung des Fernwasserzweckverbandes
Südthüringen
Antrag der Fraktion der PDS
- Drucksache 3/2490 -

  1. Althaus, Dieter (CDU) nein
  2. Arenhövel, Johanna (CDU) nein
  3. Bechthum, Rosemarie (SPD) ja
  4. Becker, Dagmar (SPD) ja
  5. Bergemann, Gustav (CDU) nein
  6. Böck, Willibald (CDU) nein
  7. Bonitz, Peter (CDU) nein
  8. Botz, Dr. Gerhard (SPD) ja
  9. Braasch, Detlev (CDU) nein
10. Buse, Werner (PDS) ja
11. Carius, Christian (CDU) nein
12. Dittes, Steffen (PDS)
13. Doht, Sabine (SPD) ja
14. Döring, Hans-Jürgen (SPD)
15. Ellenberger, Irene (SPD)
16. Emde, Volker (CDU) nein
17. Fiedler, Wolfgang (CDU) nein
18. Fischer, Dr. Ursula (PDS)
19. Gentzel, Heiko (SPD) ja
20. Gerstenberger, Michael (PDS)
21. Goebel, Prof. Dr. Jens (CDU) nein
22. Grob, Manfred (CDU) Enthaltung
23. Groß, Evelin (CDU)
24. Grüner, Günter (CDU) nein
25. Hahnemann, Dr. Roland (PDS)
26. Heß, Petra (SPD)
27. Heym, Michael (CDU) nein
28. Höhn, Uwe (SPD)
29. Huster, Mike (PDS)
30. Illing, Konrad (CDU) nein
31. Jaschke, Siegfried (CDU) nein
32. Kallenbach, Jörg (CDU) nein
33. Kaschuba, Dr. Karin (PDS) ja
34. Klaubert, Dr. Birgit (PDS) ja
35. Klaus, Dr. Christine (SPD)
36. Koch, Dr. Joachim (PDS) ja
37. Köckert, Christian (CDU) nein
38. Kölbel, Eckehard (CDU) nein
39. Kraushaar, Dr. Ingrid (CDU)
40. Krauße, Horst (CDU) nein
41. Kretschmer, Otto (SPD)
42. Kretschmer, Thomas (CDU) nein
43. Krone, Klaus, von der (CDU) nein
44. Kummer, Tilo (PDS) ja
45. Lehmann, Annette (CDU) nein
46. Lieberknecht, Christine (CDU) nein
47. Lippmann, Frieder (SPD)
48. Mohring, Mike (CDU) nein
49. Müller, Dr. Alfred (SPD) ja

50. Nitzpon, Cornelia (PDS) ja
51. Nothnagel, Maik (PDS) ja
52. Panse, Michael (CDU) nein
53. Pelke, Birgit (SPD) ja
54. Pidde, Dr. Werner (SPD) ja
55. Pietzsch, Dr. Frank-Michael (CDU) nein
56. Pohl, Günter (SPD)
57. Pöhler, Volker (CDU) nein
58. Primas, Egon (CDU) nein
59. Ramelow, Bodo (PDS) ja
60. Schemmel, Volker (SPD) ja
61. Scheringer, Konrad (PDS)
62. Schröter, Fritz (CDU) nein
63. Schuchardt, Dr. Gerd (SPD) ja
64. Schugens, Gottfried (CDU)
65. Schuster, Franz (CDU)
66. Schwäblein, Jörg (CDU) nein
67. Sedlacik, Heidrun (PDS) ja
68. Seela, Reyk (CDU) nein
69. Sklenar, Dr. Volker (CDU) nein
70. Sojka, Michaele (PDS) ja
71. Sonntag, Andreas (CDU) nein
72. Stangner, Dr. Isolde (PDS) ja
73. Stauch, Harald (CDU) nein
74. Tasch, Christina (CDU) nein
75. Thierbach, Tamara (PDS) ja
76. Trautvetter, Andreas (CDU) nein
77. Vogel, Dr. Bernhard (CDU) nein
78. Vopel, Bärbel (CDU) nein
79. Wackernagel, Elisabeth (CDU) nein
80. Wehner, Wolfgang (CDU) nein
81. Wetzel, Siegfried (CDU) nein
82. Wildauer, Dr. Heide (PDS) ja
83. Wolf, Bernd (CDU)
84. Wolf, Katja (PDS)
85. Wunderlich, Gert (CDU) nein
86. Zeh, Dr. Klaus (CDU)
87. Zimmer, Gabriele (PDS)
88. Zitzmann, Christine (CDU) nein


